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Vorrede 

zur ersten Auflage. 



IN^elche Stelloog dieser erste Versuch auf dem wis-* 
senschaftlichen Gebiete eiozuDehmen strebet, erhellet, 
aus deir Eiiüei tu6g. Je ernstlicher der Verfasser naefa 

scientifischer Förderung gerungen hat 9 dei^to strengter 

♦ 

möge die öffentliche Stknme ihn beurtheilen, denn 
wir lebea nicht mehr in der Zeit , wo der gute . Wille 
fiir die That gelten kann. Wer mit den Kräften^ die 
ihm zu Gebote stehen 9 keine dadkenswerthe Wirkung 
sich versprech^i darf ^ ist es heute sich selber schuldig, 
die Feder unberührt zu lassen ^ man mag sein mate« 
rielles oder sein geistiges Capital gauiz zu Papiere 
machen, die Folge ist eine und dieselbe. 

Obgleich der yerfasser aus diesen Gründen den 
Inhalt seines Buches ohne schützende Bev(»twortun^ 
seinem Sc^cksal, überlässt, so achtet er es doch fiir 
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seine Pflicht^ aber die Form einige Bemerkungen vor- 

zubringen, die vielleicht Miss Verständnissen vorbeugen. 

Das Werk ist aus aeademischen Vorlesungen er- 

wachsen , und hat nicht alle Spuren seines Ursprungs 

verwischt. Einerseits verräth es die ganze Strenge 

« 
der Kathederwissenschaflt, andrerseits zeiget es die 

r 
/ 

volle Wärme des mündlichen Vortrags. Wie ein 
jedes zweckmässiges Compendium trachtet es mehr 
nach Vollständigkeit als Umständlichkeit , und giebt 
auch dem Neuen und Eigenthümlichen (insoweit noch 
,ein Autor etwas neu und eigenthnmlich nennen darf) 
keinen grösseren oder vorspringenderen Raum, als die 
Proportion des Systemes gestattet. So viel wie mög- 
Kch hielt sich der Verfasser an die gangbaren Ein- 

m 

theilungen und Begriffe. Hätte ihn nicht schon eine 
natürliche Abneigung vor unnöthigen Neuerungen dazu 
bewogen, so würde ihn der Missbrauch mit neuen 
Notionen, der an der Tagesordnung i^t, dazu be- 
stimmt haben. Die wichtigen Abweichungen, die er 
sich erlaubte, rechtfertigen sich durch die That. Script 
tores juris f sagte schon der alte Berg^r, distinetioi' 
Hüpus et usu certarum formularum potius confundunty 
fuam explimnU Die Unterscheidungen und Formeln 
des Verfassers dienen gerade, die Hauptsache zu 
vereinfachen und ins Klare zu setzen. — Der Stand- 



punkt, welchen derselbe behauptet, nöthigte leider! so 
einer durehgehenden polemischen Richtung. (Möge 
der Widerspruch, der darauf folgen dürfte , seinen 
Platz nirgendwo anders als auf der Mittellinie suchen, 
lind namentlich die Ansichten auf Pag. 30, 60^ 100, 

» 

304 weder aus dem Zusammenhange reissen, noch 
ii^endwie entstellen). Fär das Werk selbst hat die 
Polemik den Vortheil, dass häufiger citirt wurde, als 
in Staats wissenschaftlichen .Schriften gebrauchlich ist. 
Vielleicht vermisst man desAwegen die Angabe der 
Literatur nicht, die ausserhalb des Zweckes liegt. — 
Scheinen einige Aeusserungen und Anspielungen nicht 
zu dem Orte zu passen, wo der Verfiisser wirkt, so 
«rklSrt sich dieses daraus, dass er, ein Eingewan- 
derter , von Atiklängen an die Heimath , die er gei- 
stiger Interessen wegen verliess, leicht beschlichen 
wird. 

Breslau, den 31. 'Januar 1831. 



V o r r e d e 

zur zweiten Auflag^ef 



Mwa die Besorg^ung einer neuen Auflage jedem Schrift- 
steller zum Vergnügen gereichen muss, so darf ich 
unverholen meine Freude aussprechen, die ich über der 
Umarbeitung dieses meines ersten Buches empfunden 
habe. Ich Igonnte in der ersten Auflage (1831) meine 
Gedanken nur so roh und unvollständig, mit «o man- 
chen Irrthümern vermischt, mittheilen, dass ich mich 
glücklich schätze, durch Berichtigung des erkannten 
Irrigen, durch Erläuterung des Zweideutigen, durch 
Ausfiihrung des zu flüchtig Hingeworfenen und durch 
Hinzufügung des Neugelernten , das alte Buch in ein 
neues umwandeln zu können. Ich habe dadurch nicht 
die grosse Zahl vorhandener Bücher vermehrt, sondern 
nur die Zahl all zu mangelhafter um eines vermindert. 



Ich furchte nicht, dass die neue Auflage eines 
systematischen Umrisses der Sfaatswissenschaft hinter 
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mehreren neuesten, höchst aäsfilhrlichen Werken von 
Dahlmann, ZachariS u. A. als ganz äberSttssig 
und aufdringlich sich ausnehmen ^erde* Das Bedfirf- 
niss einer systematischen Entwicklung der politischen 
Wahrheiten mit sorgsamer litterar« historischen Andeu- 
tung ihres geschichtlichen Hervortretens ist gewiss vor- 
hanplen, und wird durch jene Schriften nicht voll* 
kommen befriedigt, welche mehr gewisse prakfasehe 
Aufgaben verfolgen. Insbesondere aber ist die ge^ 
schichtsphilosophische Begründung der Staatswissen«' 
Schaft jetzt populärer als zur Zeit der ersten Auflage, 
wo die meisten Beurtheiler ^,geschichts-philosophisch 
begründet^^ umwandelten in „geschicfatlidi-philosophiscli 
begründet^^^ was etwas ganz anderes bedeutet. Meine 
Schrift bemüht sich gerade um eide Aufgabe, die 
Gervinus in seiner Recension von Dahlmanns 
Politik (Historische Schriften. Band I.) als eine noch 
zu erfüllende hinstellte, nämlich die Politik als eine 
Philosophie der pulitischen Geschidite hervorleucbien 
zu lassen und an die Stelle vereinzelter Regeln welt«- 
historische Gesellschaftsgesetze zu entwickeln. 

' Ob meine Schrift in ihrer neuen und verbesserten 
Gestalt dem tieferen Denker genügen könne, steht da- 
hin* Die Kritik wird darüber sich vernehmen lassen. 
Ihr stelle ich die neue Ausgabe bloss , wie die alte, 
.und diese meine Blossstellung gescbieht von mir nicht 
aus Ueberschätzung , wie Leipziger und Hallenser 
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Cregn^r glaube« konoten^ sondern ganz all^n aus höbe«» 
Itespekt vor unserer Literatur , die nur Jberejchert^ 
nicht blo» C^ermebrt sein will. 



r^r ährend des Drtiekes dieser neuen Ausgabe üher^ 
rasthte den f^erf asser , der eben mit der Abfassung 
der vorstehend mitgetheilten^ wohl nnvoÜendet geblie- 
benen Vort*ede beschäftigt war^ eine schmerzliche 
Krankheit^ die ihn atn 13. März d^ J. im 37. Jahre 
seines tIMigen Lebens dahin raffte. — (üfan ver- 
gleiche: ^^Johann Schön. Eine biographische Mit' 
theitung von K. G. Notvack'^ welche Schrift in un^ 
SGrm J^eriage erschienen ist.) Dreizehn Bogen det\ 
neuen At^age waren bereits gedruckt ^ und zu den 
andern fand sich in Schön' s Nachlasse das fast ganz- 
lieh geordnete Manuscript vor^ das wir gewissen- 
haft abdrucken Hessen. Die staatswissenschaftliche 
Thatigkeit des ß^erewigteh hat allehthalbeti so grosse 
Anerkennung gefunden^ dass wir deshalb auch diese 
neue Auflage der gelehrten ¥Velt zuversichtlieh über' 
reichen zu dürfen glauben. 

Breslau j im November 1839. 

Die VerlaKShandliiiis. 
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wendigkeit, gleioln¥obl ohne Unterlag naeh dieaen ZMe 
hinsu8|reben« 

Ein flüchtiger Blick auf die gewöhnlichen Begrfindnnga- 
weisen der Staatswissenscbaft wird einerseita lehren, dai» 
der Mangel des wissenschaftlichen Charakters immer auf 
den Mängeln der Grundlegung beruhte, und andererseits Ter- 
deutlichen, was der Versach ejfier gescbichts-philosophischen 
Begründungsweise verspredi^n darf. 

QewöhnUehe UegründungwwetMtn. 

Der menschliche Geist geht in Bezug auf den Staat 
entweder von der Empirie (a posteriori) aus , oder von der 
Idee (a priori)^ oder verbindend und vermittelnd von beiden 
zugleich. Daher drei Hauptbegründii^ngsweisen der Staats« 
wissenschaft ! * ^ 

Ehe der Mensch die Erscheinungen des politischen Le- 
bens in ihrer vollen Bedeutung erfassen und in ihrem inner- 
sten Zusammenbang erkennen mag, ist es noth wendig, dass 
er dieselben erst zusamifiensti^Ilt und durch ihre Vergleichnng 
gewisse Regeln sucht. Obgleich also Plato vor Aristoteles 
lebte, so darf doch die empirische Begründungsweise als die 
erste besprochen werden. xVlan darf es als eine Merkwür- 
digkeit betrachten, dass unbestreitbar der Aelteste der em- 
^ piristischen Politiker der. Grösste upd Tiefsinnigste dersel- 
ben geblieben ist. Aristoteles sucht noch den innren Zu- 
sammenbaiig der politischen Erscheinungen vorzulegen. Er 
•erforschet zu diesem Behufe ganz im Allgemeinen, wie und 
.wozu die Staaten entstehen. Den letzten Grund weiset er in 
einem Naturtriebe nach, der die Menschen durch die Familie 
hindurch zu der grossen Gesellschaft leitet , die wir Staat 
n^ennen. 'Erhaltung und Glückseligkeit bilden die Absicht 
dieses Triebes, seine vollständige Befriedigung muss der 
Endzweck des Staates sein. *) Darnach, als nach dem höch- 
sten Maasstabe, misst der Philosoph die Erscheinungen. 
Was gegen die Erhaltung und Glückseligkeit streitet, wird 



*) Politik, I. 1. 
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Aititmgißffeobt «fkLä;*! utul vctrworfiin; was aber damit fiiber^ 
einstimmt, wird gebilliget. Die Staatskunst hat kein ande«^ 
r(B!9 Gisat^faäjft^i alsidifr-Maassi'egeTn und Eiiiptcbcin»gen griiörig 
aaiuwendeii, die naoh der - Erfahrung ein 'geg^baiies Volk 
aelbstständig »ad .^Ifioklfdi Hiacben; So liefert Aristotel^ 
iff /diBm ^scbeiDbareii Aggregate etaeeln^r Abhahdluiigcin ein 
afMam^veahtogendes ClaiuEe« An Häiter und Schroffheit 'wird 
er freilich auch von Wenige« •übertro[ft'em-''*Erobeirciiigs^ 
kriege nennt er z. B. eine natürliche Erwerbsart, eine 
Gattungj^a% Jagdi — Cicero, M^cbiaveUi: uod Bodinus tre^ 
ten ganz in seine Fusstapfen« **) Die Spätem, die selbst- 
ständig sich erweisen, verlieren mehr oder weniger, den 
t*äden der Natur ' aus den 'Augen , welcher den griecbi- 
ischen Philosophen aus dem Labyrinthe der Thatsachen ge- 
leitete. Sie betrachten nicht mehr die Menschengattung, 
wenn sie vom Staatsvereine sprechen;, de^r einzelne Mensch 
ziielit ihre Aufmerksamkeit auf sieh; ef ist Jhnen ein völlig 
Velbsistaridiges Wesen, Während er bei deni Griechen ausser 
den! Zusammenhange mit dem Ganzen gar keine Bedeutung 
lüat. Daher siiid diesen ^chrifsf ellern die Staaten nur Ver- 
tiinduhgeil der einzelnen Menschen, Heren Zweck i\e in der 
Verfassung ausgesprochene Thatsache bestimmt. Als das 
Gerechte erscheinet aus diesem Grunde alles dasjenige, wel- 
ches dem in der Verfassung bekundeten Gemeinwillen ent- 
spricht, ukid die Staatskunst hat blps die Aufgabe, das 
l^remdartige in allen Maassregeln zu erkennen und tvi be- 
seitigen, ^o erscheint d^r wahrhaft grosse Montesquieu in 
seinem so überaus geistreichen Werke von den Gesetzen?*) 



*') Cicero, fragm. df repoblica. . (Betrachtungen darüber schrieb 
Zachariae, 1823.) Machiavelli schrieb im 2ten Decönnio deii 
16. Jahrb. Unt^r8uchungen über römtscbe Staatsgeschicbte und 
das Buch vqia Fürsten. Das letztere hatte .ursprüoglich die 
Uebers<^rift : von den Fürstenthümern ; diese Titelädderuug gab 
AnlasS) das Werk für eiue Satyre auf die Monarchie zu hal- 
ten,, uährend es eine aristotelisch-empiristische Anweisung ist, 
wie ein Fürst zum Besten des zerstückten und bothmässigen 
italietis sich eiae grosse Macht erwerben und erhalten k<»nne. 
(Vgl. Artaud, Machiavel, 1833. Gervinus, bist. Schrift.) Bodinus 
schrieb de republica 15T6. 

) De l'esprit des lois, 1148. 
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nicht viel anders l/ne ein AbdeaiaC, dep. «eise Bade auf^ 
sclilägt aaf öffentlidieiii Marie««, apd die RatientMi.atfichilKäl- 
vaiers Physiognomik kla»iifidre«id, a«i .bandertiTiageloliea 
probate Heilniftel Amt adle ni^gliobe» ZasMInd^ mut fiabnei- 
oben btrbeiholet Die ^intbnilMg der Staaten > in .HtfoUi^ 
ken, Monaivhiea dad Despotien h^t gcnwias aetib.MilBrbaii^ 
aber aoob iieit mekr ist es die Dacatettimg ibcec .bewegd»* 
de« Prineipien. Sebr gut widerlegte DtatuH de Traojif^ 
die Carpite}, twerio er • idie . Geaetto' gleicb«ttti < itf raehttaibt, 
die «in Bepabliken . rfie Tugend 9 in Mahai«faUd '4i«.:£bDi!^ 
in Deapoiamdie FtirobtibeitvnfaaeB aoltea«-^ Mit irf^liWeal^ 
ger (jeartl) mk^r. iiiit mefat biatetriKchem TablÄ'acnidtm K. I» 
v^ Häller *^} die* 84aa4»ii Mush * ibreaii gaticfaiob£liehen 
€banikter)> ubd entwarft umsiebtige' flegele ibcer Eriraltungl 
£r fiiUctt Aber \ Rueh die Nothwendigkeüt ^4i<i«dec^i 4ki8Ji^niga) 
welolMs im Laufe der Zekf^n sich . entwickelter, anditiiian 
köberen Crrtiait zu atiiizen. Sie, flüohtei «r* au dein. Willea 
Gottesy den geanäss der Gewalt^ auf Ejtdan Ji^iNmiiheii «oH; 
und folgert lails den göU^ehen Gebot Ider Liebe, die .Gfundi* 
ßHtste der Klugbeil« —• Allein «durob «üesen Sdiiitt) •geht-Hia 
politisobe £mpirie acbon &aß/ ibretn eigentbtmliebfcln.Kreiae 
bcarana, und «rbläipet auf eine onaiweideutige WäiaeJhfetJflrf 
zaläng)Bobkeit Sie hat uaetreMg ibh'e gtoaaen Voniiige luad 
lieferte, relobt .eigeädidi de0 >«acbballj|g4ll S&toff^ der iwiasdiif 
.acbaliilicb: bearbeitet sein. wilL .Weil . jeÜoob rdi0i'£i««bei4> 
»nn^iawieit: auf ,deii^ 4u]Dk»ln Grtindfe einer; höhereii! steUt, so 
kann die Empirie niohtd» den .Gesetzen dring^e, jiaqb 'wtf« 
eben sich ^r*^ Staat Mf Erden beweg»!^« Sie giekt bfos 
gründliche Atf&dllÜ8ae iiber daaAeoaserlieho udd' bleibet die 
Antwort aohuldig, Vweaii ^iie Frage« das sWes^hifte' belriffiu 
Notbwandiger Wfeise fehlet es Ihren« IteaattaMi anSiiügiM 
iweinheit und. Unbediagtbeit. . . 1 ■ ii .<;... 1 

Was ^ie- Emji^irfe dunkel Ifiitot, damaeh^#(»hK;bei' iüt 
m^nschfitbe G^st 4m efrfrigi^tet) ,' sobald et* Um 9ewmkiii^ 

I 'I I 1' 'at '•{•.'' 
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*) CoDimentaire 4itT resprit des lois, ASM. Uebersetxt und gio/tsSrt 
* Ton 3Hür8ta<lt. 182tf. ' ' ' ' ' —^ PiTy 

**) tlcNitsNM^tion'der SlaalftsA>iSHfeniUiaftV ni6«^l§&l. i> f .(!;.i* 
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seiner selbst gekommen ist. Daher entfaltet sich neben dem 
Eiäpirismas immer der politische Idealismus, der die Er- 
scheinungen als vergängliche Hüllen eines Ewigen und Sitt- 
lichnotbwendtgen erfasset. Leicht stellet er sich dar, der 
Versuch, die Bildung der Staaten zu betrachten als die irdi* 
sehe Gestaltung eines Göttlichen, ivelches durch die Men- 
schen zum zeitlichen Dasein gelangen muss. Diesen Weg 
ging zuerst Piaton. Das Göttliche auf Erden ist ihm ein 
Ausflnss des Ewigen, welches gewissermassen sporadisch in 
den n^enschlichen Individuen erscheinet. Diese göttlichen 
Atome Hiessen wieder zu einem Ganzen zusammen. Dieses 
geschieht 4n dem Staate, denn der Staat ist nur der erwei- 
terte Mensch. Die vollkommenste Seele ist Bild des voll- 
kommensten Staates. Wie die Vernunft durch die Energie, 
des Willens herrschen muss über die Leidenschaften, so 
müssen die Weisen mit Hülfe rüstiger, besonders mit höhern 
Gaben ausgestatteter, und ganz und gar för das Gemeinbeste 
zu erziehender und anzuwendender Naturen (Wächter) das 
gemeine, den Unterhalt Aller nach fester Arbeitstbeilnng 
beschaJSTende Volk regieren. Der Gesetzgeber muss die Ideen, 
die Urbilder göttlichen Wesens, welche Gegenstand einer 
reinen geistigen Anschauung sind, den Augen der minder 
gesteigerten Bürger nahe bringen und in das Gemüth ver- 
pflanzen. — Dieser Platonische Staat ist nicht als ein absolut- 
nothwendiger In seinen einzelnen Theilen construirt, sondern 
manches lässt sich aus Vorliebe für Sparta, manches aus 
Abneigung gegen die Atheniedsische Volksherrschaft erklä- 
ren. Daher in Piatons „Gesetzen^^ schon Vieles anders. Diese 
etwas willkührliche Aufstellung des Staatsideales erklärt es^ 
warum nach der Wiederherstellung der Wissenschaften Plato 
lange Zeit nur Träumereien von moralischen Mnsterstaaten 
erzeugte, so die Insel Utopia, die (1516) Thomas Moros 
auf das 9nmuthigs|e schildert ^ so die Civitas Solls, die ein 
Jahrhundert später (1620) der Neapolitanische, abentheuer- 
liebe Mönch Campanella im östlichen Asien existiren lässt, 
so später die antikeingerichtete Oceana des Harrington 
(j- 1677). Gütergemeinschaft, öffentliche Erziehung, Tbeil- 
nahme des Volks an der Regiorang n. s. w. sind das Ge- 



nMiManie. -^ Sehelli^ v^ar mt^ ier dm {NilMftcdiM Maadia* 
umis wieder beb, inilaiii er ibn auf eine neae Wehe ent«^ 
wickelte. Er beaeitigte daa bei Plato Twwaltende System 
der Emanation, nach welebem das Höbere nur einige Zeit 
anf Erden giänset nnd dann sieh in Stanb verwandelt, nnd 
befestigte das System der Evolotion, nach welebem das 
GiHtliebe selbst in der Welt sich ^fenbarat. So erscheine^ 
denn der Staat als ein geistiges Wekpredakt» wevin das Ab- 
sdlate steh spiegelt. Wie der Mensch als die ,)Krone der 
Etttwsckinng der realen Fotenfen^* hervortritt, so bildet der 
Staat die „Krone der Entwicklung der idealen Potenaen.^ — 
Die Ahming eines „freien Orgairiamna .freier Wesen*^ durch- 
sackte die besonnensten Gemüther^), aber daa Erschlichene- 
dar Censtruetic^n liess sich weder verkennen noch beseitigen. 
Selbst aps J. J. Wagner*s **) mathematischen Forwelo vor« 
breitete «ich kein Licht über das dunkle Gebiet, Hegern 
war es vorbehalten, in seinen Grandlinien des Naturrechta 
und der Staatswissenschaft (1821) den politischen Idealismus 
ins Kl^re zu setxen. Es ist hier der Logos, , der in die sub- 
jectiven Geister eintritt und durch ihr freies Streben sich ob- 
jeotiyiret. 0er Staat ist nun der objjeotiv gewordene Geist, 
die sittliche Welt anf Erden, die verwirkli<chte Vernunft, 
und die Staatsformen bezeichnen pur den Grad der welthisto- 
rischen Bildung eines Volkes. Die höchste Stufe dea Staan 
tes, wo die Idee die UDendiicbe Form gewann, ist demnach 
die constitntionelle Monarchie, die aus der christlicb-germar 
niachep Gestalt des allgemeinen Geistes bervorgeblni^et ist. •— 
Wie sehr wir auch den politischen Idealismus anerkennen, 
welch' ein glftnaender Wegweiser er in der Speculation auch 
isty so lässt sich auf ihn die Staatswissenschaft in unserem 
Sinne doch nicht bauen« weil sie es nicht blos mit der 
Idee, sondern auch mit der Erscheinung zu thun bat, und 
sich nicht darauf beschränken kann, den Staat als ein in 



*) Gönner'8 Vorrede zu Nibler's Staat aus- dem Universum ent- 

>vickclt. Landeshut, iSOS. 
**) StaaUwisseoschaft und Politik, i80S. Is neuerer ZeH hat 

Scheliinff selbst das Dunkle zu lichten versucht Vgl. Stahl, 

Phlloso^a des Rechts , 1830. 



„iHeget^y/ md«in >^ . in . »einer WirkUoU^eit aulgleftoh/in. 4m 
^«^^s^ieitie GkidtfittB iritt, tritt, in einem mie«diichei Reiehtbam 
yV^ Formenivnd'Geäsleltiuigen hervcH*, 'iia4 i^iasiehet fteioM 
,,KerQti|iliil*:der. /biioten' Rinde« .Diesearnnendliicjie Matenid 
MÜpid i^eiM^Begülifiibg ist nieht Gegenaland • der Philosophie«'^ 
Abe«) die «ReguIiriHig dieter Mannigfaltigkeit bildet cÄM^vei^^ 
zügliehe Angabe des i-Siaalswissensehaflt) und nöthiget dM. 
Forschei; ein «olohes Pirioeip a«jEzuatellen,;welehes>au€h.ätiei^. 
dali^ Feld der Zn&Uigkeitefi.ieiiie tnbherei Biebtschwii'isieliet« 
Ausserdem isitddr poKtiscbeldealisnua nicht selten geSÜaah 
H^b) indem ef /mir zn ieiehft'^zui einem gewissen starrdn Ah4 
scdutisftito fUurt^ der deHiiinianscUicheii Dasein xvidisrstcebt«. 

Die *t^^}nfdeihd#, Spekulation und Empirie verhiiHeliyd^y 
Begrüfidnngls weise derSiaäti^wissenscbaft iWt ^o inantiigfaMg; 
als mkik ¥erttiit(elungsprintipien zwischen' SpeotilHtion unfd 
Erfahrung anwendet. • '^ " 

'Die allgemeitisief Begrükidungsweise ist offenbar dieje» 
nige, welche das' Nattii*recht zur Grundlage niinnlt. Es wird 
hier ebenfalls ton" einem Höliern atisgegangen, nämlich von 
'demiauten Soll ini Menschenbuäen^ indessen wird dasselbe 
nur so weit bierücksTchtiget, als daraus* ieine' Sphäre gleicher, 
freier W711k&hr ßir jeden" Menschen herzuleiten ist Diese 
RecbisSphäre zii behaupten miiss der Menseh init ändern 
eineli Vertrag abschliessen, vermöge welches er unter der' 
Bedingung der' Rechfssicherheit einem' gemeinschaftlichehf 
Haupte gehlorchet. Der Staat 'ist ein Institut für das Natur-; 
reeht; iisit trgeiid einer ^dfesek nicbt,'so hat er keine 'Rechts^ 
giihigkeit; und können die Mitglieder IhdanfUeben odei't^^ 
ändetitf;'^ Die SiaaMünst' besieht dartb; das Naturre^ht mfW 
den iliShdesito Aufopferdngeh iu realtsiren.' ^ — iDlese* von 
Hugo Gh>tiiArs **) datii-ehde Begründlin^swelse ^wurd^ dui^cV 
die ersten Ahh'äriger "^^^ an den firopiHstdus langcfknüpft. 
Man ging näpilich von einem Naturstande der Menschen 
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; . ") INalurieclift. Varrede 6.' XX.. ' » .....,<• 

1*j Hl^o Qrotiufl^' de jvM pBcif et belli, 1625. ■ > 

***) Hobbcs, de cive 1646. Locke,<two IraiftMea of gov^elrpmsat» 1690. 



aua^ wo si« alle frei «nd gMdi l^btte^ und unlersiiebte» 
wanün der k«tedicbe ZoMilid (der böige#Uche) eiDgegangen 
wurde^ und was getchehen sollte, damit man nicht den ente- 
ren sunlekwüQsohe. > Die Spätem verliessen' diese histori» 
nebelt \Hy|[H>llieaea and niUierti» sieh dem Idealismus. Da« 
Beeht- wtarde in seiner si tdichen* Bedeutung etgriffen und als 
der S^in der Staalsweisbeit gebandhnbn "*) Di^se. Begriia- 
dnngsw^ise gewann durch eine. strengt Formt, aUeiq sie hat 
ein Dseifacheri gegen <sioh..N'£c8(ens fSült iq die..Aegm, da|^ 
«iavon eJdlet:;UnwahffhdM imsgrfiel^j Sie rilaebt den eina^ 
Ml MeiQMheii ^umJUittelpuiikto des. Universums, :sie .reuist 
ibn lasüvonudcta .tausend Baideily tctie. ihsK an« da*t knüpff^f 
was aussaii thm reiuiitirt^ Jii, ^ Sie schneidet ihn «albst von ^defr 
Gottheit ab. ZwMtens ist: des Grundsatz des. ganzen Systems, 
nämlich das Postulat äussinrer Willkühc, ^w^bdeatiger Natur. 
Der Unterschied zwischen* ulnarer- lind. äussener Freiheit war 
leicht zu machen, aberlnoeh fablet des Naeliweis, wie beide 
aus ^er,. Yf^rn^unft folg^fou . fi^fipt erkläret .die ^s|nssere Frei- 
heit fiir ein Mittel der innern, und JlUMst^sie darum von dor 
Vernunft pvstuliiren, , allein mit, gutem Grunde leugnet ein 
neuer. Schriftsteller die Notkw^ndigkeit. davpn und meinet^ 
dass man* im Stande is(^ ein sittlichies.Wösfn zu sein, wenn 
man/ sich f^uch ^cl^t aufhängen . dai;f. |(a(it; selbst. yerwfM^t 
del(t d^ Nicjutrerbotenseii^ : 3^, .^iuefu nUgcimein^a.BffHg^seii^ 
uad b^g^ht gegei^ s?ini^,.^g^ß Heb^^^f^ugung . deq , >Vide|:t 
spriiiüih., ef^^pB^ ^da,^Ji)/?JpJ^e^. ß^f^tjBeR.,?*) „ Digitte^m .endlich i|st 
g?WÄ>ij(!Wf^^t>« «Iw Wwpen .prei^^ll ^ ;(^leiG^batt ^U.ef 
W(«H!yid>« a^hrüäjcfc^t., .UlUer, 4mi^b?W«fl^c^ Ve^«i^ 
Abfii^^^9i|o^f,vj^lPücbrtg9lt^^ch das , Wese^ > d^s Stapit^:; .sta^.t 
des, Di#mw^^.<if^ii|^ ^^gentjUc^es^ Sfei^kmal: i^ der wiundei\ 
I]far^;^risraUi<i^t|oi9. d^n-Urstpffe basjteht» bleibt ein wenig 

, ,. Aus letzterem :Gj*unde nahmei| frühzeitig Viele zu dem ne« 
gativen Staatsz wecke des Naturrechts den positiven: Wohl- 



'^y Rous^eaif^ Odntrat social, 17^. ?9oeh eVitsehietfner Kant (Rechts- 
lehre 1797) und die deutsche Philosophie überhaupt.' 

V).Re«htsl(shre, S. X3UK .Uebcr da^nNaturtecht in heutiger Zeit 
vergl. Fischer, Stand des Naturrechts, 1837 
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fahrt hinzu, sobald Im ISten Jahrhanilert die erste Keniit*- 
niss der Nationalökonomie sich Bahn gebrochen. Naeh den 
Ansichten der Pfaysiokräten , die mit Qaesnay (17S8) die 
Natur als alleinige^ Güterquelle betrachteten, träumte in 
Frankreich man eine Staatsordnung, die man ordre naturel 
nannte. ' Indem A. Smith (1776) alle und jede Industrie 
als Güterquelle aufstellte, ward freilich eine andere Ordnung 
der Dinge fBr natürlicher anerkannt, aber der Gedanke der 
Wohlfuhrt als positiven Staatszweckes blieb stehen, und 
fnhrie zu dem Princip der Nützlichkeit, worin die meisten 
englischen Politiker sich geiallen. *) Diese Abzweigung der 
naturrechtlichen Staatsansicht genügte aber doch immer nur 
den Practikem, die mit dem Dichter singen mochten; ' 

Einstweilen bis den Bau der Weh 

Philosophie zusammenhält, 

Erhält sich das Getriebe 

Durch Hunger und durch Liebe! 

Bei dem Banqueroute, den nach der französischen Re- 
volution die naturrechtliche Begründungsweise hin und wie- 
der erklärte, war es kein Wunder, dass sich selbst in den 
Bessern eine feindselige Stimmung gegen alle Vernunftfor- 
schung an den Tag legte, und einen politischen Mysticismus 
herbeiführte. Wie auf den schwankenden Wogen des Afee^ 
res die Blicke sich zu dem unwandelbaren Nordstern erhe- 
ben, der auch in dem gewaltsamen Irrsale getreu die Rich- 
tung andeutet: so wenden sich die Gemüther nach grossen 
Erschütterungen zur Religion. Dass in der heiligen Schrift 
Grundlinien einer Staatsordnung seien, hat schon Augustinus 
in seiner Civitas Dei gezeigt. Nach ihm wurde Jahrhun- 
derte lang die heilige Schrift durchgehends als HauptquelU 
politischer Wahrheit gebraucht. Man darf mir an Thomas 
Aquino und fteine Nachfolger Colonna (Aegidtns Romanus) 
Engelbert von Admont, Franz Patrizi erinnern«**) Selbst 



*) Craigh , Grundsätze der Politik. A. d. E. vun Uegemisch, 
1815. Den höchsten Grad der Nützlichkeitamaxime bezeichnen 
Henthams Werke. 
**) Vgl. meine Abhandlung: de Htteratura poHtica medii aevi. 
Breslau i8S8. 
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nach der Reformation blieb ihr dieses Ansehen; nini Bei- 
spiele dient Hngo Grotios. Der Bischof Bossnet arbeitete 
für den französischen Thronfolger noch^ eine Politik nach 
der heiligen Schrift ans. Erst im 18ten Jahrhundert hi^rte 
man auf, von der Bibel anssogehen. Nach der Abschaffvng 
des katholischen GotCesdiemites in Frankreich erwachte eine 
Reaction zu Gunsten des positiven Glaubens und nun legten 
Mehrere ^^das Buch der Bacher*^ wie^r m Grunde« Zu- 
nächst der Sardinische Minister Graf Maistre und der französi- 
sche Viconite de Bonald, denen in Dentscbland v. Haller, 
A* Müller und Fr« Schlegel sich anreihten.*) Auch bei 
den Protestanten suchte man biblische Ideen der Politik zur 
Basis zu geben. Selbst der stolze Fichte fluchtete , nach 
dem Schiffbruche setner Wii|senschaftslehre, mit den theuern 
Trümmern seiner Philosophie in den Hafen der Offenbarung. 
Seine „Staatslehre^^ bemühet sich offenbar, das Verhältniss des 
f Jrstaates zum Vemunfirechte nach christlichen Ideen zu be- 
stimmen. — Die christliche Lehre wirft in der That auf die 
Psychologie und Cosmologie ein neues Licht und liefert ge- 
wissennassen eine' Weltgeschichte der Seelen. Daher durfte 
man wohl yersucht werden, die Staatswissensch^ft biblisch 
zu begründen. Man darf indessen doch Baumer*s Worte 
qnterschreiben **) : „dass es ohne Gott nicht geht und die 
„neuere Staatsweisheit oft bald auf Sand, bald auf Mist gev 
„baut hatte, leidet keinen Zweifel. Ebenso stimmen wir 
.„überein: die Theologie müsse wesentlich berücksichtiget 
„und der geistliche Sttend keineswegs von aller Einwirkung 
„auf die öffentlichen Angelegenheiten ausgeschlossen werden, 
„aber unsere Theologie ist die aller Bekenntnisse. — Femer 
„vernichtet uns die Offenbarung nirgends die Vernnnft nndi 



*J Maistre: sur le uriociue reg^nerateur des constitutions politi- 
ques 1810. Bonald, theorie politique d^ pouvoir poHtique et 
religieux, 1796. Legislation primitive 1815. v. Haller, politische 
Religion oder biblische Lehr« von den Staaten 1811. A. Müller, 
Elemente der Staatskunst 1809; Nothwendiekeit einer theol. 
Grundlage der Staats Wissenschaft 1819. Fr. Schlegel, ^Concor- 
dia 1821. 

**) Fr. V. Raumer's geschichtliche Entwicklung der Begriffe von 
StaiU, Recht uedFolidk. 1. Aufl. S. ISl^aOS. 2. Aufl. S. 188. 
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,iWtnn iVir onob ^riie le^e Behfindlüftgswem dt« Nafeiirreellts 
y,willig Preis^ g4beii, bUibtd^ch die .Ailfgabe': Natttr, Yefv 
^lüttoft nüi Offenbarang in fein driehtigas WeeliaalveriMlltniss 
^tkiSetmenä -rt .IVerwerftn wir a]]^ polilisolMQ ufid^tiurohlicWM 
^Fiomen bis )|iuf. »e i^n e ^ da üalUa wir tfaiuck iQ das leere 
^^Ideal und :diei 4arockeneii Abstraotibnen der -Bolblbeologen 
„und Halbpbilesepli^ii, Hie', sebald i^ievenivirklißfati werden 
,^MsJlen, iiaiiiWendigRevoliitioflM.naelisidb diiebMv oder vidl*- 
^idfar in «ichacMiesaen.^^ . j i' 
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^e^chichtg^phttoäoiHhiMche Begrün^ 

dungsweise. 

/ . Ib allen Zeiten sah maa die /Tafel der Gasohiofate a|s 
daa Buch der Weiabtit und der Könige »a,. dooh Yei^ki) 
Gorres die Vergangenheit niüReoht derti -Weibe . ¥:#« Cumä, 
w.dohes zweimal vergeblich dem Könige TarquiQ ihre Sprüche 
zum Kaufe bot und erst bei der dritiea. Erscheinung Gehör 
faod. Auch die Gelehften. trat» die Sibylle »ft ytergeblicb aa^ 
man zog Innier ihre Blätter stitr palitiach^n Wahraagerkunst 
zu Rafhe, aber- man snobte selten darin dtuScblMSSel zu dem 
bedeutsanen Räthsel des pc^itifichen Loken^. Der Grund ist 
freilich der^ daJ3s die aufgeteichnete Geschichte (Historie) 
eben* nikr ein Brufdiatöck der .irdischen, und- meascblichen 
Enlwiickelung, dirr Geschichte' Jin sich, enthält^ qaii Jiiaqjene 
fael:*i&.mufc eindm Sinne, betrachte te,.dbr iq dem Tl^eile das 
Gftnse ahnen «kann.« Waadeten. die >iPhilp«opban vorw^s 
wirklich .ihre .AHgen auf aiev so .'wllhiitan.mii^.dje Wahoheit 
aehoa fertig- im. Gebittie zu tragen, npd legfea .sich mehr 
dtoeauf , . die Begel in die Begebenheiten hinein,, als «ie.eps 
denselben herauszuwickeln. Wer aber die Welt construiren 
will, ßir den verstummt natürlich die Geschichte. Die Phi- 
losophie musste. daher erst das eine Wunder Mohameds wie- 
derholen, „Der Prophet gebot einem Berge', zu ihm zu 
kommen.. Weil aber der Berg nicht zu Mohamed kam, so 
ging der 'Prophet zu dem Berge." Obgleich Vico bereits 
vor 100 Jähen eine Philosophie der Geschichte begründete, 
ging dieselbe doek etzt seit wenigen Decennian .den Gmstem 



Mf.:*) . Dahttr cntslaM so «(»ät emt dit».gegmwäf|ig.m Ul#li 
SoK«lto auMSüHDerade FikenBtfcijisfli^iuis in der Ge^obidbte 
Idee und Enrcheiitung .$iob darcbdringeA. «ttd dU Historie 
dtiber 8ur Vermitteluiig des AprMsi^hf». und' AposierkMii- 
«oben in der StMrtswissensffbalt yonugweise d^ene. '*^) Was 
neeb verinisst.wird^ ist.,dieT »vollständige fiüfallung umI An*- 
Vendung dieser EiJEeonioiss^r hietu Nachst^bendes« 

Die g^irägende ßegründnng det SfhateU'isBStisthaft ivLttk 
fiMlesophisfbd Btetrachtun]gf der WehgeischMKe SMht ' mitmet 
SWeifel, 9^ald bewkseii^ ^cd^ ' dass Ij^-dai«' d4mGetti$beheii 
crta' ewiger ^Piän, eine leWige Ordnutfg zu 'Grande ilege^ 
Di^ei^n ^F'SUat gänsP'beiMMader» eitigeseMoAseft'Mt, 2Mi^ 
der meniseblicbe'tOeib' jetieiiP ^Plaft, jene Ordiiaiig an« deh 
Crkuiid^d und •Uebeflieferangea* der- G^cMehte^f^aNiS' di^ 
Wekhisteriet, -au erl:eiinen< vermögt? mwi ^) tüleae Erkenaf^iss 
betffi empirisäffebi&Bj' «pendern ein 'wahrhaft Rationelles' Wtsaeti 
begründe/ Diese drei;. Punkte zu beweisen^ istnuti niclkts 
weniger als unniögliohi: 

Anhingend das Erste, -se inilss dem' oberftäcfaliehslien 
BKcke einlevNrbtenf, das4 wenn überhaupt iii iet Wele'Kweck, 
Ordaaqg, ^Vernunft berrsebe, au<eh «In dfem Geschoben Zweck, 
Ordnung «nd Vdraunft ' jfu ' iindedl «ein uiiisse. Wer den 
Gott in där'Naftir mid' im > Mbnsehen nicbt leugnet, darf 
ihn aüeh «ffi 'cfeaii''' ewigen Zusstt^tnenwirken - von Natur unrd 



). Vico,. urincipy d'una^ nuoy», ydenza, 1725, überäeUt ,vott W«ber 
' i8M. '^rt^i^tfer-'^ldfeen «or Philosophie dter Geschichffe, 118*. 
Ht!g^J> f hiloBophie jil^->^«cl|id|^«, ..•b«trAttS9«g3ebfii!;r<oii fis^t 
183T. (Sämmtl. Werke, Th. IX). , ,, 

) Man äarf bieP'eßen Äo gut die sogenannten iÄoctnnars citiren. 
welvh'e idie liberalen Principien auf ein durch die Gescbiehte zü 

f;ebendes M»^s8 zurücHführenL.nde B. Coai^tafit (Oeuvres cooipl. 
81S— 18i0, übers, v. Buss 1838), Anrillon CStaatswissenschaft 
1820 ; Oeist defx Verfi^^sungisn iü^), zutn Theil der «clectiscb« 
Zachariä (Vie^jg Bücher vom Staate, 48Ä»--i832>^.i als die so- 
genannten GeschichtUchen aller Nuancen ^ie Vbllgraif (Systeme 
der ökumeniselfeii Ptflitlii i^6), Stahl (Rhikjsophie des JRecMs, 
1830) und Dahlmann (Politik, 1835). Selbst die iieuesteu theo- 
sopüischen Politiker darf man citireii, den tiefsinnigen Ballanche 
(Palingenesies; und den wunderlichen, alles in sich verarbeiten' 
den S. Sim^n (Doctrine de S. Simon 1830^. Vgl. Raumer a, a. O. 
ttnd Sehmittheiui«r,.Chardcter unserer ISeit in Bezug auf Staats- 
Wissenschaft, 1832. 
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Mensch, in der Geschiebte nicht vericwgnen und piur dem- 
jenigen darf alles irdische Geschehen rein zafftllig, planlos, 
urillküfarlich dünken, der mit Epicur den Zufall als das 
höchste Princip der Welt statuirt. Mass aber der mensch- 
liche Geist Plan, Ordnung, Vernunft in der Weltgeschichte 
annehmen, so muss er auch in der allg-emeinen Staatsge- 
schichte Plan, Ordnung, Vernunft zulassen, denn der Staat 
ist der geistige Mittelpunkt alles irdischen Geschehens, der 
Goncrete Ausdruck für alle^s irdische Bei- und Neben-einan- 
der und die Weltgeschichte geht nur' aus dem Processe der 
Staaten hervor. — Freilich M^ird man manche Einwürfe aus 
der menschlichen Freiheit und aus der Falschheit der Prä* 
destinationslehre hernehmen. Doch finden sie ihre bündigste 
Widerlegung in folgenden Kantischen Worten *) : „Was man 
sich auch für einen Begrifi* von der menschlichen Freiheit bilden 
mag, so sind doch die Erscheinungen derselben, die mensch- 
lichen 'Handlungen ebensowohl als jede andere Naturbege- 
benheit nach allgemeinen Naturgesetzen bestimmt. Die. Ge- 
schichte, welche sich mit der Erzählung dieser Erscheinun- 
gen beschäftiget, wie tief auch die Ursachen verborgen sein 
mögeo, lässt dennoch hoffen, dass, wenn sie das Spiel des 
menschlichen Willens im Grossen betrachtet, sie einen regel- 
mässigen Gang derselben entdecken könne/' Wir haben seit 
Kant noch besser eingesehen, dass der Weltlauf nicht an- 
ders gehen könne, als er geht. Die Willkühr des Men- 
schen zieht nothwendig ein Gewirre von Thatsachen nach 
sich, welche beim ersten Anblick die Ahnung einer höhe- 
ren Ordnung zurückdrängen und verdunkeln. Allein die Zeit 
löset die Widersprüche; was die Gegenwart für einen schreien- 
den Misston hielt, füget sich in der Zukunft leise in die 
Harmonie des Ganzen. Eine stille Gewalt ergreifet- die 
Aeusserungen der Willkühr, und giebt ihnen «inen Gang, 
der zur Einheit führet, so dass die Geschichte wie eine fort- 
laufende Erlösung von dem Bösen erscheinet. 

^ Anlangend das Xweite, so begreift sich unschwer, dass 



*) Kleine Schriften. 'Th. 2. Idee einer allgemeinen Getchiehte in 
weUbürgerlicher Absicht. 
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der ewige Plao^ die ewige Ordnung d^t irdüiehen G«ieheheii8 
utid Werdens nach raehrern lausend Jahren der Beobachtung 
und Forschung nicht mehr ganz ungeahnt und unerkannt 
bestehe. Da die objective Vernunft der subjectiven aufgehen 
kann und miiss: so muss auch derAbriss der Weltbegeben- 
heiten in dein menschlichen Geiste schon die sichersten 
Ahnungen und Andeutungen hervorrufen« Mit Recht bemerkt 
Kant; wer mit unbefangenem Geiste den ersten besten Ab-^ 
risH der allgemeinen Geschichte durchblättre, müsse in dem 
Gange der Ereignisse, in der Reihenfolge der welthistori^ 
sehen Völker, in der stufenartigen Entwicklung der politi- 
schen Zustände schon jene Ordnung, jene Vernunft erken* 
neu, die den Geist bei der Betrachtung dier leblosen Natnr 
zur Bewunderung binreisset. Zu deutlich legt sich die hohe 
Aehnlichkeit des individuellen und des allgemeinen Lebens 
dar. ^) Wie der einzelne Mensch ans natürlichen und vn* 
freien Verhältnissen fortschreitet zu bewusstsittlichen und 
freien, wie der Einzelne abstirbt, aber n^ue Individuen seine 
Ideen, seine Erwerbnisse, seine* Zwecke «überp^hmen und so- 
hin die grosse individuelle Lebens- und Vernunftentwicklnng 
fortsetzen : so erheben sich die Völker und . durch sie die 
Menschheit von natürlichen und unfreien Verhältnissen zu 
bewussten und freien, die Errungenschaft sinkender Völker 
geht auf neu hervorragende über und in den Weltaltern spie- 
geln sich die Perioden der.Völkergescbichte wie die Epochen 
des Menschenlebens« Was die individuelle Vernunft den 
Einzelnen ▼orzeichnet, . ist auch durch die ewige Vernunft 
der Gesammtheit aufgegeben. Blicke in dich, so lernst da 
die Welt verstehen, sagten daher die alten Weisen. — Wenn 
die Welthistocie dieser Aufgabe der rernünftigen, fortschrei«» 
tenden Entwicklung Vielen zu widersprechen scheint, so er* 
innre man sich, dass Vielen das Leben der Einzelnen auch 
im Widerspruch' mit aller Vernunftbestimmung zu stehen 
dünkt und doch ist es Niemand gelungen, sie in Abrede zu 
stellen. Der scheinbare Widerspruch der Welthistorie .dient 



*) Das Verhältnis« der Individuen und der Gesellschaft beleuch- 
te« rbrzüglich Ferguson^s Geschichte der bürgerlichen Gesell- 
schaft , 1766. 



I 

y 

ineist bei ' hah^rer Einsieht am«^ fi^iätfttrgnng dt» h&h«rMOrd- 
ining^. Weil mehtiiclilich^ Freiheit mi %ü8fire»e Nötbwendig- 
kelt (durch den Einflasä des Bodens, des Clima n.s.w/ sicht- 
bar*) /die' Princlpien der Weltgeschichte sind, so kami-tiicht 
jedes Er^igniss, jedes Vollcsleben einen Spiegel der Weltord- 
nnng darstellen ; es giebt deshalb 11^ dieser Hinsicht Süsser^ 
I^h begünstigte (welthiiltotische) Volker und Individaeti. 
Und der Gang der Entwicklang kann ferner kehi'-geradei* 
stein; sondern er muss ' eine' gewuijdnre Linie dairiteHeu. 
Durch Gegensatzie zv^tlr'!^eHt vHie Entwicklung j-^ber sie geht 
dochivörwärt^: Wird der iFörtsdhrttt öftet« aü^h efst'AÄch 
eihiiil Jäh^hnliäeiYsichtto^V )g6 ist er doch vorhbndelri. '<' '^ 
^Anlangend das Ehritte;- so ' lasset sich leiclit erkeajrfetf, 
dj<; -Vernunft' bleibe bm &it ÜHcksicbt auf die pofttlscheii Re- 
sultate der Gn^s^ichte daä Alles betrachtende, Alles erJTor- 
ä^hende Auge^ Ihre Erkehntniss Werde nicht im mindesften 
angetastet. Was sie als ein Wahres Tom Staate aussagt, 
das gilt auch fiir Wahrheit, und was ihr wirklich Wider- 
spricht, das bleibt in äich unwahr, ein blosser Schein. Allein, 
was nicht widerspricht und nur noch nicht in Seiner vei'nänf^ 
tigen Nothwendigkeit erfasst wurde , * das darf nit^t gering 
geschützt werden, ' fieills' es' hi der Geschieh tis hoch gestellt 
eli^ch^int, und nicht' weggedacht werden, 'wenn ^S fiberäll 
und in aller Zeit Vilrko/ifnint: In der Natiiriirelt' stöitot titü 
H^glich Wwas auf, 'dessen« 'letcieeh 2w^k odei* dessen Nötlb- 
N^endigkeit tll^ir nicht einseht, und^ doch fällt es uns' nkht 
ein, das Dasein* desselben- zu verwerfen und für unsnnnig 
V^uskugebeh. Ik einzelnen Italien, '\t^ man solche' NaturAihge 
Wegtilgen 'Wollte^ sah man auch nicbi; ^erkrge Nachthbire ent- 
stehen. Ais Kaiser Joseph H. z. B. einen Vertilgungtäkrieg 
den {Sperlingen erklärte^ sah er durch Ueberhandnahme des 
Feldungesiefers sich zur Einstellung der Vertilgung bewo- 
gen» Und was nun täglich in der Naturwelt voijkomuit, das 
kann doch wohl auch in der Staatenwelt zuweilen Platz grei- 
fen? — Die Philosophie wird durch Geltenlassen dessen, was 



*) Heber die geographische Gmndlage der Weltgeschichte, vgl. 
Hegel'8 PMlosophie der Geschichte, S. 75 — 100. 
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allgemeine geschichtliche Eracheinuiig ist und doch . in seiner 
Ternünftigen Nothwendigkeit noch nicht zu erkennen ist, kei- 
neswegs herabgesetxt, denn die Philosophie kann nichts mehr 
■ein als die zeitgemftsse Einsicht in die Welt und dieselbe 
muss ^niit der Natur- und Menschengeschichte steigen und 
fallea.^ fil^e g eaipbiohtspl^N>saphiseh begrindeü StaatswUfkn- 
■chaft verstösst also gegen keinerlei Vernunftforschung und 
hat den grossen Vortheil, die sittliche Substanz der concre- 
ten Verhältnisse und Zoslftnib zir erfassen, ^ie erkennt, 
dass das Recht keineswegs blos etwas Abstractes, aus dem 
Gehirn fertig Hervorspringendes, sondern auch etwas Con- 
cretes und Geschichtliches ist. Sie nimmt neben Demjfeni- 
gen, was der Mensch auf Erden als sein Recht verwirk- 
licht, etwas Thatsächlirhes an, worin der Weltgeist sein 
Recht auf Erden hat, sie erblickt im Staate eine Erschei- 
nung, worin sich jenes und dieses berühren, und setzet da- 
her an die Stelle weitgeglaubter, fingirter Urgesetze des 
Staates wirklichbestehende. , 

Welche Gestalt die Staatswissenschaft in geschichtsphi- 
losophischer ßegriindung annehme , mögen nachstehende 
Blätter in schwachen Umrissen andeuten. Den Verfasser 
wurde es sehr freuen, wenn sein System nicht ganz den Ge- 
staltungen des Kaleidoscopes gleich geachtet würde, die eine 
unbedeutende Bewegung der Hc^nd erzeuget und zerstöret 
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Dlf^ iltaali^iplilloisoplile« 



^^88 ist der Staait? -r Diese Frage ist di^ erste, die dem 
Nachdehckei^. sich darbietet. Um sie zu beantworten, mns^ 
die sinnliche Erscheinung in ihre Elemente zerlegt, den 
Gründen derselben nachgefoi^cbt und deji^ Zusammenhang 
mit dem Weltganzen aufgezeigt Verden. . Iffieses ist nun das 
Ziel der Staatsphilosophie. Schlötzer*) nannte sie: Metapo- 
litik, insofern sie ein Object hat, was über die plriactische 
Politik hinausreicht. Aber eigentlich beschränkte sich diese 
Met^polUik darauf, zu zeigen, wie es zunpi ^^^^? kam. pie 
Staajj^sphilosophie geht aber viel weiter und höher!, Haller **) 
nannte sie: Allgemeine Staatenkunde oder Naturgeschichte der 
Staaten. Er mochte aber diese Bezeichnung nur darum für 
die passendste halten, weil er im Staate nur zunächst ein 
Naturproduct erkennt. — Es liegt in der Natur der Sache, 
dass die Staatsphilosophie yob uns nur mit dünnen Grund- 
linien gezeichnet wird. 

V 

IMe Eleineiite des Staate«. 

Der Staat erscheint als ein unabhängiges Gemeinwesen 
einer bestimmten Bevölkerung, auf einem bestimmten Räume, 
worin eine höchste ordnende Gewalt das indische Dasein zu 
einem vemfinftigen erheben soll. — Die Erscheinung des 
Staates ist urthümlich, denn sie tritt uns auf dem ersten 



«) Skaatsgclehrtheil , 1193, I, 15. 
**3 Kestauratiun der Staalsw. I, i. 



inßUii.,«QM(«r Ga«diiebl0 f^Cftguyi.- Jk «b«. dieiel^ hin- 
aus zeogen heUig^iU^erliefiMrungiKi roii.ihe«nSywreQt.. Vor 

jeHMs 4«A Mab^lM|t.» und * vpr diesem 4m: Wnt^tkt nnt dem 
Aiiati«icbeii J^oclif eUurgq^ vm walDbeia die Sagei^ d#r lualten 
iA#wh<ii Seloe d«r l^pacy sprechen. . Wean . wUr aua die' 
geo^^Msiia^hav Griiiide für' die jaoge . Erdexktf n^ ^es Men- 
ao)ie«geiBcUefih(«i di^.dMrcb den ADUiek.#r sasohnaifortlan- 
fendei>> Eflftwidclung binnen j w^nig^n .JalMr)MiDd«inM^..f ine be- 
denls^me fieftCätigDOf erhatfea, «na aii» GemfrtKa föhr^n, :so 
haben iilr l^einan Raum fiM* die Hyp^^iM^n^. aUgemei- 
ncü Nataral^nd^s^ den Fomeher .von G^ftfern mvd.H^iUe na^h 
YeiriiiUd^e%.iioeb daaa geschifshtUcbg Hingen Völkern gedich- 
tet babe^^ Zweiiens ist die £tad|einwg des Stugtes allge- 
iiieMi.9 dwn aie. isi auf kein I^nnd and »nf kein V^tk be- 
sebriKnket«, nnd iij» Gnnae« bestäMte» dfni». sie beharret im 
Wechsel! d0r;P«i«|one« nnd .JDfinge». Wiv h^ben i iNicbv keine 
Kpodif^ ohne (Um^ iiamidi^ergebeii ^nhen^,; .|>t](tef8 ^iu der 
Staatdenaeeb im KinaelHie»! w^igf vnfnk^ßgfhmit, viel- 
faeb» ' Der l^aal-etsobekit in *TenMdH0denen StUsSfii depVolI- 
k^nmeHb^üt, ,iind m allen v^lMerli«^ r^ S^ testet: sieb der 
acbeinü^are» M^4devsf rnnb iHeser Meriimalei^.r ^enA wir. den 
:Stafit. aiifr dsA ^nodtialoaweiei^ Fa^^rati, de» Nabifi md des 
Menscb^n^ kennen. Inaeifi^rn die JNatnif iOffetitBt^.fnut» sich 
die Erscheinung im Allgemeinen beharrlidbi;M4 doeb;ii|i Ein- 
zelnen flüchtig darstellen; insofern derMensc^h wirket, muss 
ein Regelloses^ " und wieifer ein* Creseblfeb^'if -teum Vorschein 
kfmmieto.^ > Wia Anb^ntjinniiainangyibeny / wldl^ben -Aii^eil die 
Natur, welchenfAnfilnjA IbWAtsÄseb habe; ^>.,o -.mi. . > (< 

ÜnUr der l^atur ' veriiteiijpn wir atleii, wps n jctl n^iisch- 
ticber Wille isi; ' Diese thäiige Kraft ^wirkt 'nun vietfacn auf 
die,. Gestaltung des Staates; sie begründet 

-iiv> Bm: Teviitoriaa» bitgt ii^^üijpia /. BcMchaflfenfaeitv Aus- 
.^^ debnup^ g;ewisserinc^s.eil, die halbe Zukunft jedes Staa- 
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' tesi — Srfbst Boden üttd Sprache hängen WHndetbtir khp- 

satilittenr', so Wie Boden und Yolkseharaeter.*) - ^>';> 

•2) Die'BevöIkerättjg^; Nach Naturgesetzen ^ilanat der Itfenifipft . 

"' sith folt.' £hen, Gebttrten^ TodesfiLlle sind nicht reini- 

' sittliche (freie), sondern atugletch und gj^össtentheüs pby- 

sis<;he Facta. Die Natur stiftete Raceto, sie schafft s^bttt - 

die Individuen sehr verschieden, Sehwacho Und Starke^ 

Talentvolle ntodMtttelmSssige; sfber alle' Menschenf irlftd 

8ittlichfr6ie Wesen und hierin laich wieder gleich. > ' 

"3) :ßie ntateririeOrdnung des VotfasIebesR». Die Natur bestimnil 

nämlich durch die terrestren VerhäHnlsse die Thätigkeii; 

der Bevölkerung, ivodnrch eine natürliche Ordnung des 

Volkslebens si^ gestaltet. Um sidi zn nähren, btiaen 

die Menschen - den Böden und verarbeiten die Stoffe. 

ßald ist der ßoden vertheilt; die Besttriösen begeben 

sich za den Vermögenden in Dienst. Den Ueberfluss 

' ' des Einen gegen ^ jenen d^ Andern- umzutauschen, eilt 

'* der Kaufmann und neue Nahmngsquellen entspringet 

unter seinen Füssen. Es erheben sich Volksstände, und 

ihre Reibungen fordern eine maassgebende,' -entsoheil • 

dende, oberste Gewalt heraus. **) Auch die Erseheinung 

{( 1 eines leitenden Gewalthabers ist zum Theile Werk der Na- 

r^' ttir, indem s(^ ja die Menschen sd^ ungleich^ so hülfsbednrf- 

' tig in die' Welt -setzt und gewisse Autoritäten (z.B,der 

'^ Vät^r) begründet. ^ 

. , Freie« filenieiit des l^toni^fl. ^ 

'Frei ist, was' vom menschlichen Willen ausgeW. Im 
Staate aber giebt es dreierlei Willenstliattfn : •' '^ 

1) die Vereinigung zur Gemeinschaft« Höchst selten ist 
die GeseUaehaft reines WiUenswerk, wie wenn Auswande- 
rer zur Stiftung einer Kolonie sich vereinigen; in der 
Regel ist dieselbe durch die Natur begründet (Stämme 
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*y Qie Alten erkansten den Einfluss des Bodens an. Bodinus 

' Äöb bereits denselben sehr scharf herroi'; Montesquieu über- 

<{'/ sch&tBte iha;' Gilbert sagjfce gar^ Jedes Land schaffe' ei»' specift- 

sdie/i Gepiiith. 

•*) Lüder, Kritik der Statistik und Politik, Göttingen 1813. S 
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sind durch Fortpflanssiig erwektite Familien). Die 
. Vereinigung ist daher in der Rfgel kein äusserer. Act, 
sondern ein innerer d, i^Anerkeunnoog der beslehiuiden 
€leineinii€ha&; dieselbe gründet sich .entweder auf g»- 
meinsante, Abstammung (^aturstaat)) ^d#i: auf gemein^ 
same Vor- und Nachtheile (Nothslaat) oder efidÜch apf 
das sittlicbi) Bedürfniss einer^ durdi vereinte Kra^ am 
verwirklichenden, sittlichen Ordnung, welches durch, ^i^ 
Religion zunächst bei der Mai^ erweckt vvir4 ( Ver<- 
il^unft- oder Rechtsstaat). 
.2> Die yntejQfrilQUfig unter eine oberste Auto^ität^ J^^ifV 
Vei^in Qh«e leitendes Haupt« ^ Die Natur, .welche, die 
.: Hiateriale jOH^iing der Gefiellschaft bestimmt, lässt ihjr 
auch Oberhäupter entwachsen. (Vgl. S. 20.) Die Unterord- 
nung ist demzufolge ebenfalls mehr eine innere,' als 
ädssre Willeqsthät. Sie gründet sich, entweder auf na- 
^ türYiche Adhänbn (im Naturstaat), oder auf berechnende. 
Zustimmung (im Nothstaate), oder endlich auf ihoralisch- 
noth wendige fieipflichtung zu dem, was Afittet des sitt- 
lichen Daseins ist (im Vernunft- öder Rechtsstaate). 
'3) 'Die sittliche Ordnung des Daseins. Die VereiAigiing 
unter einem leitenden Oberhäiipte erhebt di^ Gesell- 
schaft zu einer moralischen Person mit einem ihtttigen' 
Geweinwilleh , daher wird denn auch das Dasein nach 
den Ideen, geregelt, welche der leitenden GeWalt vor- 
soh weben. Sitte, Religion, RechtsgeWohoheiten geben 
' die ursprünglichen Normen des' gesellschaftlichen Da- 
' seins ab. Die vollkommene Ordnung der Gesellschaft 
tritt 'dann isin, wenn jedem einzelnen^ wird, was er ver- 
nünftiger Weise als ihm zukommend ansprechiBU dai^^' 
und durch die leitende Gewalt das verwirklicht wird,' 
. was die Kinzelnen für sich nicht zu erreichen vermögen. 

;C^rftlide de» (Staate«. 

Nachdem wir den Antheil der beiden Factoren des Staa- 
tes an der irdiscli^h Erscheinung desselben lingedeutet ha-' 
ben, jivendet sich die Untersuchung zu dem Grunde oder dem 
Zwecke der beiderseitigen Thätigkeit« 



* '' Die 'Natur hat fcei 'ihTeiir Wirken nie ^aisr Individuum 
iin'Auj^^. Alles fitezelhe VeriHüehtigteit sich, und dienet nur, 
' d!e Oahuhg, tn der es geliöret, (fanmstfellenV Eltf Bliek auf 
cH^ Ver]^a^'genh6i't b^eiiret uns hhirdehetid; daiiii^'die mehsch- 
llcheii IniHviduen fallen wre die Bl^er der^ Bäume. Selbst 
die Vdlker lAberstefaen nicht die alTgemeirib Verwditdlung. 
Niöb^ü behäcret In ^in' Wechsel' der menschlichen Dlh^e als 
die Menschheit, deren Gestalt iiiich geisterartrg liuf den vor- 
überrauschenden Individuen errichtöt/ Der' Strom der 'Zeiten 
spfliet die Schätze, die er den Individuen ^tHsis, in ihren 
Schoössi: Die Entfaltung dek* menschlichen Gattung bleibt der 
Niedieirschlag aus'^dfein Zerstörun^pröcesäe isill^ Individuellen, 

Indem nun die Natur zum Vereine der Menschen stre- 
bet^, ipo ^liinn. i)ire Absic|it pffenbjir nur dahin , gehen ^dass 
die ludiyj^lf^ei^ sicj^ ^h ein jGfanzes erhalten und entwickeln. 
Ein BUck, wf 4e.u Meni^chen be^t^tifiret dieses hinlänglich. 
uifi Me^s<|l^e.Qi zerstörte^ si^h in ewigem Kriege, wenn keine 
feste Bestimmung über Mein und Dein, keine friedliche Aus- 
gleipbu^gl i|^rer Streitigkeiten^ l^eine Handhabung strafißnder 
Gerechtigkeit PJ^alz griffe. Seuchen v^raeerten und entvöl- 
kern iranze Welttheile^ würden sie. nicht gemeinschaftlich be- 
kflmpft. P^ Gleifhgei^icht yon Nalyung un^ Bevölkerung 
fände sich nicht im Grossen eiq, vermittelte kein Staat den 
Verkehr., ^{id Hungjej'snAth verschlänge die Menscl^en zu 
Tapsenden. ^ ^cbtbar wirkt der.^taat auf Erhaltung ^er 
Men3chheit; np^h sichtbivrer auf ihre Bildung! Es kann von 
der Natur keine Anlage gegeben werden, ohne die Bestim- 
mung ihr/er vollständigen flntwicklu^g. Nivi aber besitzet 
das menschliche Indiviiduum solche Kräfte, die es in seinem 
irdischen Leben nicht voUständiir zu entwickeln vermag. Es 
darf daher geschlossen werden, dass die menschlichen Anla- 
gen hienieden nw^fa 4mGmmg iMMNÄJ entfaltet wer- 
den spllen. woraiis die Bildunff der Menschenver^iqe noth- 
wendig^ hervorgeht. *) Die Entwicklung der menschlichen 

*) Kant a. a. O. Jenisch: Uebcrbliak der Bntwickel|iDg des M^n^ 
üchengeschlechts. Berfin f 801! ' 



jAiflagfefii dtartli rien Sttiiit ht aacU'eine so «virkiittnie Thtt- 
stfche , ' <4ftss die '^raebe -^ Staat und Cahar identifleUrta^ 
tndAm sie gcbitdala Völkar ,,poIioirtd, eiyilialrta«^ n«nnt. 



> • I 



T^tndkiflttitWfc dea 9toaiMi# 



u|i. 



.• >', 



Da nun der Naturzweck deg Staates ein solcher ist. dem 
der Staat nothwendig entspricht , so darf der Vemunftzweck 
nicht so beschaffen gedacht werden, dass er dem Natnrzwecke 
sich 'entgegensetzte; nur braucht derselbe deshalb noch nicht 

' niit^ dem letzteren völlig gleich zu lauten. *) Der Mensch 
gehet nicht von der Gattung aps^ sondern vom Individuum, 
fomicb ist es k,ein Postulat, dass der Mensch in seiner po- 
litischen Thätigkeit zunächst und von Anfang an die Erhaltünff 
und Entwicklung der Gattung zu seinem nISchsten Ziele erhehe. 
Der Endzweck If^l Mf^scheif in Aiy^M^ilS? aen Staat muss 
ehi' salcbmr. Objoeif s^iA, weldlves^die/ aienscailiake V^nnft 
fMlieehthin «t«ieben\will , aber nur in ewigen Vei^ineii b^ 
reichen kann. Dieses Eine ist aber zunächst die vernmilb«« 

'mäßsige Regelung d'e^ melsilchllclKU C^oeiriiTtehz, und weiter 
dif^'volktfäiidige Danltelking de^SIttlieben, 

Der Mensoh sbfldas Sittitehe ^uf '£rden TerwirbKc&eif/ 
wi^ dieStiitfm^'ia stfiniAM Busen laut v(m ihm fordet. Ihnf. 
w«ii>de'' das* VetWög^n^d«» Uebln-dnnlicben^' die tnnere Frei^. 
fr^il. Damit c^f aber •daip Gute zum: Dasein bring»» maas 
ibMi d(^ irdilm;h(e Möglichkeit den Morafischen werden. Diesd 
biMbt sein' Re^ht,' d«r bestimmte Kreis desselben heiask die* 
ätfsse^e Fi<eihelt. Di<a-'M&gl«ehk»ik des Mofaliiichen foiMi^ 
bei der Möglichkeit des Unmoralischen eine Abgränzung der 
äusBenl< Sphären ; ^ie kann' jedeeh diese anders i|folg^n, als 
durch eine ordnende GewaltT Was hilft es , wenn die Ver- 
nunft siikn Behufe der Göte jedeott Menschen eine äussere 
Fr^¥häit zuerkennt, bei w:elcfae)r jedes andern Freiheit nach 
ejlneni allgemeinen Gesetze bestehen kanni .' Das a'üsthei- 
laride Gesetz lUuas yior allem erst offenbar und wicksam wer- 
den. SÖ ervyacht im Menschen das sittliche Bedärfniss des 
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*) Diese VcrwechsluDg begeht Wilhelm: de fine civitatii, rT98, p. 10. 
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Scaiites. Die Vwniuift will «ber niobt nur) das« der-Mfiiiich 
sittlich «ein kömle, siedrisget, bei den rohem Menschen zu« 
pächst ak Stimme der Religion, auf die Darstellang de» 6u*> 
ten überhaupt. In wieweit sich der Einzelne als Glied eines 
Ganzen anerkennet, niuss er auch ein Gemeinsames wollen, 
das die Darstellung des Vernünftigen überhaupt zur Angabe 
bah Und so erfasst der Mensch den Staat erst für sich, 
dann an sich, denn der Staat stellt ja eben zunächst die 
Coexistenz der Menschen nach der Vernunft her, und ist 
dann der zureichende Grund, dass der sittliche Geist auf Er- 
den zum vbllständigeu Dasein kommt. Sittlichkeit und Ge- 
rechtigkeit (durfte Aristoteles sagen) sind Folgen der Bil- 
dung, die der Mensch nur in der bürgerlichen Gesellschaft 
«rhält.*) / 

Uropriiii§^ des IStaatefi». 

Wenn wir bis hieber fehlerfreie Schlüsse sogen, so hak 
ben wir die Entstehung des Staates zugleich angedeutei und 
eiteutert. 

Cteseliielitltelte ]p;ntitel»iiii9.i. 

^Der Staat ist eine physisch und moralisch notbwendige 
Welterscheiining. Doch springet er nicht fertig aus dem 
Nichts hervor, sondern hat ein sichtbares ; Werden in der 
Zei^ Zuerst entwickelt sich das natürliche Element (Natur*: 
Staat), dann gehet dairin das freie auf (Vernunftstaat). Die 
Art und Weise, wie Eines und das Andere hervortritt, ist' 
versdiieden^ mannigfaltig, win. die Natur und die Menschheit 
selbst; aber die Ordnung der Entwicklung bleibt iilimer die» 



*) Psoiitifc, 1^ 4 (in €!anr«'A Uebersetzun^,. S. 12). •— Diese Bezeich- 
nung des vernünftigen Staatszwecltes ist nicht überall aner- 
kannt, ueil man zu sehr auf den momentanen , gegebnen in be- 
stimmten Staaten snrilcksleht. Aristoteles sagte noch bestimmt ti 

TfÄoc %ok£Q£ TO MV^%, Cicero nannte ,den Staat: coetum juri» 

cun^enqu et utiütatis communione. sociaJtum. Mit Hobbes er- 
wuchs die Auszeichnung der „Sicherheit'', da die Furcht nach 
- ihm zum Staate trieb. . Die Naturfechtsiehrei! liesaen nur das 
Kecht gelten- Dif »neure Philosophie, erklärte sich' gegen solchl 
aus dem Zusammenhang des Ganzen gerissne Staatszwecke und 
8«) nahm man denn bald eine mehr menschheitliche Bestimmung 
des Staates an, vorzüglich nach den Versuchen über Philosophie 
der- GescMchi«. "* 
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selbe; Wenn ^ Geschichte' von Völkern spricht, die Jaht^ 
fannderte leben ohne eigentlichen Staat , oder die beim Be* 
ginnen desselben stehen bleiben» oder gar zu Grande gehen: 
so sfirkht das nicht gegen, sondern fnr das Gesets der 
Staatsorganlsation. Nicht alle Wesen, die auf Erden mehrere 
Metamorphosen durchzugehen- haben, überstehen alle Ver* 
wandlmgen, oder machen sie gleich schnell diirdb. Der 
Scbmetterüatg beharret lange i» RAupenstande, Uta^er in der 
Yeipuppnng, und stirbt Mwliileb, ohne zur Psyche geworden 
zu sein. Will man solche gewissermassen unveHendetie V5l* 
ker bedatiern, so führe man sich zu Gentüthe, dass man 
nichts vermiese, dessen Bedürfniss man niobt fihlt. Rohe 
Völker haben zunächst nyr sinnliphe Bedürfnisse, daher ihre 
leitende Gewalt nur auf Aeussres ^ericJitet ist. Wie die 
Völker sic)i vergeistigen, vergeistigt sich auch die Regierung 
und wird durch Benützung und Aneignung der vorhandenen 
Talente zuletzt in der That die höchste Intelligenz. 

Zweifelhaft kann nur scheinen, ob ^uch der Urstaat auf 
solche Weise entsprungen ist. .Freilich müssen jene, die 
das Gegentheil behaupten, mit Fichte und Schelljng auf ein 
Wunder zurückgehen, und die Gottheit selbst oder höhere 
Geister zu den staubgebornen JVIcnsch^n niedersteigen, und 
sie in den Anfängen der Cultur unterrichten lassen. Allein 
darin liegt noch kein Beweis, dass der Urstaat stufenweise 
in die Wirklichkeit getreten sei, da gefragt werden kann, 
ob die Menschen auch die Sprache, die Begriffe des Gött- 
lichen, ohne höhere Hülfe finden konnten I 

'Wenn der Ursprung des Urstaätes für unbegreiflich gilt, 
so rauss man den Grund nicht sowohl in dem Dunkel der 
Vorwelt suchen, als vielmehr in den Vorurtheilen, von wel- 
chen man ausgeht. Man stellt sich die Urmenschheit so vor, 
wie die heutige, und vergisst, dass die' Menschen in der un- 
geheuren Entwicklung sich selbst ungeheuer geändert haben 
müssen. £in Beispiel von Heute genüget. Der wilde Sohn 

der Wüste zeichnet sich durch die wundersame Schärfe s^i- 

' ... 

ner Sinne aus, und verlieret bei dem Austritt aus dem rohen 
Zustande diese Eigenschaft , die ihn gleichsam in Rapport 
mit der Natur setzte, yfjt dürfen uns die Urwelt nicht 



andfirs deqk^ii'^Is in de^ Hmid d^s NflrturgfistCB, unter d«r 
Herrmhaft des Instinctes«- Wie die Bienen noch- zu '^hrenl 
Staiilie Icommen j die Tei^miten za ihrer Festung, sd die Ur* 
aiitozßheri ' zam Urstaate. < Die väterlicbe Gewalt war der 
eine: Keim«' der Natur* und Gdttesdieiist der andere. Vatet 
und/Pn^ster i¥aren eins 'm 4er That^ Wie nöek jlbtat in der 
8[f]!achr.' Daher die patritirGhäliscb*lhedkradsche Forai aller 
Staaten y,dt^ auis der graues ten Yjiir^it bMrvnrse|raiAnntem^ so 
lange niebt die jüngere^ weltIicheiEnt#ieklüng dieMensffaei 
viafränderte^« und den Urstaat völlig heseitigte; . 

' . Dieser 'Ansicht vom Werden des Staates stehen tfiejeni: 
gen entgegen , die den Staat stets aus einem sogenannten 
ürv ertrag entspringen Tassen. Nacli dieser Vorsteflunff 
setzt man erst die Menschen liberal! als isolirte Personen.; 
l&sst sie danii zusammentreten, und einen Gemeihwillen bil- 
den; fiir aie Ausfuhrung des Gemeinwiiiens ' ein Or^an be- 
stimmen; undf diesem bestellten Organ Gehorsam versprechen. 
Dies^ Vorstellung vom Hervortreten ies Staates (welche 
erst' seit Locke ihren klaren Ausdruck erlangte) machte sich 
änf^inglidh alis eine historische geltend. Man Bebfiuptete, 
nur durch einen Vertrag lasse sich die Abhängigkeit der 
starkern Mehrzahl von der herrschenden Minorität erklären, 
und' in der Wirklichkeit käme auch in den ältesten Verfas- 
sungen , bei den ältesten Schriftstellern die Anerkennung 
eines Uebereinkoinmens der Gesellschaftsglieder vor. Hume^ 
hatfe es aber sehr leicht, zu beweisen, dass es menschliche 
Gemeinschaften ohne Vertrag gebe z. fi. zwischen Aelteri^ 
und Kindern., cJass eine Einwilligung zu einem bestimmten 
Verbaltnisse verschieden sei von dem, was die Juristen Ver- 
trag 'nennen, dass Wahlverträge mit Herrschäftscandidaten 
noch keine Social vertrage seien und dass nur bei Colonieif 
ein Üebereiq kommen zur Gründung einer StaatsgeselUchaft 
denkbar sei. tn neurer Zeit fasste man daher den Urvertrag 



*y Politische Ve»«uche, übersw von. Hi^u8,^18«0, S^,|jl»^ 



mir als tün^ nclhwendige Piistiöii) im di« fi^itfttM 

^ii6f (M^rh^i^schaft tttid rineci aH« ^Vfti^^ ▼«Aindendett 

Geseta^ k*eehtKeh tm begr&bdeii. Nni^der Veitfag) nagt 

iMii, Imbn «wifitsliQii un^tirBiigtich fr^en und glei^heii Weseri 

ein« ^AMfingfgkett «ttd einen g#meintraineii WiHM (Gesetz) 

ri^tskfäftfg maeho«!^ [^h scheint ein Veitreg üfber des 

(Me^td^ben ein eeiile^tef jefistiscber Behelf tu sein, dn et 

tAiM Vef4efsn«ig alier Jaristtsehen Rejgfeln d^ Ctotraetn'iHVd 

"^ilni^ grobe VefletmiRg 4ler persöttKehen flechte nidht d^nk«:^ 

bat iÄf- "Den« • "♦ ' 

1) ein QeileliMiaftmftrag^ beiieht sieb nar auf Ahtte&m^ 

rm und WüHBuhrtkiieer Mfai'^taaae handek iti tieh 

' aber biti< Äw)g»ileehte und es ftdt wie Ae Familie ein« 

baber» Notbw^ndigkdli«' 

^) «d GeeeHbobaftftvertrag hau die WilUiübf aHer Thlffl«> 

' Mkmler and irar' dieaer aam Aaegangi^ankte*; der 'Siaai 

:' tmk dbev dine iittfiebe Subatnis and es bMm nifdUf auf 

^ ceiaea BMieiBen anbeitmienv ob ' er da sei' oder niehc. 

i3) Bei MieM'GesalMehaAtrvertrag» Ist flineifaa«l|fgkc4t eN 

. fitrdeflleb, dk> Saeh« de»' WeiyeraMn» Ist Me ität^v^^ 

m^ ^Kw ' fleobisregeli laatdt >! Allein '>^i|er ^tnatsve^trag 

verpflkMel Alle, und wird 'nodb 'daiar bet^dtft Unnf5g«i 

lielrkeil' der .fiiilirtimtaig^eit:^iioii Wehren, ja bei deiM 

AacfaehlasI» dtr Weiber, Kinder^ Kaeehtid, von den We^ 

m^te» abgetctaloBsea gedachte Nec^mehr, «elbst^'ktklfJ 

11^ Genef atioacai weadeft nack dieser Ansieht an daa 

gdMinvtai») waa de» Goatr^riMnlien tuetifebte. it 

•4) 4)ei aliee<gasallaeb«fi)Ucbeii^ jaridiMlheft Ueb«4*tMfgung 

'• non RecBtan vsad» Gewalt . ist das ArtBebtl dlrr> IPeno» 

4.< 'üeehMTMutig«; abeif be^ .Stäaita vertrage filllt aie^ nleisl(li# 

alle Zeiten^weg. 

^^y9%i eiheiai juridiacben Vertssig isl> d^rGehtractdleQtteHn 

I alker Reohte undiVerbitidUchkeilenv* wämi laan abet" daa 

j Hechüf 'ini'Siiiata! blos auf ttdeff Cenefaect gt<üHdery se'kanil 

• oifeabar^daa Uoiedii^^aiin •Reebte^wafdenii > < * . ; >? 

Mua» eiae fMariie Tontelliing ven Frdiheic inid GMehbeir; 

von der Natur des rechtlichen Zwanges und von dem Wesen 

des gemeinen Willens läsi^t den Unfertrag . nodiwentf g mir 



>t 



j. 



II I < 



BegcBiidn^g' voa Bephten und PflichtaQ erscbeineiL Indem 
die Yernupfl jeden Menschen bestiiiinit, d^s VernSüftige |bu 
wollen, entsteht für den Menschen schon die. Pflicht t. < ein.e 
Ordnong zu wollen, die da« Vernünftige v^rwirkUphen s^U. 
Ein gemeiner Wille entsteht nicht durch Uebereia|i;4iinniQnt 
(denn wie sollten alle hefragt. und auf dasselbe gebracht 
werden?) sondem dadurch, dass die Verntinft eine ist un4 
sohin das Rechte allgemein wilL Freihetit und Gleichheit 
sind nicht, physische Güter ^ 4ie .d<^ Mensch ^( die Wek 
bringt, sondern moralische, die erst durch eine vemiinft^f« 
ans8er.e Ordnung realisirtwecden; mthl reelle Opfer, son- 
dern Yortheile^hriiJ^t die. ßechisordnUng mil; sich. Nfir dem 
Si^heine nach ist die Idee des Urvertrages dem. Recht und 
der Freiheit günstig. Hobbes hat aus dem Staalsvertrage 
den Absolutismus, Rousseau« die alles vernichtende Central- 
gewnlt, Kant den leidenden Gehorsam abgeleitet, i Unter den 
Gegnern finden sich dagegen die .besten Fj^eundeidesftechls und 
der Freiheit, Bentham, Comto, Wilson. Karl Ludwig von 
Haller kämpfte' allerding« mit .dem Pathos des . hohem Lei- 
denschaft zu Gunsten d^r Madithaber diese Lehre . nieder, 
djae nur im Kampfe mit- der Theokratie aufkommen konnte, 
aber der Sieger sah sich auch bewogen, die Glieder des er- 
legten Gegners wieder ausammenzuflicken, und den. Staat 
auf eine Anzahl von (fingitten) Verträgen der Schwachen 
mit einem Mächtigen zn gründen. Er zog für seine Zwecke, 
wie AnciUon *) sagt, die Goldbacre des Staatsvertrages ein, 
und gab sie , in Scheidemünze verwandelt , wieder mm* 

Es haben Viele schon den AiUBspruch gethan, dass die 
consequente Ourchfuhrung der Grundsätze, nuf welchen das 
P^isiulat eines Urverkmges rohet, gar keinen Staat anfkom- 
men liesse. . Es müsste eine Minute umstürzen, was die an- 
dere baute, ein Gesetz das andere aufheben, eine Verfassung 
auf die andere folgen. Gleichwohl dürfte der Versuch miss- 
Ungen, die Irrlehre zu zerstören.. Sie ist gegründet in der 
subjectiven Tendenz, die sich der Geister bemächtigte, und 
bezekhnet eine Epoche , die nur . den Uebergtag ^zu dmn 



.^) Uebsr die StaaUwisMUchaftt S. 21.. 



WÄlireti and Riehtig^n bildet "-« Wenn man einst wieder den 
tiefen Gmiid der AnioriCftt einaiehf, weil man gelernt bat, 
daBs t ohne sie die Mensehen sich im Kreise drehen vnd 
nichts Festes haiben,'> so wird man die Idee des Uryertrages 
auf den ersten Anblick verwerfen, weit dahsh Verträge allein 
keine sittliche Autorit'it begHindet werden kann. 



^ Da wir die Erscheinung des Staates einerseits auf eine 
nnwaa4elbare A^aturabsicht, andrerseits auf eine sittliche 
Nothwendigkeit zorückführten, so kann die Vielfältigkeit und 
.Vergänglichkeit' der Erscheinung ein Widerspruch zu sein 
bedünken; denn sowohl, wenn der Staat die Erhaltung und 
Entwickelung der Menschengattuog, als auch, wenn er das irdi* 
sehe Dasein der Vernunft 4cM*stellen soll, scheint es erforder- 
Ijch, ,dass ein. Staat alle Menschen umfasse, sich über den 
ganzen Erdboden erstrecke und fest beharre. Allein bei einigem^ 
Naehdenkei^ Iqsen sich die Zweifel eben so von selbst, wie 
sie entstehe« 

VielAM«iieii dcte »Umtmß. 

'Mtiss auch die Natn'rtibsiiiht allerdings auf einen Mensch«^ 
heitsstaat geben, so kann sie doch, wegen der Beschaffen-' 
h^it der Erde end der Manschen, den allgemeinen Staat' nur 
durch ein vollständiges Staatensystem erzengen wollen. Der 
Wille richtet sich allerdings auf das irdische Dasein der Ver- 
nunft schlechthin, allein^ da das ViBmünftige als ein Freies her- 
vortreten soll, so kann es atich nur in einem concreten, be- 
stiiWtn'ten Dasein gewollt werden; weitgefehlt also, däss 
der'Vernunflzweck des Staates der Vtelfachheit seiner Er- 
sicheinung widerstrebe, fordert er vielmehr dieselbe. Das 
Pnncip der Freiheit drängt dazu. Ein Universalstaat kann 
überhaupt erst dann' in den Willen als sein Objecfr eintreten, 
wenn die biesöndern Staaten bisreits sich zuni vollkommenem 
Staatensyi^fenie herangebildet haben. Daher -ist der allge- 
tnein'ii Staat schlechterdings keine Aufgabe der Individnen, 
sondern ein geschichtliches Problem. Dieses ist jedoch von 
der höchsten Wichtigkeit, dass die Idee eines Universaistatt' 
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ttm, 9U wi« ji^Ugiöne Ahnung vf«3t a!!f;4e0l gWiz^Qvßrd'- 
)M4en^idi.FerbJP«it0te und die CmlMfulii^p wirUieh df^Uotox- 
iwbiede der Sprai}t>enj und SUten minderte. /: 

Die Vlelfjichheii Vd0s^^afe»,,6cl^in|; die IMf^xmlgfaUigr 
k0U ider.£rfiphriniing gm> in mh ^n nchlieswe». ? AUeint' die 
Staatsformep^ beistehen. weil^ri^lkb i|«r in de>| Beetirafi»uqgei|^ 
welcher individuelle Wille dien allgemeinen ginlichen Willen 
rechtskräftig ai^f^^^J^ ijy[^^.vei:wirklwl|j(2^,,^c4le Die^e Be- 
stimmungen würden sich ändern . mit den Menschen, wenn 
es auch nur eihen ^t'iät auf der ganzen weiten Eirdii gäbe. 
Die Mannigfaltigkeit der Staaten hängt mit der ' Vfelheft 
derselben nur insofern zusammen, als beide sich :rÄ'm Theite 
auf die menschliche Freiheit gründen. Die Vielfachheit des 
Staates ' dienet im tlegentheil/ in dem Mannigfaltigen de^ 
Erscheinung eine gewisse Reget klar zu machen, nach wel- 
cher die zahllosen Gestultttiigen in bestimmte Gattungeii auf- 
fallen, uhd in ihrer Reihenfolge einen Fingerzeig der tnen^eU- 
licTien Ent^iöklung geben. ^ ' ^ «.., 

' ' Deutlich treten zwei entgegenge&ietzte Staaten herVüf'j 
der Gottesstaat und der Weltstaat. Die Theokratie itieht 
das Himmlische nt das Irdische niedav, der Hohepriester ist 
Diejcr^cher , die Kirchci a.uch d^r ^tf^^^t,. d^^f göttliche j Gebot 
a^ll^ ein Zwapg^g^s^tz. Darum gehet der .(jratl:e8sj:^at we,7 
^fi9btlipb auf eine sift|ic|)e E:r;EieUung, und ^t für; ^ieJVLe.n^cl^^ 

b#U stets von hoqbst^i: ßedßutuog gewesei^,. P.eJC Weltpfc^t 
s^H dl(s Hoh^e unAer da» Irdische, und set:^et die. Reli^iQo 
z^m Mitte) der zeit|iebe|i Stuatazwecke her^bj, Er bedif\^ 
einiBn.Zu^t^nd, wo dei: Yerstiind sich Ips^infie^ .^^i' ^^,n9ph 
ü^l^ auf das Irdische liiegte. I^ie alMi Einfalt ist yer^di^^yn- 
deO) das . M^nmgfaltiig9 tritt hervor- in buntem. Glänze 1 ^abejc 
vcm Göttliche!) I^et qf^ n^r eine iferstün^^i^elte Kund?* ,^E)« 
IIA wffalU^^d,. (beiperkt Jqhapqes Müllei:»), d^s yori Gott, 
^n deK W«H mi üiviferWichfceit di^ ältesten, in apderfi 
Dingw g^n^.unc^ltiv|i|:*en,Y8lkei;.wabjpe YoisteÜMDgen ilnd 

K;eiJlQtnwe bf^ttpffsi indess dif f^ünste,, welche fu, d^r Be^ 

^t«iM»|iphl^it 4es U^ gehören^ viel jwgfti: sind.;, I9. den 



höioliirtvni Sttdien daehten die .ftltMten MaiMeheii richtig » in 
Xi^beiisgMohftften waieo ^ieKiader.^^ Gans dan ünigwkebrte 
gilt von den Griechen und Rdmern. Anf diesq Weise bilden 
bfoderlel Stinten im Grossen dieselben Gegensätze,- die^das 
Uebersinnlicfae und Sinhli<|he im Menschenbenen darstellt; 
Wie nun das stidieheLeberi den Indiridaen swimhen dem 
ainnliiiben und ühessiBnlieben Pole fortsehreitot. • so wird nach 
dato poKtisohe Lebe». der \^her zwischen jenen Extremen 
fortgetrieben« Denn das ist das Cieseos der menschlichen 
Entwif^luag) dass sie durah Gegensätze uch' fertbewegti 
gleichwie (üiik bei einem gebrauchten Bilde zu bleiben) der 
Zeiger der Uhr durch das Hin- und Hersohwanken des Pen? 
dels verröcket. Der Ussiaat enthielt. die unerseUossne Eiur 
heit des Geistlichen und Weltlichen « aber das Erslere trat 
inimec' mehr hervor und entschied die Tbeokcatife in Indien, 
Meroe u, s* w. Von da ging die. Welt in den Weltstaat 
über, sei es durch den Titanenkampf dcsr Sage, sei es darok 
die Felgen zahlreicher Auswandern ngen, welobe den Skui 
sverweltlioben, wo nicht, gar verwildbm musstta*>: Der Web« 
i^aat begann als Herrenstaat ^ in ilsien, entwiokdte sich daiin 
^ als .Völksstaat. in Pböniaien , Grieebtoland , ItaKen ,, Afrika, 
lind verlor sich nach kurzer Blüthe in gottlose: YersHuiken^ 
heit und Tyrannei. Jetzt aber bekam die Menschheit in 
Europa durch diis Chiri^teivthum, in Apien und Afrika dttrch 
den Lamaismus und Koran einen neuen Schwung, und wie- 
derholte c|ie alte Fabel. Als das geistliche Prmclp den 
höchsten Grad erreicht hatte, hob sich wiMer das Weltliche. 
Der Dairi Würdet deir Schatten des Kuba, der Dälailama ging 
in demselben Jahr, als ein Bittender, zu dem Kaiser von 
Sina^ als Pius VI. zu Kaiser Joseph kam; Darih rSckte jV* 
~ doch die neue Welt vor, dass s?e den Unterschi^' a^Wi^icfaen 
bieiiden Principien in das fiewusstsein aiifhahnl und daher 
den ^taat im alten Sinne des Wortes in Kii'che und 
St^at ii|i engern und neuern Sinne trennte und beide Rieh* 
tung^n zuj^leich ausbildete« ^ '^ 

>' Nach Hegel *) wäre nun d^rch'dcfn Flrötestahtiimus der 



') Naturrechl, s; 3&4. 



Cleisl der Mensehhmt aus den Gegensätzen siiräckg^kehrt 
und 2um Ziele gelanget. Es ist jedoch nnmoglicby dieser 
Anseht behnipflichten , denn der Anstoss der Entwiekelung 
wfthrt fort. Kein Sterblicher mag ihm jetzt sagen : Bis bie- 
her und nicht weiter. Wo das politische Lehen anf dieser 
Erdenwelt nberhaiipt stehen bleiben werde? Wenn «ean 
einer Meinung sich anschliessen mum, so wird man 
eher mit Fichte*) in der Theokratie wie den Anfang se das 
Ende erblicken. Wenn wir auch in andern Dingen ver- 
schieden artheilen, darin sind wir alle einig, dass die Ent- 
wicklung unseres Geschlechtes auf einen Standpunkt gelan- 
gen soll, wo die Blüthe der Humanität allenthalben aus delr 
Knospe brach, der Streit des Irdischen geschlichtet ist, und 
der l^ensch in den Frieden mit dei^ Natur zurückkehrt. In 
diesem höchsten Zustande würde nothwendiger Weise der 
Sinn ubiBrwi^end wieder auf das Göttliche sich wenden, wie 
die Blume' wieder zum neuf n Moj^enrothe sich erhebt Man 
darf nicht einwenden, dass diese Ansicht die Menschheit 
einen Kreislauf machen lasse. ^Nein, der Gang der mepschi- 
Hoben Entwicklung ist eine Spirallinie. Wohl windet sich 
dieselbe kreisfBrmig, doch ist jeder neue Kreis von denr 
frühem dadurch unterschieden, dass er höher steht«. 



D ff u e r d e s IS t A a t e s. 

Was die Dauer der einzelnen Erscheinung des Staates 
anbelangt, so moss bemerkt werden, da^s dieselbe erstens 
irc|n dem natürlichen, zweitens von dem freien Elemente ab- 
hängt. Ij^ der^ ersten Beziehung lassen sich die Bedingun- 
gen einef längeren Existenz vorzüglich auf die Lage und 
Beschaffenheit des Landes und auf den volksthümKchen Cha- 
(akter d^r Gesellschaft zurückfuhren. Wenn ein Staat na- 
türlichq Grenzen besitzt, und noch dazu aus einer einzigen 
Nat^n b^teht, so wird er selbsf: unter den ungünstigsten 
Umständen eine Reihe von Jahrhunderten überdauern. Das 
\%X. di^r N^ohtbeil derneuf^yi^ei^ dass sje die vecschiedensten 



*) Staatslehre, Berlin 1830, S. 187. 



Släiiime and Ländei* z«sainiiienkeUet und itiit eineiu Stabe 
lenken will. . Jenes Bild von dein Wagen , den vier Pferde 
nach versebiedenen Richtungen ziehen und nur Götterknnst 
leiten mag, gilt es nicht von den* meisten Staaten dieser 
Tage? — In der zweiten Beziehung bleiben die besondern 
Zwecke, welche die Gewalthaber verfolgen,, beachtenswerthe 
Punkte. Je mehr die Politik dem Natur- und Vernunftzwecke 
des Staates sich nähern wird, desto weniger werden die ein- 
zelnen Staaten einander aufreiben und zerstören. 

Aber wie vollkommen auch die Bestandtheile gewesen 
sind, jeder irdische Staat ist noch untergegangen, durch 
Kriege, durch innre Auflösung des Volkes und seiner Ein- 
heit oder auch durch ungeheure Naturereignisse z. B. Ueber- 
schweminungen. Piaton ') sieht die Ursache in einem Ver- 
derben, welches einmal einreisst in der Natur- und Menschen- 
weit, und dadurch herbeifuhrt, dass die herrlichsten Einrich- 
tungen der Erde kraftlos niedersinken, wie das Laub den 
Herbstes. Aristoteles**) bekämpfte die Ausführung, aber 
nicht den Grundgedanken. Er findet vielmehr es sehr richtig, 
,.dass die Natur in gewissen Perioden alle ihre Wej4ce zer- 
störet, und die edelsten Völker im Verlaufe der Zeit so ent- 
arten, dass weder Zucht noch^ Unterricht tugendhafte Männer 
machen konnte.^' . Andre finden jedoch mit Herder den zu* 
reichenden Grund in einer Naturordnung von freundlicherer 
Art. „Jede Pflanze der Natur muss verblühen; von der 
Wurzel aus hat sie die Kräfte in sich gezogea, und wenn 
sie stirbt, stirbt die Pflanze ihr nach. Aber die verblühte 
Pflanze streut ihren Saamen weiter, und dadurch erneuert 
sich die lebendige Schöpfung/^ Hßs Höchste in zeitlicher 
Gestalt ist hinfällig, weil es nur hoch ist für seine Zeit, 
und iii den Hintergrund tritt, wenn ein Kelativ-Höheres folgt. 
Nicht die Natur oder eine höhere Kraft begründet das Ver- 
derbniss der Menschen, sondern es geht ewig nur aus dem 
Missbrauch der Freiheit und der Kräfte hervor, der von Ein- 
zelnen ausgeht und anf Alle sich erstreckt. Das Verderb- 



^) H«*pub1. lib. VIII, »46. 
••) Polit V. 10. 
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nisa tritt aber nur 'dftnn in die Augen , wenn die Völker die 
Naturbestimmung erfüllt und die weltgesohiehtliche Bedeu- 
tung verloren hiaben. Der Glanz bedeckt die Blosse; diese 
springt dann um so mehr hervor, wenn jener vergangen ist. 

Wie flüchtig auch eine jedp einzelne Erscheinung sei, 
der Staat selbst kann erst mit der Menschheit von ^er Erde 
verschwinden. Denn obgleich er zunächst nur die Coexi- 
stenz nach der Vernunft einrichten, und dfe Gattung ent- 
wickeln soll, so geht er doch wesentlich auf Darstellung 
des Geistigen iiberhaupt. Er hat es nicht blos mit den 
Rechten zu thuq, sondern auch mitidem Rechten, da jene 
ja eben daraus ihren Ursprung ziehen. Aus diesem Grunde 
lässt sich nicht mit J. J. Wagner *) behaupten, dass der Staat 
als ein „Aussenwerk anzusehen, welches die voltendete 
Menschheit abwirft.^^ Eine „freie Bildung von Innen heraus 
nach der Idee der Gerech tigkeit'% sollte sie nicht auch 
Staatsleben sein? — Allerdings wird der Zwang alsdann 
wegfallen, aber kann man wohl in denselben. das Wesen 
setzen, da er doch nur das Mittel abgiebt? Wagner nimmt 
hier offenbar d^n Staat nur im engern Sinne, nämlich im 
Gegensatze zur Kirche. (Vergl. S. 31.) 

Einnlgef» IXfemen des ütaateisi. 

Nachdem wir auf diese Art die Erscheinung des Staa- 
tes nach allen Seiten gewendet und beleuchtet haben, so 
lasset uns zum ewigen Wesen desselben emporsteigen. 

BesEuy des St^iats zum Absoluten. 

Die beiden Factoren des Staates erfassen sich als selbst- 
ständige, aber endliche Kräfte in dem Absoluten, bei dem 
kein Warum angebracht werden darf,^ weil jedes dasselbe 
zu einem Abhängigen machen würde. Es muss sonach dem 
BegrilBfe dejs Staates an Rundung fehlen , weun nicht der 
höchste Gesichtspunkt xuletzt erschwungen und der Staat 



*) Staats Wissenschaft und Politik, S* 2. 
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iiH Vertohi^is« snr Qotthfat be(ra«htet wird* • DfOM.. ^ 
Siaat eiR A«DslNirHcb#« mty dU^e flifheD «oifbi^ Qesielie», 
ohglaidb darin aiehffe AvffallaBdefe« Ik^^ «As b» dM^ 9<|t 
ziehen der todten BucbnHaben fM|f dw iHMßofaU^h^ G^kU 
wodurch jene, die auf dem Papier. ganz materiell entstanden 
sind, in Hüiien von Gedanken verwandelt werden. Eine 
Welterscheinung wie der Staat darf nieht ohne ZnsatAmen- 
hang injit dem Gedanken d?r Schöpifiing geträuml; werden. 

WLBehgie Idee de« Staates. 

• 

Indem die: endlichen Geister auf materielle Räume mit 
unendlichen Anlagen and Zwecken versetzt wurden: war 
eine Darstellung des Göttlichen in freiem Organism das zu 
Krstrebende, das Ideal, dem sich die Menschen in ihren 
Vereinen frei zu nähern haben. Insoferne der Mensch frei 
ist , kann dieses Ideal nur auf dem Wege der Entwicklung 
aus verschiedenartigen Gesellschaften, erreicht werden; die 
Vielheit, die Mannigfaltigkeit, die Unbeständigkeit der Ge- 
sellschaftsorganismen ^st die- nothwendige Folge. Insoferne 
aber die Schöpfung ein Gedanke i^t, muss auch dem Wer- 
den eine gewisse physische Nothwendigkeit innewohnen, der 
Process ' der menschlichen Entwicklung muss trotz mensch- 
licher Willkuhr Bestand haben; daraus folgt eine gewisse 
phjsischnothwendige Vergeistigung und Verallgemeinerung 
der gesellschaftlichen Zustände und die Herrschaft von ge- 
wissen Thats;achen.. Aus dem Gesagten erhellet von selbst, 
inwieferne der Staat ein göttlicher Gedanke genannt werden 
darf. Diejenigen fallen in den krassesten Fetischismus, die 
nicht die Idee des Staates, sondern den eben bestehenden, 
mit allen Mängeln des verdorbnen Menschenwillens behafte- 
ten Staat A, B oder C für einen Gedanken Gottes^ ausgeben. 
Das wollte der Urheber der Welt nicht alles, was in der 
Mensch^nweU geschieht^ sondern nur das Höchste, was die 
guten Menschen vermögen, ist seinem Willen gemäss. Auf 
diese Ahnung gründet sich die seit Piaton so oft sich wieder- 
' holende -Aufstellung eines . „Idealstaates^^ (civitas noumenonj, 
welchem der irdische Staat (cimiag phoenomenon) entgegen 
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zu gehen habe/ so wie die von Kant'*') so schön ausge- 
iShrte Aufistellang eines ,jallgenieinen Menschheitsstaates^, 
der sieb aus den einzelnen historischen Städten weltgescbiebt- 
lieh nadi und nach entwickeln solle. 



*)'ldee einer Allg, Geschichte, 1784. Vico . schliesst gein W.erk mit 
einem Kapitel : „über einen ewigen Naturstaat, der Jn jeder Art 
vollendet ist nach der Fügung Gottes'* und weiset sein Werden 
in der Weltgeschichte nach. Der heftigste Gegner dieser Auf- 
stellung ist V. Halier. Auch Leo in seiner Nfaturlehre des Staa- 
tes, 1833. 



Das Staatisreelit;. 
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IWachdem der bdcfaste Qesichfspolikt dM Staates ei'kt^m* 
inen worden, falle der Blick aaf das Einzelne im Staate and 
swar anf dasjenige, was moralisch nothwendig in der Er* 
seheinung ist, damit der Staat als ein Verein sittliober We- 
sen sich bekunde. Ungeachtet der Staat als Natur* oder 
Nothstaat beginnt, mnss oder soll er sich doch zum Ver- 
nunft- oder Rechtsstaat erheben. Es moss eine solche Ord- 
nung .nach Innen und Aussen aufgehen , welche sittlichen 
Wesen entspricht. Dreierlei ist hiezn erforderlich« Es musli 
zunächst der Mensch als Vernunftwesen eine tSpbär«' fitidte 
fBr, seine Bestimmung, es mnss sodann zu denk , rwas>' der 
Einzelne will und nicht fiir sich erreichte kann, eine ge» 
meinsame, getneinwitlige Macht sittlichen Wesen angeoiesseo 
zum Dasein kommen und es muss endKch niscb Aussen hin 
nach den Gesetzen sittlicher Wesen das gemeine Interesse 
verfolgt werden. jDer Inbegrift* dessen,, was. die menschltcbt 
Vernunft in Bezug auf deh Staat unbedingt fordert, damit 
er ein vernüfiftiges Dasein darstelle, bildet cki8< Staats- 
recht., Dasselbe zerfallt in das Privatrecht, in das 
öffentliche Recht und in das Volkerrecht* 

- ' •*• 

Das PrtiTfitrecht. 

Das Privatrecht ist der Umkreis dessen , welches dem 
einzelnen Individuum im Staate gegeben wird, damit dasselbe 
darin seine Bestimmung' erreichen, und i^^einen sittlichen Wil- 
len als seinen eigenen entwickeln köfine. Es ist also der 
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B^riff deg Menschen als eines Vernunftwesens ^ woraus die 
Erkenntniss des Privatrechtes iii| Gegensatze zu dem öffent- 
lichen Rechte hervorgegangen ist. Darum gabj es bei den 
Griechen noch keinen bezeichnenden jNamen dafür. *) Das 
Allgemeine,, das OeSentliche war ^as All-einiffe, worin der 
Einzelne alii^ii^ ^^^ ^^ f ApflMi im MIeere. Ihlrtl ikn Sinne 
des Aristotelischen Ausspruches****) ist im Griechischen die 
TVoKtg das Ursprüngliche ^ der 'TtcKnvi^ das Abgeleitete. Die 
griechische Welt lag an der Gränze des vorwaltenden Natur- 
geistes, der in allen seinen Bildungen nur die Gattung im 
Auge hat. . Die Römer haben bereits den Begriff des Privat- 
roftbtiS^ ob^eicb sie noch nicht deu iHenifcfa^rn an sich drfaift» 
len , aon4ern nur. da« Sondenhümlii^lte d^r Person betrachte 
tfii. Deif.cfo^ ist. in dem römischen Geiste das Erste, die 
oiti0a#,da« Abgeleitetei Erst die höh«re| obristliche Ansicht 
4f$lf PeMon und ibver. Beistimmufig brachte das Privatreoht, 
al« ,4m .ü^eHsohenreeht im Staate, zum BewusMsein, und co^ 
ordini«!^ ^ diese« dem öffentlicben Rechte. Wir wollen nicbt 
Keilietonen,< dassin deili sonderthün^icben Streben der neuen 
Wek 4Eagleieh. ein iii^iteargi^ifinder E^iSmus aiid abnehmell** 
der ilQemidiiieitin .sieh entvyiokelt; aber starke Lichter werfen 
starke. ScbaUeii. Wir erblickeii in dieser Thatsache itnG^n* 
ze9,'dass die Natur unter Geschhcht voHkommien eraaticipirt 
het4 da^ Höplist^, Gemeinsame 60II etidlioh ein freiem Pror 
dtiet<4er losgebunden^ Individuen werden. Es kann nicbt 
iebUn, dase dabei der Eieaelne in der gaaieen langen Ueber« 
gangsepoehe sein beaenderes Dtiaein obenaa neizeU Wir 
sehen aber' darin, keine Zerstörung des höheren Staatslebena^ 
se.-ktnge nur der Staat nicht als eine blosse Sicherheitsge* 
sellsohaft aufgiefassei %tlrd« Der Metisoh dieser Tage dreht 
sich, um den Staat ^ indem er «ich um sich sdibst bewegt, 
gleichwie die' Erde die Sonne umkreiset, während sie sich 
beständig ' um sich .selber drehet. Es ist gleichwohl die 
Sonne, welche die Erde hält, und «s ist der Staat, der den 
Menschen trägt. 



*) Schömann, der attische Frocess, HaUe 1614, S* 490. 






Die Beohtssphaireii. 

Der Mensch hat als Vernunftwesen eine Reihe von Be- 
fugnissen, welche man sein natürliches, sein Ur-Recht nen- 
nen kann. Diese Befugnisse bezieben sich auf seine Person, 
auf den Gebrauch der Sachen, auf die Genossenschaft mit 
Andern und auf die Vertheidigung des Seinigen gegen Alte. 

Ha« Per 0onNeiireelit« > 

Insofern der Mensch ein Vernunftwesen ist, gebührt ihm 
die äussre Freiheit, die durch seine sittliche Bestimmung be- 
dingt wird. Der Mensch kann, und der Mensch .söllj 
das letztre erzeugt aus deiii erstren noth wendig das Dürfen. 
Der Mensch darf dasjenige, was er soll. (Recht des siqnli- 
chen und geistigen Lebens.) Er braucht nicht zu dürfen, 
was er nicht soll *) , und würde eine andere Macht ihn zu 
dem Verbotene« anhalten wollen, so dürfte er sie aus die- 
sem Grande abweisen. Wenn aber eine andere Machl; (sie 
sei, wekhe sie wolle,) den Menschen n ötk igen möchte. z« 
demjenigen, was er soll, so dürfte er an und für sich k«i- 
nesweges Widerstand leiste|x, denn die zwingende Macht be- 
riefe sich auf die vernünftige Nothwendigkeit dessen, wozu sie 
nötbig^it. (Man denke der Miliiairrerpflichtung.) Wohl aber wird 
zn nntersdieicjen sein, ob dasjenigey was der Mensch soll, ein 
Erzwingba^es ist. Wenn dieses kein Aeusseres . fst oder 
^wenn es wesentlich den Willen, es zu thnn, fordert, daran 
ist das Nöthigen auf Unmögliches gerichtet und der Mensch 
darf es zitrückweiseft. (Glaübenstfreiheit.) Auf diese Weise 
entsteht eine Art Dürfen, welciieiB in der Freiheit von dem 
Zwange zu jenem Sittlichen bestehet, das aus dem Willen 
heriT^rgeben soll. Durch das Gebot und Verbot wird aber 
laut der Erfahrung, die gnnze Sphäre des Könnens niqfat 



*) Das Dürfeil Jessen, wias der 'Mensch nicht soll, ist lieio ur- 
spriinglicli€8 , sondern nur ein positivei^. Die Steat»ge\vält kann 
Dämlifth oiur das allg^emein Br^wjingbare ins Rechtegetetf aufneb«- 
men, folglich bleibt manches Tor ihr erlaubt, was es vor dem 
innern Forum des Gewissens nicht ist. So entsteht jene OUIuur- 
monie von äassrem Recht und Moralität, wejche Einige zu 
einem totalen Unterschied von beiden erhebeii. 
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ausgefüller. Es bleibt noch ein Rest physischer Möglich- 
keit, der ein Gleichgültiges ist. Dieses Gleichgültige ent- 
hält ein reines Belieben und gehöret um so weniger ^u dem 
Wesentlichen des Menschen, da es vielleicht nur in der 
menschlichen Begränztheit seinen Grund hat, und bei der 
höchsten Entwicklung des Geistes aufgehen kann. Auf kei- 
nen Fall wird das sittliche Dasein des Menschen verletzet, 
wenn von diesem Belieben etwas genommen wird, nur darf 
es nicht verkürzet werden ohne einen vernünftigen Grund. 
Wenn aber eine moralische Noth wendigkeit zur Beschrän- 
kung der natürlichen Willkühr nicht vorhanden, ' so darf 
auch der Mensch darauf bestehen. Dieses reine Belieben 
^ebt eine dritte Art Dürfen, das oft über alles thener ist. 
(Z. B. Gewerbefr^iheit.) 



as ISaclieiireclit. 

Damit der Mensch existiren könne, juuss er Gebrauch 
von der Sachen weit machen dürfen. Dieses Recht geht .aber 
nicht blos überhaupt auf Sachen, sondern auf concrete 
Sachen, denn sonst würde es in der That sich nie verwirk* 
liehen können. Weil jedoch jeder Mensch ein gleiches 
Recht besitzt, so betrifft es nur Sachen, die ein anderer 
noch nicht erg-rifi'en hat. Sachen, die ein Andrer besitzt, 
können nur von diesem erworben werden, d. h. mit dessen 
Eipwilligung. Ein Vertrag über Mein und Dein muss da- 
her frej stehen. Eine gänzliche Gütergemeinschaft kann nur 
von den Einzelnen selbst ausgehen , und blos als der Aus- 
druck der Liebe und Freiheit (wie bei Gatten) bezwecket wer- 
den, weil ohne aussbhliessenden Besitz der Sachen es keine 
lebendige Entwicklung der Individuen, keine Freigebigkeit, 
keine Sparsamkeit, keinen Erwerbeifer giebt. Wie schon 
Aristoteles**) bemerkte, vernichtet jede übertriebne Einheit 
die Harmonie „grade so, wie wenn man die Musik, die eine 
„Zusammensetzung mehrerer Töne sein soll, in die Wieder- 
„faolung eines einzigen verwandelte, oder als wenn man 
„den Wohlklang eines Verses dadurch verluehren wollte. 



*) Pol. 11, 3. Garve's Uebers. S. 92. 
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„daas man anstatt einer passenden Zusamuienselxung mehre* 
j^rer Füsse einen einsigen .Fuss brauchte/* Inswischen muss 
nicht alles Eigenthnm ein strenges Privateigenthum sein; 
an manchen Dingen genügt der Niessbraneh. Das strenge 
Privateigenthum ist jedoch natürlich bei allem, was der Ar- 
beit, dem Fleisse der Menschen seinen Ursprung, seinen 
Werth verdankt, wid schon Locke bemerkt hat. lieber das, 
was der Mensch in die Welt gesetst, steht ihm die unbe- 
grenxte Befngniss su und' er mtiss darüber verfugen und 
testiren können nach seinem Belieben. Was aber die Natur 
Vielen gewidmet hat, soll der Einxelne nicht in seine reine 
Willkühr sieKen. Ein östreichisches Gesetz nöfhigt daher 
den Grnndbesitser sein Grundstück su verkaufen , wenn er 
es drei Jahre unbenütst liegen lassen. 

Han Oeaellneliaf t'nr eelit. 

Der Mensch ist von . der Natur nicht aur Einsamkeit 
bestimmt, die Verschiedenheit der Geschlechter, die Hülflosig- 
keit der Kleinen and der Aiten bezeifgt es; die Vernunft 
dringt zur Verwirklichung sittlicher Zwecke auf ein freund- 
liches Anschliessen Einzelner an EUnzelne. Daher gehört 
auch das Recht der Gesellschaft zu den allgemeinen xMen- 
sc^enrechten. s 

Die Gesellschaften (Genossenschaften) sind jedoch zwie* 
ÜAcher Art. Einige haben eine sittliche ^oth wendigkeit, andre 
nicht. Die letzten (meist oconomische Gesellschaften) sind 
eine Sache des Beliebens für die Einzelnen. Die ersteren 
sind nicht reine, beliebige Vertragsobjecte. Hieher gehöret 
zunächst die Familie, als die Genossenschaft von Mann, 
Weib- und Kind, welche das Erbrecht zur sittlichen Noth- 
wendigkeit erhebt. *) Ferner gehört hieher die Kirche, als 
die sittliche Genossenschaft des Glaubens und der Andacht. 



^) Weil man die sittliche Bedeutung der Familie nicht erkennt, 
muss die Begründung der Hechte der. Ritern und Kinder schwer 
fallen. Die Römer sahen nur Elternrechte ein, w«il sie das 
Kind als naturlichen Zuwachs der Eltern ansahen. Kant (Kechts- 
lehre, 113) gründet die Blternpflicht darauf, dass durch die Zeu- 
gung eilt Mensch wider Willen auf die Erde gesetzt werde und 
also das zum Lehen Nöthige fordern dürfe.. « 
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Bas Yerilieidiyun^tfreclit» 

Der Mensch würde kein reales Recht besitzen, w«in er 
es nicht Tertbeidigen diirfte. Die Vertheidigung ist aber 
nur Zurückweisung einer Rechtsverletzung. , 

Jeder Mensch hat- dieses Recht; es muss* hier Jediirmann 
gleich sein, denn ein Recht ist wie das andere. Die Rechts* 
vertheidigung ist im Staate entweder eine Klage vor dem ein^ 
gesetzten Gericht oder eine Nothwehre.^^ Die Notbwehre tritt 
dann ein, wenn die gerichtliche Hülfe nicht möglich ist. Sie 
setzt also einen ^walig voraus, der auf der Stelle abzuwefa- 
i^n ist. Grotius *) behandelt sie daher sehr passend als 
eine Art Privatkrieg. Der Angegriffene macht' hier den 
Richter in eigener Sache, und mfiss daher als sprechendes 
Gesetz sich betragen. Er hat also zuvörderst die Absiebt 
der . Rechtsverletzung zu e]:niitteln, und sodann das Maass 
des Zwanges darnach zu bestimmen, /wodurch er entweder 
der angedrohten Verletzung zuvo/kommen ^ oder aber den 
geschehenen Angriff zurückweisen, und gegen die Fortdaner 
der bösen Absicht sich sicher stellen kann. Die Notbwehre 
erstreckt sich entweder auf die Person des Verl etzcrs . oder 
auf seine Sachen, und sie geschieht entweder durch den Be- 
drohten selbst, oder durch einen andern. (Denn jeder Mensch 
hat das Recht, eine Rechtsverletzung zu bekämpfen, gleich- 
viel gegen wen sie gerichtet ist. Ja Jeder, kann einer un- 
reehtlichen Handlung entgegentreten , wenn sie aiich von 
dem Verletzer an seiner eigenen Person begangen wird. Es 
ist erlaubt, eiiien Mitmenschen am Selbstmorde zu hindern, 
and gestattet) denjenigen festzuhalten^ der sein eigenes Haus 
muth willig in Asche legen wollte.) 

Die VeTOc^dedenheil; der Rechte. 

Die Menschen bringen gleiche Befugniss ^ur persönli- 
chen Freiheit, Sachengebrauch und Genossenschaft- auf dre 
Welt. Aber sie verwirklichen und benutzen sie nicht gleich,, 
daher müssen die Rechte der Menschen materiell verschieden 
sein, indem einige mehr erwerben als andre, einige mehr 



*) De jure paN^is et belli. Libr. I. c. lÜ. (. 2. 
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Talent besitMa als aad^, einigli dto Gebrauch der FreiJieh 
durch oder gegen ihre Schidid verlieren. Die Idee, alle 
Menschen im Slaate in gleiobeai materiellem Rechte xu eir-» 
halten ) ist eine Chitti&re^ die ^egen die Natur streitet wie 
gegen die 2u aller Civilieatioft und Tai§[end erfor^erltehe 
Reibimg der Kräfte; nur das Vertheidiguagsrecht kann und 
s<^l gleichbleiben* *) Doch darf die Verschiedenheit der ma- 
teriellen Rechte nicht so scittt dass sie das Menscheniecht 
dabei verletset. Alles Mehr and Minder ist Terwerflicfa^ 
das der Menschenwürde au nahe tritt« (Sclarerei^ Leibeigen* 
Schaft ist nicht zu dolden.) Es ist von Wichtigkeit, bier^ 
über ein Näheres ai|ssi|sprech«n. . 

Die nOnderuiiir der Reelite« 

Die Uegleichheit der Rechte . kommt entweder ron der 
Minderung der Rechte Einzelner, oder von der Mehrung der- 
selben her. 

Was die Miiklerung der Redite anbelaiigr, so kann die- 
selbe restlich dort eintreteni wo der Grund derselben, der v«Ue 
Qebrauch der . Veraaaf^ nicht ganz anzunehmen ist. Dieses 
tstt aunäcM der f aU bei den Unmundigea, Wahn- und Rlöd^ 
sinnigen und Verschwendern. Aus Vorsorge fiir das Recht 
wird solchen Individuen eine Rechtsbeschränkung aufgelegt 
die aber mit der Ursache 'aufliort Wo ein unsittlicher 
Wille sich ausspricht, geht noch deutlicher der .Grund, des 
Prtvatrechts ein, und die austheilende Gerechtigkeit mindert 
hier' (zur Strafe) die im Allgemeinen zugewiesenen Rechte. 
&o wird die Freiheitsstrafe * über Verbrecher verhängt, so 
jEwangsarbeit auf einigä Zeit zuerkannt. Der eigentliche 
bürgerliche Tod d. h. die Aufhebung i^lles und jedes Rechts 
einer Person kann nach dem Vorhergehenden nur dann er- 
folgen, wenn der sittliche Wille völlig verloren ist. Da nun 



*) tin neurer Schriftsteller, Gross (Naturrecht S. 310) setzt die 
;remünftige Rechtsgleichheit im Staate daher nur darein , „dass 
alle Bürger unter gleich^ntlmständen «gleiche Rechte hahen und 
dass es keinem Bürger verwehrt sei, sich in die Umstände zu 
versetzen , mit welchen gewisse Rechte verbunden sind.** Doch 
würde sich kaUm dieser Satz überall beibehalten lassen, nament- 
lich nicht der Schluss. 
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aber ein solches monitisches Verderben weder bewiesen, 
noch ganz und gar abgeleugnet werden kann, so bleibt der 
bürgerliche Tod,' der die Hinrichtung als seinen Vollsug nach 
sich zieht, ein rechtlich zweifelhafter Fall. UiQsonst eifert 
Beccaria dagegen und fragt: wer denn das Leben eines 
Menschen in Menschenhand gelegt habc^? Wir antworten 
da nicht etwa mit Sonnenfels '*') in einem tragikomischen 
Kalkül: „im Staatsvertrag gab 1 sein Leben im Fall eines 
schweren Verbrechens in die Hand des 2 und 3; 2 das sei- 
nige jin 1 und 2; und 3 seines an 1 und 2; 'folglich hat die 
gemeinsame Gewalt das Leben für alle drei erhalten.** Nein, 
wir sagen, dass bei einer Volligen Verderbthek keine äussere 
Sphäre rechtlich zugewiesen werdeh kann, und dass daher 
das soichermassen personenlose Wesen, gleich dem Thiere, 
der Stoherheit der Menschen weichen ihuss« In welehem 
Falle jedoch der sittliche Wille erloschen sich darstelle, 
tiestimmt die Sta|itsgewalt^ in ihrem Strafgesetze. Sie wird , 
indessen wahrscheinlicher Weise selbst wider Willen so wie 
Rousseau **) verfahren, der die Todesstrafe umständlich ein«» 
setzte, aber, gleichsam mit weggewandtem Gesichte, in die 
Worte ausbrach: maü je iem^ que man coeur murmure et 
retient ma pfume. 

1 4 

Hie Bevorrecbtlyuni^« 

Nach der Natur der Dinge müssen die Menschen im Er- 
werbe der Sachen, wie in der Anschliessung an andre eineii 
verschiednen Erfolg haben. Auf diese Weise entsteht un- 
gleicher Besitz, ungleiche Ausbildung, ungleiches Ansehen^ 
' Ueberall, wo es darauf ankommen wird, für das gemeine 
Beste zu rathen oder zu sorgen, wird jene factische Ungleich- 
heit der physischen und geistigen Güter von höchstem Ein- 
flüsse sein« Der Zweck fordert die rechten Mittel; das ge- 
meine Best^ kann aber nur erkannt und verfolgt werden von 
solchen, welche eine Bürgschaft geben für ihre moralische 
Haltung, für ihre gemeinsinnige Richtung, für ihre Einsicht 
in das Vernünftige. Deswegen ist es in der Vernunft ge- 

N- 

*) Gründsätze der Polizei, f. 3tl. Anm. tu 
**) Du contrat social livr. II. chanip. V. 
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griindet, daas nicht alle Einwohner eines Leiides in Besng 
auf das gemeine Beste gleich viel lu sagen and einiqwirken 
haben. So wie die Mindeijährigen and Frauen von activeii 
B^rgerthnme ausgeschlossen werden, so können es auch die« 
jeoigen, die durch ihr abhängiges Verhältniss keine Garantie 
für unabhängige Gesinnung geben oder deren Geschäft die 
nöthige Einsicht in das Allgemeine nicht gestattet (Dienst- 
boten, Tagelöhner, kleine Handwerker und Krämer n. s. w.)* 
Auf diese Art .entstehen die Vorrechte, die insofern naturlich 
und vernünftig sind, als sie aum gemeinen Besten nothw^n- 
dig sind und nichts weniger als eine Bechtsschmälemng der 
Nebenm^nschen in sich schliessen. Einen recht deutlichen 
Beweis, dass die Menschenrechte und die Rechte, die über 
sie hinausgehen und Vorrechte darstellen, keine allgemeinen 
sein können und mässen, entnimmt man schon daraus, dass 
selbst die eifrigs^n Vertheidiger der absoluten Gleichheit 
in Staaten einen Unterschied zwischen Staatsbärgem und 
Schutxgenossen sulassen. — Dieses leitet auf 



Das SlTentllclie Recht« 

X 

„Der Mensch darf nicht willkuhrlichem Zwang unter- 
liegen, seine änssre Unterordnung mnss durch seinen sitt- 
lichen Willen begründet werden, soll sie rechtsgültig sein« 
Daher ist im Staate jede Gewalt nur insofern rechtlich, als 
sie auf dem Gemeinwillen ruht; nur was Alle und Jeder in 
sittlicher Weise wollen, kann über Allen und Jedem verpflich- 
tend stehen.'^-*- Seit der menschliche Geist dieses politische 
Axiom aufstellte, ist über die Art, ihm ein Genüge zu 
leisten, heftiger Streit. Die Einen fordern ein wirkliches 
Uebereinkommen Aller 2u einer Vereinigung, Verfassung und 
Unterwerfung (Factum unionü, comtitütioms, iubjectioniique)^ 
indem sie einen Gemeinwillen nur auf dem Wege^er freien 
Votirung Aller finden zu können glauben. Andre erkennen 
keinen andern gemeinsamen, alle Einzelwillen einschliessen- 
den Gesammtwillen als den Willen Gottes und meinen das 
Becht der Oberherrsc|iaft aus der von Gott verliehenen 
Macht ableiten zu können. Die Ersteren verwechseln den 
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QflweinwiUen mit dem allgemeinen Beliebe», ihs eine Chi- 
märe ist, und die Akidrea öbfrisehen, dees der WiUe Gottes 
nicht zuoäebst durch Facta, sondern in der Vernunft mh 
ankündige. Der aligemeine WiUe ist dasjenige/ was alle 
Menschen als Vernunftwesen wollen müssen« Und jene 
Macht, die das realisirt, was der Mensch woILbu muss, ist 
daher anxnerkennen als eine solche, die derMehiEich als siti« 
liches Wesen wollen muss und der er als sittliches Wesen 
sich su^ uiiterw^en hat« Die menschliche Freiheit beniht 
nicht auf abspluter Unabhängigkeit, sondern auf Unahbängigi 
keit v«n einem Zwange su dem , wa$ nicht moralisch noth* 
wendig ist. : (S. 39*) 2iu dem Moralischnethwendigen kann, 
der Mensph' gezwungen werden, falls es erswlngbar isi:. 
(S. 39.). Hieraus ergiebt sioh von selbst, wie eine rechdiche 
(d« h. verpflichtende) gemeinsame Gewalt und Autorität zum 
Dasein gelange, nämlich nicht durch äussre Convenienz, son* 
dem durol^ innere Gerechtigkeit und Vemnnftigkeit. Das 
Nachstehende soll dies verdeudiohen , itidem es von dem 
Wesen und der rechtlichen Verfassung der öffentlichen Ge- 
walt ausfuhrliiih bandelt« 

ÜITeseii nnd Temrlrldlehiiiiir der litaato- 

Gterwralt: Soaveranietftt. 

Der Mensch ist durch seine Vernunft verpflichtet, sich 
zu demjenigen zu vereinigen » was jeder Mensch der Ver- 
nunft gemäss wollen muss, und nur durch vereinte Kräfte 
erzielen kann. SowahiT nun aber der Mensch den Staat wol- 
len muss: muss er auch eine höchste kitende Gewalt, eine 
bestimmte Anzahl, von Befugnissen über und gegen sich, 
( wollen : denn diese ist das nothwendige Mittel zur Errei- 
chung des Staatszweckes, wie sich aus der Betrachtung des 
Staatszweckes und der durch ihn bedingten Functionen er- 
kennen lässt. 

Inlaalt des StaatsBweeJcea« 

Der Staatszweck ist der Inbegriff dessen, was durch 
den Staat realisirt wfOrden soll. Der Mensch fasst nicht den 
Naturzweck , sondern lediglieh den Vemunftzweck ins Auge, 



4ff 

Dftiolich: Regehing des irdiseben Daeehia und YerwirkliehaBg 
dös allgemeinen Gut#n. Manches and das Höchste wird un- 
mittelbar durch das Zusammenleben und .Zusammenwirken 
der Einzelnen erreicht. Schon das sinnliche Wohlergehen, 
der Lebensunterhalt Aller ist ein Resultat freien Verkehrs. 
Dß& Sittlich^ bildet sich durchaus von Unten. Tugend 
wächst nur a^f dem Boden ider individuellen Freiheit; eine 
von oben erxwungne ist keine, wie China lehrt« Kunst, 
Wissensf^haft , Religion bilden den Dreiklang der Geister, 
der sich durch jede Natiönalbildung ziehet. Nun aber ist 
die öffentliche Macht nicht im Stande, diese drei wunderarti- 
gen Manifestationen der menschlichen Urkraft zu erzeugen; sie 
erblühen voi\ selbst im Volke. x4ndres und Vieles aber for- 
dert durchaus eine besondre Venu ittel uns: von Oben. .Dieses 
nun, was die Thätigkeit einer Obrigkeit bedingt, liegt :9war 
nicht vollständiger im allgemeinen Willen, als dasjenige, 
was ohne Vermittelung eines Obern durch das blosse Factum 
des Zusammenlebens erreichbar ist; es kündigt sich aber 
empfindlicher an, weil es eben ohne höhre Vermittelung nicht 
zum Vorschein kommt, w^wegen es vorzugsweise als Ge- 
meinwtlle, allgemeiner Wille (volonte generale) bezeichnet 
wird. Es lässt sich auf folgende Postulate zurückführen: 

1) Abmessung des Rechtsgebietes. Recht und Un- 
recht erkennt der Mensch durch seine Vernunft. Von 
selbst bilden sich also die Rechtsbegriffe und stellen 
sich als Religion, als Sitte, als gemeingültiger Gebrauch 

' in der rohesten Zeit heraus. Es gilt aber, diese Begriffe 
vernünftig zu fassen, die entstehenden Zweifel zu lösen 
und dem Unrecht seine Strafe zu sichern! 

2) Veredlung des rechtlichen Znsammenlebens. 
Mit dem Bewusstsein einer Rechtsphäre ist die mensch- 
liche Vernunft nicht abgefunden; Der sittliche Geist 
fordert ein höheres, i^chöneres Dasein, Verwirklichung 
eines besseren Zustandes. Zu diesem Behufe erheischt 
er denn Sicherung der bemessenen Rechtsphären durch 
Entfernung der möglichen Störungen , Beschützung und 
Erleichterung des Erwerbes und Genusses der Sachen- 
welt, Förderung der allg«meineii Ausbildung der Fähig- 



kälten, der allgemeinen Erlangung moralischer Güter, der 
gegenseitigen Erweckung und Erbauung der Gemätber. 

3) Schutz des innern Rechts- und Wohlstan- 
des gegen änssre iMäcbte und Bemühung um 
Verbreitung eines allgemeinen Rechts- und 
Wohlstandes aUf Erden. Der Mensch geht aller- 
dings zunächst auf ein vernünftigeiä Dasein für sich, aber 
er muss vermöge seiner Vernunft für Alle begehren, 
was er für sich als Einzelner in Anspruch nimmt/ 

4) Herstellung . eines Vermögens zur Deckung 
aller zu einem sittlichen Dasein erforder- 
lichen Anstalten. Die sittlichen Zwecke sind nicht 
ohne materielle Güter zu verwirklichen. Diese aber in 
gehöriger Fülle , ' ohne Beeinträchtigung der Einzelnen 
sicher zu machen, gehört zu den dringendsten Anforde- 
rungen, die der Mensch an den Staat macht. Obgleich 
nur ein mittelbarer Zweck, ist das öffentliche Vermögen 
doch ein unmittelbares Postulat der Vernunft, 

\ReBaltIrende Befugnisse« 

Damit den eben angeführten Postulaten des allgemeinen 
Willens Genüge geleistet werden könne, muss dieser auch 
eine Reihe ihnen entsprechender Befugnisse statniren, welche 
als moralische, über den Einzelnen stehende, Gewalten (Ho- 
heiten) anzusehen sind : 

1) Das Postulat der Bemessung des Rechtsgebietes setzet 
die Justizgew.alt (Justizhoheit) ab ; dieselbe ist keines- 
wegs die Befugniss, Recht lind Unrecht zu machen, 
sondern nur die Befugniss , Recht und Unrecht zu' ver- 
deutlichen, festzustellen, die Vertheidigung der Rechte 
in der Form roher Selbsthülfe aufzuheben und in ge- 
richtliche Form zu kleiden und den Uebelthäter als Feipd 
des Rechts zu verfolgen. 

* i\ Das Postulat des sittlichen Zn- und Wohlstandes setzt 
die Polizeigewalt (Polizeihoheit) ab. Das Wort, seit 
dem 16. Jahrhundert dem Griechischen entlehnt und in 
Gebrauch, deutet glücklich auf eine innre Verfassung 
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Ordnuog, dto d«v Mm dwi SlnftNn iit6hf) •■tetainro#n •) 
AI« anter dem Worte: Staat sowohl da» Irdische , alt 
das Uel^erirdische verstanden wurde « war die Polizeig««> 
walt positiver» umfassender wie heute su Tagfti "wo durch 
das Christeothum der .Staat in Kirche und Staat im 
engern Sinne sich sonderte ^ und der Glaube, die An^ 
dacht, die innre Gesinnung der Kirche anheimgestelU 
wurde. Nun ist die Poliseigewalt nur auf negatives 
Einwirken besctirSnk«t, nämlich die Heinroungeu und Ver* v 
derbniss« des sUtUehen Geistes in Kunst, Wissenschaft 
und Kirche zu entfernen. / 

3) Das Postulat der Beschützung und Erhöhung des Rechts- 
und Wohlstandes gegen fremde Mädhte begründet die 
Kriegs- und Friedensgewalt, (Sassre Hoheit). Der 
Einzelne muss entsagen der Selbsthiilfe gegen fremde Be- 
leidigungen, der personlichen Unterstützung aiiswürtiger 
Potentaten. Das Organ der Gesammtheit, entscheidet 
über Verkehr, Aus- und Einwanderung, Krieg und Frie- 
den. Jeder Einzelne bort auf den Ruf, der ihn im Na» 
men des Staates unter die Waflfen rufet und unterwlrfit 
sich den Normen des gerechten Kampfes. 

4) Das Postulat des öflfentlichen Vermögens oder Einkommens 
fjihrt zur Finanzgewalt, (Finanz - Hoheit} **). Diese 
ist keineswegs ein Obereigenthumsrecht über alle Sachen 
im Staate, vermöge dessen Sachen für Staatszwecke an- 
gesprochen und verwendet werden könnten. Dieselbe , 
ist vielmehr nur die rechtliche Befugniss, -von den Gütern 
der Staatsgenossen Beiträge zur Existenz des Staates 
zu eriieben und Staatsgüter zu bilden. 



*) Schon 1581 erschien Lautefbekens Hegen ienbu eh f eine Anwei- 
sung zu löbUcher Kegferunj^ und Polizei. Die Begriffs • Be» 
Stimmung des Wortes ist höchst y erschiedcfi t es rn^et w^^hl 
100 Definitionen existiren. Der Verfasser des Grundrisses des 
Polizeiwesens, Nürnberg 1813 ^ yergleicht daher das Wort ge- 
wissen chinesischen, deren Bedeutung die Qalehrt^stt» aieet 
erlernen. 
**) Das Wort Finanz kommt von finis, eine Leistung, wie TiKog. 

Im Mittelalter machte man daraus das Verbum ftnare und ^^ä 
Substantiv um.: ftnancta, fioatto. 
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Mutmpreehemäe fomiMe Ctowalton» 

Die ' angeführten Befugnisse gestalten sich formell in 
2wei Gewalten: die gesetzgebende und die vollzie- 
hende. Es kann nämlich keine Geltendmachung jener Be- 
fugnisse stattfinden , ohne dass einerseits ausgesprochen 
werde, was all verbindlicher Wille für die gesammte Gesell- 
schaft sein und von den Einzelnen nöthigenfalls erzwungen 
werden solle, andererseits aber das veranstaltet werde*, was 
jene Normen auszufuhren und gegen Hindernisse von Seiten 
Einzelner, die der Vernunft ihre Willkiihr entgegensetzen, 

zu vertheidigen vermag. ^ 

« 

Die gesetzgebende Gewalt ist eine reingeistige, indem 
sje blos Allen erkennbar zu machen hat, was der allgemeine 
Wille sei. Diejenigen Schriftsteller, welche den allgemei- 
nen Willen (volonte generale) als Allbelieben (volonte des 
tousj hinstellen: können diese Gewalt nur als Abstimmung 
Aller sich denken. Da aber der allgemeine Wille ein ob- 
jectiver ist und kein rein-subjectiver und in concreto in den[i 
Staatszwecke und seinem Inhalt bestehet, so ist klar, dass 
die Fassung, Festsetzung desselben (Gesetzgebung) eine über 
individuellem Belieben stehende Function und Gewalt ist. 
Die gesetzgebende Function unterscheidet sich übrigens in 
die Acte des Gesetzantrags (Initiative), der Berathung 
und der Sanction. Die/ Sanction ist ein wesentlich - ob- 
jectiver Act. 

Die vollziehende Gewalt ist eine nicht blos geistige, 
sondern auch physische Gewalt, denn sie schliesset Zwang 
gegen Widerstand in sich, besitzt pecuniäre Mittel und ver- 
fügt über äussre Kräfte. Ohne physische Kräfte ist eine 
vollziehende Gewalt nicht denkbar, so lange nicht der all- 
gemeine Wille zugleich der subjective Aller geworden und 
jegliches Hinderniss des Sittlichen von Seite der Aussenwelt 
verschwunden ist« Die vollziehende Gewalt löset sich in 
drei untergeordnete Gewalten auf, nämlich I. die aufsehende, 
2. die erkennende, 3. die vollstreckende, denn zur Realisirung 
des allgemeinen Willens ist die Ueberwachung aller Hand- 
lungen und Verhältnisse, die Anwendung des Gesetzes auf 
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die xuwiderlaufenden Handlungen) die Wegr&umang de# dem 
Gesetz Widersprechenden ndtbig. 

Niöht wenige Schriftsteller nehmen die erkennende 
Gewalt, manche sogar die aufsehende Gewalt *) aus der voll- 
ziehenden Gewalt heraus und stellen sie als eine fSr sich be- 
stehende dritte Ge^'alt hin und schaifen auf diese Weise 
eine 2Wieif politwa. Es ist jedoch einleuchtend, dass zwi* 
sehen Gesetz und Vollzug ein Drittes nicht sein kann. 

In Bezug auf die Stellung beider Gewalten herrscht die 
Ansicht^ die gesetzgebende sei wichtiger als die vollziehende. 
Destütt' de Tracy **) bekämpft, diese Ansicht und nimmt den 
Vorrang fSr die vollziehendts * Gewajt in Anspruch. Die 
Wahrheit ist wohl, dass sie beide noth wendig, also auch 
glei^ch wichtig sind. 

Attribute der Utaats^ewalt. 

Der Inbegriff sämmtlicher üus dem Staatszweck fliessen- 
der Befugnisse und der von ihnen ausgehenden Gewalten ist 
die Staatsgewalt, Staatshoheit, Majestät, nach dem Romani- 
schen auch Souveränetät genannt. ****) Dieselbe ist ersichtlich 
als Inbegrüf von der Vernunft pöstulirter Befugnisse keine 
reinsubjective Gewalt, die von einem Individuen als sein 
Privat-Eigenthum^ als sißine Privat-Macht angesprochen wer- 
den könnte, sondern ist ali^ etwas Objectives, durch die Ver^ 
nunft Aller für Alle Gegründetes anzusehen, das Einzelne 
nur zum Besten Aller innehaben und ausüben können.^**) 



*) Schmal», Wissenschaft des natürlichen Rechts, 1831, S. 370. 
**) Commentaire , livre XI, chap. 3. 

***) Bodinus schriebr sein Werk «rst französisch (1516) , dann latei- 
nisch (1584). 1d der iatifinischen Ausgabe nennt er die Staats- 
gewalt Majestas, in der französischen Ausgabe: SouTerainet^. 
Dieses Wtirt kommt von Suuverain , ein Vorstand , Grosser. 
Unter Philipp iieni i^angen hiessen die Vorstände gewisser Hof- 
steilen: Soitverains. (Menage, dicti-onnaire, II, 49T^. Bei' Dante 
(Inf. 32) heisst su^erimo ein Fürst schlechtweg. Die Vorsteher 
dei' Klöster hiessen ebenso. Im mittelalti;rlichen Latein sagte 
man Superanus für Princepp. (Ludwig, Reliqu. Mscr. Tom. Vill, 
p. 221). 

**♦*) Die Staatsgewalt wird nach zwei Seiten hin als etwas rein 
Subjectives angesehen. Rousseau folgert 'aus- dem Umstand, 
dass der Staatsgewalt der allgemeine Wille zu* Grunde liege, 



' Die Staalsgewalt ist die höehste Gewalt im Staate, 
denn was im Staate steht, das steht unter ihr. Daher kom* 
men ihr die Attribute der Uaabhängigkeit, dc^r ]U[n Verant- 
wortlichkeit und Unwiderstefalicshkeit zu Die Staatsgewalt 
muss nach Innen und Aussen unabhängig äeiA; denn 
wäre sie nach Im^ieii oder Aussen abhängig, so wiirde sie 
nicht den allgemeinen Willen repräsentire^, Oder Yfii(% nicht 
die wahre Staatsgewalt, sondern diese wäi'e in der. Maoht 
zu sehen, welche die höchste Bestimmung in sich schlösse. 
Wo die gesetzgebei^de oder vollziehende Gewalt zum Theile 
von einer auswärtigen Macht ausgehet:' herrscht nur halbe 
Souveränetät und der fragliche Staat ist in diesem Falle ein 
integrirender Tfaeil eines auswärtigen Staate» oder eines 
Bundesstaates. , Die Staatsgewalt ist ferner für die Einzel- 
nen die höchste Instanz; es kann keine^ Appellation gegen 
sie eingelegt, wenden ; könnte das gesohefa^» »P müsste die 
höhre Instanz die wahr^ Staatsgewalt sein. Doch ist damit 
nicht gesagt, dass sie. eine unbedingte, grenzenlose, von je- 
der Verpflichtung losgebundne Gewalt sei. Sie ist ja eben 
fHu IpbegrijQf bes^imimter sittlicher Befugnisse wesentlich be- 
grenzt und.sohin nichts weniger i^ls eine rechtliche All-Macht. 
{hr stehen gleich sittliche Befugnisse der Untergebnen gegen- 
i|ber. Der Staatsgewalt uius& sich endlich jeder Einzelne' 
unterwerfen und ihr ein Zwangsrecht auf Gehorsam einräu- 
mep. Denn was die Vernunft als moralisoh-n^thwendig er- 
kennt, d^s muss f^ucfa der Einzelne wollen und falls er in 
subjectiver . Willkühr ihm entgegentritt, ein Zwangsrecht 



sie inhärire nothwendie der Qeaammtheit und jeder haHe seinen 
sufajectiven AntheiL Um 'diese Ansiohfc zu rechtfertigen, nimmt 
er nur auf eine Gattung; der bestehenden Staaten Küoksicht, 
erklärt l'heecratien für blosse Fiction^n, Brhreiche für Ausar- 
tungm und hebt auch aus Democratien nur das Passende her- 
V4u>i y. Haller leugnet die Realität einer (»bjActiren (abstracten) 
Staatsgewalt und sieht nur darin die individuelit Maeht eines mäch- 
tigen Einzelnen oder einer mächtigen Körpersohaft, die nach 
dein Grtiadsate des Starkem durch Mehrzahl entscheidet, v. Halier 
muss desshalb auch nur auf eine Reihe von Staaten sich be- 
schränken, Wahlreiche für Ausartungen erklären und Republiken 
SiBZ falich darstellen. Die absolute Differenz des Rechts in 
onarchien und Republiken in dem Hailer'ecben System ist eine 
wahre Rechta- Bntsweiung. 



widmr sich •nerkennen. Eino besondre «abjectfre UebereM-, 
kunft ist srarr B^ründnng der ünkerwerfi^ng tiiehk ilötbig, wd 
dies« als eine Pflicht ber?ortri(t. *) 

PenMüdUleAMMi A^et g(Kmt(iggwailt# 

Ins Leben und in die Wirksamkeit tritt die Staatsge- 
walt nur durch ihre Personificatii>n ^' d. h. dorch ihre Inhe- 
habiitig und Ansübnn^ von Seile einzelner Individuen. Ob- 
gleieb sie in iHrem Wesen eine objeMire Gewalt, so wird 
sie doch in ihrer Erscheinung cur subjectlven Gewalt, fiäin- 
lich zu einer solchen, die in individuellen Händen liegt. 

Die Verwirklichung der Staatsgewalt d. h. ihr Ueber- 
gang auf einzelne Individuen, ist ein geschichtlicher Process. 
Einige sehen einen Vertrag als die historische Basis an, 
denn sie sägen: „alle Gewalt ist trrsprunglich individueti, 
„eine Gesainmtgewalt kann nur entstehen durch Uebertra- 
„guug von Seite Aller an bestimmte Individuen/' Hiegegen 
ist nun zu sagen, dass ein Vertrag zwar hier und da die 
Personiiication der öffentlichen Gewalt in der That bewirkt 
hat, aber nicht alle Personificatiönen entstehen auf diesem 
Wege z. B. nicht in Theocratien, nicht in Patrifnönialstaa- 
ten. Einwilligung wird allerdings gefordert, aber diese ent- 
steht bei vernünftigen Naturen durch ^ie Verniinftigkeit 
dessen, was die Einwilligung erlangen soll, oder auch durch 



*; Dieser wichtige Grundsatz ist zuerst ron Fichte (Grundlage dee 
Naturrechts, 11, 186) ausgesprochen worden. Die neure deut- 
sche Philosophie hat ihn jedoeli erst conseqoent entfaltet ; die 
französische Dactrine gründete auf ihn die ^^uverainete de rai* 
son, welche Koyer Collard der Souyerainete du peuple ent- 
gegenatelttcf. Odiilon Barre< hat einst tn der Deputirtenkiimmeif 
dag^en sich erhoben usd gefragt: »«wer bestimmt, dass etwas 
vernünfHg-noth wendig sei? Die Abstimmung kann es allein auf 
TerbjndHche UVi<e. Alse kommt man irnnter auf Uobereinkimft 
Aller zurück, wenn Pflictut, Gehorsam, Recht in Frage steht/' 
Koyer Collard schwieg: er hätte aber antworten können: dass 
die Vernunft wie das IWaas« aller Wahr'hi^U so auch die Qu*1Je 
alles Gewisiien sei und das Moralisch -NiMthwe^ndige einer Be- 
stätigung von aussen nicht bedürfe. Die Abstimmung und Ein- 
willigung kamt zu dem VernünfUgen doch inmier nur f(Ühren; 
w^jifl die Einzelnen -des Vernünftigen i^ewiss sind, folglich int 
diese Anforderung einer Bestätigung des an sich Vernünftigen ein 
logischer Kreislauf. * 
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die blosse Einwirkung der Natur (zum Beiiipiele dient die 
Einwilligung der Kinder zu der Macht der Eltern über sie). 
Wäre ein Contract das nothwendige Vehikel der Verwirk* 
Hebung der Staatsgewalt, so- wäre diese auch keine physich 
und n^oraliseh nothwendige Erscheinikng , sondern etwas Kein- 
willktihrKches und Beliebiges, was sie doch nicht ist. Die 
citirten Verträge haben ihre sittliche Bedeutung, denn der 
Mensch darf «zu dem sittlich Nothwendigen auch seine äussre 
Zustimmung bekunden, aber sie gründen nur «ficht erst 
die 8taats()efagnisse und. ihre Verwirklichung, sondern be- 
thätigen das durch die Vernunft und die Geschichte Be- 
gründete nur. Wäre dieses nicht, so würden sie auch keine 
allgemeine Gültigkeit haben können, da ja derlei Verträge 
immer nur zwischen einzelnen hervorstechenden Individuen 
ohne speciellen Auftrag der Uebrigen geschlossen werden. 
Die Verbindlichkeit dieser Verträge beruht also auf ihrer 
Vernünftigkeit und daraus geht denn auch hervor, dass auch 
ohne contractliche Basis eine rechtsverbindliche Personifica- 
tiort der Staatsgewalt stattfinden könne. Was eine morali- 
sche Nothwtendigkeit in sich trägt , bei dem ist nur das 
wesentlich, dass es hervortrete; und es ist meist gleich- 
gültig, wie es hervortritt. Das Wie ist und bleibt ein 
Besultat geschichtlicher Vorgänge, eine Folge gewisser Ein- 
flüsse der natürlichen Verhältnisse und historischer Indivi- 
duen. . Die Contracte sind nur die äusserlichen A.bdrücke und 
welthistorischen Monumente solcher geschichtlichen Ein- und 
Zusammenflüsse. (S. 26.) Die Verwirklichung der Staatsge- 
walt geschieht nach den Thatsachen der Weltgeschichte in 
folgender Art : Der Staat springt nicht fertig aus dem Chaos 
hervor, sondern gestaltet sich stufenweise; er beginnt meist 
als Naturstaat und erhebt sich nach und nach zum Vernunft- 
staate* (S. 24.) Eben so tritt von der Staatsgewalt erst der 
sinnliche, dann der moralische Theil hervor. Erst entwickelt 
sich bei einer gegebnen Menschenzahl eine bestimmte Autorität 
gewisser (physischer oder moralischer) Personen durch Aner- 
kennung gewisser Eigenschaften, die in gegebnen Verhält- 
nissen Ansehen und Vorzug verleihen. Diese Autorität ist 
noch nichts Rechtliches, aber eben so wenig etwas an 
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sich Rechtsividriges. Eine bestinimte Autorität wird kitir 
rechtswidrig, wenn sie auf Unterdrückung Andrer ruht, wie 
die Autorität des Herrn über den Sclaven, ausserdem ist sie' 
als Mittel des Moralischen sogar an sich sebätsbar, wie die 
Autorität der Eltern über die Kinder. *) Wenn die be^ 
stehende Autorität, sei es aus eignem, sei es aus fremdeln 
(äussern) Antriebe, sich auf die Erreichung der Vernunft^ 
I Kwecke richtet, so wird sie die Gemeingewalt, die öffentliche 
Gewalt, welche eine Berechtigung erlangt und verpflichtend 
ist. So gestaltet sich sur öffentlichen Gewalt, was bis da* 
hin -Innehabung eines bestimmten Einflusses, einer gewissen 
eignen Macht gewesen ist. **) 

Die indiviaaelle und di^ T^UM^SkMiverihietftt« 

Die Personification der Staatsgewalt ist in juridischer 
Beziehung auf zwei wesentlich verschiedne Arten möglich. 
Entweder geht .die Staatsgewalt auf ihren Träger ganz und 
für immer über (sie individualisirt sfcb in einer 'Person und 
den ihrigen) od^r nicht. In ersterem Falle sind die Träger 
der Souveränetät Souveräne, sie besitzen die volle Maje- 
stät. In letzterem Falle sind die Inhaber der höchsten Ge- 
walt nur zeitweise Verwalter und es bleibt die Staatsgewalt 
etwas intelligibles Objectives, etwas Unverkörpertes, 
welches man durch juristische Fiction entweder der Na- 
tional-Gottheit zuweiset (Theokratie der Juden, deren Souve- 
rän Jehova) oder der Gesammtheit (Volkssouveränetät). Die 
individuelle und die V o 1 k s - Souveränetät schliessen sich 



*) Hätte im ITten Jahrhundert Filmer in seinem Patriarcha nicht 

fleich behauptet, die Gewalt sei etwas Rechtliches und 
jocke nicht gleich entgegnet, sie sei an sich etwas Ungerech- 
tes: so gäbe es tausend Irrthümer weniger. 

**) Sehr schön ist das bei Polybius, Hist. lib. VI. cap. 4--6 ange- 
deutet, ßr lässt z. B. die Einherrschaft zwar auf hervorra- 
gende Individualität sich gründen , aber erst durch /Anerken- 
nung der Gewalt nach der Idee des Rechten und Sittlichen zur 

BgcTiKsicc werden. Br theilt 1. c. Cap. 3 daher alle Uerrschäf- 

ten in drei gute und drei schlechte, für welche er die jetzt noch 
geltende und herrschende Bezeichnung: Monarchie und Tyran- 
nei, AristocraHe und Oligarchie, Demucratie und Ochlocratie 
aufstellt. 



MM, vriib #in BUek auf ihr Wesen z^igt; wo «ich dieSoave^ 
rftnetät fixirt iki liefttlmmt^n Itidividnen , kann sie nicht in 
der Masse wohnend gediitht werden und umgekehrt. Aller- 
dings hat die Müsse physisehe Gewalt und kann den Son- 
vi^räo stürsen : aber Souveränetät ist^ nicht mit blosser phy- 
sischer Gewalt identisch, sondern sie stellt die berechtigte 
oberste Gewalt im Staatsvet4>ande dar. Die Zuckangen in 
4an Ländern, wo man beide Souireränetäten m verbinden 
strebte, ^sind YollgSltige Zeugen filr jene natürliche gegen«- 
seitige Ausschliessung. Wie in neurer Zeit manche Schrift- 
stdler Torzugsweise der individuellen Souverainetllt huldi- 
gen, weil als solche die Staatsgewalt vollkommen sich ver- 
körpere und die ausgebildetste Organisation erlange, wäh- 
rend sie ali Volkesoaveriiaetät nur halb organisirt und voll- 
endet erscheine*): so wollen Andre nur derVolksaouveräne- 
tät rechtlichen Bestand einräumen und sie Selbst für reine 
Monarchien geltend machen. **) Zum Theile gehört Kant 
hieher, indem er die Staatsgewalt in ihre Bestandtbeile auf- 
lösend,^ von dem Haupttheile, der gesetzgebenden Gewalt, 
schlechterdings behauptet, sie könne nur beim Volke sein. 
„Da von ihr^% sagt der Königsberger Philosoph ***^^ , „alles 
Recht ausgehen soll, so muss sie durch ihr Gesetz schlech- 
terdings Niemand Unrecht thun können. Nun ist es, wenn 
Jemand etwas gegen einen Andjsrn verfiigt, immer mög- 
lich» dass er ihm dadurch Unrecht thue; nie aber in dem, 
was er über sich selbst beschliesst. (Volenti non fit injuria.J 
Also kann nur der übereinstimmende und vereinigte Willen 
Alier, sofern ein Jeder über Alle und Alle über einen Jeden 
eben dasselbe beschliessen, gesetzgebend sein.*' Bei tieferer 
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*) Heg«»], Naturrccht and SUaUwisseMchaft , §. 379. S. 38». 

**) D i e« e Lehr« vor der Volkanouverlinetät gründet sich offenbar 
darfeiuf , dass die Tltcorien und Grundsätse der republicanischen 
Grieche» und Römer auf die germanischen Reicne übertrafen 
wurden. Daher ist das Princip der Volkssouveränetät bei allen 
SchriftsteUern des Mittelalters, wie in Tielen Verfassungen z.B. 
in der Arragonischen zu finden. Ranke (Histor. Pol. Zeitscnr. II. 3.) 
geht daher zu v^eit, wenn er den Jesuiten die Ausbreitung des- 
selben zuschreibt; Buchanan, Languet schrieben vor Mariana. 

) Rechtslehre i II. Th. §. 46. 
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Betraehtatt|[ stelleti sieh' di« Irrdiümcr dieser Ansicht lor 
Genüge heraas, nämlich , das Recht wird hier als nichts Po- 
sitives, dnroh die allgemeine Venninfik Gegebnes, sondern 
nur als etwas Negatives, auf einsti«iniiges Belieben Gegrün« 
dotes angesehen; sohin wird auch das, Was Alle und Jeder 
wollen, nicht, wo es allein ist, in dem gesucht, was Alle 
und Jeder sollen, sondern in der willkührlichen Ueberein« 
Stimmung Aller und Jedes, die su den factischen Unmög* 
liehkeiten gehört. 

BechtebegtfiiiTmingen Aber Be«itai und 
AiMfibons der ütaat^ffewalt. 

Bei der Persotiification der Staatsgewalt ist Gefahr, dass 
der subjective Wille tum objectiven erhoben wehte, statt um* 
gekehrt. Daher dringt die sociale Vernunft nothwendig auf 
gewii^e äussre Normirungen, die eine Garantie gegen jene 
Verwechshing abgeben sollen. Die Vernunft fordert nor, 
dass derlei Bestimmungen ins Leben treten; ihre nähere Be« 
schaffenheit ist Klugheit8•^ nicht Rechtssache. Diese Bestim- 
mungen gehen bei der Existenc einer Staatsgewalt von dein 
Inhaber der Souverätietftt uns; sie gehören ins Bereich der 
gesetzgebenden Gewalt. Daher erscheinen sie denn als Ple«- 
biscita, wenn Voikssourerftnetät herrscht, nnd als Edicte, 
wenn die Sonveränetftt eine individuelle ist. Inzwischen ent-^ 
geht der Gewalthaber nie dem Einflüsse hervorstechender 
Persönlichkeiten-; der Impuls ku jenen positiven Bestimrann* 
gen geht daher fast immer von unten aas und dieselben er- 
wirehsen daher fast immer aus Compactaten und Uebereinkünf- 
tem £s ist nicht mors(lisch**noth wendig, dass jene Grundbe- 
stimmungen der öft'entlichidn Gewalt in der Form des Contractes 
(Grundvertrag, nicht au verwechseln mit Vt'- oder Staatsvertrag 
S. %) erscheinen, aber es darf für vortheilhaft gelten, indem 
die Gewissheit rein vernünftiger Pesistelinng erhöhet wird. 

.und Usurpation* 

Die Innehahung der Staatsgewalt heisst Herrschaft/ Da 
nun der Besitz der höchsten Gewidt heftige Leidenschaften 
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gbich angesehener und sohin äusserlich dazu befähigter Per* 
sonen erreget und diese sowohl den Frieden der Gesellschaft 
als die reelle Verwirklichung der obersten Gewalt stören 
könnten: so ist es nothwendig, dass der Uebergang der 
Staatsgewalt von einem Subjecte zum andrea auf ein feste, 
genaue und jede Herrschbegierde zugelnde Weise normiret 
werde. Die Norm heisst Herrschaftsgesetz, Successionsorc^ 
nung bei erblicher Majestät 

Das Wesentliche jeder Herrschaftsbestimmung besteht 
darin, dass eine reale Personification der Staatsgewalt durch 
sie gewährleistet werde. Daher ihuss auch der Uebergang 
der ^ Staatsgewalt in herrschfahige Hände bezweckt werden. 
Eine Herrschaft setzt (Vgl. S. 54) dreierlei voraus, nämlich 
zunächst Autorität gebende Eigenschaften, sodann die Aner- 
kennung dieser durch den Volksgeist und endlich die Rich- 
tung auf den Staatszwek. Weder genügt der blosse Besitz 
jener Eigenschaften (Gaben des Gläckes, göttliche Gnade), 
noch die blosse Anerkennung vom Volksgeiste; alle, drei 
Momente sind nöthig, damit die Personification der Staats- 
gewalt als eine haltbare sich herausstelle. *) Man {^eg^t 
meist die dritte Bedingung ausser Acht zu lassen, weil sie 
leicht vorauszusetzen ist; doch fuhrt dieses oft genug irre. 
Eine nothwendige Bestimmung jedes Herrschaftsgesetzes zie- 
let dahin, dass das Herrschaftsrecht einer durch das Gesetz 
berufenen Person nicht blos durch den Tod oder durch Ab- 
lauf der bestimmten Zeit erlischt, sondern auch durch ihr 
Wollen und Thun. Ein physischer Zwang zur Ueber- 
nahme oder Beibehaltung der höchsten Gewalt lässt sich nicht 
als Regel aufstellen, weil persönliche Freiheit auch, dem 
Souverän gebührt. Die zur Herrschaft Berufenen als blosse 
Automaten des objectiven Willens anzusehen, wie in mim- 
cher modernen Verfassung der Fall, widerspricht der Ver- 
nunft. Xur wenn eine solche Collision der Pflichten eintritt, 
dass die Uebernahme der Gewalt für das in Frage stehende 



*) Man ei*si«'ht daraus, dass die Bezeichnung: \on Gottes Gnaden 
ebenso vief Wahres in sich schliesst. als die Bezeichnung; durch 
Volkswillfn. Aristoteles statuirt mit Hinsicht auf Alexander 
schon eine Art göttliches Uecht der Herrschaft. Pol. Hl, 13, 
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Individttmii als absolute Pflicht sich heransstallt, kann frei- 
williger Entsagung oder Abdankung widersprochen werden« 
Auch durch, die T hat kann das Herrschafirsrecht für eine be- 
stimmte Person erlöschen. Die Befugnisse, welche die 
höchste Gewalt ausmachen, sind moralisch-noth Wendige und 
stellen daher for die sie besitzende Person keineswegs 1>losse 
Rechte, sondern ^nch Pflichten dar. Sowie jene Befug- 
nisse gar nicht ausgeübt werden, welche die Staatsgewalt 
ausmachen, so ist keine Staatsgewalt sichtbar vorhanden. 
Es wird daher bei Nichtausübung der höchsten Befugnisse 
dn Uebergang derselben auf ein andres, die oberste Bedin- 
gung erfüllendes Individuum moralisch noth wendig, gerade 
so wie bei einer gültigen Entsagung. 

Wer der positiven Bestimmung gemäss zur Innehabung 
der öffentlichen Gewalt gelangt, ist legitimer Machthaber, 
wer gegen die positive Bestimmung, Usurpator. Der letztre 
hat Gehorsam weder zu fordern noch zu erwarten ; aber den- 
noch kommen einzelne Fälle vor, wo eine Herrschaft gegen 
das form «eile Gesetz zur noth wendigen Anerkennung gelangt 
und zur Legitimität. D^ese Anomalie aufzulösen, war Hugo 
Grotius zuerst bemüht. Er leitete die moralische Möglich- 
keit einer ungesetzlichen Herrschaft aus dem Satze ab, dass 
unter zwei moralischen Debeln das Kleinere zu wählen sei. 
Favorinutf aber sagte schon, dass ein Bürgerkrieg schlimmer 
sei , als eine unrechtmässige Herrschaft. *). — Offenbar be- 
handelt Grotius die Rechtsfrage hier als eine Frage des 
Nutzens , was gefehlt ist. — Spätere Schriftsteller lösen die 
Schwierigkeit durch die Berufung auf die Yolkssouveränetät 
und meinen, dass durch die Zustimmung zu der neuen Herr- 
schaft die alte ihrfe Rechtsgültigkeit verloren habe. Es ge- 
nügt aber anzudeuten, dass das Princip der Volkssouveräne«- 
tät nur in bestimmten Staaten obwalte, die erwähnte Ano- 
malie hingegen gerade in Erbreichen fast allein sich ereigne. 
Es giebt nur eine Auflösung des Widerspruchs und das 
scheint folgender. Die positive Bestimmung über die Inne- 
habung der Staatsgewalt ist eine menschliche Satzung und 



*) De jure pacis et belli, 1, cap. IV, §. 19. 
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hat ihre iiioralische Noth wendigkeit dardra nur io der Ueber'- 
eiQStiniinung mit dem ai| sich Rechten qnd Möglichen^ Nuo 
ab^r ifit an sieb e^üe Herrschaft nur möglichy ^renn die phy- 
sisch-ntoralischen Gruttdbedingangeii vorhanden. (S< 580 Wenn 
nun aber der forinellegitime Suecessor dieser material^n Bedili* 
gungen ermangelt, während ein andrer sie^ geltend machte 
und das Gesetz fiir diesen Fall mehts bestimmt Jhat: so tritt 
eine Abweichung von der positiven Bestimmling in Folge 
geschiditlich^ Ereignisse sehr leicht ein**); die l^taung 
sinkt in diesem FallC) weil «i<l der die Menschheit treibende 
Geist als thönerne Fornt zerbricht* in Anerkennung eines 
höheren Waltens unterwerfen sieb die £inzelnen der neuen 
Gewalt, die durch ihre vernünftige Wirksamkeit, wie durch 
Jhr Bestehen eine natürliche Noth wendigkeit in sich trägt 
Mit diesem steht in Zusammenhang , dass muri neue Herr- 
schaften durch die Zeit sich legalisiren lässt, wie Besitz ohne 
positiven Titel. Das dureh sich Bestehende trägt an seiner 
Stirne das Siegel der natürliebeA Ordnung und Gesetzmässig- 
keit; was nicht durch sich bestehen kann» ifU; nickt das con- 
erete Naturgemässe. ' . 

RegieratognbeztlinnuiMyen« C^renve des OeliOKMiiiiz. 

Die Ausübung deor Staats^wmlt heisst B^erung. Die 
Regierung ist mit der Innehab^rng gegeben. Das B^erungs- 
recht des Herrscher« kann aber zeitweise ruhen, z. B. bei 
der Minderjährigkeit des Herrsehers oder bei einer die ' Ke- 
^ernng unmöglich machendeii Earankheii« Für solche Fälle 
ist eine Vormnndschaft oder Regentschaft das Postolat der 
socialen Vernunft« Das regierende Individuum kann die ihm 
obliegenden Staatsgeschäfte nicht aliein besorgen, es bedairf 
einer Anzahl dienender Kräfte (Beamten)» Die Staatsbeamten 
sind die Organe des Regenten, er ernennt sie oder bestätigt 
sie wenigstens^ denn das Aosiellangsrecht ist ein Ausffnsa 
des Regiemngsrechts ; aber ihr Vetliältniss zu ihm ist kein 
reines Diensteontractverhä4tiiiss , sondern vielmeihr ein mova- 



*) Ufurpatiunen kommen bei ' schlechten Verfassungen am häufig- 
sten vur. 



lischnotliwendiges , d« b« dareh deil Staatssweek ,b«5timint€8 
nod bestimiBbarea* *) 

Da die Ausübung der StaaUgewelt dureh Manschen ge* 
sehieht, die neben deu allgemeinen, vernünftigen Zwecken 
reine Privatxwecke verfolgen und die Staatsgewalt nur den 
iBoraliscknothwendigen tiesanuitwillen ausdrücken soll: so 
erhellet von selbst die Nothwendigkeit ^iner besondern Be- 
stimmung der Regentengewalt, ohne welche die Gesellschaft 
das sichere Bewusstsein des vernünftigen Daseins nioht füh- 
len kailn. Der Regent ist. mit seinem rechtsgültigen Wollen 
an die Staatsgewalt in der Idee und sohin an xweierlei ge* 
bandea, erstens an den Staatszweck und an die obersten Be- 
fugnisse^ die für ihn Pflichten sind , aweitens an die Rechte 
der Einielnen. ^Eine Regierung, die blos Privatawecke ver- 
folgt, die Befugnisse der höchsten Gewalt nicht als Pflichten an- 
sieht, heisst despotisch; eine solche, welche die Rechte der 
Einzelnen nicht beachtet, heisst nach der Art, wie die in den 
kleinen griechischen Republiken erwachsnen Alleinherrscher 
iTv^oa\/vci) meistens verfuhren, tyrannisch« So wie die gesell* 
acbafdiche Vernunft eines Volkes sich ankündiget, dringel:; sie 
auf äussre Bürgschaft gegen Despotie und Tyrannei« Anfänglich 
begnügt sie sich indess mit einem Eide des Regenten auf das 
allgemeine Beste , auf die gewissenhafte Handhabung der 
obersten Befugnisse und die besoadern Rechte, sowie auf 
eine Huldigung für diesen Fall ***), später aber geht die For- 
derung auf Jiestimmte Festsetzung der Regierungsreobte und 
der Formen ihrer Ausübung (Grundgesetz). Eine solche Fest- 
setzung ist mit allen Staatsformen verträglich; Russland hat 
8fo gut Grundgesetze als Frankreich, Schubert führt deren 
sogar 9 an»***) Ihr noth wendiger Inhalt ist, dass durch 



^> Mönche S'ehrifitteller machen aus dem Ansiellungsrecht eine for- 
ihale Gewalt, die Aemtergewalt. Mit Unrecht» denn in einem 
Staate wie S. Marino könnte der Regent uhne alle Beamte re- 
gieren. 

**) Aristoteles 111, 9. Die Eide und liuldigungsfoi'meln Schlüssen 
uft eine sehr grosse Begr<^nzung der Regierungsgewalt in sich. 
Rodlnus (de republ. 1, c. 8) rügte die Krönungsfeierlichkeitno in 
Kärnthen und Arragonien als der Majestät unwürdig und ihr 
widersprechend. 

**^y Schubert, Staatskunde ymji Buropa, 1, Sit -^283. 



sie der Regent in Privatverhältntggen dem Gesete. unterwor- 
fen, Abtretung <|es Eigentbums nur in dringenden - Fällen 
gegen Entschüdigung fSr anilässig erklärt, di^ gesainmte Wirk- 
samkeit an feste Normen gebunden und die Anklage gegen 
Behörden und Beamte gestattet wird. Die Verantwortlich-» 
keit der Behörden ist eine der allerwichtigsten Bestimmungen, 
denn ohne sie ist immer Gefahr des Missbrauchs der Gewalt. 
Da die Beamten nicht Privatdiener sind, so kann auch ihnen 
die Verantwortlichkeit für jedes Gesetzwidrige so aufgelegt 
werden, dass sie selbst ein Befehl der Obern nicht entschul- 
digt. In England gilt dieser Grundsatz und auf ihm ruht 
grossentheils der andre: King han no do ttrong* Die Ein« 
schränkung des Regenten durch eine Volksvertretung ist 
keine allgemein nothwendige Bestimmung,, denn auch . 
ohne diese kann bei vielen . Völkern das Bewnsstseio einer 
vernunftigen Obergew.alt sich entwickeln. — Eine gerechtiB ^ 
Forderung derselben erwächst jedoch durch Missbrauch der 
Staatsgewalt von Seite des Inhabers: aus dem -Unrecht des 
Einen entsteht öfter» ein Recht für den Andern. Die meisten 
magnae Chartae sind so entsprongen. — Ob das Grundgesetz 
aus freiem Antriebe des Herrschers, ob in Folge eines äussern 
Impulses, ob in Form eines Edictes, ob in Form von Con- 
tracten zwischen Regenten und Stimrafuhrern des Volkes her- 
vortrete, ist in rechtlicher Beziehung gleichgültig. Der Re- 
gent ist an seine Bestimmung gebunden; die Formel ,,/tear 
lege omni soluiui^^ konnte nur in politisch unaufgeklärten 
Zeiten aufgestellt werden, denn an das an sich Rechte (na- 
türliches Rechtsgesetz) und an das zur Ausschliessung, der 
Willkühr Gesetzte (Grundgesetz) muss jeder Regent sich 
halten, wenn er nicht den Anspruch auf sittliche Berechti- 
gung zum Zwange gegen die Unt^rthanen (S. 46; 55) verlieren 
wilL Doch darf darum nicht jede Abweichung vom Grund- 
gesetz die Unterthanen zur Aufkündigung des Gehorsams 
berechtigen. Das Grundgesetz ist eine Menschensatzung und 
hat als solche seine innre Gültigkeit nur in der Ueberein- 
stimmung mit dem an sich Rechten und Vernünftigen. Ist 
nun ein positives Grundgesetz diesem entgegen und dem 
Staatszweck hinderlich und die legale Abänderung uqthunlicb : 



so ist flie Abweichung nieht von der Art, das» der Regent' 
eine Hahdinng beginge, die ihn als Despoten oder Tyran- 
nen bezeichnet.. Und nur eitle Despotie nnd Tyrannei ist 
es, was die Bande de» moralischen Gehorsams lockert. Nor 
in arger Verblendung konnte Jacob L den Grundsatz leiden- 
den, unbegrenzten Gehorsams erheben, der seine Dynastie 
zuletzt um den Thron brachte : aber nur iq ähnlicher Geistes* 
befangenheit konnte in der französischen Revolution der 
Grundsatz absoluter Gehorsamskündigung bei jedem Eingriff' 
des Regenten aufgestellt werden. Wie oft ist nur Imhnm, 
was böse Absicht scheint nnd furchtbarer ist oft der Wider- 
stand als der Angriff selbst! Ein moralischer Widerstand 
tritt nur ein, wo das Dulden das sittliche Dasein, den Ver- 
nunftzweck der Gesellschaft gefährdet. Im Allgemeinen strei-* 
tet aber die Vermuthnng bei allen Handlungen des Regenten zu 
Gunsten desselben und nur, wo dem Moralisch-Nothwendigen 
widersprochen und das Unrechte zum Rechten gestempelt 
wird, weicht diese Vermuthung für ihn. *^) 



*) Das Nachdenken über die Grenzen des bürgerlichen Gehorsanm 
ist erat durch das Christenthum angeregt worden, denn die Alten 
überliessen ohne Weiteres den widerrechtlichen Gewalthaber und. 
Unterdrücker der Prilratrache(Tyraniiicidiuni). Als die Christian 
den heidnischen Geualthahern ungerne , gehorchten , erging an 
sie die Mahnung: „alle Obrigkeit sei von Gott und auch den 
„bösen Herren müsse man Folge leisten.** Das 'l'yrajinicidium 
ward als Mord erklärt und verworfen. ' Doch ist nach Gründung 
christlicher Staaten ein jus resistendi/ factisch anerkannt wor- 
den : dir Papst selbst entband christliche Völker öfters, des Ge- 
horsams gegen kirchenfeind liehe Gewalthaber. In der Arra- 
gonischen Verfassung uard sogar das Jus resistendi bei der- 
Huldigung den Ständen vorbehalten für den Fall der Tyrannei 
(y si tio, no). Thomas von Aquino stellte im 13. Jahrhundert 
^aiher die Ansicht auf, der bürgerliche Gehorsam habe allerdings 
bei Verletzung göttlicher und nienschlicltier Gesetze eine Grenze, 
abef* der Widerstand sei meist ärger als der Druck, den man 
als Strafe für V^erschuldung hinnehmen könne (de regim. princ. 
I. i , c. VI). Nach den Spaltungen zwischen Fürsten und Völ- 
kern, die im 16. Jahrhundert in Folge der Reformation iq meh- 
rern I^ähdern eintraten, wurde die Frage über die Grenzen des 
Gehorsams lebhafter. Ruchanan (de jure regni apud Scotos), 
Lan'guet (vindidae contra Tyrarinos) nahmen das Jus resistendi 
von Seite der Protestanten, Rodinus und Mariana (de regno et 
regis institutione) von Seite der Katholiken in Anspruch. Der 
letztre kam selbst in einem Falle auf das Tyrannicidium zurück. 
Im 17. Jahrhundert trat eine ileaction ein. Hohbes forderte un- 
bedingten Gehorsam, weil im Staatsvertrag der Unterthan sein 
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Bie Abftncleniiiir«» dar HermclMilt«« nnA RcftorivBii«« 
Be(»t:imnnmyen a VerfiMWiinyiaiiilenwgfaji» 

Der Inbegriff deMon, wodurch die Innehabnhg undAua^ 
^ang der köcbsten Gewalt besthniiit .worden, heisst die Ver« 
fassang. Die er^te Verfassung eines Staates jst das Besul* 
tat Ton Ereignissen» die die Erscheinung des Staates auf 
einem gegebene» Erdgebiete und unter einem gegebenen 
Volke rerwirklichet haben. Diese Uri^erfassang bildet ge- 
wissermassen den groben Umriss, ^len die folgenden Zeiten 
und Geschlechter nach ihren Ansichten . und Bedürfnissen um- 
gestalten. Keine Verfassungsform ist für die Ewigkeit ge* 
schaffen, jede muss sich ftndeni wie der Mensch und die 
Erde. Es ist daher ein wahrer Frevel an dem Geiste, der 
die Menschheit regieret, wenn man wie Haller das Factum, 
welches der Urrerfassung eines bestimmten ^Staates tu Grunde 
liegt, Ids das Wahre und Ewige dermassen aufrecht halten 
will, dass jedes Gesetz und jede Zuthat als ein Unrecht er* 
scheine, , sobald dadurch die Spuren jenes. Factums im Ge^ 
ringsten verwischt werden. Doch muss mail es beinabe, 
wenn man mit Aristoteles*) die Identität des Staates blos 
auf die Verfassung gründet. Man kann nicht genug gegen 
diese Ansicht ankämpfen. Allerdings ist weder das Land, 
doch das Volk allein das Kennzeichen, dass der Staat der- 
selbe sei; aber noch weniger kann die Verfassung' das einzige 
Merkmal sein, sondern ein Staat ist so lange derselbe, als 
nicht mehrere Elemente desselben völlig geändert wurden« Jede . 



Urtheil über Recht und Unrecht an den Kegenten libgetreten 
habe. Das Tyrannicidiuni ward allgemein für unmoralisch er** 
kannt, aber das jus resistendi von Locke , vpn Algernon Sidney 
(Oiscour^es concerning Gouvernment) desto ei'fulgreicher' ver- - 
theidigt und bis auf wenige Anhänger ^es Hobbes'schen . Satzes 
angenommen. — Der bedeutendste Fortschritt „ den die sociale 
Vernunft gemacht hat , besteht offenbar darin , dass man jenes 
Jus resistendi mit der persönlichen Sicherheit des Herrschers zu 
vereinigen suchte und in England zuerst den Grundsatz auf« 
stellte ; „Der Herrscher könne nicht Unrecht thun , die IVlinister 
seifsn verantwortlich für Alles*', wodurch der Widerstand an ge- 
setzliche Schranken geknüpft worden ist , während sonst der 
I Widerstand meist zum Aufstand und zum Umsturz der aijkcialen 
Ordnung geführt hat. 

♦) Pei. Uly 1. 



andeM AinaidH «vUentrebc der Ewigktit» aQd< 

des Staalefl. Kliber.*) stimnit • mit dieser AimMiI sogar Wv 

dmw vdlkenreehdifihen Anwendaiig ubereio. 
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, Dfiu ftecfaty dif Verfassung su ändern^ ist off^obiu^ fii^ 
^usscbliess^ades , der gesetzgebenden Gewalt. Steb^ dieiie tMJj 
dem ganzen Volke (in dei; Republik), so \firi entweder ^ 
Weijsiec damit beauftragt ^ (wie Plato freilidi. unisonftl. von 
den Cyrenäern) ode^ es wird eine , copsti^irende VenNuam^ 
lupg gebildet (wi^ in^ordiimfrika. .up^ ,Jb^<^st «ngespfr^^^i 
in Frai^kreicb..l791).. In ^ipef al^solul(fl{i> MpH^ehie er|8s9|: 
der Fürst die neue Verfassung , in einer besct^pkt^n g^b^ 
sie .vpn dein Fürsten und den Vertcetern ftffs y.pljk;es , aps^ 
Häufig ^ird üb<;r ei|ie jede yerfaasangaiier^i)4®i:n^g ^wi|ifl)ej(i 
He^f^cb^r und Volk u^erhaddelt, di^her der ^!ame y^rnj^d- 
yertragf^; aber eine. neue Verfassung, ist (^tiwas Ci^sf^tsflichj^ 
nichts Reinconyentionelles. . Die Verfassung Vfunfn» f^tstebep» 
damit eine lebendige, vernünftige Gewalt ip^ Lqben t^tei 
Die Willkiibr« und sei sie die Aller 9,.d9rf nMnia«iripehr,ibfl 
nahe kommen. W$i[de .man, wie Kinigf ij^peq ,, dßfn Vp|k^ 
eine unbeschränkte Befiigniss Vk Neuemngen eipräum^piy, ^so» 
müaste man aothwendigei; Weiise.'daa^eiBietz^^s^f^pir^ii; nW^A 
die Mcyorit|i;t will, inuss (li^ Minorität. |iippiehn^n/V Wjp 
aber steht, geschrieben, dass der Willje der Mehryabi d^raQ^, 
geraeine, d, h* vernünftige \yille isieii, li(lontetfiqni^u vj^i^u^oI; 
mit Fug, dass das Vernünftige eher in der. Minorität des 
Volkes sich ankündige« ***) Und jelbst„ w^pin ^in(^ qualifi«) 
cirte Mehrheit y.erstandeOj. w^d, bleibt .^ j^m Fce^vei,, dijS 
Minorität, den Launen der Mebfiabl zi^, opfern,,.. Wen^ nun 
4ij^ A^nileruQg der Verfassung durchaufi Qur^auf.^efefzlych^ia 
Wege, ans Gründen, de? Verniuift vor sich gehen «oll i,j|^ 
ergiebt nicb. von äelbst^ .<He ungese^tzli^fie 4eF^d^W8^<^0.^^ 
Um wanidlung. «ei , eii|;i Attentat anf d«9 Orgwiamvif) d^ , f^ß&r\ 

''^*rD^it 'de ^lAikV 'T<<mV'l. ^:'ilO. " ' ^ ' =" y^*^'^*^''^ ' '"'"-^ 
'^^ Heibbes'' flteiiJb Suertf*- dcM drMdtats'deif sbäolutMi'VHrerw«!'' 

Pnndp der Furcht und Deb er macht ausging. , De cive^ 
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ilwilMl[|^V^Bttn%rDlM«.'<)vdiBheu doB'^hUiere Dasein kn fitinic 
•te^ UfiiiioglbifM^ ist; Jede sokhft. iGewvIttiiM kehft ilie nio** 
ralischen VerhältDiase loriii t^XMe «n^der Vhsfiivaag^ HfingtA, 



werden für sie kämpfen. Bürgerkrieff ist die Folge. Es 
IMenl 'sich die' Ittorbtii^cheh Bande, ' Rechte Und Verblndlich- 
kdten geh^n aus' äfhander. Ciii Brueh alles 'Heiligen Ist 
also'd^ wrihre NaiHen jörie^ Ün^hat. 

^ ' D^'kh^riit äiif einle' gesetelich bestehende TerfaS- 
Stfh^ käiin'söwdhL'TöJn fieri^sbher; als v6ni ^oHce' ge- 
\ 4i^^h«ti.^ WM d^r Hyrrfac^^r di^ Schl>ankeh der ßegfernng 
difrf ^Sgemnäclrt^^ W^is^'ntederreissät, in sdbhehi Patte i>d- 
A^6it er'iicTi m ^eihe Pbr8<hi äusserliaIV der 'iSphäre Aeit 
IMiiridersteKli^likeH.' 'Ni4'«^ird aus die^in Grande eine VeW 
ftti^nj^'dnrdh den fferxn^'ctier' jene furchtbAren iToI^en 'mit 
sidV ni\u[eTi;'^e\tli^ ^it/e UhiWälzung Von ün^en als eriscHwH- 
rtitiii» GiHstsfnde 'liegleiteiiV #enn der Umsturz der Verfäs- 
sdbj^ idä- VLhm Ütiigmt/ üo^ hat der' 'Herrscher zWar da^' 
R^cKt ' ^W fUÖgfIchVh 'Gei^M^ aar Verth^idij^ii|{ ' dc^ 
V^isteK^tid^M'ävrfzuVl^ten/ linÖ W^s ii6 EiripBrer^errlchteten, hiBii 
keihbh 'f^litliMMb Bcfstahd;' "ab^^'^bs k^ijiii kömmeü;' d^si' 
dt^eh däiVfir^i^iilss dt«^^ä<iz^'R^chltsdrd^ting iti Atifi&surig ge- 
^tK. Wl^ i^t ummti die V^f Fääsuhg; )kh besteftehde Rechtö- 
iWäiiang,' 1fH^'Clt4^ 'liFh^ben y^id^^^^ s6 weicht dieselbe 
d<yeh nlctift^elftcfii tf^r i^liysWhW (Sew tüe Z'^rstÖrüng 

d(i^i[yMbeh' yrfölgifhttiAlicb durch' 'gewbltige Nättfrei<eign!ss^ 
(^: Bi wenn eihi»' tol^lä 'üebemhWem^^ das Volk lii <tie 
F^entUH z^i-^treüry', ditfcli Kriege (wenn der Feind if&s Laiid 
ek'ober^ xiAi ^inVcTrleibtO^'^nd- drikh Empdrunffi Üngeachife't' 
mäti Vtid^einefM'iUfcUi'deJrM^sse' 2!u'*^ewaTtsdmem Üms^iu^"^ 
i«^9^elti kMin, sif ^rfblg^ doclr ^iii i^lcAier dür<^h die rohä 
Sfärky deK^lbenl 'def Heh^s^her 'wird v^rtHeben , ' die Basis 
s^i^sIM^^frerrecljrtii zferstS^t, SAi be^t^tiend^ Ordnung zei'-^ 
flfii^itoei«i* dW'«fM»£M »chw^i^eH^'^das'Ge^i^sen Ist dfe 'ein-' 
zige Richtschnur den Bessern. . Die Anarchie ist aber eki 
Zustand, welcher der Natur .,i{n4 der .Yfrn^fli g^cy^i;!^ > sßhr 

wViwipi^c)'^^) diibeir bildet «kb iii.kufiMr Seit^wiadM ^ne 
Mik Aütmiiftt, wetch^r ds" jddiji ^IhiAgfih lltljftel zur Herstel- 
lung der Rechtsordnung sich jeder unterwirft. ,. I|e^ iWBUf iüerr«- 
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' A n 1 a 8 s zur nfeuen Herrschaft gewesen. Auch Ut A^SuVMJk^ 
im Gänsen nicht fqr )sie responsa^ieU. nur die Thäter sind 
die Schuldigen',' deren Nachkoniineti' schön ^nichlinehr« So 
etkfin4tj«M dMn^ wie tte%«ldMAHiteo.lte j^feMit^ nJlfiA. RM^IMi^ 
loseoy taeAo^b^rWifnbrMi l(AaiiMfr'\{&kir dawC maii4ab#4imi| 
kekiar B8r^ch(;igiin|[ .d«rjphjriMelim*)0biMQbti.spi#«||e9^i » WMi 
Aabäi^efi iier#liMiiQiiiilMrii«ieipi«hi iftoil esbMftm^.sDiask.WMM 
ser «euHlyM l\aiiflg'^iii0. faUdl ui»ii «Mugt ;4iitftiAi6liff1ii«lt^lM^ 
etiiriA f»neiBAfetobliguiii^ld«iiiWi«M«^ dm Artuber jM 

dic..R«(>M««rirkltng);defqSlMt4i|ll|liQ«||lll! ,h li). ij il.i; t..'ni'ii,> 

I!\ • •. «,:-^ {,1' •• 51'«'' Mit "-.«i I II • ' IM'/ . ;: . l, i Wij.'l 

I .. D«e VjcMiMt der 8>i«iMnJMew»luEbfl)leW:fta||» d9».Q#Miti0i^ 
Qiiffi«rdeit»n..eh>#r M^nd^gf^n, ßeg^efi^iH^niilf fk^ämn KriUta 
darge«iellt.iWArd4^.«^U« : Indom d4i^:ätM|ig»w«K j/94%A->#k 
dmi:;Blkk m^^AH9iteQipii4fVe^Stä«MP iWAkruimnil» «inY4«br> 

s#n. iJif:.gRnfl/iBigi0iitlpim)j«llLe P^^ Ro«llD9. JK^gei^ ii||> 

lM[mto;b4n;i,ttitd.Mt«a4^-«<^iWär« 4w Wbhw 4ßfk fH^m^H^M 
eiB^e jBAOWgeii Krtsd^to^i^ auf' 4»#>(/rde! f9la>i9"lfl*i>MS« dirfilfl 
k^n.JBBrgoTi^ auA ;d»j|| StMt» t^ai^fiij! d^n «Si im jM' eim 
?üi^9 . «mftt) de«. H^rniQh^t'^dfMbtllfiftl^tsgQifeiispM»! whh^btm» 

AnstdetM^lb^o QrM^ iw^rd^ .dog^gM die .l^l^ßlilgeMUtolieH 
fi^ «fiii^udftn E^paitt. «Qfi.ijedßm l9)dh'idafi«,.d)iA iaiuMf>littitt) 

i¥le)f(^)hwiip^stf(li4iQb(VMwk)i;Uffbtft»tft 

V90i^^ • die I Ailci¥Midr mg . i abfjvAivt ' VfirUfil^ ^ H Wb 4mi Jümä 

w»|ilbniig>i«lliflH^tWg«M« I»)ii«i.»keqi$^^ltf^n, .d«^|BJi^gMU8dM^^ 
tüDNoU« ' J^r^pfli i«ich > im« iiW0bt«vegfftNi m^} diMH^nlMuxifp^llh 

votUgi «bi^> jimd lUMinVi^üt^. Am? ii^ii iEifitKiiji^dff^g -in.yii}«! 

Si^äip».4tr bQjrgerUcbWifi*4Cf|ih/diti 41»^ pww^lmvi^bjüeldfcsitb 

}^c\k.Hm%'^4i^^fi Mnimf^iH^ßi^^fm iiUfguMnMes^MVKdibJbd 

geben, weil der JMLenscb ein Staatsbürger sein j|^|iili<l-ni'4|ilfc 
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iMg^n* Sfaateiy ti^rhfth sieh i»r Staat wie Mentfeh sunt 
Manschen. Es ist ganx irrige, ^etin man tnit-deini bedtBat- 
sttnrfa- Worte.' 

die. Weltgeschichte ist das Weltgericht, 

* « 

di«^ Behauptung aabtallty dasK die Staate»' Mtfs «laefa NatHr^- 
güU^tten auf einaafder «(nzuwirkenf haben, dergt^fak^- daas '«i^ 
nA^ ein Recht deiir Stäriseren^ unter ihnen gSbei. Jevfer Staat 
hai äie llninittelbai^ A^ufgab«, *^^' B^Mit afuf EH^n 'xm-yw^ 
wiM^ii^hen, und'er'Würd«' gie'si^hleeht* ei^iilleffy ii^edn w es 
ikm uhter den um^rgcä>e»en fündseliieti /reä]isiren vroll««). 
Gründet sich doch das Recbfübisrhaupt 'ftufdie n«th wendige 
Erscheinung des Geistigen auf Erden! Bios das analystische 
Verfahren trägt die:^|i^l^J%;m. pnf dasßA|i|^arrecht als das 
Erste erscheint Von vorn, herein müssen wir das Ganze zu- 
eiqlt'^ettfeii uild- daa £tntfelik«f a)s isefneri ßestdi»däieil denken. 
Ddibet* wiiirde iär Staat, als elfre i-eiAe PriTatrechtsanstalt 
auijg^tfsst,' als ein ^iebäude ohne Grund^ erscheinen. Gesetzt 
aber, dass der Staat nuf der Privatrechte 'wegen vorhanden 
wäre, 80 müeetei selbst in dteser Httitridit ein Staat den an* 
dern wenigstens 60/beifandelnf;' dassdie Einzelnen in Hilred 
Bedrten nicht gekiräakt Werden: ' In jedem Falte unterliegen 
also die Staaten dem Rechtsgesettfe. Der Umstand, dass sie 
nlfsHiicbo Personeii stind^ hat eigendich gar nichts aussagen, ./ 
denn . 4Uf Staaten bescMlessen und handeln doch mxr darch 
ph3Aftisebe Personell« Nuti abVr.bihdfet ifödse' immerdar das 
Gesfeiz -der Vernunft, welche^ Charakter sie- aucb bekleiden 
iMjgfdta. > Mystiifehe Personen dürfen darum nicht- «nmoridisob 
bm<leltl^ weir — sotist die Itmghrenden Individuen unmera^ 
lisek'tg)^^ dürften. Warum eitipO^^t uns wohl das-Unrech 
des MdnarcheQ am meisfeni «Nicht darum, weil' die VeUesa 
Staaten you dem Rechten 'ft^gespröcben sind, soiklem darum 
tttty,' Weil der Unmufh eine bestimiAte P^Braoh «i^ias ^Und 
criift. ^ Es giebt dabtftf ein Völkerrecht. Dasselbe biläet' 
den^ Inbegriff dessen ; welches notbtVendig ist , damit ' 4U' 
Guektsteiiz der ' Staaten '«acbf- der Vernunft geregelt sicb'aiit*^«. 
kdmUge'und' den aiülfefaeiif^Cteiav der Menschheit^ mm« Vbr^ 
s^ieiir bringe. •• .♦.!•.►'' ♦" •■ *••■"' ,u,.:i)j 



Wie aller Recfbtfestand unter ieü efnxelnen Menschim 
darauf beruhet, dass sie ali ffeie Personen angesehen ii^er- 
den, so kann auch der wahre Recbtsstand unter den einxel- 
neh StaAten nur davon tfosgiib^A,' dtiss' sie sich als möirall^ 
fiTifche Personen behandeln. Xftder Staat hat also gegen den 
andern sunfichst' das Recht; fSr' sich and durch rieft d.'bl 
selbststündig zu sein. 

t iMe. 9elliatatAii.4t«]c^tt. 

* Aas dem Rechte der Srfbststitidigkeit oder der sta*«- 
Kcbeit PerstaUchkek fliesaet das Reeht der Freiheit, 4et 
GkncbheiCy und des Territ«riams. Das Recht der Freiheit 
eines Staates bestehet darin, dass er von dem Will^tl eines 
ffelnden^ Staates nicht • gebunden ist, wenh er selben hiebt 
dareb einen Vertrag > zu"seineni i»igenen Willen erhoben tnä 
oder ihn nicht als absolut notbwendigen Willen anerkennetf 
muss. Diesem Rechte widerstrebt jede willicubriiche Einmi* 
schung in die innem Angelegenheiten. Nur in dem Falle, 
wo Volk und Regierung im Ziriespalte eine reohtlicbe Ver-, 
mittlung aur Sidierii^it der vhiigeli Staaten bedingen; biibiBn 
fremde Staaten eine Befngniss aar Zwiechenkunfl (fnlerren- 
tion); also im NochfisUe dürfen die Nachbarn mit bewaffneter 
Hand herbeieilen, doch ist dieses lediglich* ein Ausfluss dev 
Vertheidignngsrechtes, welches die Prävention anläset **) 

Das Hecht der tileichheit äussert sich darin, dasS' d)e 
Staaten gieiebe Ansprüche auf den politischen Verkehr hil*' 
ben. Diese Crleicbheit verhindert Jedoch keineswegs, dasisT 
die Staaten nach . ihrer Macht verschiedenen Antbeil an den 
Weliangelegenlieiten' und verscbiedne Greltung erlangen; Inf 
Kneg- and in Friedensgeschäften wird der grosse Stä/at Vät 
dem kleinen beigesogen werde». Solche höhere Geltung Ist- 
natürlich und geirechlf. Nur wird dieae wekgeschichtlltfh^ 
Ro}le w«der blas nach LänrieÄtmfiing, noch aUein^tläch dei^ 

*) 'Diese MaxiiHig btlligu selbst England 'tu seiner Note'vütn 49t^' 

,.' Januar 1831 gegen da« auf dem 'rrpepauetf Ciinjgrest utug^». 

sprochn« Princip der Intervention. Vgl. PulitZy Gesch. dei 

^^rop. AtsatensytfCenüi (StaalRiWfMdiitch. VII) S. Set- ''^'^^ 



£inwidllltetfli^bg»lluftito4«l» f oitilllilK«^0#^ nur 

Ä<W4iiHT*' ^^eütfr Akiick«i| HHf.jdie» SjcMM^s ?ou4em ^ufjtk dfer 

^dflflWK. wedej:„|eicbJ^> ^q^ a^^ec^i^äfsig^ „ Die %^ |iie$|9ip 

H'ft'%«im> i^rfa'^'f^Wj wi€t-gfifal?rlich.wiißi»ß|te, ,uud wle^l^^^^ 
ifiitsf ^ aijiij^^r^qUi es. ^ei^^irge^ ei^ $^eUe vpi:^ ils^^ebeQ, oder 
ein Vor und Nach zu unterscheiden. ,,^ ...;>[,, 

Das Territorialrecht umfasset die Befugnisl, alles im 
Staate liegeml4 iAihf %ll( ^( AH ^ {««Aflc^ell^^Ganzes nach 
4lNS|MBn,4«i y49rtref;jdn4, Iiwoffifli den Mimt eiUe <«iltlieh^ Per- 
foip df^Mellei, .bpmmt Jhra auf)b.na.| hMtcfnltKifti SAtcheii : itl 
P^^l^ j^n Aehmeiij «od; sie,in,,5ftf»idi<lhe8|£igAnthmti »iti,v4rf 
WWdeb^l itfl^si .versteht Mcb.jedoQbi tov^ (selbst,, dfliadr. weder 
4ff9, .^affb4r^b»> Str^odrecbt, .#0ebii 4«» Bela&cktigii«^ beikrqbn* 
^> im0ltf{ .iisloh l^^fheidigefh liMw»|;!r^da.ni|r h#rleolos0« Diöge 
^,(f,|gr#ifuiig., fähig »iild^) ,, . ,. :./,.-, y. ;,s • ... > -. 

. ^ / Iin^ ^eifti«ig6 gewintief 4er\Slalit .deo enltlcbUdenen Aush 
^lil^i S(eMt9fii frfeieliiSelb^t'iviiBiAem^iditfiA 4ie^selbststäiidige 
9(fi|vr.40a StfiaiSi ^iirkiMn«b«rvo»tiiitt. 
. : ; .Jittaateti .sphliesaeift Verträge ;ej^en so Mite' eiäzehu» Men* 
«tiA^ep, iiiMeir einandetl^ /wld sie<isiii4 «icbt weniger iMKiie 4iea^ 
gehalten^, .iie^ wi.erfnllcfi* v SeH Cieero ;Jiab«n, zwac itobo« 
l\|phjrpi?e zujbeWeteeii v^smobti dMs d<^r Suiat.die Vefiräge, 
dJ!%e^'^ju»geh^ i&jE^^H44^rr#flich WeM deir YoüK 

(b^ g^gen. die JBrfylUiin^ slneiier., Allein «ridie irrige Ao^ 
^icbtW: b^d^if 0fi fkeiaiMri ,1«titern «Widerleguiig» wem «rüfesoli 
Wprd^n» ist 9 dase die • Natur. > idei , m}« tischen* Pert«»iieik teiM 
4ii^n#bitte von den Geseiren. der VerAonft tiaeh likh ziebet^. 
$iall4^i4i«; Wid^nifitliblutit .4M 8lfia|«9trer|räge »eine RegM 
W(0r4Mi> «P^ .iitufde di<4. inetoschlifdie $iesel%bili i* ibrem 
](.«nif0.imm 2iele;iden Buimiiniiiitlplätvliok'StiUe' sieben -mliit 
sen. Denn die Verträge sind es, welche die Völker zu 
^efn pen^eo vc;i:binden, xiod einea lebbaften Auetaosab der 
geisiigett ' iMd phjyiris<)heh 6ttter"zu Stände bi-!il^en. Ohne 
Verträge zu schlii^seQ titässtj^n lUe Nationen m eii^af&unten 



• \ . 



iMfliraQb«*.ireMQm^ei und 4mam 9 i em.> ISm^M^iAer.Haktd 
dei. iiioraltscheD Wellig i$m ^tgmiaAkigaitVditMNirfii W9gi,Jioi 
»I«« daü Fall aUoir Blfeaco^dn naeli jitab; MJl0k *<) }h«t iUhtt 
v^ttkamlnaii RdoU^ waBaf«r^dieiHailigl:ak dM Vartriga »i» 
(ac ü^ Axidmeifacbna^.'ducalif mifaahjaiady date aaa kamM 
^igaHdiflSbaii aewaia liuluHaiiv • 'feltasafi ; ArdaH iHi/zHaallari- 
krftft%knit daa StaateNvarbägfe rainiga BadM|pii^aiK Dar.Bai- 
ganaiattd fShaü fitlitttaahwaiteaip» JMla^imiiiiJalriaiD^AbtosidMHnil 
«ild>^dilkh8aiaeiA. iJlia>Naäaa Mii i^ dir VA^ 

taigait «han iao il^fMg diaiiPMsaii !i&iiiaa^! EjaaeUie«^ 4ä^ 
AusQidlraa : lanobt dia/A^ialWanlng (daff.Veiteaofcav!, ^ dM» tail 
flinlBitl Stliaiasi» dairi aatfeia alal^flaiihfaii^ . iMber>{Bheil«idali 
Staatsgebietes kann jedoch aus höhern Racksichten.';oaiiiiil- 
\»Hi jMrikBi wi^nii.idaii BaiifbhiilirQ. ff ingaaifi|kiwird^\«iif »ihren 
G&tmm cul bAatban^ .odasi.diaaeIbMi..a* tvmUmn^mJ rVfeiraW 
iMdiiMi der .WiUa |Kfidai8ail& gah^rig Aasgaapirocl|aoiaakbr:' )Ss. 
gffedbt jawilMAan StilcM» luskm fitogteta (lahMPaipkäirfteir! Dm 
Wtfla i4t AberUMir daao v¥idrlBHcii;^^ .laawi >Zynt^ 

S^mgv Iritbaü ftiilf% iifid..iiar: daflii ofttoUiwy /Wano.ai mfc 

dMi'(Saiiverain;;tiniifaktft.:..> -jm.;.'-.. jiJ-V •• -i.:^^' 

, .Dte<$tffela*v«M«gra;^]ji9scbeik| JMla ^ JVimtlibiitnteti^ 
tbaiM;dttrcbfdie.jlbgda«falle>K#if^ .tbafll dmabidam iirriiikit4 
tettiZwMK^ tkaibsdivab <(cnJ£Hitii4t einar aaflSaM^aüCdffelii»» 
Ueban oder gahatai^n^ B«dmgang> ibaUs iaiidlitibiid«nib da» 
[dij^aiaeba oder lalsralisQb«» Ui»iadglji»hMil dto Ltaüitiiiigf ifitUaaa 
Unmö^liahbeit atfu^lgt ig^HMobttUch >ai' ainer ikMÜHmn* der. 
y^tfäge^ alUiii; «ia lalitmeb ii|[J»ii<«nJPiMfi^^ wmM 

di« Leialiing der^ErMMmj^td«« StMtea >^ iDeiai 

eiii .Ra^äaeaM: m^^t Immw 4iQi|WlliirUab9.;ftediilgiiiig;^l ddfil 
dEba ^diaprodbeiieJUMilinjjf ilnt. s^lbftt mahi. ballMbaw^ Un» 
atvtBs» ;xu laii^eni. ist ^a:ja.iioilihw#nd^,jtfifiitiider;%erkiiiUett^ 
seine Rxistena behalte. ,j , , .j, ^./> s "..^/ 

i: I iP?^ Yvt«««> ^treib^a jjp^^^l^^c^ 
y.9r.,;SoU«ii|nMicb^S^tpAyeKtfiäg^-«^p(*lqj|^^ W/b|;4i^9, , ji|, 



•) RechUlehre, S. 100. . . i ^ t 



Mskfen dieäciHrferaine ^eiiMiiider mit ikfrollmäohti^eft^ be* 
bobicken; Das Re^htj Gesanike abzoordfi^nf liegt iii' deiti 
Bc^ffis'der Seümtständigkeit«' 'I>ie< Pflicht^ Gtaanctte- aaw- 
iiriiiiiany i«#giettt sieb aus deffi'N^hwendigkeit; der Vertrftge. 
iWiennl wa >8tiiat gar • keine Beziehuiigeii xa andere Staaten 
heben« 'wili, io wird er alleidings ven deinem Oesandtacbafts* 

. radite- ivissea^ attein^'ea Ist sehr die /Frage/ eb irgend eine 
Staalfgew^lt' einifr solche AbgeschleMenbeitdnteiff&bren-kwnn, 
ohne die wicbtil^slien Interessen -der iNaüon'SiiTerietten^y öder 

'ebato am'^Geiste d^r- MenseMieit'*dinen' FroTel ^in begehen. 

'fiobakljedeeb ein Staat 'in den VhriDbbffi eingetvetenhit, sb 
bdnnÄt lhn> dieser Sehiütt 'adeh in den Kieis des fragliehen 
Bethtes.- ••' r\ '• ■ ,.,;...•''./,_■•...? 

( . Gesandte repäsentirlBn die Soateralne in' denn Mnasse^ 
de tihire VoUrnwöblen lauten. In»oferb dieselbe^ -ibi« SteateA 
repraaentiren, inissensie angeseben* werden, ats' ob sie nicht 
in'demSlM&te, wo sie sieh befinden^ wirkli«;h exietiren. Sie 
hüben; -sewieh das dopfielte Recht der Unverletatichkeit'iind 
der Exterritortaiitäl. Das Letstferei entbäit iKe p^rsöniielie 
Abgabenfreiheit, die sogenannte. Quartierffeiheit, dife 'Juris'« 
diction über) die Familie u. 8% wJ, wedürob 'der Begriff seine 
Rfealitiit gewirint Wenn gleich diese Rechte nur in Benag 
auf die Reprfteentation anfgekommen, nnd ane angeschwemin- 
teil Gewohnheiten auserlesen sind, sq lässt sich > doch * nicht 
verkennen,' dass sie im Einklänge mit der Idee der Gesandt« 
Schäften -stehen^' und 'sogar W^esentHehe Erfordernisise bildeui 
Denn ohile sie würden die Unlerhandlnngen auf keine Weise 
SO' frei vöt sieh gehen, wie das Reobtsgesetz begehret. Die 
Gläicbheit der Staaten bringt es mit sich^ dass das Gei^ndt- 
soKaftsceremonial nur nach dem Vdllinncbtsgrade und nach 
der Zeü d^r Ankunft bestimmt werde, wie dieses auf dem 
Wiener Congresse ausgemacht wurde*) 

IMe Streld^irtteii ravter iN»ateii. 

Die Vertrüge der Staaten enthalten , neben den Keimen 
des Gtttenf', auch den Saamen des Streites, welcher als ^1n 



*) Klüber a. a. O. , S. S48. 



nolliweftdiif^ tMiet seines Ursprang^sw^geii geduldig nius« 
edragen werden« - Wen» ein Staat den andern in irgend 
einer Art tbfitiicb bedrohet oder verietzety ser hat der andere 
das' Beeilt dei Zwanges gegen, ihn^ um ihn cor Aberkennung 
des bedrohten Beektes; oder suni Enatxe des 'Schadens «n 
nöthigen.< Oie Zwai^g^mittel -müssen -dem Angriff* entspi^chen. 
Es wird daher häufig die Wiedc^raatinie. des Entaogenen, ^iie 
Beschiagnabmo der gegnerischea Giier) aod die - Widerrer- 
geltitag genügen* Weftn jedoeh diese Mittel nicht zareieheif, 
oder wenn der rechtlichen Existena Gefishr drohet, dami 
mass ea aam Kampfe komme»« • . . 

Der Krieg; ist gewisaermassen ein 2erreissen^ eine 
Entiwetuag desi menschheitlichen Gahsea. Uaher 4ef 
NukmaMlum von duellum und irokefi^g von den Vielen*). 
Wie die svbjective Ansicht der neuen Welt den Kri^g im 
Allgemeinen Tl^rwirft,^ >to sehr erhob ihn die ake Wdk. 
Keine Religion, die -ihn nkht gebilligt; sdbstf das Christen-» 
tfafim sieht ihm nicht entgegen. .' So viel ist auch gewiss^ 
daas ei? eben so wenig absolut vecwerflieh, ,als absolut preis« 
würdig ist Er xerstSret. manchmal blnhebde Staaten, aber 
aehet. andere gross. Er lässt zuweilen Völker verwildem 
und gewöhnet andere ob daf grässliche Handwerk des kunst* 
vollen Mordens, aber oft führte . car verweichlichte oder er^ 
stmrrte Volker, wie die Hnthe des Engels d«i Teich Betbesda. 
Er mähet die menschlichen Individuen schaarenweise, .aber 
er erfrischet sugleteh mit dem iilutigen Thau - die schlaffen 
Gemüther der Lebemfen. Man kann ihn .also den Stürmen 
gleich setaen, die serstörend dabin fahren , aber am Ende 
nur die Luft treinigen und. das Gedeihen der Pfianzebwelt ' 
befördern* So- lange diese Ansicht ^iie . historische ist, so 
lange mag jeder sich bedenken, den Gebrauch des Kriegeg 
absolut SU verweilen; Er mnsSi vielmehr als sittliche Alethwehr: 
unter Staaten angesdieii und 'zeitlichnvertheidigt werden. 

Da der iKrieg, das iLeben d«r Einaelnen in die Schaase 



*) Hugo GrAitijUi Lx. Ui^r. I. c. I* p.^S. 



0r YOM Recht« wegen gdf&brt werde ^^ ahf^eitene^ dess ^t eine 
aUgemeine SaeW «ei; In dieeein Falle isä j^sile», Aen.die 
älMtegflwalf als dUr ailgenieine «ktUcber Willet' adidtdeel^ ^ 
mim El'grl^iSBir der Wafibn uad-iliir Durbria^fangi '«eine« i«* 
dWidttellen Lebens ieebtliok Terirbuilden^ im recbdlchen Kribge 
stehel: dieNadciii til iolMtm. Die Abkfiitdfgüiig des Krieges 
gebt toit dehi Snnvemj« äue^idenn-tai ihni ^erfasdeti «idk iMi 
SteAt als eid Inditidauni^ ddeb ist iKe firklttanig jdesa^en 
an . dem . Feind ideiti tiresendiehes : Etfordemiss ,* denn er «MI 
ja nur auf, den Grund einer offenbaren Beehttverlmtxnng ei»* 
folgen. Der Verlauf des Krieges muss mit seinem End- 
zwecke, Herstellung Seitfkdthsj in stetem Einklang sein. 
Daraus ergiebt sieb^ däss «Ke tödtliebe Ge)vralt 'Wieder febhäd- 
lidier itohl dar^ als iiojtbUreÄdigi ist^< noch |fegen; Andere^ als 
gegen &i9bitendey gericbtei Werden >laiuie. DenuKMegage- 
hraufh muss Jeden^ der die Waffen trägt, beseelen, ubd iM 
lehrMi aibbt nkir rcfcht, sonderii -aueb gereefat mit -ibnenmkti^ 
sngebeA.' Sh^ tan^e soleb^> Eik^hntfiiss niobt .in jeteh KrieM 
ger lebt,(iläast sicU an toineM sHtliqbed Krieg denUe*» Dek* 
Wehrlo#n alass gescbönt werded^ #enn«^erv nicht .scAbstoim^ 
WAffen die tödtliebe Gewalt. befördert« Damm. werden Kriege^ 
Spione strenge behandehv Es ist aber uofacbt, ■ wenli' ei» 
eine Beil traf «tilg ^leiddHy obae dass sie eigene: «üntertba^ 
nen, sohia . Vehrftther . sbid ; -deanv da die List im Kri^ige 
erlaubet isty sokiinD die Ausspllbnag dicht Ale etil Velbre-^ 
oben, sDttdem ' nul' als ein i^hrlidhdr, fieindlichel ikngriff 
aitgaseben werdeil.»^) insOiAreit 4ie Einzelirtn nw Slaaie- de» 
Krieg ert mMdua^ fabren, darf der Feiild anch die Penäbnev 
und Giiter tito Einaebien greifen ^ wenn es der Zweck^ intt' 
sieb bringet 4 Jide fil^oberang ist aber n«r «ns eine»» awei^ 
fisebeii 6esiebts|iaidcte su reebtierttgen, entweder ats iSyrsHta 
fir erlittenen Sobadetf, oder ab prftvdnirende Minderung 4ier 
gegaelieeheni GewaU# Die Eimwinen milseen sieb'hier^'dilif 
NotbweiMKgkeit fügen unld 4lie Einverleibangüin dAn'tifemdew 
Staat erdulden ake ^i«ie Folge ihre» Kriegasv lbl# :ritflicbe 



*) T. Kampts , Beitr. zum 8teatt- «nd VMksftr, Th. t. 



gDWalt. (S.5S.)'- ^ ''^ 

Ein Krieg ist ^k so iiridbdgM EreigiiHs, dam «lleStaa« 
ten mehr oder. ti^Miig^r dartii dfa h i fc a fPM fl hriilin« Irtwii»* 
fem mt jiieb dm das iteebc- faiiidflt^ durftn «de thdil« ihre 
VermltdMig aaWeten,- tfabib' Atftigin Aibtheil neimiea. Nur 
dbtf Mein Büudoiss iMt |»ner Maobl igeschloston imrdMl^ dU 
ofienbar Im Uhreohte MUhu Da jedoah der Krieg awlsdM« 
andetn Staate» für da» drkten^kei« CiItiebgtiKiges ist, sö 
kaantgafmgt wardea^ bb tr das Heeht atner ibaolalea Nau* 
tralitit.aAlipN^h«»«durAl« • 

So ytei bt <ge«issr^ dasa jaddp^'Slaat di« eigne Erhakang 
i|nd das eigne Wohl omsoiaebr lai'i büaehten hat, w«il *t 
ei«- <ft>nia«t0ft Dasain dea Siitlieheti enthält« Ein Staat.' wird 
dabte' liaatral bleiben,' wenn daa Beefat ungawlsatst; denn 
in dies^ ' Falles > giebt es nScbta , waa Sun dear Anthtfil aat 
Pflicht ttMMfheif köimta« Aufc demsalbenQronde^md die New 
tüfditäivgeatattM; wriln, WlmilidBi^ Reebt awar gewiaa, «bar M 
Batfbthabende ohnehin der Sfäfbara* ist« Ja si« wird* adbai 
dahn. erlaubt sein, wenn der Recfathabanda der Schwäofaer^ 
ist, »b^r defi 'a»«ehand# Steait durah •la^meh Beitritt, i'den Sieg 
nidit ve#8ihaffi(n kann^ /Wto^irfljedofab der reehthabende Thirii 
sehwäehair ist, und ein>Jätaat •ifao^dvrdh iseinent.Beitriftt anm 
Stärlsei^ raaehen* kann, so scheint, didser "verpflioUtet, ao den 
Waffen greifen« Daa ist ja* die Anfgabe'des Stbate*^ daa 
R8dit>za realiirfren. J«dei;! s6H so < Weit, als. er es^ kann^ 
^naob'diesemf Kiele bfaisctdten« Wfinfft anoh in dem gegebeaaa 
FiAU «in Redit dar Nelitraliföt aagestaMen, ao wsU« keine 
Hoffnung, den Rechtsstand' ttnteir<den'8taatenatifrdcht äu er^ 
bähen. An£ die Spitae des . Seblv^rfes wäre das 'sittilcbe 
Wohl gestellt and je»der' kbbM Herrscher von- krlegerisi^i^ 
Talenten c^gelildeiv, ainear Staat naeh dam and^rii<'ib er-^ 
obeftt «ftdairf^ dmgaaMräiieij Throaien seinen Sitz za den 
Wulken anfinirieliteaf; . 

Her Frieden. 

Der Frieden ist der neue Bechtsstand, der dnrcb deri 
Process der Waffen iror Wll*kli€hkeit bommen soll. Nur u6 



aii%afa«^t kano er iMUt dea älliurQ; Sßbfifiba^UerO;. als der 
Zweck des Krieges betrachtet werden. Versteht man' ^ber 
unter dem Frieden • bios^ das Aufhören der Feindseligkeiten, 
so scheint er offiNibar so wenig der Zweck des Krieges, als 
die GiBsundbeit der wafaiie Zweck der. Ktankbei« 4sN 

Soll der Frieden eine reohtlicbe^ Bedeutung haben^ sa mnss 
er allerdings den alten RecbtsstMud- neu,, oder eiman neuen 
Rechtsstand gultig[ macheii« ''Darauis Hidgl^-dass^ der Friede 
swischen dea fitreitehdeb jelncti Zut^md gründet, 'der ah die 
Stelle des frfiheren tritt« . Es könnfta in de« Folge kefine 
Ansprache mehr aus dbr Vergangenheit y .sondern nur -nns 
dem Frieden erhoben werden. Wollte, mao -das Gegeotileil 
behaupten, to gäbe es :diirchau<s mir WafifeniitiUst&ade, keine 
Möglichkeit, das Becht fest au stellen. 

' Da der Frieden ^in einem .Vertrage swischen den Stnsi* 
tepden gesoblossen wUd: . so kaan> es di^ Anaehetn / haben, ^ 
däss der besiegte Theil an den Vertrag nipht' gebunden sei, 
weil' er durch Gewalt autn^ Abschloss genotfaigt w«cde. Iri* 
dessen ist. au erwägen, diiss der Rechtsverletzer dem- Zwange 
ausgesetzt bleibt. . Wurde der Krieg blos eines zweifelhaften* 
Rechts wegen unternommen : so war der Ausgang ja das 
Gottesurthttl^ jBLUf welches man die äache stellte« Nur in 
dem Falle, dass der kühne Rechtsverletzer den Beleidigiten 
niederwarf und im Friedensvertrage' zur . Verzichtteistung 
Mjthigte^ darf man behaupten, dass dem. Vertmge das we* 
aentliehe Erforderniss der freien Einwilligung fedie^ .und 
keine' Verbindlichkeit far den Ueberwundenen habe> Andern 
Ansichten würden das Recht des Starkem- wieder einfuhren 
und doch — herrschen andere. '*') iMaa furchtet, die Sicher* 
heit aller Verträge zu erschüttern ,' aber man vergisst, dass 
es Mittel giebt, der Erfüllung • sich zu vergewisi^ern. Auf 
doppelte Weise kann der Sieger bewirken, dass der Beiiiegte 
bei deni Vertrage bleibe; erstens durob Besitznakine der 
Kräfte, die eine Uebermaeht befnrdhten lassen; zweitens 
durch zureichende Garantieen, vorüglich anderer mächligev 
Staaten. 



*) Mbst M KliUieri. a. a. O. Th,.||./8.,5e3.. 



ff« 

Aa» d«fii Gt«agt«n erhell«! sogleich^ dass ein PrieiMi 
irar iiunn iseinein Zwecke g>iinz entsprechen kann, n^nn er 
ala -eine' aligenieifie Sacke, '^roii ilen Wörffttliffenden Staaten 
nmerhenilelt wird/ 

• ' < I ' i - • » • • • * 

- • 

me Staatenn^rlJcliiilMurkeltr 

IMkn kaaa ivweifeln, ob eiA allgettieiiieff, ewiger Frieden, 
wie-ihfi seit 8* Pierre*) oad Kant**) schon so viele edle 
Geister :träiiniteni, in dieser Zeit. steh als jener Zusttuad. dar- 
stelle, den heraustellen die RegieriH^^en rechtlich verpflichtet 
sind. Nehmt die Unruhe aus der Uhr, und sie folirt nicht 
iiiehr dem Fluge der Zeit, Die Kriege scheinen in der höhern 
Ordnung,, vor der die Einzelnen nur Tropfen im Meere sind, 
ihre Begründung zu. haben. Allein dessen ungeachtet ist es 
richtig, dass das Hecht unter Staaten durch Vereinigung unter 
eine bestimmte Rechtordnung einen positiven Boden gewin- 
nen muss, wenn es vollkommen werden soll. 



»e fiftaateneyetein. 

• ■ .■ ■ ' - ' ' . ■ ■ 

Die Staaten sollen heraustreten aus dem Natu^tande, 
iii welchem sie sich gegen einander befinden, und den 
blossen Verkehr in ekioBeohlsgeseUschlift verwandeln. Un- 
streitig darf behauptet werden, dass die Stiftung einer sol- 
chen Becht«|^eseUsphi|f( ' als eine moralische Pflicht der ein- 
Z€ilnen..Sl|Ulicn sich vernehmen lasse. Die einjCelnen Staa- 
ten "w^j^^fi indesi^en .ihre, Selbstständigkeit zu bewahren 
8i|chm und i mit Recht allen solchen Vereinen sich entziehen, 
in welchen jepe gf(fährdet werden kann. Die Stiftung eines 
StaateQyerei)iis; ist daher^nur eine weltgeschichtliche Aufgf|h^ 
dfNcen, LSsniig die jSeit.und Jie Gestalt, der yerhäl.tqisse her- 
beif^^l;.:. •..,.;.. ^ .-...,;. :. ,■ . . ^ . ., 

, ;K)ie iVfittel und W^ge, durah welche der Lenker, d^r 
Qefcliiphl«,, die Staaten ..^«s .^irer.Ifoliiru^g ziehet nnd aa 
einand/w ^^^AB?^^ PM nia^nigfaltig,. , , / 

1. Es Entstehen und entstanden S|;9atien87f^teine . ffiis 



f) Projet de joaix peruetuelle , 1713.. 
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die , griachivished $^at9Q dos Bliide^g^rkbt. 4er Aii»pii)ktf^ 
neu; «o erfim^it^D i^tob 4ie 4#¥t8ph#a JSt^Al^ii ii# . dowt^chd« 
Bunde. Freilich 'entwickeln sich solche StiMIt^m^ft^Ivlfe) 94|t 
der Auflösung eines Nationalreiches, aber die Einheit in der 
Vielheit isfr«iSaiibutriMi'JiMift|*0 ;^ .iJ^^;: '^i»l 

Ü. i'£iiie gQRMifMaiBe SceHuhg «»eh- Ausrmb^ «nlA ge- 
tnetnsatne Gefahr^ ist ebenfalls m StMide^^eiia^ ^aatendystein 
zw gr^ndenv' Vod .dieser Art' ist^' der Band, 4«ii»iuiBh'iB<diiFMW 
Absieht, die 4i]i|ieiikanisdMiii*Sl|Mien stiften «Mdlttth. ^ 

3. Die Religioh" bildet zunächsft geordnete '^tatilllfa- 
vereine. "Werin eine Letire in vieleti Staaten Sich ä'iiiibn^Uet, 
so ' empfangen diese ^twas Gemeinschaftliches.' 'Dieselben 
ßegrifie von Gut und Köse,'Itecht und' ÜnrecHt erfitlÜBin die 
Herzen ütid dienen zu öffentlichen ^rincipieii« Ist nun gar 
das Rf^aiipt <)er Kirche ein gemeinschäftliche^s, so weräen 'die 
Verhältnisse der gtäiibigen Staaten zu äeni HocHprisierlictten 
Stuhle bald orfiranisirt iVlittelst c^iner allgemeinen Kirche 
kann zunächst ein allgemeines Staatensystem in die ti^r- 
schMiiiitaj^ tiretfeto; -^"m •••'-•-•^H ".r-... . ., :'< -.«'rf .. 

' D«k- Endt^ec^ eihiTil Staa'fensyslefn!« htn^ls die 'Dal^tel^ 
lüng ei Aeii^ Ml)/ d^i^ S«lbsMäUdigkettr hati^iörilreiid^li, St^itfteli- 
gerl6tites' s^in; deuh erst ihit d^m'D^iseln'^lUefirsöli^n'hOb^^ 
st^ti'TVibunäls \4ird ^i^' Recht 'ünte^ Stsiätto W Bi^h' ^icHtV 
bfar. Ell h»r€ft a^f; bläsW'^f^ö VKlk^rsHte,^^^^ 
fiii' gei^^lnen'' Leihen , fUr 'd^n GeWls^efJh«ft<$ii def zu ihiti; 
nhd get^il^H^ aüeh di^ Anerkennung' der ' küMtM'*<S^tel^* 
dl^'^i< d^M' tJel^rspring^ia der GWzen Vicb' äüMffti^icAli^ 
pflegen. Insofern jedoch das Staatengericht nur di^'FrMhl: 
deäSifcätit«hVeMns'&ild6i^^U'^6ucH-TöA Ihtri dMBfehati^ung, 
Mss* e» iitif als- Mrt G^schlchtli^es ^ ' ak ^eiri 'G«W<>Hdb»«l»,^ 
keines weges als ein Erzwongnes bd^r Qi^macIrtUi 'ZnM^'l^^- 



es bis 



Die Geschichte zeigt mehrere. Formen, unter welchen 
is jetzt sich entwidcelte, iinid: f«4l^de^. |(ifiW.i»qtf|(|^^ 



kain»; diese Foiwen lasse» ncfa des Verdwiiigm einselner 
Slaätan pei^kiohfen. 

1'. &i^ eMte Form Int die der afeMoluCen Uni^erset- 
MoiHirohiil. ' Bit! Staat |g[ewiniit sokhe Uebenna^ht ober die 
anderen, dase er in ihrem Schirm vogt nad Schiedsrichter 
deh aüfi^erfefi darf« Wie die g^OSAern PhAketen ihre Tra^' 
haaMn habetiDiid' lenken/ so will de#'grosiie Staat die* kiel- 
am mit sjeli g^stafleaf alid' regieren. Es waren Itiim^r k6hnt^^ 
grossartrge Eht)bere^, die diese Jdee ins Leben xu führen 
snclvtelk, word ihretwilien mit 'Eisernen FOssea dte €>^r)^clitlg-» 
Iceh, deren' Priester sie wevden tvotiten, niedertraiett. ' In^ 
debsM Wftrde auch in der Hartd Hines fti«dnchen> Mbharcben 
der Gtedanire seine Qefiihrll^kelt behatCeri ; denn wie sollte 
dich« 'der irtipridme'iMaat die Oewalt 5fter missbranchen, sein 
hesöiirdertos Interesse voramietten, ja wähl gar die Nationalität 
ten beleidige nnd VttriiiohtMl • ' > 

2. Die zweite form ist dfe einer Staaten -Pol^arcli|e. 
Nach dieser hat j[eder Stda^ln eihek' atl^emeinen Gericbts- 
versamnifuhg Sitz und S^timnie, und die Mehrhdt entscheidet 
über die. Streitigen AngekgenUeitfen. Solch ein Gericht muijft 
aus «(^iiiched 'bestehen, wie tl^lnt^ch IV. beabstcbti^t faabeh . 
soll*); odßr es wird bäfd das 'Uitheil des 'StärkeVcfd dlä 
Schwachen unterjochenJ Eirie^ 'hiaieirlelf^ Gleichheit der 
Mächte ist aber etwas Unausführbares, wo nicht Unmög- 
liches, und so wird ein solches Völkertribunal in der Wirk- 
lichkeit fast ohne Ausnahme zur — Staatenaristocratie. Hier 
verbinden sich die grossen Mächte , das Recht in den . Welt- 
theilen zu realisiren. Den grossartigsten Versuch liefert der 
heilige Bund. Dass daSel die Grundsätze des Christenthums 
als die Richtschnur angenommen wurden, erhöhte eben so 
sehr den practischen Werth, als die moralische Bedeutung. 
Allein was bürgt für die Fortdauer der freundschafdichen 
Gesinnung oder der .guten Absteht, was hilft di» Schrift, 
wenn die Auslegung verschieden ist? ' 



*) Das Document für Heinrichs IV. Idee ist ein Brief Sully's vom 
J. i603. Man zweifelt an der Aechtheit dieses Briefes. Flassan, 
histoire de la diplomatie fran^aise, II, 291. 
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' > 9« Diedritte, all die eohsthotiaaiell« Monarchie erinnernde 
Forifi ist diejenige, die Europa' das Mittelalter bindnrdh in 
i^nwenduiig ssihi wd, empört über aadeirlMreilige Misttbräuche, 
völlig, »ersehlaj^^n: hat. .; Qie Qierarchte hat .{lir den lnen«ck<^ 
liehen. G^ist viel Verführeriach^,.; wie neure: Historiker 
(Harter s Infiocen^l |IL) und die St. Simoni$te|i b^tm^iaen*. Da 
ti^licb aus einer al^ein^inen Kirche Wk vßükotnfiß^nm 
Staaten«j9tein aicJbL,yhefvorbUden kasA» iwdi der Hohepriester, 
als Be wahrer des göt fliehen Wortes,, wo|il im Stande isjt, 
jenea Zutuau^o zu. erwerben, wQlchea dem ScaateArichter aii 
Theil werden miiisste, ^j^e Unpartheiliohkeit , su bewahren, 
die > weiltlichen Hacbthabern maageU, jene Autorpti^ am, er- 
halten , : ftie richterlichep Aussprächen nicht fehlen darf, so 
scheint Vielen die Hierarchie ebenso ein Postulat 4er höchsten 
menscblici^^en Entwijckl^g.sein a^a können, wie Fichte esvon 
der Theocratie behauptete. Sie sageK, das Staatensystem würde 
dur<^h sie ein Abbild des Planetensystems^ in welchem die ein- 
zelnen Sterne, selbstständig und von eigenthiinilicher Vege<^ 
tation, um die allb^lebende Sonne wandeln, die yy^ieder mit, 
allen Planeten sich , um einen höhern Mittelpuhkt drehet* 
iVatürlich (das braucht nicht erst erwähnt zu werden) ist hier 
nur yon eineui Ideale die<Rede, und keineswegs! dabei blos 
an das römische P^pstthum zu denken. 
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Die iltaatsiknnsit« 



Mwa» moralisch Nothwendige bildet gewiMermattieD oar den 
Gmndriss des Staates. Er muss nun erst in Stein und Hob 
auf einem gegebnen Territorio ausgeführt werden. Dieses 
ist das Geschäft der Staatsknnst. Dieselbe ist eine freie 
Kunst des menschlichen Geistes, erstens, weil dieselbe zwar 
die absoluten und dem Menschengeiste gewissermassen ein- 
gegebnen Ideen als Leitsterne befolgt^ aber wesentli^ die 
Erfahrung, das Resultat der Vergleicbung und der Beflaxionj 
also Selbsterworbnes anwendet*); sweitens,- weil sie nicbl 
blos das Wissen der Erfahrungen, der an beobachtenden 
Regeln und Rficksichten voraussetzt, sondern auch einen ge- 
wissen Tak^, ein gewisses Geschick, mit einem Wort ein 
geniales Können bedingt Staatskünstler müssen so gut 
geboren werden wie die Bildner in Ton und Farbe, Die 
Theorie der Staatskunst folgt der practischen Staatskunst 
aller Jahrhunderte fast noch bescheidner nach als die 4e6the« 
tik den schönen Künsten aller Zeiten« Erst wenn der voll- 
kommenste Staat durch die practische Staatskuast hergestellt 
ist, kunn jene sich definiren, als die Lehre, „das Ideal dep 
Staate« za verwirklichen^^ wie Pölitz **) unter andern schrieb« 
Wüssten die gelehrten Leute, die den Mund so voll nehmen^ 
in der Tfaat dasjenige^ was sie zu lehren vorgeben : |M) müsste 
man eie, wie sie sind, mit Heften und Büchern von dem 



*) Bei Wolf, der im (Staatsreolit cAles gpeoielte, «elbAt da« P«d«ni 
der HaATS, als ßegenjtftnd des Naturrecbts doducirt hatte, Imt 
die Staatakunst nichts Eignes zu than, sie fst da unfrei. 

**) Staatswiasenscliaiten 1 , 189. 
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Katheder aaf den Ministerstuhl veirsetzen. Folgt aber die 
Theorie auch nur bescheiden den geschichtlichen Resultaten 
der practischen Staatskunst, so erhebt sie doch den gerechte- 
sten Anspruch auf die Achtung der Praiüs, denn sie ist ja 
eben das 'System der politischen Erbbrahg der Menschheit, 
das der Praxis den Spiegel vorhält. 

Die Staatskunst hi|t einerseits die Staatsgewalt so zu 
organisiren, dass sie zur Erreichung der Staatszwecke in den 
gegebnen Verhälthissen am geeignetsten ist, andrerseits hat 
sie die bestorganisirte Gewalt so anzuwenden, dass die Zwecke 
des Staates auf das vollkommenste in den gegebnen Verbal t* 
nissen erreicht werden. Die Staatskanst theilt sich daher in 
die Verfassungs- und Regierungskunst; die Theorie 
hat sohin diese. Abtheilung zu befolgen. 



Die Verfasslin^i^kiiiist. 

Die Verfassungskunst hat zu ihrer Aufgabe, die Staats- 
gewalt in und an bestimmten Personen auf das passendste 
zu verkörpern und für ihre Functionen die zuträglichsten 
Organe zu gestalten. Dieselbe bat keineswegs blos die Ge- 
setze der Mechanik anzuwenden, wie diejenigen behaupten, 
die den Staat als eine blosse Maschine ansehen. ' Viel- 
mehr ist die Verfassung als ein moralischer Organismus zu 
betrachten, weswegen denn auch von den vorhandnen Ele- 
menten der Gesellschaft ausgegangen und daraus bis zum 
Staatshaupte hinauf und nieder hinab zur Gesellschaft Glied 
an Glied organisch gefügt werden muss. Früher verfuhr die 
Theorie freilich anders; sie beschränkte sich darauf, ein 
Verfassungsideal im Allgemeinen zu ermitteln und überliess 
der Praxis die Sorge, die wirklichen Staaten nach diesem 
Muster zu formen. Die practischen Idealisten verfuhren dann 
init den Staaten wie die Wilden Amerika's, welche die Köpfe 
ihrer kleinen Kinder zwischen zwei Brettern dem Monde 
ähnlich machen. Und doch hat der grösste Idealist des Al- 
terthums, Plato, schon den Grundsatz aufgestellt, den Cicero 
für göttlich hielt, nämlich, dass man seinem Vaterlande so 
wenig als seinen Eltern Gewalt anthun solle. 



Oberste Ornndü&tKe. 

Die Grundsätze aller Verfassungsl^unst lassen sich auf 
folgende drei zurückfuhren. 

SSrster C^rundsats. 

Die Verfassung des Staates hat ihre Wurzeln in den 
Volksverhältni^sen zn suchen. Daher muss auch die Organi« 
sation der höchsten Gewalt an die Ständie und Corpdraüo»» 
nen oder Gemeinden sich anknüpfen und ^keineswegs glau* 
ben^ ohne rechte Constituirung dieser sich selbst gehörig 
ausbilden zu kpnnen. Die Staattsgewalt ist nur als die 
Krone der socialen Entwicklung anzusehen und nie darf 
irgendwo eine Kluft zwischen Volk und Regierung durch 
mangelndes Eingreffen der beiderseitigen Lebensorgane her- 
beigeführt werden. So wie also die höchste Gewalt sich 
von den Volksswnrzeln emporschwingen soll als Gewächs- 
*krone, so soll atich das Geäste — das 3ehördenwesen — 
sich wieder schützend , kühlend , nicht aber Licht und Luft 
raubend, zu den Wurzeln niederneigen. Hiegegeh Verstössen 
die meisten geschriebenen Verfassungen unserer TagOy die' 
darum meist Papier und zwar sehr theures bleiben. Privat- 
gebäude . errichtet man durchaus von unten nach oben, man 
legt erst den festen Grund, fuhrt dann die Mauern auf und 
erhebet dann den Giebel.^ Die Staatsgebäude liebt man häufig , 
umgekehrt aufzuführen. Im Anfang giebt man nämlich eine 
Charte, darin eine Repräsentation des Volkes und sogar ein 
Wahlsystem. Erst dann denkt man an eine Provinzial Ver- 
fassung und ganz zuletzt an eine Communalordnung. Frei- 
lich' ist es so kein Wunder', dass eine solche Verfassung 
überall hinket und zuletzt f&llt! 

Zweiter CKr.un dsat sz* 

Die Staatsgewalt nmss in einer bestimmten Persönlich- 
k<»t ihre Spitze erlangen, ihre Einheit. Das Princip der 
Herrschaft ist das Vertrauen». Wo kein Vertrauen, daist 
keine andre^ Herrschaft als die des physischen Zwanges denk- 
bar. Es kann daher eine solide Herrschaft nur begründet 
werden bei einem Volke, das noch Vertrauen zu bestimmten 
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Menschen hat. l>eetftu i% Tracy > erklärte lungekehrt das 
Misstrauen als Princip aller Verfassung, und meinte, das sei 
die beste Verfassung, wo auch der Schliiiimste nicht schaden 
kann.*) Das ist ein sehr falscher Grundsatz, da das Ver- 
trauen durch keinerlei Mechanismus sich ersetzen lässt und die 
Clausein -des Misstrauens jisde Wirksamkeit der Staaugewalt 
hemmen« Nur ist kein kindliches Vertrauen erforderlich ; es 
soll vielmehr auf die Möglichkeit des Missbrauches gesehen 
und daher für die Ausübung der Staatsgewalt eine yerniinf* 
tige Begreprang getroffeq werden» Völker in rohen Zustän« 
clen sehen nur auf Herrscher, die ihnen gefallen, und geben 
ihnen unbediitgte Gewalt; weise Völker fordern auch Herr«» 
scher, die autoritätsfähig sind, aber sie denken nebenbei an 
Grundgesetze, selbst in Monarchien. 

Briiiter C^randaats. 

Der Herrscher übt die Staatsgewalt durcli seine Organe 
ans^ die Behörden« Daher müssen die Fäden derselben in der 
Hand des Regenten sich sammeln, damit der Regent nicht 
blos Herrscher, sondern auch Regent sei« Das in dem 
Kampfe gegen Karl X« gebildete Sprichwort: le Eoi regne 
et il ne gauveme pa$ wird nicht nur leicht uathunlich, Sondern 
apch leicht gefährlich. Die Leitung aller Handlungen der 
Behörden (Verwaltung) ist ja die Regierung im engem Sinne« 
Die Behörden der Regierung miissen bis in die Fundamente 
der Gesellschaft reichen, aber dafiir miissen auch die Organe 
dieser wieder bis an die Behörden langen, d. h. die Gemein*«^ 
dto und Stände sollen auch ihre Interessen den Behörden gegen* 
ttber (auf Kreistagen u« s. w«) wahrnehmen können. Die Staats«* 
Verfassung (Staafsfonn) wird oft nur von der Herrschafts* 
Einrichtung (Herrschaftsform) abgeleitet, aber andre Einrieb-' 
tungen sind häufig. eben so bedeutend. Die Staatsform wird 
nämlich bestimmt, zunächst von den Volksformen^ dann von 
den Herrachaftsformen^* weiter von den Regiernngsfommi) 
endlich von den Bebördenformen. Aus diesen Tbeilfbmen 
erwachsen die Total*- oder Staatsformea« 
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Die irolksfornieib 

Das Volk ist in der Regel älter als die Regierung, di- 
her haben denn anch die organischen Verhältnisse desselben 
stets einen entscheidenden Einilass auf jede Organisiryng 
der öffentlichen Gewalt ausgeübt. Wenn aber die einmal 
gegebnen Zustände zn Gmnde gelegt werden, wie sie auch 
entartet sein mögen, so wird nur eine schlechte Einwirkung 
erfolgen ; man darf daher nur den gegebnen Volksorganismus in 
meiner Reinheit, in seiner geistigen Wesentlichkeit erfassen. 
Demnach soll denn von Ständen und Communitäten mit sich- * 
tendem Auge gehandelt werden. 

Stände sind dieGruppirungen^ in welche d)e Bevölke- 
rung eines Landes serfiUlt, wenn sie die ersten Anidänge 
der Cultnr berühren» Fände man- das Qleichniss nicht %a 
bisarrt so dürften wir diese Qruppirungen den KlangfigutMi 
vergleichen t. die auf einer mit Sand bestreuten Glasfläche 
entstehen, sobald man ihr Töne entlockt. Der Anfang ist 
fast immer der, dass ein Theil den Beden besitzt und ein 
Theil dient für Lohn. Die Gütergemeinschaft ist. nämlieh 
seltene Ausuabme. Wenn Einige Capital gesammelt haben, 
so legen sie es auf Gestaltung der Stoffe fBr eigne Rechnung 
oder auf Umsal9 der Waaren» So kommen Gewerba* and 
Handelslente hinan, die sich neue Lohnarbeiter dingen» Dais 
gesättigte physische Bedürfoiss lässt das geistige erwachen 
und nach Befriedigung streben. Es entstehen daher nach 
nnd nach Individuen, die durch das Angebot geistiger Güter « 
(oder persönlicher Hulfeleisiliitigen) für physische ihren Unter- 
halt finden^ nämlich Künstler i Lehrer» Aerate, Rechtsbei^ 
stände u* s,^ w. Diese verschiednen Volksklassen entwickeln 
sich immer und überall und müssen daher als die nalüriichen 
Stande angesehen werden« 

^ Die natürlichen Stände verwandeln sich im Vedaufe der 
Zelt in historische 9 wenn sie nämlich untemc)i#idei»de Attri-» 
bnte sich beilegen ^dürfen« Wie die den Acker bearbeiten« 
den Einwohner kleinre Grundstücke erwerben, wenn auch 
nur von den grossen Grundl>esitzern gegen gewisse Verpflich- 
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tnngen, 'so treten sl^- aus dem Verbältniss blosser Dienstlente 
ofu( es entwickelt sich eio Bauernstand. Das Znsammen- 
wohnen der Gewerbs- und Handelsleute mit ihren Arbeitern 
an Plätzen, wo der Grundbesitzer nicht seine Gewalt übt, 
ruft den Börgerstand ins Leben, an welchen sich, gewisser- 
roassen als h&hrer, die Künstler und die Gelehrten aller Art 
anschliessen, falls, nicht durch den Besitz Ton grossen Kir- 
chen- und Universitätsgütem sich ein besondrer, abgegrenzter 
Priester- und Geliehrtenstand enWickelt. Die Grundbesitzer 
erheben sich meistens. zum Adel. Der Leser fragt: Was 
ist der Adel? Diese Frage ist seit uralter Zeit aufgeworfen 
und verschieden beantwortet worden. Der alte Aristoteles*) 
schon bezeichnet den Ade) als „fortgepflanzten niorfilischen 
und physichen R^ichthum^; und obgleich ein Widerspruch 
in diesen Merkmalen obzuwalten scheint, sind sie doch ohne 
Zweifel ganz richtig. Vermögen und innre Würde sind nicht 
von Haus aus disparate Begriffe. Ohne Vermögen kann defer 
Mensch seine Fähigkeiten schwer entwickeln, die Umgebung 
nicht leicht kennen lernen, den öffentlichen Geschäften wenig 
obliegen, kurz seine Seele nicht losreisen von der indivi- 
duellen Sorge und sie noch weniger auf das Allgemeine 
richten. Die politische Tugend im Grossen stützt sich also 
in der Regel auf physische Mittel. Pflanzt sich nun das 
Vermögen in einer Familie fort, so muss sich auch der gei- 
stige Vorzug vei^erben; besonders in rohern Zuständen, wo 
die Cultur noch keine allgemeine ist, sondern sich nur von 
Familie zu Familie durch väterliche Lehre, Beispiel der Vor- 
fohren und Tradition überträgt. Selbst die Körper beginnen 
bald sich zu unterscheiden. Während die groben Arbeiten 
dem Annen eine kümmerliche oder gemeine Gestalt auf- 
drücken, wird der Vermögende eine feinere, schönere Aussen- 
Seite gewinnen. So schön der Adel in Polen, so hässlich 
der gedrückte Bauer! Auf diese Weise treten die vermögen- 
den Familien in der Urzeit jedes Volkes bald als ausge- 
zeichnetere Geschlechter hervor und werden als eine bohre 
Race (des Tempeldtenstes oft allein befähigt!) von den 

y 

*) Pwl. VI , T. 



gedrSckten Klassen angesehen. Dies ist 4er Grund des 
Adels, und er erklärt, w^rum fast kein nrdbunilicbes Volk 
ohne Adel .gewesen. Wo ' es keinen giebt , da ist die 
Bildung nicht Ton unten begonnen worden, wie x. B. in 
Nordamerika, Hat aber ein Adel sich so ausgebildet, dann 
wird er leicht su. einem historischen Stande, dessen Prädicate 
die Gewalthaber weiter vertheilen. (Der Briefadel, wie der 
Dienstadel sind Institutionen, die dem urthünilicheh Adel nur 
angefügt werden; Geldadel ist eine blosse Metapher.) 

Die Stände, (Adel, Burgerstand, Bauerstand u. s. w.) 
sind insofeme gedeihliche Organismen, als sie das Volk in 
angemessene Kreise weisen, in welchen jeder unter und bei 
seines Gleichen sich behaglich fühlt, und zugleich jedem 
Kreise eine eigenthäniliche Geltung und Wirksamkeit ver- 
leihen, wodurch eine gewisse Beharrlicbkeit der Zustände 
und Zufriedenheit mit dem Bemessenen sieh verbreitet. Sol- 
len .aber die historischen Stände den Vortheil eines solchen 
geregelten Volksdaseins. gewähren: so müssen sie nicht ail& 
hören, als natä fliehe S^tände zu .erscheinen. Sb wie die. 
Stände im Verlaufe der Zeit Attribute bekommen, , die sie als 
Naturorganismen aufbeben, so. werden sie den grössten Reiz 
zur Unzufriedenheit und Veränderungssucht erzeugen und zur 
Auflösung treiben. Schon die alten Politiker wollten durch 
völlige Verknöcherung dor Naturstäfide , durch das Kasten- 
wesen, ein stabiles Volksleben begründen und haben meist 
daa Gegentheil bewirkt. Die Kämpfa in Athen, von welchen 
die Sage. spricht, waren gegen das kastenartige Wesen, ge- 
richtet.. Die Desorganisation des französischen Volkes wurde ' 
im vorigen Jahrhundert nur durch ..das^ 'Unnatürliche der 
historischen Standesverhältnisse veri^nlasst. > Namentlich darf 
der Adel ja nicht durch Privilegien, Diplome und gesetzliche 
Veranstaltungen von der Naturbasis gerückt werden, auf wel- 
cher er ruht, nämlich von der. reinen Ueberlieferung. Er 
ist ein Product der Volksan^icht in ursprünglichen Verhält- 
nifisen. Wie die Meinung des Volkes sich aufklärt, so ist 
der Adel schon historischfertig und wirdf nur dann angefoch- 
ten, wenn er die inzwischen an Vermögen und Bildung gleich- 
gewordnefi Bürger erdrückt. Er hat nicht* das Beste der 



aadem Kliissen zum Endzweck ^ aber, indifferent dastehend, 
befördert er es doeh lange mehr, als man spftter glaubt Er wid* 
met sich nämlich dem Oeffentlichen, wo die andern Klassen 
hieztt weder klug,, noch reich genng sind, verhindert den 
Despotismus der einzelnen Gewalthaber, spornt d#n Wett- 
eifer der Gebildeten oder Vermdgenden des Bürgerstandes 
und bereitet eben durch alles dieses absichtslos ein 'höheres, 
freieres Volksleben vor. Die Urvölker ohne Adel hatten 
nie freie Verfassungen. 

Durch die Stände bildet sich eine gewisse Untersehei* 
düng und Tbeilang des Volkes: das Zusammenwohnen auf 
einem bestimmten Terrllorfium fQhrt jedoch wieder eine Ört- 
liche Berührung und Verbindung hervor, Welche die Gemein- 
den ins Dasein ruft« Die Gemeinden sind eine nothwen- 
dige Ergänzung der Stände. Wo nicht alle Stände sich in 
Gemeinden concentriren, da müssen die Stände zu Kasten 
werden« Dagegen können Gemeinden wohl bestehen, wenn 
auch die ursprünglichen ^ ständischen Unterschiede vertilgt 
worden sind, oder wenn gar keine sich äusserlich festgestellt 
hatten, wie zum Beispiele in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika« 

Die Gemeinden sind die Grundmauern jedes Staatsgebäti- 
des, denn sie enthalten die festen, unwandelbaren Elemente 
des Volkslebens« Die Gemeinden sind Familien im Grossen* 
Wie einzelne Personen sich zu einer Familie bilden, so bil« 
den 'sich die Familien zu einer Gemeinde. Die Gemeinden 
haben daher zur Aufgabe^ das gemeinschaftliche geistig« und 
materielle Interesse all^r Mitglieder durch gemeinsinnige 
Werkthätigkeit, durch liebende Aufopferung zu fordern. Die 
Gemeinde hat eine Zuchtgewalt, aber keine Justizgewalt, sie 
beräth das Beste, aber sie eriässt keine Gesetze. Wenn eine 
Gemeinde Waffengewalt, Legislatur, Justiz, freies, Besteue* 
mngsrecht besitzt, so ist sie keine Gemeinde, so ist sie ein 
Staat Hat aber «mgekehrt die Gemeinde keine Befugniss, 
gemeinsames Wohl, mn berathen und es durch Zosammenthnn 
and Zusammenwirken zu fördern, se ist sie anch keine 
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Gfmeinde^ sondern nur eine Ortschaft, ein Hftnserhanfe von 
gewissem Umfiinge« 

Für die Bemtlinng nnd Besorgung des gemeinschaftliclien 
Interesse organisirt sich die Gemeinde aof Bweckmftssige* 
Weise. Die Cresamratbeit der Mitglieder mass ein verwal- 
tendes Organ haben; dies ist der Magistrat, der die Be- 
schlüsse der Gemeinde vollzieht. Zur Fassung der Gemeihde- 
beschlüsse nusa die Gemeinde sich in einen fthigen Aus- 
schuss, in eine Gemeindeversammlung gestalten. Hiebei 
werden gewisse Classificationen der Einwohner eintreten 
müssen. Die .Besitzer der Grundstucke Werden vor den 
blossen Inliegern als näher interessirte sich herausstellen. 
Ea werden vielleicht selbst die Ständeverhältaisse' sich gel- 
tend machen« Auf dem flachen Lande wird in die Gemelli 
den der grosse Grundbesitzer immer berücksiditigt und heran- 
gezogen werden müssen. Die kleinen Ortschaften machen 
nicht einzeln, aber gauweise, ein vollendetes Ganze. Die 
Vorstände werden immer gern in reichen und unentgeltliob 
dienenden Grundherrn gesucht werden. Die Betr^er der* 
selben Gewerbe werden sich in Städten fast immer zu morali« 
sehen Einheiten erheben, die als besondre Corporationen oder 
Innungen sich äusserlich entfalten. Moralische Personen zu 
constituiren ist höchst vortheilhaft , weil man einer Masse 
fdiysisci^er Personen, die keine Virilstimme haben können^ 
wenigstens einige Haltung verschaffen kann. Wo nur Ver- 
mögende zählen, ist die ungeheure Mehrheit eine blosso 
Summe von reinen Nullen. 

Die Gemeinden müssen um so mehr in die Staatsver« 
fassung verwoben werden, da ihr freies Leben die Staatsge- 
walt vor der Eifersucht einzelner ihr untergeordneter Kreise 
bewahrt. Es ist merkwürdig, dass gerade unter sogenannten 
liberalen ^Begierungen, z. B. in Frankreich, der Gemeinder 
Organismus am meisten beeinträchtiget, unter einigen abso- 
luten Regierungen aber auf datf entschiedenste freigelassen 
wurde, z. B. in einzelnen Städten des türkischen Beicties. 
So viel hat die Geschichte überall gelehrt, dass daz freire 
Communalleben der Staatsgewalt eine frische zufriedenreg'^ 
same Volkskraft zur Unterlage verlieh» dn zaralöne Gcnieinde- 
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Jle|)eD aber eine gewisse Unlust und Unkraft der Bevölke» 
rung iviehr oder weniger zum Vorscbein kommen Hess» 
Manche meinen, dass die Communalf^eiheit nur in Republi- 
ken 'ati| Platze sei; Preussen, dessen Minister Stein (wegen 
der Communal-Ordnung vom Jahr 1808) Dahlmann *} den wah- 
ren Städteerbauer genannt bat, mag das Gegenth^it lehren. * 

Die Herrfiicliaftfiiforiiien» 

Wie die öfientliche Giewalt am besten bekleidet wer* 
den könne, steht selten in Frage^ denn die Herrschaft ist 
meist ein vollendetes Factum; steht es aber in Frage, so 
ist nur mit Rücksicht auf den Geist und die Organisation 
des Volkes gehörig zu entscheiden. Die Alten sagten kurz- 
hin: die Besten sollen herrschen (Aristocrutie) ; Aleicander 
antwortete in diesem Sinne auf die' Frage: wem er sein 
Reich hinterlasse, einfach und gross: „Dem Würdigsten.^* 
Aber nicht aus moralischem Element allein erwächst die 
öffentliche Gewalt, sondern sie hat auch einen physischen 
Bestandtheil. Die Tendenz zum allgemeinen Besten ent- 
scheidet über die rechtliche Würdijo:keit der Herrschaft und 
begründet, die moralische Nothwendigkeit des Gehorsams: 
aber die Fähigkeit,' die zur Real isirung des Gemeinbesten 
nöthige' Autorität zu erwerben und zu behaupten, entscheidet 
über die physische Möglichkeit der Herrschaft und die poli- 
tische Würdigkeit. Den rechten Willen haben Viele, die 
rechten Mittel Wenige, daher beruht die Herrschertauglich- 
keit, den rechtlichen Willen vorausgesetzt, auf den Merk- 
malen, die Autorität bei dem Volke verleihen. Diese Merk- 
male sind theils persönliche z. B. Tapferkeit bei Kriegsvöl- 
kern, theils dingliche z. B. Grundbesitz bei den Engländern. 
Ja diese Merkmale der Herrschertauglichkeit sind nicht ein- 
mal stehend, sondern sie wechseln mit dem Geiste des Vol- 
kes , bis erbliche Succession sie gewissermassen fixirt. **) 
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, ♦) Politik 1, 211. 

**) Diese meine Ansicht hat Mehring in seinem schätzbaren Buche: 

Der Formalismus in der Staatslehre, Stuttgart 1833, angefoch* 

ten. Er meint, dass nur der Wille des Gemeinbesten die Herr- 

schertaugliehkeit beEeicbne; jede Herrschaft, die auf Vennd- 
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Deswegen ist denn . gewiss aberall die Frage : wer « soll 
herrschen, Einer oder Mehrere oder uiöglichst Viele, erblich 
oder auf Zeit, nicht rein im Allgemeinen zu entscheiden. 
Die Formen der Herrschaft werden ursprünglich durch den 
Geist und die Einrichtung des Volkes bestimmt. 

CSln- und Ttel- (Adels-, Tollui- und Qemiiclite)- 

Herrscliaft. 

Ob Einer oder Mehrere, aus dem Adel oder dem Volke 
oder gemischt, die Staatsgewalt beklieiden sollen, wird ur- 
sprünglich, ehe nämlich eine politische Erfahrung'gemacht 
worden ist, durch die Natur und Beschafienheit der Volksver- 
hältnisse zu Tage gelegt. Alles hängt davon ab, sagt schon 
Aristoteles *) , ob eine Familie vor den übrigen sich aus- 
zeichnete und den Glanzpunkt des Volkslebens bildete oder 
nicht? .Ob mehrere Familien iniponiren und die Geschichte 
des Volkes construiren oder nicht?«» Wo ein Haus, ein In- 
dividuum alle andern überstrahlt, da ist die Einherrschaft na- 
türlich, denn es kann ja den andern nicht gelingen, sich 
Autorität zu erwerben. Wo m,ehrere- Familien einzeln, oder 
zusammen (als Kaste), sich in das Ansehen theilen, da tritt die 
Aristocratie ins Leben; es ist dieses in ackerbauenden Ländern 
häufiger der Fall als in handeltreibenden , weil in diesen sich 
in einem bestimmten Handelsplatze ein herrschendes Commu- 
nalwesen bildet. Soll in Handelstädten Aristocratie bleiben, 
, müssen die künstlichsten Mittel angewandt werden wie in 
Venedig, v. Haller geht zu weit, wenn er die Democratien 
immer nur als herrschende Stadtgemainden ansieht; aber ita 
der Regel sind die demokratischen Verfassungen aus städti- 
scl^en Verfassungen hervorjgegangen. Ein Gleiches lässt sich 
von gemischten Herrschaften behaupten. Wo Adel und ge- 
meine Stände gemeinschaftlich die Herrschaft besitzen, ist 
in der Regel anzunehmen, dass der Staat von einer Stadt 



gen u. 8. w. beruht, eine despotische^ reinformelle sei. Gen-iss ist 
es bes^eichnend , dass der würdige Verfasser desshalb, ueil er 
in der Staatsgewalt nur das eine. Moment, das Moralische aner- 
kannte und nicht das andre, das Physische, die ganze politische 
Gesbhichte als Entwickhing reiner Despotie ansehen muss! 
♦) Pol. III. c. 6-12 (Garve's Uebers. 282 — 285). 



auigegangen* Man findet fast kein Beiipiel, dati in ein^m adker- 
bauendem Lande der Grundadel die Banernklaeee in- die Re«- 
gierangsftmter zugelassen hätte. Man kann die Volksbemchaft 
gewiss nicht als die Urherrsehaft ansehen; die Denideratie 
trijtt gewöhnlich erst auf, wo eine Aristoeratie und Monar^ 
chie zertriiinmert worden, v Die Democratie beginnt meist als 
Timocratie, denn Alle können nicht suglejch regieren. Ganz und 
gar modern ist die Herrschaft durch Stellverjtretung, wonach 
die Vermögenden die Wahl von Regenten im Namen Aller 
vollziehen. Zwar trat die Timocratie schon in den' alten 
Republiken an die Stelle der Genocratie ; abcir die Repräsen- 
tation war nicht bekannt« Reihum oder nach dem Loos zu ge- 
bieten , >var das Idol der alten kleinen Republiken und man 
bestimmte Zahl und Dauer der Aemter nach der herrschen- 
den Zeitrechnung. *) Die Stellvertretung konnte erst sich^ 
aufdrängen, als grosse Staaten mit vielerlei Gemeinden und 
Ständen sieb einfanden.^ Rom kannte die Stellvertretung 
noch nicht; daher verfiel seine Verfassung durch die Aus- 
dphnilQS des Reiches, indem zu Viele ohne politische Rechte 
d^tehen mussten. Es wird häufig angenommen, dass durch 
die ersten allgemeinen Kirchenversammlungen die Idee der 
Repräsentation geweckt worden sei; doch ist wohl wahr- 
scheinlicher, dass die Berufung der Stände in den grossen' 
Monarchien die Idee der Stellvertretung aufdämmern machte. 
Merkwürdig ist, dass sie erst durch die amerikanische Ver- 
fassungpopulär wurde; Rousseau **) ist noch ihr entschiedner 
Gegner und hält nur jene politischen Rechte für reell, die 
jemand selbst und als eigne Rechte ausübet. — Die Volks- 
herrschaft hat als moderne Herrschaft auf den Qeist früher- 
hin einen magischen Eindruck gemacht und ist als die ge- 
rechteste Form der Herrschaft erschienen, die fiberall Platz 
greifen müsse, wo sie nach den augenblicklichen Verhältnissen 
Platff greifen könne. Die Versuche einiger moderner Völker 
(in Frankreich, in Südamerika) haben jedoch neuerlich das 
Urtfaeil beriphtiget, Afan kann nicht verkennen , dass eine 



*) Hüllmami, Staattjredit des Alterthums^ 19^0. S. U-^28. 
•*) Ck^ntr. soc. I^ivr. III. Ch. i%. 
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Denocrati« all<a flnasiger Natur Bei und daher au vielerlei 
Rrachüttertingeii in sieh sehliesse. Wenn in kleineren Staa* 
ten, b^i grosier Sittenstitigkeit» auch eine gewisse politische 
Stabilit&t au erreichen ist, so ist sie doch in einem grossem 
Reiche, bei vielfältiger Reibung der Interessen und Ansichten 
schwerlich au gewärtigen; haben doch die Nordamerikaner 
ihren Hamilton und ihren Adams, welche beide aristocrati- 
sehe Elemente wünschten! Die andren Herrschaften haben 
daher immer mehr Stimmen und nicht die schwächste^ ge- 
wonnen» Man rahmt hier die Massigkeit, die Festigkeit und 
Fähigkeit, welche die Aristocratie jg[eWährt, und erhebt dort die 
' Krafteinheit, Schnelligkeit und Entsfrfiiedenheit der Monarchie. 
Doch ist cur Reurtheilung wichtig, ob diese Herrschaften. 
Erb«- oder Wahlherrschaften seien. 



Kri»-. anci WAkllierraekAft. 

Die Erbherrschaft grändet sich ursprünglich auf Eigen- 
schaften und Autoritätsmerkmale, die man als fortpflanobar, 
in einer Familie forterbend ansieht, während die Wahlherr- 
schaft urspröngiieh aus solchen Autoritätsgrnnden erwächst, 
die man als rein persönliche Eigenschaften ansieht« Die 
Herrscher rdierer Vdlkbr sind sehr häufig Wahlfursten, weil 
diese Tapferkeit oder Weisheit (Dejocet)^ kun persönliche 
Merkmale beachten. Die Aristocratie ist meist eine Erbherr-» 
sebaft, weil der Adel aus dem Besitx von Erbgutern erwächst» 
Selbst wenn nur persönliche Eigenschaften der Herrschaft 
an Grande liegen sollen, tritt die Erblichkeit in dem Falle 
auf, wo man an eine erbliche Tüchtigkeit und Tugend glanbt. 
Da der Adel sich «mf diesem weitverbreiteten Glauben *) 
gründet, so ist dadurch auch die fast durchgängige Erschei- 
nung dar Erbaristocratien erklärt. Die Erblichkeit der Herr« 
Schaft hat überall den Nachtheil, dass sie die Staatsgewall 
nadi und nach wie eine Piivattaacht eraeheiiien läset und 



"*) Unter allen HiinmelMtrichen , in flUen Zungen wiederhallet der 
Aattprach de« i>fehters: 

Portes creantur fortibua et bonis 
ßsl In juvencis , eat in equis patrum 
Virtus. 
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daher die Despotie (Gewalt su eignem, nicht zu öffent- 
lichem Besten) erleichtert. Doch wird dieser Mangel aufge- 
hoben durch die grosse Stabilität der öffentlichen Ordnung, 
durch die Abwesenheit der Parteienkämpfe hei, aller Wahl- 
herrschaft, und durch die Verschmelzung der öffentlichen 
und Priyatinteressen , die den Erbherrscher nicht so auf pe- 
cuniäre Privatvortheile für seine Familie sinnen lässt wie 
den blos zeitige^ Herrscher. Im Allgemeinen ist aber die 
erbliche Vielherrschaft nicht im Stande, diese Vorzuge so 
zu gewähren wie die erbliche Einherrschaft. Die Crbaristo- 
cratie muss in sogenannte Oligarchie entarten. Die vor- 
nehmen Familien werden nur zu oft verfährt, ihr Interesse 
dem allgemeinen unterzuschieben, da ihrer mehrere sind und 
ungleicher Macht. Weil sie nicht, gleich dem Monarchen, 
über Neid erhaben stehen, so argwohnen sie in jedem auf- 
strebenden Bürger ihr^n Gegner und treten mit trotziger Fe- 
stigkeit allen und jeden Neuerungen entgegen. Aus dem 
verzeichlichen Triebe der Selbsterhaltung, bekämpfen sie oft 
selbst das Gute, weil es ein neues ist, und versteinern so 
mit dem Medusenschilde ihrer ererbten Vorrechte die gesell^ 
schaftliche Entwicklung. Die Wablaristocratie wird diirch 
die Nothwendigkeit der Wahl mehr auf populäre Haltung, 
gewiesen. Daher artet sie nicht so aus und daher ist auch 
die gemischte Herrschaft meist für die Erhaltung der Aristo- 
cratie selbst günstig. Immerhin gehört aber sehr groälse 
Umsicht dazu, eine Aristocratie vor d^m au&trebenden Volke 
BH sichern, denn Adel und Volk bezeichnen zwei Hälften, 
wovon die eine (Adel) durch die fortschreitende Entwicklung 
des Ganzen immer kleiner, immer schwächer, die andre (das 
Volk) immer grösser, reicher, gebildeter < wird. So wie bis 
zu einer gewissen Stufe die Aristocraticr sich von selbst er- 
hält, so kann sie später nur durch sehr künstliche und den 
Adel fast aufhebende Mittel sich erhalten. Da das Vermö- 
gen das Hauptfundameht des Ad^ls bildet, so muss Adel und 
Majorat zuletzt identisch werden. Damit aber ist ausge- 
sprochen, dass man die Jüngern Söhne und die Töchter nicht 
adlich bleiben lassen darf, wenn nicht Sinecuren zu ihrer 
Versorgung nöthig werden sollen. Die Aemter müssen zu- 
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letst mit den Nichtadtigen getheilt werden; da aber der ple-> 
bejische Staatsmann mühsamer, dareh grössre Auszeichnung 
allein sich aufsei wihgt, so wird sich leicht ein Vornrtbeil 
2u Gunsten der Plebejer bilden, wobei der Adel verlieren 
müss. Um aber doch den Adel als das Edelste erscheinen 
EU lassen, wird man am Ende an grosse Plebejer den Adel 
verleihen und dadurch den Adel aus einer Geburtssache zu 
einer politischen Sache umwandeln müssen. Ein Fel\ler von 
Seite der Aristocratie — und dieselbe wird von dem immer 
breiter fliessenden Strome des Volkes verschlungen! Die 
Schweizer Verfassungen können Beispiele liefern so gut wie 
das alte Athen. -^ Eine ganz andere Zukunft hat die Ein« 
herrschaft* Nur zu bald wird jedes Volk die Gefahren der 
Wahlmonarchie inne. und dringt auf die Erblichkeit. Die 
Erbmönarchie giebt schon allein Krafteinheit nach Innen und 
Aussen und eine rüstige, ungehemmte, von einzelnen Mäch- 
tigen unangegriffne Verwaltung ! Daher wird denn auch zu-« 
letzt Idee und Gesetz, was anfänglich blosses Factum gewe- 
sen, nämlich die Erblichkeit der Krone. Inzwischen greift 
nicht gleich die beste, Erblichkeit überall Platz. Die Erb- 
folge bestimmt ein Seniorat, Majorat oder eine Primogenitur« 
Das Seniorat entspricht , dem rohern Znstande, wo das Alter 
mit Weisheit zusammenfallt. Das Majorat stützt sich auf den 
Glauben an die physische Fortpflanzung der geistigen Tüch- 
tigkeit. Die Primogenitur ist Resultat der Erfahrung, da 
sie die vielen . Thrpnerledigungen aufhebt und zugleich die. 
Thronstreitigkeiten vermindert. Die Ausschliessung des weib- 
lichen Geschlechts ist historisch- natürlich ; die Zulassung 
wieder nur Resultat dejt politischen Erfahrung.' Das Gleiche 
gilt von den Vormundschaften und Regentschaften für die 
utiiMierjährigen Thronfolger« *) Die erbliche Succession in 
ihrer heutigen Ausbildung ist fast gar-nichts Traditionelles, son- 
dern durchaus ein Erzeugniss der geschichtlichen Abstraction. 
Man entfernt sich sogar nicht selten , von den natürlichen 
Erfordernissen, die in alter' Zeit alles überwogen. Die Ur- 
sache ist offenbar darin zu suchen, dass die' früheren Ge«* 



*) Reitetneier , Grundsätze der Regentschaft. Berlin, 1789* 



sohlechter dachtea: eg komme aaf die Hermcher alle» bo» 
die modernen Völker aber meinen: wer herrsche, sei jEast 
gleichgültig I wenn nur gut regiert werde. In früheren Zei- 
ten waren die Herrsehaftsformen die wichtigsten Gegenstände 

des politischen Nachdenkens; heut xu Tage sind es: 

• 

Die Regieranssforiiieii. 

Die Regierung verhält sich zur Herrschaft, wie der Ge- 
brauch sum Besitze. Die Ausübung der Staatsgewalt durch 
den Herrscher ist entweder durch keinerlei äus.sre Veranstal- 
tungen innerhalb des öffentlichen Besten gehalten, oder es 
wurde die Gewalt dem Innehaber nicht absolut anvertraut, 
sondern ^dieselbe entweder cur Ausübung unter verschiedne 
Innehaber vertheilt oder aber ihre Ausübung in einseinen 
Piinkten an die Mitwirkung bestimmter Organe gebunden. 
So entstehen drei Formen, lu regieren, welche man. die ab* 
eolute, die getheilte und die beschränktaRegierungs« 
weise nennen kann. Die absolute Regierung ist mit allen 
Herrschaftsformen vereinbar, denn es kann wie ein ein- 
zelner Herrscher, so eine herrschende Corporation volle 
Gewalt äusserlich unbeschränkt haben; doch tritt sie bei 
einzelnen Gewalthabern häufiger ein. Die getheilte Regie* 
rung setzt stets eine Polyarchie voraus, denn theilen lässt 
sich die Gewalt nur, wenn Mehrere sie zusammen besitzen. 
Die* beschränkte Regierung kann ebenso gut bei einer Viel« 
herrschaft, als bei einer Einherrschaft stattfinden. Fürsten 
die in einigen Dingen an Stände gebunden sind, nnterschei- 
defi sich in Nichts von regierenden Adelssenaten, die zu ge« 
wissen Dingen die Volksversammlung zu berufen haben. 
Merkwürdig ist, wie der wichtige Unterschied zwischen ge* 
theilter und beschränkter Regierung, auf welchen ich einiges 
Gewicht lege, in der Praxis viel klarer erkannt wurde ah 
in der Theorie. Die römische Verfipssung nach Vertreibung 
de« Königs war eine beschränkte Regierung des Adels. Die 
Regierungen des Mittelalters waren gleichfalls meist be- 
schränkte. Durch die englische Revolution wurde der Unter- 
schied zwischen beschränkter und getheilter Regierung zwar 
zu grossem Naehtheil für ganz Europa zweifelhaft, aber auf 
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dem Wiener Congresse wurde doch der Uateirftchied schon 
in den yerhandlungen über die Errichtung deutsche^ Stände 
wieder klar hervorgehoben und in der Schlussäcte der Wie- 
ner Ministerialconferenzen vom J. 1820 in einem besondem 
Artikel deutlich ausgesprochen.'*') Die mangelnd^ Einsicht 
in diesen Unterschied hat die Theorie ' der constitutionellen 
Monarchie in grobe Irrthünier verfallen lassen. 

Die »lisolate Reylerany« 

Da ursprünglich die Herrschaft auf ganx besondre, Auto* 
rität gebende Eigenschaften sich gründet, so ist auch ur- 
sprünglich die Regierung, sie mag nun eine monarchische, 
oder polyarcbische sein, absolut. Was man Vorsorgliches in 
alter Zeit oft findet, ist die kurze Dauer jeder Gewaltübung. 
Doch mag diese. kurze Frist den Bekleidern der öffentlichen 
Gewalt nicht blos aus Misstrauen gesetzt sein. Zur Beschrän- 
kung der Ausübung fahrt immer erst bittre Erfahrung des 
GeWaltmissbrauches. Wären die Regenten Götter,^ so würde 
die absolute Regierung, so gewiss sie die ursprlingliche Forin 
ist, eben sq gewiss die einzige Form bleiben. Weil aber 
die Regenten Menschen sind, und zu ihren Organen eben- 
falls nur Menschen nehmen können, so ist die absolute Re- 
gierung eine völlig zweideutige Fonn. Vortrefflich, wenn 
sie nicht entartet ; unerträglich, wenn sie verdorben ist, denn 
in dem Gifttbaue, wodurch eine -Nation von oben herab ent- 
kräftet wird, verwelken alle Blüthen des gesellschaftliehen 
Lebens, uAd wird das lachende Gebiet des Staates gar bald 
in eine freudenlose Steppe verwandelt. Die Entartung der 
absoluten Regierungsweise besteht darin, dass sie, welche 
nur die jinbeschränkte Ausübung sittlicher Befugnisse (der 
Staatsgewalt) ist, zur Ausübung ui)beschränkter Befugnisse 
sich gestaltet und eine Art irdischer Omnipotenz erwachseh 



*) Artikel 5T. Da der deutsche Bund mit Ausnahme der freien 
Städte nur aus souveränen Fürsten besteht, so muss, dem hie- 
durch gegebnen Grundbegriff zu Folge, die gesammte Staatsge- 
walt in dem- Oberhaupt des Staates vereinigt bleiben und der 
Souverän nur in der Ausübung bestimmter Hechte an die Mit- 
wirkung der Stände gebunden werden. 

. 7 
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läast) bei welcher in jedem Falle mancherlei Willkühr und 
Miüsbraüch va befürchten steht. *^^ Einen deutlichen Beweis 
gab der Dictator Francia in Paraguay. Daher entstand eine 
Abneigung gegen diese Form der Regierung, welche dieselbe 
schon in alten Zeiten hie und da in den Anschein einer an 

* sich terdorbnen gebracht hat* 

Die Herrschaftsformen haben auf die längere Wohlthä- 
tigkeit oder auf die frühere Verschlechterung der absoluten 
Regierung einen merkwürdigen Eiftfluss. Die Erbaristocratie 
beschleuniget ain meisten die Ausartung derselben, weil im- 
mer die. erbliche Yielberrschaft zur Absonderung vom allge- 

. meinen Interesse, und zum Ankämpfen gegen den Strom der 
v^ränderndep.Zeit fUigetrieben' wird. Die Erbmonarqbie hält 
dagegen die. absol^ite, Regierung lange gut und frisch, weil 
der ErbmQnarch.i|i(^t.dur]ch die Natur der Sache zur 0p{)0- 
sitiop gegen die Interessen der Mehrzahl genöthiget ist, fer- 
ner^ weil der Tod den entarteten Monarchen einmal hinweg- 
rafit und Aussicht auf eine bessere Regierung öJQTnet, endlich, 
weil die Energie der Regierung auch von Missbräuchen sich 
eher loszureissen vermag. Wahlherrschaften bewal^ren die 
Giite der i^bspluten Regierung darum am längsten , weil die 
Wahl selbst gegen ganz unwürdige oder unfähige Regenten 
schützet. Zugleich zerstöret sie das Grundübel der absolu- 

- tea Regierungsweise, den heranschleichenden Wahn, als sei 
4as Volk eine Art Eigentbum des Machthabers. In der De- 
mocr^tie. artet die: absoJtul;^, Regierung höchst selten aus, 
wenn nicht die Wahl des regierenden CoUegiums an sich 
eine fehlerhafte, ist. Dab^r. macht schon t^laton die Bemer- 
kung, dass die Democratie an sich am wenigsten genüget, 
aber dafür am wenigEiten sieb verschlechtert. Selbst in der 
Wahlinonarchie dürfte die absolute Regierung sich länger 
Tprtheilhaft bewähren« Ein absoluter Wahlmonarch ist we-. 
nigstens am ehesten im Stande, das böse Gefolge einer Für- 
stenwahl zu bannen. Polen ging unter beschränkten 



*) Absolute K«gieruiig (regimen absölutum) und' absolute Gewalt 
(potestas absüluta) sind swei ganz verschiedne Dinge, werden 
aber zuweilen im Krfoige etnertei. Darauf zielt da« moderne 
Wort: AbsolutismoA. 



WafilfyirsteB «o GruiMley ^nd «v^^rwuchs^ mii#^ abtolut^n^ 
die auf eine «ehr kindlMbe Wem» w&tünler w.eg^^n koinischcijf 
Verdieni^te (der Sag^. ii|^), erwSjilet jwurdei^. ,, . .:; ; 

Wie «uch die H^irschafuforioeQ die .a()«0late . Regiet "" 
rangsweise hinb^hea mögen, die i[la8aitang'..se|bst'Jiiört nicht 
auf au drohen und jnaq l(iini|,.dia4iyi Ileb^lfmi^^nicbl dan^it' 
audecken, dßss man auf di^ ,|<Vehnli^k®U. ^njt d^ gd^tli(^|i 
und häuslichen R^giecang'^ binweisei;. .Ja n^uer^n Zeit.trägf 
maji sich mit einem Arcanum, welche^. si^,:<lber< jeden; yqrt> 
derben hinaus stellen solL Dieses, ist die Prassfr^iheit,^); Ajyi^ 
Vortheile, w.ej^sbe die ^Qgi^runi^ für si^h voa.^er Rr/^fs^ 
freiheit ziehen kapp, besteben in folgendem: Die .freie Press9 
fühi^e^t die eifrigste Controle über die .Gewalthaber lUnd ihre 
Oirgane« Mit mehr als Argusaugen ver&Igt,^ie ihrj9 Sitten, 
ihre Gesinnungeip , und nöthiget sie, .etwas zu. ta^eii jader 
abzutreten. Sie bereitet eine öffeDtlif^e aMieinupg« u^d^^bUr 
det durch sie die politischen Anlagen. Nur wo die;jPresse 
frei sieh beweget 9,. giebt es reife, . Eiiisichlen , tie{)wu|'a^lnde 
Maximen und eii^ien öffentlichen Geist. 3i^. arbeitet, der Re-f 
g&erung vor, indem, sie alle Maassregeln bespricht, utid^di^rGli 
vielseitiges Aeleuohten die Wahrheit zu Tage t fordert*» Di^ 
Gewalthaber erfahren die Wünsche. 4er Mehrhi^i^dj^ae ab^4p 
vernimmt di^ besseren Gründe der Regi^mig. .;I>ai;a«s eutt 
ateht eine gewi^e Popularität der.Verwaltjimg. •r--r;.Weni9 
man aus diesen VortheUen. gleich, folgert, daes die. Pressfrei-^ 
heit das aussehliessende Präservativ einer. jedefl.Rf^ie;:ung 
sei, so handelt map offenbar voneUig. ' Aiti we^igstep lässt 
sich behaupten , dass die Pressfrejheit die absolute Regierung 
fehlerfrei mache, denn gerade die absolute Regierung scheint 
von .der Prasse jeiden ^u können.,,. jDie strenge Controle über 
alle öffentlichen P^rsohej) mag; wohi 9Ui; Besserung. ^wj% 
gen, aber auch d(e Autorität erschüttern^ w^lpher die abtlotH^ 
Regierung am wenigsten entbehren kai^. ,|Dia Presse trägi 
allerdings zur politischen Bildui^ .bei,., aber ,piuch zur .pqlitir 
scben YerbiHung, die gerade beji. absoluter Re^ieü^iing» 
zuma^l in. Monarchien, selbst unter den. besseren, Köpfen am 
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sich greifet. DIeis viele Sprechen verflaeht öfter», statt m 
ant^rrichten , and die gediegene Belehrung schöpft man nie 
in den Blättern des Tages, die dem Augenblickr huldigen. 
Die Plresse kann durch ihre rasche Prfifting aller Regierungs- 
maassregeln leicht die Regierung erschweren. Allerdings 
entwickelt sich in dem Processe der Meinungen die Wahr- 
heit, allein die Regiernng kann das Ende nicht immer ah« 
warten; ihr erstes Gebot heisst schnelles Handeln. Die 
Presse kann daher mit der Regietimg oft im Streite stehen, 
wo diese recht verfuhr, und ihr unverdiente, Gehässigkeit be- 
reiten. Hascht die Regierung nach Popularität, (und mass 
sie es nicht zum Theile?) so läuft sie Gefahr, in den Stru- 
del inconsequenter Ansichten gezogen und' darin begriiben 
xu werden. Gewiss, mit der freien Presse allein ist nicht 
alles gethan , ^ und sie kann schon darum keine genügende 
Garantie einer guten Regierung sein, weil sie selbst einer 
Garantie bedarf. 

So wenig aber die absolute Regierungsweise als eine 
immer vollkommene anzusehen ist: so sehr muss man ihre 
zeitweilige Wohlthätigkeit selbst bei hochgesteigerten Völ« 
kern erkennen. Es giebt Zustände, wo die absolute Regie- 
rung allein Rettung schaffen kann nnd die getheilte oder 
beschränkte Regierung ins Verderben fuhrt. Wenn das Volk 
in wuthende Parteiung fallt, wenn die guten Sitten gesunken 
sind und schlechte alle Repräsentation unlauter machen : da 
kann nur ein« absolute Regierung helfen, denn es ist da ein 
guter Regent wahrscheinlicher ^Is eine gute Volksversaram-, 
lung. Die Institution der Dictatnr von Seite der alten Rö^ 
mer gründete sich auf diese Erkenntniss. Noch dentlicber 
erkannten solches die Römer später, in der Zeit ihrer gross-, 
ten Entartung, unter den „guten Kaisern^S <li® ^In goldnes 
Zeitalter, herbeiffihrten. Auch darf die wahre Fehlerhaftig- 
keit der absoluten Regiemngsweise nicht, wie häufig ge- 
schieht i in Dingen gesehen werden, die eigentlich sie zu- 
nttobst gar nicht angehen. So werden häafig die Vielregiere- 
rei, die Ausdehnung der öflbntiichen Vorsorge auf jeden 
Schritt und Tritt der Bürger, der Hochmuth einer unbewach- 
ten Beamtenschaft als Nachtheile der absolnten Regiernngs- 
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w«ise bMeichnei; doeh~ können. diese Uebel nach bei eiMff 
beschränkten Regierung vorkomufen und pflegen auch eiekl 
jeder absoluten Regieruags weise anxuklebeiii x« B« hoehsl 
selten der democratiseben, (xe^ade der absolute Regent ist 
fun ehesten im Stande, diese und andjw Missbrftaehe .auf das 
kräftigste zu bekämpfen, 

ll^ie yetkellte Keyl^rany« 

Die getheil'te Regierung ist fast so alt, als die Polyar- 
chie, aber die richtige Vorstellung derselben schreibt sich 
von heute. Die Alten fassten sie ganz einseitig auf. Die 
Tfaeilung geschieht nämlich entweder mehr in Besug auf die 
Personen, odei* mehr in Bezug auf dicf Gewalt. Im ersteren 
Falle bilden die Regenten mehrere Körper für eine Seele. 
In^ zweiten Falle wird die Staatsgewalt in ihre Theile auf* 
gelöst, und die besonderen Gewalten werden abgesondert 
ausgeübt; jeder l^heil des regierenden Körpers hat dann 
seine besondere Function. Bei den Alten herrschte nun die 
erste Art der Theilung vor. Darum fielen sie so leicht in 
den Irrthum, ak sei nicht\die Theilung der Gewalt, sondern 
die Formirung deis herrschenden Körpers die Hauptsache^ 
Der Kampf zwischen dem Adel und Volke führte dahin, ein 
Colleglum und eine Gewalt Torzüglich dem Volke, die an- 
dern Collegien und die übrigen Gewalten vorzüglich dem . 
Adel einzuräumen. Als man über die beste Zusammensetzung 
der Regierungskörper nachdachte, kam jnan auf die Wahr- 
heit, dass die vollziehende Gewalt in der Hand eines Einzi- 
gen an Kraft und Schnelligkeit gewinne, und man schlug 
nun für die executive Gewalt eine physische Person vor. 
So begehrte man auf dem Markte, wie in den Schulen, nicht 
so sehr eine Theilung der Gewalt, als eine gemischte Herr- 
schaft. Nach Plato sollte dilB Monarchie und Aristocratie, 
nach Aristoteles die Oligarchie und Democratie verschmol- 
zen werden. Polybius*) fahrte hnit Bezug auf die römische 
Verfassung ' 6ine neue Ansicht ans, nach welcher ein voll- 
kdmmner Staat die Monarchie, Aristocratie und Democratie 
gleichgewichtig entfalten soll, weil jede einzeln ihr Böses 



*) Hist. libr. VI. Cap. Ü. 
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wte £isen' den* Ro«t und eine Verfasiroiig^iilso desto 
Itftditer entmticry jet einfucb^ »ie fet Er hatte Ci«ero ond 
irnftbligj» Sl^hriftstefter'f^CMrer Zeiten za wdrtUcbeti Nach- 
l«teiFO.-06cb B^bus *) tmtseho'n demÖrakelspruGhe entftchiei- 
deii gegenfiber. ^^mniam ha^dücipltna maximei in republica 
iumultut eiere jpotett, accuratius nobk ett et sudfiliitg i^ä^pH- 
canda. Mit di^^/^jo .Wipj|lj|p ^ffaete, er. die ^«ti'^nge Prufnag 
einer .Ansicht.,, die allerdkigs- ihre bedenkliche Sei^l^« bat. 
Man muss unwillkührlich an den. Schneider denken, der 
ein. Kleid inachen aoU(;e, . welches ManteJ, Ueberrock und 
Frack zu^lei^b sei. ^pfksjf^mg wurde verscbnittej^,, {.^nd 
das unbequeme Kmistf(tu(j( Ffirdries9l|ch an den N^gel gehängt. 
Da, wie jedem klar, die MoriQrchie im modernen Sinne de^ Wor- 
tes wesentljch d,9.rin.be8tej|3e^ dass ein Einziger die gesammte 
Staatsgewalt j^eisfitzet, so erkennet. i](ian leicht, inwieweit von 
einem monatchi^clieQ Elemeote die Rede tfein kann. Es fällt 
in die j^i]gen,\dass die getbeilt^ Regierung und 'die strenge 
Monarchie sich durcbaiis nicht vereinbaren lassen.. Mich 
.dünkt, sagte schon Bolingbrol^ e **), die Einfuhrung einer w.ab- 
ren und bleibendenmonarcbiscben Macht würde die aristoerati- 
sqli^e y^rfassung sow^obl als. 4io democratiscbe zerstörep , so 
wie ein grosses Licht ein kjeinerejs verdunkelt. Wenn Polybius 
und Cicero die könj^lipbe Gewalt ueben einer Aristocratie und 
DeiTiocratie für möglich hielten, so ging es darum noch an, 
weil dje alten Könige Roms, Sparta's nichts weniger waren 
als. die vollen Staatsoberhäupter. Unl,er Monarchen versteht 
man aber heut zu Tage Souveraine , nicht blos einzeln 
stehende Machthaber wie etwa Dictatoren, Feldherren oder 
Präsidenten sind. Daher kaon man auch beute zu einer 
Monarchie keinerlei wirklich getheilte Regierung reimen 
ohne Widjerspruch. Auch die Nothwendigkeit einer Mischung 
der Aristocratie und Demo.cratie ist — Phantom. Die Zu- 
sammep^etzung (des regierenden Personals kann ja nur von 
den tJmständeii abhängen. Es können Augenblicke^ im Volks- 
lel^en erscheinen , ^q die Herrschnft unter wenige physische 
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Idea of patript King, 1, 1T38. 
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Personen getheilt werden musa. In der Regel wird . fireilicb 
eine Combination der Aristocratie and Demeeraüe, smii De-* 
sein kommen, allein man J^eweise, dass dieselbe eine Auf- 
gabe aller Volker und Zeiten abgebe. Wo die eigendielien 
aristocratisehen Eleniente raimgeln, wird die Polyarchie gewiss 
democratischer Natur sein müssen, denn es ist gant. gewiss 
nichts gefährlicher, als die Improvisation einer Arialooratie. 
Die Verfassung der vereinigten Staaten von Nordamerika hat 
auch die Welt belehrt, dass eine Democratie mit wohlge- 
theilter Regierung die innigste Bewunderung ablocken könne« 
Locke hat das Verdienst, dass er bereils in der yergötterten 
Mischung der Herrschaftsforaien das Wesen erl(annte und die 
Theilung der Staatsgewalt selbst als das Princip der^Verfas- 
sung ankündigte. Montesquieu brachte aber wieder die Drei* 
theilung der Gewalt mit den drei ausgeieichneten. Formen der 
Herrschaft in Verbindung, und erläuterte den Grundsatz dnrch 
die englische Constitution, die er übrigens nicht richtig aufge^ 
fasst hatte. Deswegen sind zwei Dinge bis heutigen Tag. noch 
nicht allgemein i^erkannt woirden, ers^tens, dass die Thei- 
Inng der Staatsgewalt nothweadig eine Vielherrsehaft voraus- 
setzet, zweitens, dass die Theilung der. Staatsgewalt blos 
die Regierang angeht und 'die Mischung der HerrschliftS'^ 
formen keineswegs fordert, sondern nur zulassL 

*. " " 

Die getheilte Regierung zeichnet, sich durch folgende 

Eigenschaften aios. Es entstehet ein g^wieises Gleichgewicht 

der Macht; ein Collegium controliret das andere and ver^ 

hütet lieine Aijumtung. Zugleich tritt dn' forderlicher Wett« 

eifer ein, von dem das Volk die reichsten Früchte ärntet. 

Dieser ^Vortheil ist der g-etheilten Regierung so eigenthümn 

lieh, dass die Herrscbaftsforni nicht im Mindesten etwas d^T 

ztt thut Ja. die getheilte Regierung wirket günstig auf die 

Herrschaft ein. Sie erhält die aristocratische Polyarchie in 

der gedeihlichen Mässigung, und verleihet d^r deniQcratißchen 

die nothige Festigkeit. Die Hauptschwierigkeit beatefoie^ 

darin, dass bei der getheilten Ausübung leicht die Einheit 

der Staatsgewalt verloren geht und eine Dishamionie der 

Gewalteii wohl gar die Auflösung nach sich ziehet. Wenn 
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von Regienmg die Rede ist, sagt Sieyes**), so ist Einfaeit 
allein üespotismus, Trennung allein Anarchie, nur Tren- 
nung mit Einheit giebt die gesellschaftlicbe Gewähr, ohne 
welche keine Freiheit fest begründet ist. — Diese Gegensätze, 
Trennung und Einheit, auszugleichen , ist aber keine, so 
leichte Aufgabe! % 

' Damit eine getheilte Ausübung ohne Gefahr für die 
nöthig«; Einheit und Energie der. Öftentlichen Gewalt Platz 
greifen könne, ist vor Allem die Theilung der Staatsgewalt 
auf solche Art einzurichten, dass die einzelnen Theile oder 
Gewalten ihrer eigenthumlichen Lebensverriebtungen, wie be- 
sondre Organe eines beseelten Ganzen, sich erfreuen. Die 
Staatsgewalt zerftllt formell in gesetzgebende und vollziehende, 
materiell in Justiz-, Polizei-, Aeussre- und Finanz -Gewalt.* 
Die objective Theilung nach den materiellen Be^tandtheilen 
lässt ein Ineinandergreifen der einzelnen, Gewalten nicht er- 
warten. Von dieser Theilungs weise lässt si^h mit Rousseau 
sagen: „man erzählt von den japanischen Gauklerir, dass 
„sie ein Kind in Gegenwart der Zuschauer zerstücken und 
„nachdem sie ein Glied nach dem vndern in die Luft ge- 
„worfen, das Kind wieder lebend und ganz auf die Erde 
„fallen lassen. So sind beiläufig die Taschenspielerkunste 
„untrer Publicisten. Nachdem sie den Köi^per der Staatsge- 
.„Walt zerstückt haben, setzen sie ihn, wer wejss wie, wie- 
„der zusammen.^^ Daher sind die formellen Unterschiede 
den neueren Theilungen der Staatsgewalt zu Grunde gelegt 
worden. Die blosse Unterscheidung der Staatsgewalt in die 
gesetzgebende und in die vollziehende kann jedoch auc^ 
nicht; genügen, weil dort nur reiner Wille, hier aber viel 
zu umfassende Macht wäre. Deswegen ist allgemein die 
richterliche Gewalt als eine besondre Gewalt verfassungs- 
mässig hingestellt worden. Diese sogenannte Trias poliiiea 
ist inzwischen auch noch nicht ausreichend, um in der Pra- 
xis alle Functionen der Staatsgewalt darzustellen. Wird 
nämlich objectiv die Staatsgewalt getheilt, so bleiben von 



*) Polititche Kchriften von dem deutschen Uebersetxer (Usteri) ge- 
sammelt n96* Bericht über das Garantiegesetz der repräsenti- 
renden Versammlung. Th. II. S. 869. 



105 

jedem innern Beatandtheile noch einige Reste unvertheilt zu- 
rück. Dem gesetzgebenden Körper kana man doch die Ent- 
scheidung über Krieg und Frieden nicht geben, welche aber doch 
die wichtigste Erklärung des allgemeinen Willens ist. Der 
richterlichen Gewalt kann die Begnadigung nicht verbleiben, 
welche doch bei der Gebrechlichkeit aller menschlichen Ge* 
setze öfters moralisch nothwendig ist. Der vollziehenden 
Gewalt scheint wieder die Anstellung cier Richter nicht wohl 
anvertraut. So findet man denn bei jener Dreitheilung 
der Staatsgewalt noch , eine vierte Gewalt nöthig und man 
hat sie in der That meist eingeführt, hier in der Person der 
Censoren und Ephoren, dort unter dem Namen der Gross- 
wähler, wieder anderswo gar in der Gestalt der Auguren und 
Orakel, die ein politisches »Ja^^ oder „Nein^^ auszusprechen 
hatten. Diese besondre Gewalt, die bei einer äusseren Thei- 
lung als Rest sich ankündiget , läuft auf das 'Dasein eines 
höchsten subjectiven Willens hinaus, ohne welchen den Thei- 
len der Maschine der lösende und bewegende Athem fehlte, 
der ihre Collisionen und Stockungen zu beseitigen vermag. 
Clermont Tonnere it^t der Erste gewesen, der auf die IVoth- 
wendigkeit einer subjectiven Gewalt im Staate hindeutete; 
es geschah von ihm in der constituirenden Veirtsammlung, 
als die Theilung der Staatsgewalt zur Sprache kam."^) -^ 
Es ist aber mit der gehörigen Tti^Unng der Staatsgewalt 
noch nicht Alles gethan, es muss noch ein richtiges Verhält- 
niss der einzelnen Gewalten getroffen werden. Montesquieu 
glaubte, dass die einzelnen Staatsgewalten im besten Verhält- 
nisse stehen, wenn sie einander im Gleichgewicht erhalten. 
Er wollte sie ajso so, gegen einander abgemessen, dass kei- 
nes stärker sei als das andre, keines sich bewegen könne, 
ohne das andire. Dieses Coordinations-System der Staatsge- 
walten bietet aber bei verwickeiteren Volksverhältnissen 
keine Garantie der Einheit des öffentlichen Wirkens und der 
Harmonie der Gewalten ; Godwin **) nannte es beissend ein 



*) Recueil des opiniuos de Clermont Tonnerre, 1791. IV. B. Benja- 
tnln Constant adoptirte und verbreitete den Gedanken einer sub- 
jectiy entscheidenden Qewalt. ^ 

*^) Godwin, Inquiry coneerning political justice, 1192. II, 69, 
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Drathpappenspiel / das mit lebendigen Menschen sieh nicht 
ausfuhren liisse. Sieyes *} stellte diesem Systeme das System 
des Zusammenwirkens entgegen, wornaeh eine Gewalt in die 
übrigen eingreifen und über ihnen stehend sie zusammenhal- 
ten solle. Diese über den übrigen Gewalten schwebende 
Gewalt kann nur die oben angeführte subjective sein, die 
deshalb auch einer physischen Person allein übertragen wer- 
ien soll. , Der monarchische Triangel, schrieb Sieyes darüber 
an den amerikanischen Schmähredner Payne, ist für die Ein- 
theilung der Gewalten geschickter, als die republikanische 
Plattform. Aber auch hierin herrschen grosse MissVerständ- 
nisse, indem man diese subjective Gewalt als Constitutio- 
nen -monarchische bezeichnen zu können glaubt.***) Denkt 
man sich die physische Person, die die Gewalten verbinden 
soll, als eilten wirklichen Monarchen, so spielt man mit 
Worten und Vorstellungen; entweder meint man es nicht 
ernst mit der Monarchie, o<)er unredlich mit der getheillen 
Regierung. **•) 



*) 8Smmtl. Werke, 11, 371.. 

**) Schon Cl«rmont Tonn«rre nannte jene Gewalt die Königliche; 
man glaubte Volkssouveränetät und Erbherrschaft, Mitregierung 
der Volksre^räsentanten und Einherrschaft vereinigen zu können, 
wie es noch heut Viele glauben. 

***) In dem Grade, als Englands Fürsten seit der Reformation von Gott 
und unbeschränkt (Jaöob's 1. Formel) sein wollten, indem Grade 
f wurde von der Opposition alle Gewalt als eine vom Volke üjber- 
tragne ausgegeben und das Volk als der immerwährende Souve- 
rän, jeder Herrscher nur als ein Delegat angesehen. Nach dem 
Sturz der Stuarts wtirde daher die Volkssouveränetät proclamirt 
und dieselbe in dip Declaration of rights übertragen. So kam 
der Grundsatz der Theilung in die englische Monarchie; er wurde 
aber in der Praxis nicht consequent verfolgt. (Vgl- Montveran, 
kisteire de l'Angleterre 1816. Paris 1819. 2 B.) In Frankreich 

fing man 1789 gleich weiter und wenn auch in der Charte vom 
. 1814 die Volkssouveränetät der souveränen Monarchie wei- 
chen musste, so ivurde doch in der Charte von 1830 sowohl die 
Volkssouveränetät als auch die reelle Theilung der Staatsgewalt 
zwischen König und Kammern hergestellt. In allen Fällen ist 
aber hiebei eine Reservatio mentalis untei'laufen. Die Einen 
dachten^ die Volkssouveränetät solle nur als eine befriedigende 
Phrase stehen bleiben, der Monarchie aber keinen Eintrag thuen ; 
die andern meinten hingegen, man ^Üsse d.en Namen und die 
Ehren der Monarchie beibehalten, der Ruhe und des Friedens 
wegen, eine reelle Monarchie werde doch nicht bestehen. 
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' Bie besckrllAlcie üeslertfaf* 

' Die besohränkte Regierung besitz weseBÜich darin, 
dasft die Staatsgewalt ungatheih bei einer (physiacheD oder 
moralisehen) Person wobne, dass die Ausübung aber in be- 
stimmten Punkten an die Mitwirkung bestimmter Volksorgane 
(Stände, Kammern, grosse lULthe u, s. w.) gebunden sei. 
Es muss sonacb awisehen dem Herrseher und den mitwir* 
kenden Organen des Volkes keine Mitherrscbaft gedacht 
werden können; vielmehr moss die Wirksamkeit der leiste- 
ren ohne den ersteren . nichtig sein. Der Herrscher beruft 
di^ Volksrepräsentanten, er vertagt ihre Sitzung , er löst sie 
auf; nur ihuss er jedenfalla neue Versammlungen alsobald 
ausschreiben. Die Volksorgane berathen über bestimmte An- 
gelegenheiten , schlagen selbst Einschlägliches vor, aber der 
Herrscher behält ein absolutes Veto. Wird dem Herrscher 
nicht das Recht ertheilt, die Präpositionen der Volksorgane 
zurückzuweisen, so tritt eine Mitherrschaft ein und es giebt 
keine Monarchie, spndern nur eine Polyarchie. ]V}ifabeau 
widersetzte sich daher lebhaft der Abschaffung des absoluten 
Veto ; allein der minder aufgeklärte Geist der Uebrigen drang 
durch und wir bekamen nach Frankreichs Vorgange consti- 
tutionelle Monarchien ohne absolutes Veto (Spanien, Portu- 
gal). Wie wenig sie genügen konnten, ist bekannt. Das 
absolute Veto' des Herrschers macht es dagegen thunlich, 
dem Volksorgane gleicfaftiUs ein Veto einzuräumen gegen 
bestimmte Maassregeln der Regierung. Vielen scheint es, 
dass die Regierung allemal getheiU werde, wenn die Volks- 
Organe auch ein Veto erhalten. Der Schein beruht aber 
auf unklaren Vorstellungen von der getheilten Regierung. 
Das Veto des Herrschers ist ja ganz andrer Art als jenes der 
Organe des Volkes. Der Herrscher verweigert die Sanction 
einfach, ohne Angabe der Gründe, und es darf in der laufen- 
den Session die Sache nicht wieder vorgelegt werden. Die 
Repräsentanten haben aber erst nach vollständiger Discnssion 
abzustininlen, sie geben die Gründe an, der Regent kann es 
versuchen, eine neue Versammlung einzuberufen und deren 
Ziistimmung zu erwirken. Eine getheilte Regierung setzt 
Coordinirung und völlige Selbstständigkeit der Mitwirkenden 
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voraus. Wie kann aber diese oder jene hier bei den Volks- 
Organen dem Regenten gegenüber behauptet wenden i — Da- 
g^fen ist es niciit schlechterdings; nothwendig, dass die Volks- 
Organe ein volles Veto besitsen. In manchen Verfassungen 
wird ihnen nicht einmal die Initiative (das Reicht Gesetise 
vorzuschlagen) ertheilt, sondern nur die Begutachtung über 
vorgelegte Sachen (Propositionen) eingeräumt. Ursprünglich 
waren die Stände in den Monarchien wohl nnr berathender 
Natur. Das brittische Oberhaus wird noch heut zu Tage 
^formell zur „Einholung des Rathes in schwierigen Fäjlen<< 
einberufen; aber frühzeitig erhielten die Stände eine decisive 
Stimme und zwar zunächst in Steuersachen. Wenn' einmal 
die Nothwendigkeit einer Beschränkung der Regierung^ ein- 
trat, so kann offenbar auch eine blosse ideale Beschran-» 
kung, wie sie die Mitwirkung blos berathender Stände dar- 
stellt, schwerlich zur Befriedigung des Volksgeistes ausrei- 
chen. Zum ersten Anfange aber mögen solche Stände em- 
pfohlen werden; denn alles soll nur nach und nach ins 
Leben kommen. *) . v 

Femer muss die Mitwirkung der Volksorgane nur in 
bestimmten Dingen stattfindian. So wie die Volksorgane aUes 
und jedes zu berathen und zu entscheiden bekommen,. so er- 
halten sie die volle Mitregierung und die Regierung nimmt 
sonach ebenfalls die Form der getheilten an. In England 
wurde die Mitwirkung der Stände auf das Innre beschränkt, 
über das Aeussre haben diese nur indirect^ mitzusprechen, 
nämlich, wenn es als Ausgabeposten erscheint. . Diesetn Bei^ 
spiele folgten die modernen constitütionellen Staaten fast 
alle. Doch dürfte die Frage «ein, ob nicht der Umkreis der^ 
Geschäfte noch viel zu gross bemessen worden? Selten kann 



') Für «ine blos berathende Stimme der Volksorj^ane sind Zachariä 
(Vierzig Bücher vom Staate, XVIII, 3. 4.) und Ancillon, der sie 
lür gleich wirksam hält. Der alte, caustische Scheffer (Ueber 
Manches im Dienste 1802, 1, 317) erklärte die Postulaten-Land- 
tage für engliche Frühstücke, die man den Ständen vorsetze, 
um ungestörter Vom Landesbesten Mittagsmahl halten zu können. 
Für blosse Kreis- oder Provinzial- Landtage mag eine blos be<r 
rathende Stimme eher genügend befunden werden, weil bei einer 
decisiven Stimme leicht die Einheit der Maassregeln durch das 
ganze Land verloren gehen könnte. 
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man' alles erledigen , vieles wird Tiber das Knie gebrochen 
und es schleicht sieh ein sehr seichtes and leichtfertiges Ver- 
fahren in die wichtigsten Angelegenheiten ein.* Bekanntlich 
wurde auf dein Wiener Congresse von Seite Preussens ein 
Minimum ständischer Rechte gefordert , anter welches sie in 
keinem deutschen Staate sinken sollten. Es war darin An- 
theil an der Gesetzgebung und an der'Bestearong enthalten. 
Ich möchte hingegen ein Maximum ständischer Rechte auf- 
stellen. Es sollte nämlich die Mitwirkung der Stände nur 
auf das sich erstrecken, was Person und Eigenthum der 
Staatsbürger unmittelbar angeht. Nur in diesen Dingen sind 
die Privaten sunäcbst interessirt, nur von diesen Dingen sind 
sie vollkommen unterrichtet, nur über diese Dinge ist eine 
Abstimmung durch Repräsentanten des Volkes vernünftig und 
natürlich. Was speciell Technisches in den Verwaltungsr 
gegenständen ist s. B. Militäreinrichtungen der stehenden 
Truppen , diplomatische Verhandlungen über allgemeine 
Staatsinteresseq , die Redaction der Gesetzbücher u. s. w. (}as 
alles muss über den Horizont einer Volks^versammlung gehen 
und fordert idine specielle Bildung zur glücklichen Besorgung« 
Immerhin würde der Wirkuirgskrcis und Einfiluss der Stände 
noch sehr gross sein. Es fiele nämlich in denselben die 
Einwilligung*) zu Steuern, Anleihen und Veräussecungen 



*) Die Theilnahme der Stände an dem Finanzwesen bildet ein 
eigenthämitches Recht der germanischen Stände. Auch in den 
alten Staaten nuissten die laufenden Bedürfnisse mit dem Betrag 
der Staatsgüter und der Zölle gedeckt werden, eigentliche 
Steuern — directe abgaben aus dem Vermögen der Bürger — 
fanden nur ausserordentlicher Weise, nänplich bei einem Kriege 
statt. Aber dennoch stand ihre Ausschreibung der Regierungs- 
behörde, nicht der Volksversammlung zu. In den germani- 
schen Ländern ward aber frühzeitig jeder Zuschuss >zu den 
Domänen und Regalien von d<;n Ständen erbeten und yer«illigt, 
weshalb die Steuern hie und da Beeden hiessen. Das Recht der 
Stände in Bexug auf Steuersachen entwickelte sich in Deutsch- 
land und England höchst verschieden* In Deutschland besorgten 
die Stände auch die Erhebung und Verrechnung der Steuern. 

- Dagegen wurden die Abgaben in die ständigen und unständigen 
getheilt. Die ersteren unterlagen der Verwilligung der Stände 
nicht, sondern nur die letzteren. Die Beürtheilung der Ausga- 
ben- und überhaupt des ganzen Budgets stand nicht bei den 
Ständen. In England beiiess das Parlament die Steuerverwal- 
tung den Regierangsbehörden und controlirte sie nur. Dafür 
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von StaaUgutern^ die Zusümmung su solchen Gesetzen und 
Normen, welche auf die Person und das Eigenthum der Bür- 
ger unmiUelb^ etpfliessen, endlich die Beschwerdeführung 
und die Anklage gegen. die Verwaltung, (die. in allen Staa- 
ten Platz greifen muss, denn der Grundsatz : „der König ist 
unverletzlich, die Minister sind verantwortlich*' ist nicht blos 
in constitutionellen Monarchien anwendbar, er ist vielmehr 
ein aligemein anwendbarer, den jedoch prst die neuro Zeit 



nahm m&n die jährliche Verwilligung des gesammten Budgets 
der Ausgaben und Einnahnipn in Anspruch und behaupteter zu- 
letzt sogar das Recht völlig'er Budgetsverweigenin^ im Fall des 
niisstrauens gegen die Chefs der Verwaltung 1 Die neuern con- 
stitutioneüen Staa^ten nahmen dieses an. — Prüft man die ständi- 
schen Kechte in Bezug auf das Finanzwesen unbefangen, so wird 
luan schwerlich ableugnen, dass ihre historische Gestaltung hier 
und dort etwas zu wünschen übrig gelassen. Das Besteuruogs- 
recht ist ein wesentliches Majestätsrecht; man kann also der An- 
sicht nicht beipflichten, die das Beisteuern ganz ins Belieben des 
Volites stellt. Nur das kann man einräumen, dass die Regie- 
rung nicht ohne Zuthun der Stände Geld fordern und ausschrei- 
ben müsse. Es ist nicht rathsam , dass die Stände die Steuern 
selbst verwalten, denn sie sollen ja die Verwaltung nur contro- 
liren, nicht aber sie zugleich selber theilen. Sie verlieren durch 
Theilnahme an der Verwaltung sogar die zur Oontrole ndthtge 
Unbefangenheit. Eine Ausnahme könnte nur eintreten, wepn die 
Steuern den Mitgliedern der Verwaltung verweigert werden 
müssten; in diesem Falle düi'^ten die Stände eine besondre Com- 
mission für ihre Erhebung und Verrechnung einsetzen. Die Ein- 
theilung der Steuern' in ständige und unständige hat gegen sich, 
dass ein(4 gehörige Prüfung des Haushaltes darunt(;r leidet, in- 
dem nur über die unständigen Aus- und Abgaben berathen wer- 
den kann. Inzwischen, muss die. Berechtigung, das gesammte 
Budget aus blos politischen Gründen zu verweigern, dei:*Krone 
sehr gefährlich erscheinen. Der Regent wird abhängiger' von den 
Ständen, als gut ist, er hat nicht freie Wahl der Minister, wenn 
die Stände -diesen ohne Weiteres das Budget verweigern können. 
Viel weniger bedenklich ist die Büdgetverweigerung als Maass- 
rcgel des Widerstandes gegen eine ungerc'chte Regierung. Kom- 
men die Sitände ^u der moralischen Ceb(»rzeugung , das» dem 
Ansinnen oder dem Verfahren des Kabinets resistirt werden 
müsse: so ist die Büdgetverweigerung noch das einfachste und 
mindest bedenkliche Widerstandmittel, zumal, wenn dre Steuern 
zur Bezahlung der Gerichte, der Lehrer u. s. w. unter Aufsicht 
der Stände forterhoben und verausgabt werden. Canning, dieser, 
wie der östreichische Beobachter sich ausdrückte«, bt» zur Ver- 
messenheit talentvolle, Staatsmann meinte freilich, man dürfe 
einer schlechten Regierung ohne Weiteres die Subsistenz verwei- 
gern, denn keine zu haben sei besser als eine schlechte. Doch 
möchte wohl bei dieser Ansicht das beste sein, dass sie laut der- 
Geschifihte nicht zur Praxis kam) man hat oft mit Büdgetsver- 
werfungen drohen hören, aber sie erfolgten nichts 
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ins Leben 'rufen konnte, da in den alten kleinen Staaten 
äie jedesmaligen Begenteji selbst die Admiiiistratpren gj^e- 
wesen sind.) ~ 

Es ist nach dieser schärfern Begrenznnj; des Begriffes 
einer beschränkten Begiemng Zeit, ein Wort iiber 4en Werth 
derselben aosBusprechen. 

Der Grundgedanke dieser Regierungsform zielet dabin, 
dass alle Vortheile der absoluten Regierungsweiüe erhalten 
und alle Nachtheile derselben beseitigt werden. Der Re- 
gent soll keine getheilte, mpralisehe Person sein; es soll 
vielmehr die höchste Gewalt nur eine sein, weil in der 
Einheilt die Kraft ruhet und die Kraft, die Macht von, der 
höchsten politischen Bedeutung ist. So schrieb Thiers die 
Geschichte von Florenz, um das letzte Wort seines Meisters/ 
Taliejrand zu bestätigen. Man erzählt nämlich, Talleyrand 
habe auf dem Krankenbette, um das oberste Princip befragt, 
sehr eifrig ausgerufen: lafbrce et encore luforce. Um aber 
diese Kraft, diese Gewalt nicht drückend werden zu lassen, 
steht der unverantwortliche und unverletzliche Herrscher nur 
an der S^pitze der Geschäfte; ihr Detail besorgt ein frei von 
ihm erwähltes Ministerium, das die Rechenschaft abzulegen 
hat. Es mag wohl kommen, dass die Repräsentation des 
Volkes auf die Wahl influirt, aber nie soll es kommen, dass 
die Wahl,, die der Herrscher vollzieht, als solche angefoch- 
ten werde: sonst ist die Herrschermacht nur eine scheinbare. 
Die Vertreter der Regierten wirken zu wichtigen Gesetzen 
wie zu den Auflagen mit, damit jeder wisse, wof&r er zu 
zahlen und zu leisten habe und seine eigne äasserliche Zu- 
stimmung zu Lasten und Obliegenheiten abzugeben scheine* 
Darum wird die öffentliche «Gewalt ihre Energie nur in der 
öffentlichen Meinung suchen und finden und das Land sohin 
eine populäre, aber auch kräftige Regierung zu gewärtigen 
haben« — Es darf jedoch keineswegs verschwiegen bleiben, 
dass zur mechanischen Vollkommenheit dieser Einrichti|ng 
ein einträchtiger Geist zwischen Herrscher und Volk noth- 
wendig sei. Misstrauet die Volksvertretung dem Herrscher, 
so. «wird sie die nothwendigen Prärogativen desselben in 
Frage stellen und beeinträchtigen* Miastrauet der Herrscher, 
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so wird bei der factirchen Schwierigkeit , die Ministerialver- 
antwortlichkeit gegen des Herrschers Willen in Anwendung 
zu bringen, der Herrscher Mittel und Leute wissen, die Re- 
präsentation auf eine passive Rolle herabzusetzen. Die 
beschränkte Regierung treibt zwischen absoluter 
und getheilter Regierung umher. — Die Form der 
Herrschaft ist für die Güte der beschränkten Regierungsweise 
jedoch nicht gleichgültig. Eine Poljarchie lässt sich nicht 
so gut beschränkt denken als eine Monarchie» Da nämlich 
die Vielherrschaft meist in einem kleineren Lande stattfindet 
und die Mitglieder des regierenden CoUegii (Senat, kleiner 
Rath) meist sich in die Verwaltungsgeschäfte selber theilen: 
so ist die Maxime der blossen Reamtenverantwortlichkeit 
unausführbar und es lässt sich sonach mannigfache Reibung 
zwischen Herrscher und Volk schwer vermeiden. Eine be- 
schränkte Monarchie sichert dem Herrscher eine heilige und 
unverletzliche Stelle über allen Parteien besser. Der Souve- 
rän wird hier in seiner Höhe von den Wolken nicht berüh- 
ret, die unter ihm an einander stossen, falls er sich nicht 
unvorsichtig in den Streit mischet. Wre auch eine falsche 
Richtung die Nation stimmen mag, die Majorität kann ihm 
nicht entgehen, wenn er nur über den Parteien stehen bleibt. 
(Man denke an König Wilhelm IV. in England.) Zugleich 
ist gewiss, dass er in dieser seiner scheinbaren Zuröckgezb- 
genheit sich nicht auf persönliche Unthätigkeit uhd Ohn- 
macht rednciret sieht. Er lernt in dien Debatten die Mei- 
nungen des Landes wie die besten Talente kennen, er erfährt, 
was er wollen und wen er brauchen kann. Damit gewinnt 
er die Mittel, seine reale Macht auf unberechenbare Art zu 
Verstärken. (Es genügt an Louis Philipp zu erinnern.) — 
Dass ih einigen monarchischen Ländern die beschränkte Re- 
gierung nicht zur rechten lebendigen Wirksamkeit gelangen 
konnte, ist schwerlich als schlagender Grund dagegen aufzu- 
führen, da, von mangelhaften Einrichtungen abgesehen, der 
einträchtige Geist fehlte, den wir als bewegende Kraft zum 
Mechanismus dieser Form erheischten. Wenn der Herrscher 
unbeschränkte Gewalt von Gott festhalten will und die Reprä- 
sentation unter monarchischen Floskeln die VolksBouveränetät 



iiii>ihBte.paKti«olMii;fi*b«ii*igUib«k(a|llMlv.w«eijia K^m^ 
reich unter Carl X., ■iimi'ütiiMttä-yvtUMt»gug«m\m Wi 
möglich, d. h. anausfahrbar. 

VielT^M— >»Ti>rffiftwa 4 «ll# > ii>i>iM» ^wi-VtoM»»« an. Ec 

^cb^ftBf^Vß^.Zfp ,jiiy.5pf»y4«5p<^i«5l^^j^ , \^i<|htijjl|eit._ - Di^ 

tion dem Volke nicht das Vertrauen auf die Sicherheit set- 
ner Rechte gelNHiit*iftteiohlkiV>MiawlMi« der That eine 

WWf>fh fWi. «^Ilfin^y'^htigerfi^ frj^y ,,|.e^Q|ylre (Dpinmissionen 
P/f?m?P» i?t.^WW/ «('«J^!iP«^^! ;F.W,lCf'?!jr'e\fi'P«h?{f'" ■Z'".: 

zählt in seinen Denkwürdigkeiten über Mirabeau, daas er ib 
einem kleinen franzSsiaehen Stadtchen alles in Aufruhr traT 
mim de^ WahfcMM D«ttlidUt^ : 'nihaHy Mnit iüü RwlAment 

Wie Af)tir,jiqh9det9Miii0n( defii.ttMnDsimslmi i\3lioniiIv«riiiiiiia- 
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gestimmten 'Pan&t^iT k4'tjii ^ntW^dfer tih AuisseKdsB 'ftti'i dUJ 
j^tänaen'o^ei^^'eln AiiiichM%^'»' Skn «GeVÜtiihdeh'iirid'KVilike^ 
^'der en^||B ein '|^mt^6fi//r Atiäschuäs, ülitt> aiis' testi^nittteSi 
hoheiit mMß^', Kfi)b 'aus deil'Cölüm&neh behifiSO Werdet:':' 

-i 1 - II .11 i-ii>'ii' -ji;' II,-; ic»ii>ii ' i'i / . ■:.•!;(: ••/''■..• c .• i . il 

.MIO I '•' I '<"!•. 9txiii«lir«ft4«'"4llys««mtf'-'- />"<! ■- 

'' '" Wo dä's Vi>I)t' ih '4ei>"PiiM historischWStäA'dfi b«ätt)Uti 
Ha ist e^ ganü'üm/li'iihy'lkii^'titkiti 'sein iehr^tehdiis 'Ot^an 
äeni iterrecher g'egen'tfb'^'r aas ''(Vntiätens l&hjg&tü 'JiltÜi Yahi 
giren^en^'der CeäWiJstiti»" ^a«b tMÜi äa'apiscmeti' A&iiäg 
S'er' ComiJiiaeiiteii ' ' gehuHÄ^M^') ' ItepräsenCatk^^p dit SAfadi 
zasaniinensetzt. ''MaÄ'''iiaV%«V di^^bt Verfat^sdng deh gi-bssett 
V'ortbeil j"da8s ''itiari txistitiiiftte,- 'tiönbriite IntferessW' zur Ver« 
tretuhg briiigl d^Jl' dasiT nittn' 'dUi^h gewisse ZahtenV^rhälit- 
ntsse auf Ji!Ä'"6r4ii<h^«<Vichü iir«^^^ MV^V^Bsk 'hihWirk«tt 
kabni '/- 'ta^f ist m dfe'ektiiK dei^'HlsIdHBchen'SttlÜitii 
meist von 'A^:^' A^ 1 ' Ma^ttcli iVtiü Iteptia^mAöA oft üitt. 
h'6'cbV'^inäeiti^W V<iMftbm'1h 'mibäh^1^6mmetf;'''H^ 
meine" Weste 'dag4^<»n«ft ^fi'tlr^ ^f 'de 'Seife geätem'WiVtti 

tiii;;^ i^aiiietn mtiMLa"»ym,u äd m^ mMii' £imlß 

^eti 1 6. Itou^s'eati, tf^V'ilTle^ tti^a'jeifeii'stind^sche'I^HBI^ 
al» deh k^itii"<if^'Ofi|kt^liU',' '<fA M^«HW(i^t«M!ISdrii(ilt^6tz'ikta 
'^er Elnliitnen';' äh^e§i»lie'fr>liaY; ' lüÄ'i^ «Ui^ji ei^tJtliiiiiinili 




nafch Cunen abgestimmt. Dies war fast nothtg, weil der Bül^er- 
I v>^%tk#4< ii(lfet4iHilt<V^e*1W«n< Wölfen* ^«ipl»fli«nliHr*^«(rttr iMd fi>l^1kHMbidl 

stimnCbng nac{i Carien ist aus denselben Cfrunden heut unräih- 
eine p r ö p o r 1 1 o n i r fe/nzapl TWitglieder erhrfften^, Hiei-adf jit 



seMtten. Si« saliM Ad«l, Zfhnfie u. u. w. entarten nnd 
ruhen nicht, bU die letste Spur alles Sttndtseben v^itiehwtitt* 
den. Vergebens rufet der, welcher in den Sipiegel dtt Zeil 
gesehen, dass man in Tiefen hiittorischen Organisationen dife 
(Snmdlagen des freien Volkslebens serstöre; sie hOreh 
nicht, der snbjective Geist de« Tages fragt nach nichts 
Objectivem* 

Diejenigen, welche noch an dem ständischen Syst^ini^ 
hängen, fordern daher immer erst eine Reform der histori'- 
schfn Stände. Sie wollen die Vertretung der Stände HO eln<- 
gerichtet haben, dass nur solche Stände zur Spmche koMk*^ 
rtien, in welchen das Niitionalinteresse sich in einer besott^ 
dern Gentalt ausspricht, und daj(s diese Stände die abstractein 
Ideeii der VolksWohlAthrt gewissermassen Cdncret tnashen. 
Am denkwürdigsten ist der Gedanke AncIllon'H, der die 
Stände nach dem Maassstabe des Eigenthums constitutrt wis- 
sen, will. Er sagt folgendes*): „Die verschiedenen Arteti 
des Eigenthums geben einem jeden Stande verschiedene An*- 
sicht(^n und verschiedene Forderungen an die Gesr^schAfi. 
Das unbewegliche Eigenthum, wenn es Lafideigenthum ist, 
und man nuf dem Lande und Voh demselben lebt, giefct deiA 
Gemüthe eine einfache sittliche Stimmung, dem Geiste ein 
behatrKi^es Festhalten an dem Alten, Hergebruchteh ," Be^ 
stehenden, dem Character leidenschaftlose Ruhe und nüch^ 
teme BeiK>nnenheit. Diese Klasse der Staatsbürger bildet 
eine Kraft der Trägheit, welche die Staaten in ihrer Bahn 
festhält und veffaindert, dass sie aus eineikk< Wirbel in den 
andern geschleudert werden. Allein diese Kraft der Träg- 
heit, wenn sie nicht mit einer ihr das Gegengewicht haften^ 
den Schwunglcraft gepaart wäre, würde tpt Unheweglichkeft 
ffihren, diese Unbewegfichkeit würde eine jede fo!rtschreitentdle 
Entwicklung iind Vervollkommnung der gesells^afUichen 
Ordnung hindern, nn4 das politische Leben würde nut ein 
Scheinleben sein: rDas bewegliche Etgenthuin hält dem Un^ 
beweglichen die Stange. So wie mit dem Letttem da^ E/- 
hahutrgsprifncip terbunderi ist, und das Beharrliche im Staate 
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repra^eiuitrt wird, ist mit dem erstem das Bew^egungspriMip 
gßgfilben^nni wird das Fortschreitend« , Veränderliohe reprä* 
seniirt,. Das bewegliche E^enthuia ertheilt den Besit^rn 
WienigCir Yorliebe für das Alte, mehr Neigang sa YerAiide* 
rungen aller Art. Dabei laufen, die Klassen, die nar be^weg* 
lijßbos Kigentbum haben, weit weniger Gefahr, bei gewagten 
Neuerungen im Staate. Im schlimmsten ,FaIFe kann der 
Handwerker, der Künstler, der Kaufmann sehr laicht aus- 
wandern, und mit. seinem Talent oder seinem tragbaren Ver* 
mögßp sich anderswo niederlassen« Es giebt also awei Eier 
nuente einjer wahren ständischen Repräsentation, nämlich swei 
Haoptarten des Eigenthums, welche sich ganz 'dazu eigpen, 
die zwei. Hauptinteressen eines jeden Stande»! zu vertreten 
und geltend zu machen. .Diejenigen,^ die kein Eigenthuni 
besitzen, sind eigentHc^b Fremdlinge im Lande und können 
wie ^Reisende angesehen werden,, die b^ute hier sind, u.nd 
mofgea forthin wandern. W^nn sie auch durch Abstam- 
i^ung.mit der Ration verwandt siPd, |io sind sie doch .nicht 
uinjig mit ihr.yerbunden,. weil sie jkeine Bürgschaft w^ejr 
ihres VerbWbens. . nocK ihrer Theilnahme an der Erhaltung 
und an dem fortschreitenden floK des Staates geben«^^ 

J,e blendender die. Darstellung ist, in welcher An^illoQ 
seine AoM^I^t entwickelt, desto nothwendiger ist die strengere 
Prüfung 4erselhen. . Zuerst ist klar, dass das Eigenthum nicht 
an und |ur..siGh. als rodter Mammon vertreten, sondern, nur 
als das .Theilui^gsmaass der Stände bebandelt werden soll. 
Nach sein^i) /doppelten Reschaifenheit vereiniget es angeblich 
die yeiischiedepen. Stand/e in zwei Hauptklassen, d^e alje In- 
ter^fsus^n der .Gesellschaft vomtäudig enthalten können. Darum 
mq\} auch das ständische Organ nur aus Ständen des bewegr 
llji^en und. unbeweglichen Eigenthums bestehen* Es komipt 
49J{^nf^ ap, : nachzuweisen t dass das .Eigenthum .aUein den 
Ständen jepje Färbung gebe, die sic^ in zwei Reihen abscb^^ 
det,.,i|nd ißn In^ividqen jenen Charaotfy* verleibe, der sie 
vorzüglich zum Mitwirken in Gesetzgebung und Verwaltung 
.|ieföbiget. . Anqillon's Deduction ist offenbar BseJur.geistreic|i 
als wahr. Es ist ausgemacht, dass nicht das Eigenthum 
selbst jene grossen Wirkungen hervorbringt, die ini beige- 
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legt wefde». Patriolismas ist niobt reine Frucht de« Ae^ 
sitses, sondern auch ein EnTeiignies de.s geistigen- Erbes det^ 
Meiisohen. Kann anch kein Bettler sich au höherem Qe* 
MiietiisittDe schwingen, so kann es dock dier vermögenslose' 
Gelehrte oder Priester, falls er nur ein Einkoimnen geniesst« 
Auch gestaltet nicht der Besitz, sondern die Nutamg deii 
Chasaoter. Dies lässt AnciUon an, indero er yoraasaetaet^ dass* 
der Landeigenthümer auf dem Lande and f on dem Land^ 
lebi. Wfirde er in den Stftdten «ein 'Leben zmr'HMfte Ver- 
bringen, /so i¥äre der iMgentbumliche Geist auch oieht mehr 
vorhanden. Die Erfahrang bestätiget dieses iüberalK Dahe^ 
dürften iconsequenter Weise nicht alle LaiNfetgenthtlnier atn^ 
Versammlong- gesogen «rerdea, sondern liur di<jemgei»j die 
ia der Rege) das Lahd selber bebaven^ d. h. die kleineren' 
Gatsbesitxier^ die Pächter, die Baoern. Die Gnindherren,' 
welohedife^ efg«»ntliche ländliche Bildung des €>emüthes 
and Gharactets nicht besitzen, wtfren nicht wählbar; :* Der 
Landraann beweiset allerdings eine auffallende 'Anbängüch'- 
keitdn das HergeiN'achte and fieateliehde, aber. das Phäno-" 
Uten lässt sich • niobt. daraua erklären ; dass er eiiie efgne 
Söhelle hat und sie pfingt und besät. Seih Giescfaäft bar 
z,wap. das. iiigentbilmliehe, 'dass es ihn fromm auiciit/ <Er 
arbeitet nämlich ihi. Bunde .mit der Natur, :upd wlfehai ini 
i^ecbraueniEiuf'dre Kräfte ausser ihm auf. lu jedem AoS^vi-* 
blicC: wird er an den Schöpfer erinnert; der Wiid,^ der seine- 
Bäbme bedroht, der Regen der seine Saaten erfrischt, dio 
SonUe, die die Friickte j>eift,. mahnen ihn beständigran die 
Ettdursaehe. der sichtbaren Welt. 'Allein die Beharrlichkeit' 
bei dem: Alten ^entspringet nur aus Mangel an geistigem Ver^ 
keiure« 'Die Ansichten der Väter verebben sich auf 'die Kvn*' 
der ;/ die' yomrthetle' schlagen tiefe' Wurzeln; der Geist veiw. 
gleichet nicht , .pffnSet ikicht ; die Denkkraft gehorchet dem 
Gefiihle. So erwächst denn jene gemäthliebe Kraft <d^TMg« 
heit, die dem Vefftsiser das erkaltiende Prinoip ^abzagebe» 
scheint; Man 'werfe aber in das Landvolk; einta tieftBsffiin-^ 
den.: Zweifel, eine licj^tende Brandlakely nnd> es wendet seinem 
Hartoäeksgkeit r&sch > gegen das Bestehende, i Ich deute auf 
die Baueiakriege . «ad ändere Um'uhea des liandvolks. . Der 



rMihe Clnindbf rr, der atädtisebe AwfUiraDg uni Sitten mn 
QiHiiiit^ xeigl die geruhmtaB Eigenschaften mr in sehr gerin« 
gem Grade und (wie Ancillon selbai bemerkt) dort baopt* 
sSoblieb, wo die Unbeweglichbeit des Landeigentfauns durdi 
gewisse Einriehiungen (Fideicomisse, Majorate) fester stebt 
Allein ist es denn das anbewegUche Eigentbura, welcbes 
den grossen 6nii?dberm so aah&ngUob an dad Alte macht 1 
(Hl ist es nur Udbtkanhtscbaft mit den neuen Ideen, noch 
öfter bl^ das Vorrecht« Wer etwas vor andern Menschen 
Topuns hat, 49g steht beständig im Zustande der Vertfaeidi« 
gviflgt und bildet einen natOiliehen Gegner aller Nenernngen. 
Qer Ad^ wird immer dem erhaltenden Prinoip anhängen*, 
so lange er noeh eiii Vorrecht an rerlieren hat« JMbm nehme 
dem Adel ^e PriTilegien, nnd er wird trots aosgedehnlem 
^kandbestta < aufhBren , ' das Bestehende su rerfeehten. Er 
i^id^Hietat 4rieb dann wohl der 'fortsohreitendea , Bew^^ng, 
aber niuv weil er die rodegängige ▼erlanget. Der Grandbe«' 
sits, als solcher ist also nur insofern für die Vertretnng 
hraaobbalr, 'als er stehend gemacht werden kann, am gleich* 
artige Bürger in die Versammlung «nznfShren« Theilbare, 
i^foräuflserliehe Landgüter begründen gar Iceine Stabilität. 
Pas heWegüche Eigenthum ist an und 'für sich, kein' Princip 
der Aenderung und VervolUcommnung; wer nnr bewe^ehea 
Vermögen beaitzet, verlieret bei grossen StaaCsveränderungen 
gerade . ths. Allermeiste» Der Grund nnd Boden geht nicht 
vetloren; wenn die Früchte eines Jahres unter den Hufen 
der Pferde sinken, , so ämtet der Bemtaer doch die des nach* 
stisn! Jahres. Dieser Sicherheit ist auch der Landeigenthümer 
sieh stols i>ewusst. Wer aber fahrendes . Vermögen besitzet, 
läuft in Uhordnungen Gefahr, alfes einanbüssen. Der Kanfr 
raamif der Fabrikant, der Handwerker kasm nur dann Ver* 
Sinderimgett herbeisehnen, wenn er ohne Vermögen. ist. Der 
wohlhabende Gewerksmann sieht in jeder Störoag der bc^ 
sAebeaden Verbältnisse die grossten Verluste ror Angen. Die 
traurige -Flucht in das Ausland ist aber den Giundheriwi. 
nicht hittmw, als dem Städter. Die Neigttng mm Nkuen, 
die maft' bei den Besitaesn des beweg)iehäa Veimögons wokt-i 
«tiimmt , steht also in gas. keiner Bwrieh ma g «n den Vermox 
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atiafiftiMiihi i V^r Simn des StiMl^suli^^ ttJMvfbmkUtiHlt WiaJAt 
HiotoP)^ den» ii^ili Q^tebäftlfifcre^ ftkMI^,A4<4U ^ini«^ M inh 
8ohwiU«ni!de«^<MyAl|Hriiiiiiisk^ iiF/119^ qiobtf »impfH^gf* -.^ nwn^ 

ikml^t. fnkriiiiv'ihtunnktt^ die iiliiegirl»^ Liti^viit ^r . »ii¥i»Mrt.iiw^o 
tktött sdllm ikur idiie S«^niik:^.|kAhT(<9«Jtt^<tS0g^D. ifli^lhi 
gdegaif^S 'der ) iibttr i» «ioibn )Dtaf^8re|i.lig4itebf}i4tMi«t^ 
Ufld liMm mUBguIndOy itliligtöseKlH^fil^rih« Jstjidf|r,#»i«i|^ 

all« «II 81(^1 6ti(fil^rr4iiif^iii«Afbßiilir£^^|l9iflA^^^ 
k|[ibngei2;>Iiiciid«tii]C*«ei^liQdi^bm^il4(^9 JMf)teH^u4c^(>, ;'4«0i 
^r'JrNr dcM >inat»i!ifilfin StHodf^ik|ogMlnV¥}4^dßi|.|g^lAi|;i(n;Silili4 

~ *y.Jti9otmM9^ dm.ml^c^i0 IV^rattgeriNHncifrii^wftiid :6^i«kh 
hott lliQ LowMig/ 4^' J^^Jigw/EfflwiQhliiQg.g^vriMrdeii J^f, tmni 
bit üUeittHigs idia 2«ä;i zp. d<»m %«(Wk%,i(^a^.l^»fjkdk»ni fU« 
Vt^iks Vertreter ohne Rücksicht auf ständische Verh|l}|tijü89| 
iii4i8liiaufiteiBar:miilV(knl»fiii2«ßJt4:%-ir'^ tQfldii^i^ Ver- 

p4ifik*iB^^ auf dkltAii£i4äge.iikner C^mmir^QVei): gi^wi^t..w#f^ 
d0A 3^Es iibeiiitt .< . difsetk^ S^sD^mi h d^i xrü i'iK 4 1 ;B^p4|sef^tiJtf^ 
qrrtfilii^ t^eUidJa^^^^oUi >l«l ^Qaim«i(,|^,4|s (y^r^reMi^iged^bt 

^Mi^nmiii/ibtimki Mwih'thm^ fm»} Qfn^mmtvabi ;kerü«lM(i^/lJ8l 

zui t)»lfdl»vpfl^§[Mi9»' Wsf^lii^^h<U»iV4»pii|igjb?n,St^at^ilt,,^^ 
^ybrtriAipäidfi» Mtn/)u»isti«W> waM i8t«{lb. d^«^^> AP>wk9Qfl4e)Ml 
System. Aber nicht jede HerrscbA/W^oiirft) >fkfijHlf!id^ >0irg4n» 
4w'\fUkfi8uiUM#^434|8($lt*i«ul«84eiii<^i]^^ Arfc^ftQ^a^^ jfftfmint 
DRirMiiiiii dfi»i8lind}äQ)taai|()(al9tiifi, ikfm^ ii^ßy^m'^ige^Mr 

neter Corporationen verbürgt die ihrige. Hier kann, jsie .thfsL; 
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A9ip Bfkrg^'H^tkyhmnS^n^^'^^^iihWi^Qi^ hebt «ieh^ die Kbafl 

Gegf^laad 'dj^to>'khfl^4r/ ;f<><g^ö8i»k0'l!>hi^ }h* nniriag^b; 
Jkniöljgr^^Heti Jifer'i^l^ittfer *tfiAii«il}tngi^b«lilg. \ fObrlHuloininilH 
Mkintr^tWHt K; L.'Vj'il^lk»I'^)j iäiisM' 9»ok>aofuejMiicb« Stände 
»fäfaferi;;< rfätttit^ehyij^^nllGbes :4Uhiet^ «ibh diiirstelter Död» 

WiNir>Mdh->id''idem 0«rgfeab4et}^4;;i^lah U^ ^<ied 

Volkes einiftifi ^f^Mkr ide^''¥(ir|{ldi^hQng'.ifiiiiichv)lsd')Ul(kfBrbw 

llobte tt^bfie'a^ls •ifftliNa«t»rfitbM, XDi^aniicbM arlnaiieii^lässt* 

Daik' i^#«*^«ikie jSmm6rli«lM ^SruhdfeHtQiidisiTHfdfiAii di« nur 

Hi9h^< ftlonliriri]6n fi^M iBidfres0dliofiei9 ! BiAiiii#li>i«olhii ^Wief 
weAn die V^iiMfi^e «^tiliiob^li itop#ai»nt!Miiffn itelwdt^^ bei' 
stritten werden, inüsste 3a nicht ddi^'Mima^cb'seiioii: ' erbe* 
benf Die ewiffe, klare Sache der Monarchie muss nicht an 
Prekäre\/;'%>Vl»'rfe1(%li^f^^ ^«iltfa'^» ^^^eii:'''«i^'1sf*i^'^r, dass 
die(B^bhlöhal«hltf"JRi8t'4JliKeraM Hti« ekUiobeiii Stttadü^it «i^mge- 
bieitt ii%r, e« Hv vlell^iidWc* creht*^vdrdi«Hbaftj' vy^M« »dbr Thron 
aiif std#<MI'W6iäbn- OrgaVilMK^' rabt^jv al^e^' eS'iisti|ifeb»ifaptlii 
w^ndi'g!"' ^' • •»■' i:':';- *•' . ».'•*i-/l'>." 'Mit 1 j)ni-7> ';•••; 

' ' <' Etf «^bbllfit vadüb^ 'dass da8-reVr2tsenttitii(refS;^temiwit''ü«r 
Mi^ftfarehte sich' V0ii^ittbatei^ HUmt, : ilfoir/ dM> Istr dtetiiVajt^ 
ob'%in^'#ei8liihrä'iikünr||' dUlf^^Rfeprteetitatidb'in ^etigemik 
Slnuie' iint^ir'^ätlcb'UmsMtfdeii sW««kgtiml(stf'' IsiAl- geoigeiifi 
siob erw^isdtl>ikanil. '<]Viaii.vr#*dM! ^egen^^le rdineftqibäsenM 
üttdoty'ein^l' daiii^' (il0>>OftM-s' eiwivAdbrwkdkiW' t0MiVbt$9^tQwl§ 
zidttssC, öd^r ater die^ nKofiarehisehe' Ge^Nr«hi'<|ii«i«rdriicki;^ 
Niobt ohtl« «k-ufid ei4l«bt bitttf dies^HKinWürfii« dici'EhrfahMi^ 
selbst redet ihnen' das Wbrt.' I ' " ; -t ! -1' .n*»..,' 

11« <>ICt fi(t>MlMfb(l giMriss^ dttSft'4ief ReprAsetttsItiofi^^ft/ein^ 
s^t» HufilHigcr faml^ Mneiifg befrle4i|;emUr>'V0rfvettt«||^' abgiebb 



nUM///iABtiiä^Bf»U tldhiimh'4ie Sadieiy wenn lAusi WbUn 
re4fat'^fl'dM<(8leilttaamine,Msi9l''i0t! »unAiabenaf die' WähKi 
UbrUittdvin FmiikreicUeiiid M dsi/Erfwdärniss: ven SOOiFc 
diMotilr Stmik^ M«»i!WMIe»}uda yon'600^n.fiw dieiW&hlba«. 
rdninur ^d§ilKMi^««||Mii]lbn Mter. Sft^aaO)*^^ WaMer, nitr B(kfi06^ 
mtiUiIlaKt.r Ifl fiBgluMd^lHiisimbUblos auf fiihkomineliisihlit, isik 
dageged eiDbi.MfllioBltEinwahtterwivaUfäliis*' '«"«tefiifltiia* 
di^ fidmAiadai» tdd WafaOkiiii'per^libiMbiiut^riM^ Jaklitah- «lü^ 
daai^Mim VaUBibfai<{dtt' WaMfiBd^iiiteraBsir«!^ »^iabi> si.:.{li 
avci aihei' JS«n&< i^ii^iaiiM StiiBiMi'^ < ie^Vifd ßM dyehf v%tk 
a'iiw^Mttgliedernrtgcgeb^ii'J fislgebt fariserMkeideiVerganini«^ 
kiQ^ili^irkortj dierOnlflk Mimri pdiUiM^en Prtiporäo»ififag6biasM 
acli iUyis<tr&dfera'>liiaa imsisi g^iv .nicht%//ak dada'^ine gi^#isa6 
Aazabi/zb^telitorleaeDter >1|Hlividcien "Mi iBiipcimOrtä < suaamiaeii 
kdAnaidn (Wii»bxf0b>1siei€ia]ahrt6)> Galdbsaitifar,. Gkrandai^fki^ 
ifaüiuer^ ,J(ai^ihwUy Bffa||ite](!) jiUdvMor wchiV/ das .adtwafa«} 
y&Hig^ilQldDonkela^A'inM'Jwiffd ;sogaril«r gl«ic)ijgiil(% lerklärt^ 
dbg^eiW>*s v«ute ^aoh» i von: dir - liQbhsten IViofatigkaii' bleiblL 
NaSfahdeiH^^Staddev^ibacbi der* Ldbansaii^ ndkken mhiiMniti 
diirfdaalttn (AriMsdMhtBB , >^af > dieioi» ^berilkt ^ bb^ >dic' tRfdUuiig 
daai «talMrtrateiMknklOvgana. Dia- NatSan i Hat denii}aolt' iwe«' 
dig^ BmffKkahf daax die V^^dimBhing *daS(.allg^#ine!W/6lil 
abeU ) , dcMn batondaüi ifamiltteln- !wenlei> ) Jiddar i - Baatondib^l 
dariß^üjUlAihaffti JMuhvfatati vieliä^far^'': da«r- seia' besoikdeire» 
Iptirindafltülnbaiuolfaid^i^^^ atta werddj /fiolaradbejnf debn die 
RapräaeatiMiaQ'}fvafifdeiu^Tbi'ocieK4l»>eia Saobwaitei^tflai» Na»* 
l9oA( d^iaiiah«' fitfea (äaüie' > Kvirnrnnre, >äbier^ ttailii^\ Bdsobaffen-p^ 
hak i;g^iniblitra[1(sveiiE0lVii8oada»n oar/ekie /gäna allgematna 
VoUhiiabl'ivania^igcikif'batfr Ja gtoasär 4leriI]oi&dg nnd.4ie 
EinwafaiiB]»dkifiitrdaii;Staatafi(sUt^' :ddat6i vtfßingeg liShleft. idi# 
iähzßlndufflUdli arenJbaiea^hwäbfevd in klaiAeadänabeVQlkavrf 
laä' JlMcheiiM aitawHpgs h das ifivnnittdsaia ( . reellar ^-VaclP^ilBg 
Platz gewinnen kann. > vi;.- -.'u- . m.. . ., , 

''•»>iKDie<Bbgia0aii^rvwJird(sdir(ditdie Ud^ichMitieif 4ei:<*Mltjori- 
tSäV'getMni^Bt^iuhmiA^ni Wahlen^ hai'mliqba Umlriilbei^viarva? 
Bdiiaiad$»«uw Mimacf> rämigttlfsl|^r>£iiefisiilaiift9 io 4]^^ V^li9»4 
BM'ibriQ^aiifiifSiKiwifrdDflMiaif lui^IäiMii^ siebt JiliiMn^)4lls;Hai[( 
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dMi Vertretern der NodoB in Qendgtteaj nebe/ »i Mngtea^ 
«bi «i nidit «i verliereir* So kenn dae Bepatoemtali vgyeü in 
l^iebl dam gemitobipaacbt werdee, einen. B ind tf nhdchiifcpBet 
giening mersehoffen. l¥ae ikr absalate.Regeni atchniUMä 
za gtabfeteni wagt, eehmnggelt de9'i»e9elifiiBkÜ dmaoak itir/IleH 
fMffiaentation in das Geeetabuch.. 'JMe'AiuJgaHett'mehfcen^isiob^ 
die S'obalden wacbgen T911 Jai» 'zawJahet, allee» mitnllftifo 
iBr BapHftseDianten^ dia keine.. apeddllenpüländate besjrtveii 
und ioeineflei» Veraatweediebkeit anii»dU Uabcn.:« 'Fehlt delr 
Regiening wegen irgend ietwaa* dH Popaiarkl^y niariingeb 
die y^raiicbe, die Mejoriti* xii gewinnem^T säiiaiK^tidie Var*< 
kietung leiobi' inoiae afaealate Oppoeilsäniiails^i'x'in/gvasate 
deff'Eüiflasi der ßegieruikg böi de» Wafal«D,MJa pachf^h^fed 
dae Organ biaher gewesen, ist*,, deato iHiUeffi4kritt:'.i\a& die 
Reaotionauft ' Ein' blindes. BäkäÜnpfen/ideriS^aMigdwtiU.vei^ 
acbeinl "völlig aiaaine PlBicbt, alaiAin £etihzelcli«n ideaitf» 
teiotisnnia Was >fmck die Begierahg..ii6rspiilag^.diB J^eidcni^ 
Schäften aetaen sicfa entgegen; GimndeiWeadeikrniibüjg^Mi 
die CIrensen: veraehtet: Die 'VerBaaimlang ^«nvaaddit ^«cb 
in einen: wagenden. See, der das Ufch^ iifaersbhmHet'HbdtBer- 
Störaag'mil stob führt. Zwar gieht es.eiiliACilMl,;dttaa'Jln& 
biausnng' der gäbrenden^ Kräfte xu ronidemyman'ita^tinäni^ 
lieh die RepiEdsentanten des Vc^s in swcd Kaitmieiiü^siiib 
tkellen and zügeb: eine Kammer dnreh dinrandni fiö' tUeik 
steh dar norwegisdie. Storthädg, der tauf Tel nieii>A^fih|ifeniaff 
tion beruht y darab Wahl in den LagShing 'iiM'iOdnlatfaing 
and empfilngt dareb diese Einnebung^cihne/irgead. eine ii|el4 
atoeratlaeh^ Zuthnt, eine, nidit virerwerffliohe'MftsdlgangC > Waa 
hiawisehM» bei iNorwegNis .gana< einfachen VttrhUtnlaaep nan 
reicbt (und 'raichti es inuner aa?),: dürfite ^eiiaeradahnlidBrn 
Verb&lthissen aobwerUeh aiicdangew. Zi]»;>tniiHHBaten:dntlatid 
nmai alcheriaeiny >dasa die isweitn ndee«>liailrere iHbihailafigrvdea 
Reichstages aiis den erftrhraert» <^and angeadbnetenrMHglitH 
dern besteben werde. ..»s. ! 1. :u\iff'* i %:: IS 

' iDfesea> Urdieil abel- 'veinlsKBepriaentMiiQni:2dfeB «Volkes 
Tdi^'dem abroad wl»di'<uni! so'>tiiehir befkenMiBn,)*)]^äiiiilri>»v^inin 
ViriksherrachMft'nnafa'deinReiftoilnwtndvsyaia^ nafs^einilar« 
gezAiehiielr baten; i1|f|leini ufaar Aaffrilebda/ eahelvindn^ i iKieva 



i»Mi dwi u*geheDren Unttrtebied swischen einMii IUg«iil«ik 
anil •iseih blossen Volksvertrster in das Aug*- fassf. Wm* 
aiic Regierung bcfofeD Wird, an den können keine -AnaprOehe 
einer beaendem Yertretungi» erbeben werden; er mnaa sich 
notbwendig sum Ailgeineinen erheben, und nichts berüaki^h- 
tigen als »ein Wissen Und Gewissen. Es ist also vertheü^ 
baft, wenn der regierande Körper in der Republik nach dem 
Reprftseniativsjsteme gebildet wird. Wer aber die Nation 
gegen die Regierung vertritt^ der bat mehr oder weniger die 
Natur eines wirklichen Stellvertreters. Wenn ihiii. die Wäh- 
ler auch keine speeielten Mandate mitgeben, so betraobten 
sie ihn dodi als ihren Mandatar, und beklage« sieh über 
ihn , je weniger er skb von dem besondern Interesse seiner 
CSenstitnenten leiten lässt. Je mehr also die Wahl eiifea 
Abgeordneten nach d«m Repräsentativsystome geichieht, desto' 
unaenfigender fibllt die Repräsentatiofi aas. Wenn »die Re-^ 
Präsentanten das regiereade GoUegium bilden j so haben läe 
alle Röeksichten gegen das Volk, die ein Herrscher Ut, aber 
sonst erfahren sie keinen Einftoss von Aussen. - Wenn di^ 
RefHPäsentanten aber an die Seite der Regietn^ b^nfen 
werden, haben sie keine Grfahr von Seiten des Volks %W 
befürchten^ aber stehen unter der tiachdrnddiehenf fihiwir'- 
kung der Regierang. Repräsentanten im engem Sinne des 
Wortes mflssen daher gute Regenten und zweifelhafte Abg^«* 
ordnete dariMiellen, wenigstens in grossen Staaten. . ^ 

.Vaif gfwmlaelile ad4»r gweHriinmnegaysitein>» . /;. 

Da das ständische System bei dem Zwiiespato der bisto» 
riscben Stände s^r häufig unanwendbar od^r bedenk! id» 
wird und doch 4«* Voirtheil evnes stehenden Charaeierr ehr 
Repräsentation in die Aageh fällt, und da das reine* RSsprä-« 
seniativsystem nur in sehr einfachen Verhältnissen sam^eiebt^ 
ungeachtet dasselbe die Bedärfnisl^e des Augenblicks aim^meisten 
sichert: so ist denn das geausohtej vermittelnde. Syistehi suas 
herrschenden in den neuern europäiscben Staaten gewevden. 

Dasselbe bestellt diei Repräsentation aum Theii «ms den 
Gemeinden lind Kreisen! Otirafscbaften}^ «um Tlieil '^aus ^veiv 
baadnen Standespersoaen^ denei» «ine<V)itlaiimn^'*iiii öffutt^ 



Uiihi9B,I>^b««i^< gebuhlt. .> Oje Paim sind, mebts :»Q4ces ah No« 

t^Ai)Ditllt0ii.yi!(fie.elnselto x&hUn., während andre nur «limraa- 

ridoh BäMetti Den ftcbten Pair macht daher die Volkige- 

9tsbicht«»' indem sie einselne :Fa9iilien : mit gratfaeBi Gnviid- 

vdoitt^d» Svmi hoben Laade^adel eonstitiiiii oder aber rinen 

sökJleA /StB4d oHei' eine solche Coyrporntien (z. B. die. Lan- 

desanivamtüt^o lA'tlesaeaJ ias Labeii filhrC| ^iasfe die oifent- 

U^e Meinung ih^n oder ihr eine ViriistiHime einräumen inoss» 

Oäe PairsebaCt.kanii eine erbliche ..sein, aber sie ntüss es 

niohrsdUy idli,ja -dieselbe' nieht. itnmer eine persMliohe.isL 

Aach>an JSnglaiid'. siotfl: Repcäsentativpe^s^ näniiiek die Ver* 

ire(0r :diär Msl|Ot^oben.iiind> irisohen Lords. Inunerhin. aber 

Hinss die Pftira^haft 0iii natüirlijQhesAttrihiit.seini ,^0 es r^iae 

Qunat attdAnsaeiehaung- ist, wie seit iSll in Eraakraich, 

da Wird.idie'vPairskainiiier..xtt einem. Jnisisteriellen Zusatz aar 

D«))utitteokaninierrBu Goiislen di^r Krone, d^ keiae^teben* 

4i(ge,.Tbätigkeit.b6i wohnen kauft. £l>aBso' miiss die.i>ßairie 

iia..*Volksgei4ta wurzeln.. \^o die öffeatlicha .Meinung!' ihr 

O^saiu nrii^ht jsolässf, da kann. sie» aueh nicht za ofienitlicbeiii 

Vonlheile ozui Sttaiide koinmen» sontdero dient blos einam star-. 

t^ Pi&yatiatiiresaek Nur. indem auf gedeihliohe. Wteise 

die/A9präs«dtiatiOitt «ailm Theille Yirdstiroflien in aich scblietot,' 

kapnsi^.-deri Vergangenheit oder vi^Imelir dem. lüstotisshan 

im; >^lbi|< jkr: voUet Re^t ia d^r G<^enii|Fart.yerIeiheii undr 

sohin eine Verniitteluog ^s Alts« und. Neneii.begranden« 

Die zwei verschiednen Theile des Volksorganes müssen 
nothwend(g?g«)löntfeH><i^äfhim übd sthrinöfen tfnd SOhin zwei 
KamitierU» QOASlitjtiiren^ • Nieht. .nur fordert es die Bücbsicht 
wf'«in..hicidätl«tiges Verfahren: , söndeirn rea wiird.iaueh 4iiroh 
diil) Gfwidveiilihiedenheit nödilg. ; Durch wSusamHieiibiungen 
veraelüf edaner .^Theile : in einem iOrte wurde oft . nicht : Ver^ 
miU^axig« (laaadain.iFialltktili. öfter Verfeindung. enistehe»; 
attrdaafiidia'JBoriderttng nicht Mi^rföbrea; die be}daii Theile 
i» (totale ^Gegensätze .'aasbi!den..zu woUen.' .Sie: müssen^ .an<- 
saiMünea ^wirken ; will aber eine Kammer Uoa cooservativ» < eine 
Mos maäidarnd, eine blos afiatoctatiseh, elnebleid dieuiöcra* 
tisch sioh< zeigen,: .ao'komuftt es zn keinem (gtneklioheh' «Er*- > 
folget ^ Die-KammeinderGemeiAden mu8sden,Atifang machen, 
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denrt sie «teUt^lie MaM» mk* ihfen aesAii* f^üviMrilligeh und 
BedürfttkMii ^v; Düe PjimkMiitncc aiaeht. dA Betohknai^ 
da sie das Besondre* Geivoniiene. daratellt und tfieaesenc 
im. Lichte; des Allgemeinen gewürdigt wiidw: Sie wifd> aal' 
aweiten Instaaa^ weil sie aas den .duroh- VenndgeD linabhärii- 
gigsten, dureh gesicherten . Besite ruhig sieh^ gieiobUeibend^ 
stea, .durch bohre Bildung' eiaer- würdigeB Haltung^ beiissen- 
sten, dein Throne nabestebendstea Personen iigfibilUel/' wird 
und litohin« einer höheren Autorität sich^er&eaen mose* 

Dais Kweikammeffsystem ist in England, ihit- jener- Zw* 
fälligkeit, mit der. alle Ideen bei den Völkern siob au'realii' 
siren soheiaen, ins Leben getreten. . D^e >9ur Büiilkapräeh^ 
(Parlummtüm} gßladoen Stande -**• Herisn, PrülBten, <Sfa& 
schafta-» und Städtedeputirte (seit 12tö)' — • sonderten «aifih'Qm 
so M»ebr, da'die' leliptern.aiuischlBessend in Steiiei^eheri an 
stiininen hatten (1292).' Die Gemeinen, inrie sieb die.filepH- 
tirlen der^Cotamunen und Grafschaften {letztere ;rUietlieben 
Standes) nannten,' nabmea in dem Versammlungsbaail die 
unteren, di^ Harren und Bbchöfe .die oberen Räume ^n* 
So issifiel das Pajcliateenl; in Unter-* und /Obevhaila. Ekieaei? 
Oi^nisinus ist der! Protätyp' iastv aller neoeil poUtisöbMi Oivi 
gknisitien'gBWCtfden. Efi.wnrde theilweis^ inrdierjuMerikani'« 
scben„ Coliuiien ^verpflanit .i|nd 'ging abUIdlicbian/dte/beideii 
Häusern «tes : Congresses. an. WasJ^ington* iwiieder atafi; ler 
wuijde^ 1814 nach Frankreieh «beriragen und oiein iSahne fiel 
in einige benadibafte LäaUeri* UelieraU- aber /würde .in d^d 
constitutionellenMonarcbten dieMBemerkuhg* .gemaii(]t^ i daile^ 
das engliaehe Systeni desto greesern Nntien bracfa^,ijel;ie}4 
ner es den obwaltenden VölkaTerbältniasen' aoMge. im An\ 
wen4i(tng kominen .konnte« .Wo)iuaki 4ii^ lawei'Knniinieitt and 
abll^eidhendsten von der eagliaehen Idee> eobstituirte:, i^rtielte 
man.das Wenigsie« .. Die Paif skbmnier.. bat eine dveifeißbe 
Aufgabe^ erstens s^LsSe eiiien. stabenden, erhabnen Cbastictet 
in . .die .B>«präseritati(ni bringen, aweitens als sweile^ Inatana 
die«' .andre -Kammer inoderiren, drittens ein .Mittelglied 'dnfr^ 
sehen der Krone und den Forderungen der Masse abgeben. 
Nur zu oft ward , blos ein Zweck ins Auge gefasst und 
dann verfehlte man alle! 






Aiurii das Zweikanmeri^stMi rmm Mäi^l haben. Nicht 
dMH et feie hat, darf in Varwmidrang setzen, sondern das 
wäre in Wahrheit erstannlidi, wenn es keine Mängel hätte* 
Em fragt sich nur, oh die Vorthttle des Systems die Nach* 
theile überbteienl Es scheint, dass man diese Frage nach 
der bisherigen Erfiüimdg durchaus bejahen moss. *) 

Das Erste, was man dagegen aufbringet, bestehet ia 
den Widersprüchen, die swai Köpfe auf einem Rumpfe nach 
sich ziehen* Man sagt, dass die beiden Kammern nothwen* 
dig einander bestreiten und besiegen müssen; man fugt hin-, 
adi dass am Ende eine Kammer die Oberhand über die andre 
gewinnen,, und aie ganz auf die Negative beschriMiken könne. 
Beides wäre von groissem Nacfatheile, wenn die Begiemng 
eine getheilte wäre, aber die Folgen sind sehr aweifelbaft, 
weil die RegieniQg nur eine beschränkte ist. Erstens, sollte 
ein Sireit zwischen beiden Kammern obwalten, so wird er 
nicht leicht ein feindseliger sein, denn die beiden Kammern 
dürfen ja durchaus keine reinen Gegensätze abgeben. Ein- 
mal wird die erste Kammer widersprechen, das andre Mal -die 
zweite. Dadorch. wird nichts erzeugt als gvössere Besonnen^ 
hrtt und Umsicht in imk Vorschlägen. Der Fall^ dass die 
eine Kammer stets bejaht, was «tie andre verneintj wird nicht 
leicht vorkommen« Gesetzt aber^ dass eine Spannung zwi- 
schen beiden' Kammern diese Unnatnrlichkeit herbeifihrt, n^ 
kann doch daraus noch keine offenbare Gefishr entstehen. 
Die zwei »Köpfe sind nicht absolut,, über ihnen steht das 
Oberhaupt, und bewirkt durch sein Anschliessen an eine 
Parthei , dass die Gesetzgebung. -^ nicht unterbrochen wird. 
Zweitens 5. wenn wirklieh eine Kammer die Obmacht über 
dieandhsre erlanget, sidi der Initiative in allen Geschäften 
bemächtiget^ so kann sie doch der andern Kammer die Ne- 
gative nicht entziehen^ welche von so grcnnier Bedeutung iet< 
£g kann mithin keine Afassregel durch beide Kammern 
gehen^ wenn sie aaf eine entschiedene Weise einseitig wäre« 
Nehmen Wir jedoch den Fall an, dass nur eine Kammer 

*) Vergib N. Journal von DeuischUnd , . red. von Fr. Baehholz. 
Bd.Xli. S. 400—420. 



beiÜBkBt/.MLwainiMvIiiäfcutf andre Uobel. entiiprNifoii« ,Die B^ 
gi^rÜBp umuida «iMittelbRr.Mui draBepffttseBtaattoJitroiteo; 
vttrwiff&il^teriBtneB Votadklag iiiiloli wo saaii so #rbiUert bW 
ddok diarlVecIreteir« gagen sich; tarwarfeo dagagendi« Rap- 
{nastotantta '-eiiifln- Venalilag d^ Ragieituig,. «o vafaetsaa 
tiai de* drganen' MfeB-Hennithera eiaeal SeUag^ dar sie oft 
aarf * hmgei Md JftUnct: Es iat daher tob naeadlicheHi Nataen« 
y$mm Uar Harpftbher. * statt dar • sireiian dl^ dritte Instanz bildet» 
dapiiili^er na>> höchst» 'sekeii seirt 'VeSo aasaiispfecheli habe*. 

ItDtei Aadre, -rnnm man gagea awrii KaimnerB eiaweadeti 
bMibt eiiih-idasahtf) dass oft die Minorität die Wirkwgan 
der Majorität iarlangad aorüsse^ indam die iibarwiegeode Stfiiar 
liteaiaahffaeiliattt^rKaasmer öfters der es^geg^agesetaten JM^t 
jerilät'innirieMiarifitiinBie in dar* andern 'Kammer antedlieiget« 
Man kHon-dieaar Beanerkaigudäb Treffende aidit absprecheni 
allaiariiie jrerUeit ihr Gewicht, wann man bedenlct, dass aaeh 
bin derfibciataoa/ einer 'einsagen Kammer ^n esaseloes.Velam 
deB-A«ssbhMg giebt.- Anr£nda gelit durch (diese Uebeeslim^ 
mung-'iUaht »iat-f«iJonn%- Wurde nfithlich ein Vorscblag 
mit sehr kleiner Mehrheit curöckge Wiesen^ so liegt, darin 
eMeiAnQkHstoraag^t in* der nächsten Session den Voi«chlag 
aO'iWieil^rhelen* <. Dadorch.igeschiabt es, dass widdieb gol« 
VfsrscMftgäf iSr'idie^jsichifUeMfehffaähl nicht- bedetttend ansge» 
splH>th^n half, ibios «auf leinte Zeitpiinkt verschoben werdän^ 
mi die :öflinidictie »Stihme ihiieK gfinstiger aieh; apkfindigBt» 
Eifi^ solclier Verzag -ist so wenig einUebel, dass ihn tJoI* 
mehr dlet^Staatriweisheft loflaehr lant ibrdart»- Freilich wird 
hiebei'>viimuBgBaatiii^ das« die Yioti^, 4ia(deii .Verachubi ver«- 
anlwsaif, nieht Uoi kkh Uti^» Sondern «ach' w i ege lu Aber 
imr dann sind: die Stiamtea öhair talbs Gewicht^ Wenn sie 
ohne «v6irhmi||feghngeAe> Debatten nhlgegeben werdenir Sobald 
bkigi^ >erbt iflr und g«ige«>den'baauglicben Gegenstnnd ge^ 
jpttwlwn/wttd^ km^i» amiehmen^ dass jeder Volant 

ni|ol//Qt4iiKlen gadtfaiimt habe. 

I ^>&in^Dafttny^:wns>mnii dem ZWeikammersjsfesme vorwirfit| 
getfdt iial^f dasa >dia TremiuHg der Veitrator nfeieb getrennte 
Atffiiehlen'' ubilr 'die : AngelegenhsAen eraeaget ^ und * beide 
Ksnimcatf/ di«|'>^Kiisithten>*»heMMbet^ welehe nie vereinigt 



b^Vsntfeb hatten;' :<Docb-«ii Ist miroag li ffc/i*>»^^clMH^iMieiit»ri 
d^i^Kaniittl»ilii'/itt 'der.ltegel ganz* S^ffpamm k5nMii^i vailidin 
Kamtnern «veinehieden^ tioclk)keiii0:GiBgMi8lLtfle'aan'>soIUK>'iti« 
Verschiedetthsilf- dtiP-Aiifiwliteni'Wird* .coiiBch' ntr» Anei'.flolobb 
it^fij'4\^ durcb <Upp«lto;Prvfhng/illeridlifeselfaB'fiansbe'aicbt'»n) 
ergcfb^n 'pilegt,^ynd iniseincrtiBeneiilin^iieinenrSIfdiaMb latft 
gieh TAhttty W^Srnn tue Sitkiingen beidte ifiünnwl'iii ^geUeiM^ 
die Debtfttfen:-d^'PuMlcittb'««tz«|^nV'tdaimtifaUtTdMgf»ki^^ 
maticbiiml '«iDe/Sohädlidie /Divergrasi >^ilrdbgilBifeii; i )däi(}c^ 
do^b *tirt^bigateii» die RepräseQtanteirlräBmwr..gi»B^ öfiebtlicb 
disoAlift' titod' idai WiobUgste* in 'der<.iPaiiuikaiiinid8ifehs6fcUä 
yiH*)i(iitbarei wird, so' vHerden «be'-ABSiehlitiiiisiobtiwi^iti'.öfttv « 
vermiBohto ond.ecifilnceni» ^Au^'demaettiimCiDMidiailiasliiaiDb 
aneb'besureiten^t.daes -dielhrcrnnuiig derüVectnatei*) einen Aiiet 
fall voq SAnwkiaen'' naeb'fcieb'' -ziehet;} wät iiie>ibennicrageit 
den Talente int eineFiKammer^äuseeiiieft^! twidd' ja^idaselbbi' 
niebt begrabmy < die 'Redner i der. BwateniKannuHiidi^heb did 
GhrÜBde auf,' und labren ite a!Mi';NeUe vev. .vAjl8:idteaa^.Vior** 
wSrfe tveffen. also nicht disZjWeikasmnfefsjstiBiiH sdnderiiideii 
MaiigeLan Oeff6ntliebbeit.:'-r' >.<« •'- (w'.t. vininJ «(<>.• . . 
> i Das Vierte -und-Wicbtigaitv. wae» man .entgegbet^i^lt'^ikf 
Verschmfelzottg des ^tftndnkcbeik »|ind')repiäUentat»iedi'85t8teniaK 
Weitrentfemt davon ^ . betdet(iPar*faieicbi<zai;befrie^gehv-«eli 
das Zweikammenr^teiiii.b^iddC beeidigen. (jDie ^RHäogiiis.idi}!! 
r)Bi^n«iBi{irädentattflü» rsoIlBo-jUagetteshefaen^rMliaasi! Inaä» 4iß 
Afistaefiatie..au& 'der feinen JSsHomer aieh^yxuiW siei-iin^. ciiefd 
böbsei^zd' vehsammdn, idafcs. inandaiaelbätiydeino Adelig idem 
Gierii^i rieae^Bedebtonig ;verl#ihei> ja;'Wobl}|pii;L:.-an*iaatioriald 
loslliute) (wie- die i€Uiitev.dfiff»4qdteil (Hand» hhd.' die MejeMrlHa 
»UBid)iiataitt abkuscbdfißMiytbeiestige^ «Mti(ffir)iiniJnfiB «irrerbien 
tdB<^> beguMtige, widd^s.efaifiihreK . )Qie>&ft|nd^*4^in«fid«r«isole 
lei^ atebv'hQ8cliwmren;;;idass?.eritivii^fy Iniir jdüejJiecbs^i^rfiil 
neasraf Ldben-.koninienilQdfff lB)ar<; ewi.niigiebfeHhaiwyAfliitögtefi 
dem Borger den Eintritt in die 'alai(diMhe'Kynai4aii»|>VHege 
bringen, / dergestakdassvieiefat mifh^ beiiiideNBi//rekiäB< RBpUbsen- 
fatiesjati^miaUes iGesrißbl^ auf d^iAletet griegtt,1irepdi»liHt- Mm^ 
die Anbänger 4es>£QUiea'Be{iiräfi^f^l9ti#n bbtrtflft^tj sQ<«yi^rftefi^ 
s^.'sie. ganc, ddss d^i t j^runern) keiiif04i^eg«> wtex.MiQ^ 
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Arigiocratie und Deinocrati'e einander gegenüber gtebea «ol- 
len. Die Pairskainmer wttre verloren, wenn sie wirklieh 
vom Kastengeist beseelt wurde. Ihre Aufgabe ist vielmehr, die 
Ruhe einer höbern Stellung dem Winde ephemerer Meinun* 
gen nnd Wünsche entgegen su halten. Allerdings wird der * 
Adel hie und da zu neuer Bedeutung kommen, allein warum 
soll er allein seine natürlichen Vorzüge nicht anwenden dür- 
fen? Würde das Vorurtheil nicht oft dem würdigsten adeli- 
gen Candidaten die Repräsentantenkammer verschliessen, in- 
dem es in der Regel den unadeligen Bewerbern lieb& ver- 
traut? So würde das beste Talent, das grosste Vermögen 
ohne politische Anrechte verharren, weil ier Besitzer aolt 
vornehmer Familie stammt und in diese Abstammung von, 
notablen Personen eine Ehre setzt. Wenn durch den Clenis 
das Interesse der Kirche wieder vei*treten wird) so können nur 
Halbwisser, die es zu den Wörtern : Pfäfterei, Dunkelei , ge- 
braclit haben, daran ein A erger niss nehmen; denn nur wenn 
Priester an der Gesetzgebung Theil haben, ist Harmonie des 
Geistlichen und Weltlichen möglich. Es gehört VerblenSnng 
dazu, das Kirchliche ak ein Gleichgültiges den Laien Preis 
geben zu wollen. Die alten Missbräuche sind keinerseits mehr 
zu besorgen. Der Adel braucht weder ausseht iessend liegend^ 
Güter, noch ein Vorrecht auf die Stäatsämter zu besitzen^ 
um eine reale Existenz zu haben, und der Clerus kann an 
der bürgerlichen Gesetzgebung Theil nehmen, ohne eine 
Verfinsterung der Geister anzudrohen. Man sollte sich schä- 
men, noch immer nicht von dein änssersten Extreme zurück- 
gekehrt zu .sein . und Reden Z14 halten, als ständen wir noch 
hn sechszehnten Jahrhundert. Aber die Majorate? die Güter 
der todten Hand? Man eiferie gegen sie, weil sie der Bo- 
dencultur und Vermögensvertheilung hinderlich befunden wur- 
den. Allein es ist hier ja nicht die Rede von lauter Majo- 
raten und gestifteten Gütern, sondern nur von den Gütern 
.der Pairs. Diese Ausnahme wird nur ein^ , kleinen Theil 
des Territoriums treffen, und bei der grossen Verbreitung 
der technischen Bildung, bei dem lebhaften Güterverkehre 
selbst dem Oeconomisten nicht mehr anstössig sein; giebt 
man zu,, dass sie für die politische. Freiheit erfiorderlich ist,' 
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so mvfi» man gar nicht fragen, ob einige Säeke Kartoffeln 
mehr oder weniger angebaut werden« — Was die Vertheidiger 
der Stände wieder anbelangt^ so ist nicht su wundern, dass 
sie das' grosse Einkommen, welches ein Paiv, ein Senator 
beajtaen muss, in hohem Grade erbittert, denn Alle stipuli- 
rea gern nur solche Eigenschaften, die sie selber besitzen. 
Indessen wird grosse Habe so lange politische Vorzüge er- 
halten, so lange sie ein „Vermögen'* bildet. Das Geld 
hat die vielen Differenzen des Lebens ausgeglichen, aber 
doch einen desto gewaltigeren Unterschied gegründet. Dem 
ist nicht zu entgehen. Wer den Staat als ein irdisches Pro- 
duct erfassen lernte, findet es natürlich, dass selbst die Stoffe 
eine bohre Geltung erreichen. Es ist nur ein Doppeltes zu 
vermeiden, dass das Metall nicht ohne den Geist etwas 
bedeute, d. h. dass keine Oligairchie der Reichen, ak solcher, 
Platz greife, und dass nicht mehr Eigenthum gefordert werde, 
als der Zweck durchaus erheischet 

Die Behftrdenformen. 

Der Regent kann in Staaten, die nur einigen Umfang 
haben, blos die Fäden aller Staatsgeschäfte in seine Hand 
nehmen; die specielle Abwickelung muss er einem ihm zu 
Gebote stehenden Personal (Beamtenschaft) übertragen. Thei- 
lung der Staatsarbeit ist die Grundbedingung ihrer sichern 
Leistung; so müssen denn Geschäftszweige (Branchen) gebil* 
det und für diese bestimmte Personen neben einander gestellt 
d.h. Behörden gebaut werden. Die gute Organisation der 
gesanimten Behörden ist eine äusserst wichtige Aufgabe und 
sie tritt im Verlaufe der Zeit immer bedeutsamer hervor, da 
der individuelle Einfluss des Gewalthabers selbst durch die 
modernen Constitutionen immer mehr aus dem Vorgrunde 
gedrängt wird. In Bezug auf den Aufbau des Behörden- 
wesens sind zwei Fragen zu lösen , erstens , in welcher Art 
die Geschäfte vertheiit werden sollen, zweitens, wie man die 
Behönden fiir die Geschäftstheile constitnirea müsse? In Be- 
zog auf die Gesefaäftstheilung herrschen zwei* Systeme, das 
sogenannte Central* und das sogenannte ProvinziaU System« 
In Bezug auf die innre Einrichtung der Bebordeli herrscben 
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wieder zwei Systeine, «las Coll^gial-^ und d«i Boreaii^Syeleai. 
Hievon goll nun ausführlich gehandelt werden. 

Bas Ceniral- «md Pravinsliil-ISyeteHi. 

Die Verwahong der innern Angel^enbeifm pflegt md 
eine zweifache Weise eingeriehtet und betrieben zu wer* 
den. Entweder wird aus dem Mittelpunkte ausgegangen, und 
auf die in der Peripherie liegenden Punkte in gerader Linie 
hingewirkt; oder der Umkreis wird in gewiss^ Flächen ab* 
getheilt und' aus den Mittelpunkten dieser Flachen eine An- 
zahl Verbindungslinien znaii Centrum des Ganaen gezegen. 
Entweder werden die Behörden nur nach den Geschäften 
unterschieden, überall gleich gestalM, alle von jeder Branche 
unter dieselbe Centralbebörde gestellt und in den untern Re- 
gionen höchstens einer Controle von Kr^is« oder ^rovinzial- 
Ständen, aber keiner Mitwirkung unterzogen; oder die Be- 
hörden haben in^ veroehiednen Theilen des Staates eine ver- 
schiedne Einrichtung, einen verscbiednen Gesebäiftskrejs, 
stehen- unter verscbiednen^ den Provinzen eigenthfimlich^ny 
höchsten Instanzen und haben meist Kreis* und Provinzial« 
Stände, aus Repräsentanten der Communen und Stände, coa- 
trolirend, in localen und provinziellen Interessen beratheMl 
zur Seite. Das erste System der innern Verwaltung heisat 
das Central* oder Realsysteni; das andre heisst das Pro- 
vinzialsystem. *) 

Das Centralsystem nimmt den Vorzug ^er mecbani* 
sehen Vollkommenheit in Anspruch. , Wie in einer Maschine 
ein Theil in den andern greift, jeder aber in dem bestimm* 
ten Kreise sich ungehindert bewegt,, ohne den andern zu 
stören, alle Theile von einem Punkte aus beherrscht werden 
können: so und nicht anders sollen die Behörden zusammen- 
hängen, wirken und gemeinschaftlich geleitet werden. Ku 
gehört offenbar eine bedeutende Kunst' dazu, ein solches 
Werk zu bauen, und es .kann daher fSr einen Beweis der 
politischea Ausbildung angesehen werden. Inzwischen haA 
eine solche kunstreiche VerwjUtnng gegen zieh, dass sie alles 
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*) T. Milehus, Politik der innern Verwaltung, 8. 5. 
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Leben an einen Ort dränget und der Hauptstadt des Staates 
alles Marie aus den Provinzen zufahret. Die Capitale höret 
sehr . leicht auf, das* Herz des Landes zu sein , von we das 
Blut nach alleii Richtungen sich in die Glieder verbreitet, 
ond wird vielmehr ein Polyp, der alle Kräfte absorbirt und 
verdirbt Ferner duldet die Centralverwaltung häufig wenig 
oder gar keine Rücksicht auf die Individualitäten der Län- 
der und ihrer Einwohner. Sitten und Gewohnheiten, Sprache 
und Religion miissen auf die Seite treten, damit die Gleich- 
förmigkeit der Verwaltung Platz greifen könne. Daher muss 
in Staaten, Wo verschiedne Stämme wohnen, wo die Theile 
eine versi^hiedne Vergangenheit besitzen, der höchste Wider- 
willen dagegen sich ankundigen Selbst die Gemeinden wer- 
den bei diesem Systeme keine grosse Selbstständigkeit behal- 
ten können; ihre Vorstände werden zu reinen, von oben 
bestellten Localbehörden herabgesetzt sich finden. Provip- 
zialstände für die Provinzialinteressen werden ebenfalls nicht 
oft gesehen. Ja die Centralisation aller Behörden giebt dem 
Minister eine so grosse Hebelkraft, dass der Despotismus, 
der aus der Verfassung getrieben wurde, in der Verwaltung 
sich leicht ansetzen kann. Deswegen waren es nicht immer 
kühne Reformatoren, wie Friedrich, Joseph oder. Napoleon, 
sondern auch genieinherrische Naturen, welche diesem Ver- 
waltungssysteme zustrebten. Der Despotismus, bemerkt Mon-. 
tesquieu, kann überall keine Mannigfaltigkeit leiden, sondern 
wünscht allenthalben nur das Eine, das ihm gefallt und be-^ 
liebt, anzutreffen. 

Das Provinzialsystem hat im Gegensätze zu dem Real- 
systeme^ein republicanisches Princip in sich. Es schont über 
alles die Sitten, die Sonderrechte, die Eigenthümlichkeiten, 
die Freiheiten der Gemeinden und der Stände. Nur bei dem 
Provinzialsysteme pflegen Kreis- und Landtage angeordnet 
zu werden. Es bringt aber zuweilen der Mannigfaltigkeit 
die Einheit, der Vergangenheit die Gegenwart, der Gegen- 
wart die Zukunft zum Opfer, denn die Theile des Staates 
werden in ihrer schroften Fremdartigkeit erhalten , die Ver- ' 
suche der Annäherung und Ausgleichung ganz unterlassen. 
Ferner ninss der geringe Nachdruck , der der Regierung in 
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Bezug auf die provHicieHen und comnuiinalen Behörden m- 
stehet, grossen Verbesserungen, die ans dem Geaiebtspnnkte 
der allgemeinen Wohlfahrt ausgehen,, öfters unübersteigliehe 
Hindernisse in den Weg legen. Endlich fällt in die Augen, 
dass die Provihziäl Verwaltung einen grösseren Aufwand nach 
sich ziehet, der nicht in/ allen Fidlen durch die bessere, 
mehrfachre Verwendung aufgewogen wird. 

Im Allgemeinen und beide Systeme ganz schr4)ff einan- 
der gegenüber gestellt, würde sich schwer entscheiden las- 
sen, welches System die Regierung befolgen sollet Alleiii 
sobald anf die besondem Verhältnisse Rücksicht genommen 
und das Eckige abgeschliffen wird« ist es leicht, ein bestimm*- 
tes Urtbeil abzugebeh. Wenn der Staat keinen allzu beden* 
tenden Umfang h^t, wenn die Sprache, die, bürgerlichen Ver- 
hältnisse, derr frühere Zustand dieselben sind, so wird dem 
Realsysteme der Vorzug gebühren. Es kann unter diesen 
Voraussetzungen alle seine Vortheile entfalten, ohne dass 
irgendwas die möglichen Nachtheile hervorrufen müsste. Sehr 
wohl lässt fiTich eine Controle urid ein Beirath der ProTinzial- 
behörden durch Kreis- ^nd Proviozialstände^ damit verschmel- 

I 

zen, denn dieselben beziehen sich ja nur auf löcale und pro- 
vinzielle Angelegenh6iten, über die der Rat h der Eingesesse- 
nen von Vortheil ist, und bedrohen die Einheit der allge- 
meinen Maassregeln nicht. Man findet unter absoluten Re- 
gierungen eine Selbstverwaltung der Communen und ein Zu- 
sammentreten der Kreis- und Provinzialstände häufiger 'an- 
geordnet als unter beschränkten und getheilten, weil abso* 
lute Regierungen in Communalfi eiheiten und Provinzialstän- 
den -Surrogate .6iner Nationalvertretung erblicken, beschränkte 
Regierungen aber in ihnen nur hemmende Regungen des Lo- 
cal- und Provinzialgeistes sehen. Doch haben jene Politiker 
nicht Unrecht, die da sagen, dass Reichstage ohne landschaft- 
liche und gemeinheitliche Einrichtungen einem Haapte. glei- 
chen,, das auf sdiwachen oder gar keineh Füssen steht *^) 
Daher bat xfM ^^^'^ Frankreich einen Schatten von Com- 



*) r. Kaumer, im Hernfes, Sit. 12. S. 192« 'In Frankreich vertritt 
diese Idee vorzüglich Fievee (lettres de Torganisation muoici- 
päle, 1811V 
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■unal- und DeparteiiMtttalYcrfaasung aogenomineii. — Da» 
gegvn tniMS das« PraTUUEiaisysleiii zur Anw^ndang kommeii, 
wtan veffsehMne , gleieh islarke ' Volksstämme im Lande 
wobnen, welche mit einander wenig oder nicbts gemein ha- 
ben wollen^ oder wenn die Regierung neue Provinzen acqui- 
rir4, die ihre frähDen Einrichtungen beizubehalten verlangen, 
endlich, wenn der Staat einen gar zu grossen Umfailg ge- 
wonnen hat« Wenn der Sitz der höchsten Behörden den 
Bürgern gar zu entlegen ist, da sehen diese sieh den obem 
Behörden ohne bohre Aufsicht überantwortet und müssen Zeit 
«nd Geld in reichrem Maasse daran setzen, wenn sie ihr 
Recht in der letzten Instanz suchen wollen* ' Sollte zoföUig 
den Bürgern selbst keine Beeinträchtigung widerfahren, «o 
müsste doch der Gang der Geschäfte verlängert und verzö- 
gert werden. . Die russische Regierung kämpft mit doppelten 
Hindernissett, seit das Centium der ^ellörden, statt in der 
Mitte de^ Reiches, in einer Ecke desselben sich befindet, 
nnd sie enttehloss sich bereits, eine Section der Centralstelle 
in die alte Hauptstadt abzusetzen. Allein bei jedem Schritte, 
den sie in der Administration vorwärts thnt, muss sie erken- 
nen , dass sie nur bei dem Provinatalsjsteme stehen bleiben 
kann. Natürlich ist auch das Proviaziaisystem nicht in höch- 
ster Schroffheit anzuwenden. Es wäre für die Einheit des 
Staates gefidtrlich, wenn die Communen „Staaten im Staate*^ 
bildeten , wenn bei der Anwesenheit von Reichständen die 
ProvinziaU oder Kreisstände über locale und provinzielle 
Angelegenheiten hinaus berathen oder eine decisive Stimme 
behaupten könnten. Nur wenn eine Nationalvertretung fehlt, 
Mag die Macht der Kreis- und Provinzialstände oder Coo-. 
seils erweitert werden» 

Bfireau« und Collefpiennyatem. 

Die Behörden sind Systeme von> Aemtern , Stellen , die 
einzelne Beamte ausfüllen. Es können nun die Branchen 
a«f eine doppelte Weise zusammengestellt werden, entweder 
so, dass der Chef einer Behörde alle Mitglieder nur als seine 
Gehülfen zu betrachten , sie um Rath zu fragen, aber selbst 
den Beschluss zu fassen, sie zu Geschäften zn verwenden. 
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aber alles alleio zu vertreten bat, oder so, das« die hohem 
Beanitea über die Angelegenheiten itnter dem Vorsits eines 
Chefs beraihen, durch StiroineBmehrheit entscheiden und der 
Chef nur bei gleicher Stiminensahl den Aussehlag giebl, , 
Die Behötdenforin erster Art heisst die- bilreauartige, die 
sweite~ Form die collegialiscbe. Ob diese, ob jene den Vor- 
sog verdiene oder für diese oder jene Regierungsform sieh 
besser eigne I ist die Frage, 

An ond für sich betrachtet haben beide Behördenfonnen 
ihre eigehthühmlichen Vojrsoge und Mängel. ' Die Collegien^ 
form sichert eine rrifere Ueberlegung, Iftsst festere Grund- 
sfttse durch die Debatten sich entwickeln, bildet durch diese 
auch die Jüngern Talente, scbliesset die Wi|lldihr so wie 
Süssere Einwirkungen auf die einaelnen Mitglieder fast gaOz 
aus und gestattet ein stufenweises Vorrücken der Beamten 
festzuhalten, welches dem Beaintenstand einen festeren Sinn 
verleibet; aber es bringt eine grosse Langsamkeit des Ge«* 
schäftsganges mit sich, duldet manches unnütze Mitglied, das 
die Uebrigen übertragen müssen, bringt die Inamovibilitftt 
der Beamten mit sich, schwächt die Verantwortlichkeit jedes 
Einzelnen und, vertheuerl die Gescbttftsfiihrung wohl um den 
dritten Xheil. *) Die Büreauform giebt eine seltne Kraftein-* 
heit oder Energie, beschleunigt den Lauf der Geschäfte,, stellt 
die Unterbeamten mehr zur freien Verfügung des Chefii, 
die Chefs zur Verfugung des Machthabers und stellt sohin 
eine sehr wirksame Verantwortlichkeit der Behörden auf; 
dagegen lässt es viele Willkühr uiid Uebereiinng zu, ver« 
Umreitet sehr leicht einen gewissen herrisehen Geist, veranlasst 
viele und in der Regel eben dicht vortbeilhafte Versetzun- 
gen und Verabschiedungen,, macht daü VorwSrtsrücken den 
Beamten So unsicher, dass es oft nup als Sache der Gunst 
oder der Vei'biiidung erscheint, und verträgt deswegen »atfch 
überall so ungeme Widerspruch, dass die Büreaukratie ah. 



*) Benzenberg (Geldhaushalt Preusaens^ berechnet die Dikasterial- 
rerwakuifg Pretiissens zu 1 Qr. pro Kopf, die französisclie Bü- 
reaaverwaUuni; zu 2j, die ganze innre Verwaltang Preu»s«Qs 
zu 5| Gr. pro Kopf, die französische Büreauverwaltung zu 4 Gr. 
pro Kopf. ' V^. T. Mtilthusy Politik der Innern Verwaltung I, 10. 



\ 



136 

die schlimnis(e aller Herrschaften verrufen wurJe. — ;An sich 
t>etracblet empfiehlt sich dahet die Collegienform für Behör- 
den, die vorzüglieh zu berathen und zu erkennen hahen, 
z. B. die Gcfricbte, der Stoatsrath; die Büreanform eignet 
sich dagegen mehr far Behöi'den., welche mehr zu handeln 
als zu berathen, mehr zu beschliessen als zu entscheiden 
haben, wie z. B. die Finanzbehörden. Für solche Behörden, 
die in gleicher Art zu berathen und zu handeln haben, eni'- 
pfiehlt sich eine Mittelform , welche für die laufenden Ge- 
schäfte die Behörde in Sectionen zerspaltet , deren Chefs 
büreauartig alles abthun, für wichtige Berathungen aber alle 
Sectionen zu einem Collegiiira' zusammentreten lässt. Nur 
muss die Trenni^ng der Geschäfte mit Geschick bestimmt 
werden, sonst wird allerdings entweder das Eine oder das 
Andre den Zweck verfehlen. 

Die Form der Behörde kann nicht immer Mos nach den 
Geschäften und deren bester Besorgung allein entschieden 
werden, sondern will zuweilen auch eine Rücksicht auf die 
gesummte Verfassung des Staates. Wenn die Verfassung 
dem Volke eine gewisse Theilnahme an bestimmten Functio- 
nen der öffentlichen Gewalt gestattet und sohin eine. Garan- 
^ tie der Volksfreiheit giebt: so kann die Büreanform bei den 
meisten Behörden, mit Ausnahme der Gerichte, in Anwen- 
düng kommen, ohne dass eine Klage darüber laut werden 
dürfte. Die Provinzial- und Kreisbebörden können ganz bo" 
sonders dann büreauartig sein, wenn Provinzial- und Kreis- 
stände (Conseils der Eingesessenen) ihnen zur Seite stehen, 
beratbend und controlirend. Absolute Regierungen, zumal 
Monarchien, werden dagegen zur Beruhigung des Volksgei- 
stes wie zur Vermeidung der sehr lästigen Büreaukratie wohl 
daran thun, die reine Büreanform oft zu vermeiden. In ab- 
soluten Monarchien ist eigentlich die Organisation der' Be- 
hörden dkr für das Volk wichtigste Theil der ganzen Staats- 
verfassung. Die Staatsbeamten können da nicht in die Will- 
küfar des Herrschers gegeben werden, ohne dass die gesummte 
Regierung eine willkührliche zu werden Gefahr laufe. Die 
gesetzliche Ordnung des Staatsdienstes, der Ansteliungeh, 
Entlassungen, Beförderungen u. s. w. ist da eine Garantie 
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geaeuKcherRegieraDg.' Daher sind in absolalen Monarchien 
gerade die günstigsten Bestimmungen für die Staatsbeamten 
am Platze. Uebrigens wird es unter allen Umständen gut 
sein, die beiden Systeme nie in ihrer änssersten SchroflFheit 
anzuwenden ; daher soll man auch bei einem CoUegialsysteme 
das Prihcip derlnaiiiovibilität nur Gerichtspersonen schlechthin 
angedeihen und das Vorrücken ^nur auf den ersten Stadien 
Tom Dienstalter abhängen lassen, ebenso aber .auqh bei 
einem ßüreausystem weder die Entlassbarkeit der Beam- 
ten zur Regel beständiger Dienstkündigung erheben noch 
das Avancement an gar keine Stufenleiter knüpfen. Der 
Beamte muss als Organ des Regenten diesem zur Verfugung 
stehen *) und der Platz ist es, der den Mann braucht, nicht 
umgekehrt; also ist eine allgemeine InamoTibilität (Unent- 
lassbarkeit) und ein beständiges Vorrücken nach den Dienst* 
Jahren ein politisches Unding; es verdirbt die Beamten, in- 
dem es ihnen ihr Amt zu ihrer Pfründe macht. Nur der 
Richter muss anders gestellt sein, damit dem Publicum 
seine Unparteilichkeit über jedem Zweifel erhaben scheine« 
Wenn aber auch Entlassung wegen tintüchtigkeit oder Be* 
förderung vor allen Uebrigen wegen grössrer Geschicklich- 
keit zu der erledigten Stelle nachgegeben werden darf: so 
kann es doch nur schaden, falls dieses Princip in seiner An- 
wendung den öffentlichen Dienst gar zu unsicher erscheinen 
lässt und am Ende die edelsten Kräfte und Gemüther von 
der Dienstlaufbahn abschrecket. 



*) Es ist im AllgemeiDen deshalb nich^ zu billigen, wenn Beamte 
zu Volksvertretern gewählt ^% erden dürfen. Entweder stimmen 
sie stets mit der Regierung ttn^ verfälschen dann die Repräsen- 
tation oder sie setzen durch ihre Amtskenntnisse die Regierung 
in Verlegenheit und verfälschen ihre Dienststellung. Ihr^ Zu- 
lassung scheint blos nöthig , weil man den Volksorganen eine 
mehr positive Wirksamkeit zuweiset, s^att einer mehr negativen 
(RQses abwehrenden) und sohin der Verwaltung kundige Män- 
ner nicht entbehren kann. Der englische Gebrauch, dass Paria-* 
mentsglieder, die ein Amt annehmen, neuerlich sich einer Wahl 
unterziehen müssen, sicheii; recht gut das Volk; die deutsche 
Einrichtung, d^ss die Regierung erwählten Beamten den Urlaub 
verweigern darf, schützet aber nicht sonderlich die Regierung, 
die am Ende den Urlaub nicht verweigern kann, ohne Verdacht zn 
' wecken. Nur die Minister gehören allemal in die Kammern, weil 
sie Rede und Antwort zu stellen und Aufschlüsse zu geben haben. 
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Die Ütaatisrorinen« 

Ans den Formen des Volkslebens, der Herrschaft, der 
Regiernng nnd der Behörden erwachsen die Staatsformen. 
Diese sind keineswegs reine Combinationen der angeführten 
Theil-Fonnen , was schön daraus hervorgeht, dass in dem 
Bewttsstsein der Menschen bis jetzt nur haaptsäehlich drei 
Staatsformen (absolute Monarchie, Republik, constitutionelFe 
Monarchie) hervortraten, wfihrend sich unzählige Combinatio- 
nen denken lassen. Das eigentlich entscheidende Merkmal 
der Staatsformen besteht in der herrschenden Ansicht üb^r 
das Verhältniss zwischen Regent und Volk. Steht der Re- 
gelet unter der Gesammtheit der Regierten , so ist der Staat 
eine Republik; die Votkssouveränetät ist das Kennzeichen 
derselben. Steht der Regent über der Gesammtheit, herrscht 
Indivfdual-Sottveränetät, so ist der Staat eine Monarchie. (Die 
erbliche Mehrherrschaft ist nur eine Missgestaltuiig der in- 
dividuellen Souveränetät). Doch ist ein totaler Unterschied 
zwischen absoluter und cohstitutioneller Monarchie ; ein Unter- 
schied, so gross wie die zwischen beiden liegende Republik. 
In der absoluten Monarchie reichen die Organe der Gesell- 
schaft nicht bis zum Regenten hinauf, in der constitutione^ 
len Monarchie reichen sie aber vollkommen hinauf und be- 
stimmen zum Theile die Bestimmungen des Regenten mit 
Oa9 Verhältniss ;ewi6chen Regent und Volk entscheidet also 
den Character (die Form) des Staates; keineswegs die blosse 
Herrschaftsform. In einer Republik kann man sich gar 
wohl einen einzelnen Regenten denken , jeder Dictator ist 
es; und in einfer Monarchie können ausnahmsweise mehrere 
Regenten sein^ wie das römische Kaiserthum immer mehrere 
Cesaren hatte. (Die Oligarchie ist eine zerstückte Monar-' 
chie). — ' Es durfte von Wichtigkeit sein, den Geist der vor- 
waltenden drei Staatsformen nach den Tbatsachen der Weltge- 
schichte näher zu characterisiren. Daher Nachstehendes ! 

Hie abflolate Hlonarcliie. 

Die, absolute Monarchie ist der einfachste Staat Sie 
lässt nur eine Regierungsform, die absolute, und eigentlich 
nur eine Herrsohaftsforro, die Einherrschaft, zu* Die antern 
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Behörden könnep zwar VolksAtänden and ComniHnen gegen- 
über gestellt werden; die öbem nur dem Herrscher selbst 
Das Bild der absoluten Monarchie ist daher der Kegel. 

Dennoch ist der Geist der absoluten Monarchie äusserst 
niannjigfaltig ; sie nimmt so viele Gestalten an, als es leitende 
Ideen der Autorität giebt. Man unterscheidet daher patriar- 
chalische, getstlicbe, kriegs- und landesherrliche Monarchien. 
Jede dieser Monarchien hat ihre eigenthdmlichen Zuge. Man 
sehe China an und man erhält ein ausgeführtes Muster pa- 
triarchalischer Monarchie. Das Volk hat keinerlei andre 
urthürolicbe Organisation als die des Familienlebens. Weder 
finden sich ständisdie Einrichtungen, noch freie Corporatio- 
nen. Der Monarch ist der Vater Aller und übt Vaterrecht# 
und Vaterpflichten über die Einwohner* Gottesdienst, Er- 
sieh ung, Industrie, alles steht unter ihm und wird von ihm 
geleitet. Die Sitte ist das Grundgesetz Die Regierung 
wird durch die Behörden nach dem Real- und zum grössten 
Theil nach dem CoUegialsystem vollzogen. Die Beamten 
haben eine Art Amtswürde, aber darum doch keinerlei Selbst« 
ständigkeit.. Ein jährliches Examen ist über sie verhängt, 
den Sehlechtbestehenden triftlt mindestens das Bambusrohr. 
Von einer Controle der Provinzialbehörden durch eine Pro* 
vinzialrepräsentation ist natürlich nicht die Rede. China's 
Verfassung ist der Prototyp derjenigen, welche gewisse, der 
Völkerbevormundudg huldigende Schriftsteller des vorigen 
Jahrhunderts angewiesen haben I — Die geistliche Monarchie 
unterscheidet sich von der patriarchalischen dadurch, dass in 
der Regel die Kriegsgewalt einem besondern Stande nnd 
einem beüondem Häi^ptling anvertraut ist, der nicht sei teil 
den grössten Theil der Regierung an «ich reisst, wie das in 
Japan in uralter Zeit geschehen- isf. Wo Ob^priestertbnm 
und Feldherrnwürde zusammenfallen, wie in den Muhammes- 
danischen, Staaten, pflegt der Character des Staates mehr 
kriegerischer als geistlicher Natur zu sein. In den geistli- 
chen Staaten sind meist ständische Verhältnisse sehr ausge- 
prägt und der Adel hoch bevorrechtet. Die geistlichen Herrr 
scher erlangen ihre Würde in der Regel durch Priesterwahl, 
die wahlfähigen Priester sind fast immer aus den Adelsfamilien, 
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daher das Uebergewrcht der adligen Familien. Die Bebör* 
den sind in geistliclien Monarcliien meist grosse Collegien» 
tnit geistlichen und weltlichen Mitgliedern. Doch pflegt 
ebenso häung eine gewisse Communalfreiheit, wie ein Bei- 
ratb der Stände Tonokomnien. MacfaiavelU glaubte, dass 
die geistlichen Herrschaften die leichteste Existenz haben 
und ein Sprrchwort sagt : unter dem Krummstabe sei gut woh- 
nen, doch Qiuss man eine Klasse hievon ausnehmen , das ist 
die der denltenden und ehrgeizigen Köpfe, wie denn Averroes 
jede geistliche Herrschaft als eine tyrannisclie bezeichnete. *) — 
Die kriegsherrliche Monarchie kommt nur sehr kurze Zeit 
in reiner Gestalt vor, wie wir sie bei den Mongolischen Für* 
sten kennen und verabscheuen lernten, sie geht in die 
landesherrliche über, sobald der Kriegesfiirst mit seinem 
Kriegervolke sich in dem eroberten Lande niederlässt. Der 
gesummte Boden wird zum Eigenthum des Fürsten erklirrt, 
er wird sohin Landesherr. Doch vertheilt er den Boden so- 
fort unter seine Leute zur Nutzniessung gegen fernere Kriegs- 
dienste. Das Lehenswesen ist eine Erscheinung, die zu den 
natürlichsten gehört. Daher ist dieselbe nicht etwa blos böi 
den Germanen des Mittelalters hervorgetreten, sondern überall, 
wo ein Kriegesfürst ein Land in Besitz genommen- oder ein 
Landesherr ein Kriegsgefolge zu seiner Vertheidigung sich 
schaffen musste. Bei den Malayen finden wir ein Lejiens- 
wesen, das nicht viel weniger ausgebildet ist, als das euro- 
päische war. Die kriegs- und landesherrliche (Lehen) Mo- 
narchie wird sehr selten eine absolute Monarchie lange be- 
stehen lassen. ^ Die Lehensträger wissen sich bald in den 
erblichen Besitz zu setzen, sie drohen, die Monarchie in eine 
drückende Oligarchie aufzulösen, die Fürsten brauchen daher 
bald Hülfe gegen ihre Mannen, verleihen deshalb an diö 
Städte mancherlei Privilegien, über Kurz oder Lang erhebt 
sich eine Versammlung der Stände neben dem Fürsten und 
die Form des Staates steht in Frage. , 

Die absolute Monarchie hat eine grosse Fügsamkeit in 
Bezug auf die herrschenden Ideen einer Zeit. Der absolut« 



') Averroes, Piir»phraii8 io Piatonis ciTitat«m, 1&&2, p. 161. 



141 

Regent hat die nieigte Macht, Weithingreifende Umgestaltun- 
gen des gesellschaftlichen Lebens darchzusetzen. Ein Theil 
der Verbesserangen , deren sich die neuern Völker erfreuen, 
verdanken sie absoluten Monarchen. Deswegen hat der mo- 
derne Geisi mit der absoluten Monarchie zuweilen ein Bund» 
niss geschlossen und dieselbe zu einer Art politischen Idea- 
les erhoben; Die „reine (d.,h. Vollendete) Monarchie^^ wird 
von vielen Zeitgenossen ober al)e Staatsformen gesetzt. Man 
nennt die Monarchie rein, vollendet, wenn «ie ihren histori- 
schen Ursprung verleugnend, ganz allein auf den Staats- 
zweck sich zurückfuhrt. Dass eine solche reine Monarchie 
keine Chimäre ist, beweist uns Preussen, welches in der 
That den geschichtlichen Character abgethan und sich zu 
einem abstracten Staat in der form deir absoluten Monarchie 
gestaltet^ hat. Unter Friedrich dem Grossen wurde der An- 
fang gemacht, indem er im Landrechte den Staatszweck als 
das oberste Geseti alles Staatswesens hinstellte, den König 
als Staatsoberhaupt bezeichnete, dessen Rechne auch Pflich- 
ten seien, und den Staatshaushalt vom >Familienhaushalte 
trennte. Unter Friedrich Wilhelm lU. wurde der Staatsbau 
weiter fortgeführt und vollendet. Das Volk bekam eine zeit- 
gemässere Gestaltung: die historischen Stände wurden der 
drückenden Attribute entkleidet , die sie besassen ; das ge- 
meine Volk zu einem freien Bauern- und Bürgerstand ver- 
edelt. Die Städte wurden auf trefSiche Weise eniancipirt 
und zur Selbstverwaltung zugelassen. Die Ausübung der 
Staatsgewalt erlangte durch weise Formirung der Behörden 
eine schätzbare Garantie vor Willkühr. Durch gemessene 
Vorschriften über Anstellung, Beförderung und Besoldung 
der Beamten ward ein intelligenter, gesetzholder Beamten- 
stand geschaffen. Ungeachtet der Verwaltung das Realsystein 
zu Grunde gelegt wurde, hielt man bei der Abtheilung des 
Gebietes die historischen Erinnerungen ziemlich fest und or- 
ganisirte berat hende Provinzial- und Kreisstände aus dem 
Grundbesitzer- , Bürger- und Bauernstande. Auf den Kreis- 
tagen, die dem Landrath zur Seite gehen, überwiegen* die 
Rittergutsbesitzer entschieden; auf den Provinzial-Landtagen 
haben aber die Bürger und Bauern wo nicht mehr, so doch 
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gleich Tiel' Stimmen. So i«t die Verfassang Prenssens and 
man darf ihr wohl nachrühmen, dass sie den Cbaracter der 
abeolnten Monarchie zn Ehren und Angehen brachte. «Es 
stellte ein Muster auf, dem sämmtliche absolute Herrscher 
nacheifern müssen. 

Die Repulililu 

Die republikanische Staatsform ist die mannigfaltigste. 
Sie lägst nämlich fast alle Herrschafts- und alle Regierungs- 
formen zu. Nur die Erbherrschaft ist mit der Republik nicht 
Terträglich. Das Wesen der Republik ist nämlidi die Idte 
der Volkssooveränetät und diese stimmt weder zu erblicher 
Ein -noch erblicher Viel -Herrschaft. Eine Erbaristocratie 
(erbliche Oligarchie) gehört zn den republicanischen Missge- 
bilden, wie die afrikanische Despotie, z. B. in Marocco, zu 
den monarchischen gerechnet wird. Nur die Wahlaristocratie, 
' womach der Regent unter dem Adel von dem Volke gewählt 
wird, stimmt zur republicanischen Staatsform. Die Republik 
ist ein Staat allseitiger Erhöhung; ihr Bild ist der Würfel, 
in der Aristocratie ist der Würfel auf die schmälere und 
kürzere Fläche, in der Democratie auf die längere oder brei- 
tere Fläche gestellt zu denken. 

Die Republik ist in ihrem Geiste nicht so mannigfaltig 
als die absolute Monarchie. Dieselbe ist immer nur aristo- 
cratiifch oder democratisch. Die alten Republiken hatten das 
Besondre, dass sie meist auf einen herrschenden Stamm «fch 
gründeten und den Bürgern daher Heloten, Sclaven und Fremde 
zum Fugsgestelle gaben. In dieser Beziehung ähnelte ihnen 
nur diß polnische Republik, da daselbst der Adel allein das 
Volk ausmachte, die übrigen Landeseinwphner aber blos die 
miiera plebs bildeten. Schon in den alten Republiken musste 
der Adel bald die politischen Rechte mit den übrigen Stam- 
mesgenossen theilen. In den neuern Republiken ist der Adel 
fast überall ganz Tierdrängt worden. Nur auf den jonisehen 
Inseln ist noch eine strenge Aristocratie zu finden, aber man 
weiss auch nicht, worin dort das Republicanische zu suchen 
wäre! Das aristocratische Element ward von den Alten 
durch Vermögen und Alter ersetzt. Der Accent, den die 
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alte Politik aaf das Vermögen legte, i«t in den neuern Re- 
pi^bliken hie und da noch schärfer ausgeprägt, ^berfastganx 
verflüchtigt hat sich die politische Ausxeicfanung des Alters, 
weil vielleicht die physischen und geistigen Verhältnisse der 
alten Leute nicht mehr dieselben sind« Das mittlere Lebens- 
alter isl in jeder Hinsicht jetzt das vorzüglichere. Id ge- 
wisser Beziehung könnte man behaupten, die Kecbtsgelehrt- 
heit nehme die Stelle des Alters ein ; denn in allen modernen 
Republiken nehmen Rechtsgelehrte die wichtigsten Wurden eiti, 
wenn auch nur in den deutschen Freistädten ein Theil des 
Senats schlechterdings aus Gelehrten bestehen muss. Die 
Democratie ist also die heutige Gesta|t der Republik; aber 
dafür ist sie selber nicht mehr in der alten Gestalt voriian- 
den. Das Regieren nach der Reihe oder nach dem Loos ist 
bei der räumlichen Ausdehnung der modernen Republiken 
eine lächerliche Prätension geworden, die Volksherrschaft 
gründet sich überall nur auf Repräsentation. In den kleinen 
europäischen Republiken ist das Repräsentativsystem nicht 
rein, d. h. es werden die Stände, die verschiednen Volks- 
klassen repräsentirt; (z. B» die Kaufmannschaft,^ die Zunft- 
burgerschaft, die Landbewohner u. s. w.) In 'den amerikani- 
schen Republiken ist jedoch reine Repräsentation. Dieselbe 
schliesst alle Vorzüge, der neuen Republiken vor den -alten 
in sich; sie lässt nämlich politische Rechte allen Einwoh- 
nern ohne Rücksicht auf Geburt, Reichtbum, §tand, Abstam- 
mung und Glauben zu und gestattet eine sehir bedeutende 
räumliche Ausdehnung der Republik^ — ^ Die alten Republiken 
gingen von dem öflentlichen Leben aus und beschränkten 
daher überaus alles Privatleben. Die neuen Republiken 
legen alle die individuelle Freiheit zu Grunde. Aus dem 
Princip der grössten individuellen Freiheit erwuchs das über- 
wiegende Föderal-Princip der neuern^ Republiken. Die alten 
kleinen Freistaaten schlössen wohl auch Bündnisse zu ge- 
meinschaftlicher Vertheidigung, aber nur nicht zu gemein- 
schaftlicher Regierung. Die schweizer freien Staaten bilde- 
ten zuerst eine gemeinschaftliche oberste Regierung, die zwi- 
schen ilen drei grössten Cantonen abzuwechseln hat. Die 
Vertheidigung gegen auswärtige Feinde war aber doch der 
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vornehmste Beweggrund. Ganz anders ging es in den Vereinig-, 
ten Staaten Nordamerika's. Bei dem unermesslichen Um- 
fange der nordamerikanischen Republik Hess sich vom Mittel- 
punkte aus /eine Befriedigung der localen Interessen nicht errei • 
chen, blos darum wurden einzelne Theile in ihren innern An- 
gelegenheiten zu eignen Staaten erhoben und nur das Auswärtige 
und das allgemeinste Innre der Bundesregierung übertra- 
gen. "*) Ob die Bundesregierung, ob die Regierungen 'dei\ ein- 
zelnen Staaten dea grössern Spielraum haben sollen, ist die 
neueste Frage der modernen Republiken. Die Anhänger der 
möglichst grössten Gewalt der einzelnen Regierungen nen- 
nen sich vorzugsweise Democraten, verschreien die Anhän- 
ger der Bundesregierung (Föderalisten) als Aristocraten und 
gehen zuweilen bis zur Drohung der Auflösung der Bundes- 
gewalt (Nullificirer). Gewiss ist das individuelle Interesse 
nur dann am überwiegendsten, wenn der Acceiit auf die Bun- 
desregierung nicht gesetzt wird; aber eine grosse geschicht- 
liche Zukunft, eine eroberungsföhige Macht, eine politische 
Hauptrolle kann nur die grössre Gewalt der Bundesregierung 
versprechen. Deswegen gilt in einigen südlichen Republiken 
Amerika's statt des Föderalprincips das ' sogenanikte Central- 
princip, wornach die Gesammtrepublik nicht in besondre 
Staaten, sondern nur in sich selbst verwaltende Provinzen 
zerfallt. Auch in diesen Republiken herrscht übrigens die 
groBSte Rücksicht auf das Individuelle und Oertliche; die 
Communen haben ihre selbstständige Verwaltung, Abgeord- 
nete des Volkes stehen den verwaltenden Behörden zur Seite, 
deren Chefs die oberste Regierung ernennt oder wenigstens 
bestätiget. — ; In Bezug auf die specielle Organisation der 
öffentlichen Gewalt findet sich in den kleinen Republiken 
£aropa's, die aus Städten erwachsen sind, noch eine Art 
Abbild der römischen Verfassung. Die vollziehende Gewalt 



') Das Föderativ System unterscheidet sich von dem Bundesuesen 
der Griechen dadurch, dass hier eine gemeinsame Bundesregie- 
rung über den einzelneu Staaten steht, während in Griechenland 
es nur eine gemeinschaftliche Anfuhrung im Kriege, gab. Die 
Griechen hatten Staatenbunde, aber die Schweizer und die Nord^ 
Amerikaner haben Bundesstaiiten. Den Unterschied von Bundes- 
staat und Staatenbund entwickelte Heeren (Der deutsdie Bund. 
^ Göttingen, 1816) zuerst. 
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übt nämlich' ein Senat (kleiner Rath in den Schwensr Can* 
tonen), dem mehrere Bürgermeiater (in der Schweiz melat 
nur ein Schul theias),prä8idiren. In den grössern. amerikani- 
schen' Republiken, wie sie. auch sonst abweichen mögen, fin- 
den wir dagegen eine deutliche, in den alten Republiken 
nicht so wahrzunehmende Richtung nach möglichster Einheit 
und Individualität der öffentlichen Gewalt; denn überall sind 
die Fäden der vollziehenden Gewalt in die Hand eines Ein^ 
zelnen gelegt und ist diesem zugleich eine gewisse Theil- 
nähme an der gesetzgebenden Gewalt gewährt. Den Gefah-« 
ren einer Volksversammlung ist überdem durch Spaltung detl 
gesetzgebenden Körpers in einen Senat und ein Repräsen- 
tantenhaus vorgebeugt. Zwar hat eine solche Spaltung den 
Beifall der eifrigen D^mocrate» nicht« Siemes schon meinte, 
man setze zwei Köpfe auf einen Körper, damit einer die 
Fehler des andern corrigiren solle, aber die Folge sei, daKs 
die beiden Köpfe sich überwerfen und bekämpfen» Inzwi- 
schen pasit seine Schilderung wohl nur auf gewisse Kam- 
mern in constitutionellen Monarchien« In den modernen Re- 
publiken sind die beiden Theile des gesetzgebenden Körpers 
viel zu gleichartiger Natur, als dass jene Furcht vor Wider- 
streit gegründet sein konnte. Am verschiedensten sind Senat 
und Repräsentantenkammer in He^jti, indem der Präsident 
die Liste der Senatoren anfertiget. Doch ist in Hayti auch 
die. Macht ^es Präsidenten so ausgedehnt, als es irgend mög- 
lich war, ohne ihm den Character eines Monarchen zu ver- 
leihen. Er hat nänflich lebenslang die höchste Würde inne 
und darf sogar seinen Nachfolger vorschlagen. Merkwürdi- 
ger Weise hat er auch allein die Initiative in der Gesetzge- 
bung; die Repräsentantenkammer nimmt an oder verwirft, 
der Senat decretirt die Gesetze. *) Gewiss hat die Individua- 
lität des edleki Präsidenten Boyer diese eigenthümliche Con- 
stitution des merkwürdigen Mulattenstaates herbeigeführt, 
aber sie pasKt auf die Verhältnisse Haytis gewiss ebenso 
sehr, als die abweichende Verfassung der Vereinigten Staa- 
ten, zu diesen stimmt« Vielen scheint sogar die .Haytische 



'') Lips, Sutifttik von AmeriU, 1^28, S. ^05. 
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Verfassung die grössere Gewähr ruhiger Zukunft und fort- 
schreitender Entwicklung in sich zu schliessen und es lässt 
sich sehr Vieles für diese Ansicht anführen. 

Die eonnliitutionelle Honarcliie« 

Die constitutjonelle Monarchie giebt in formeller Mannig- 
faltigkeit der Republik wenig nach. Sie fordert zwar eine Ein- 
herrschaft und, wenn sie gut sein soll, eine erbliche, aber zur 
Noth langt auch eine Wahlherrschaft aus. Ihre Regierungs- 
forn» sollte die einer beschränkten Regierung sein, doch hat. sie 
nicht selten die einer getheiiten Regierung angenommen. Ihr 
Bild ist die Pyramide; sie theilt mit der Republik die breite 
Basis und mit, der absoluten Monarchie die , spitze Hohe. 

0er Geist der constitutipnellen Motiarchie ist so itiannig- 
faltig als ihre Form. Dieselbe fusst nämlich entweder auf 
historischep Ständen und lässt nur eine Beschränkung des 
Monarchen zu, oder sie fusst auf einer sogenannten reinen 
Repräsentation und lässt die Volksvertreter die Gewalt bei- 
nahe völlig mit dem Regenten theilen, oder sie legt theils 
gewisse Stände, theils die Cbmmunen und Landbezirke der 
Volksvertretung zu Grunde und hält die Krone mögliehst 
hoch über dieser, ohne ihre Mitwirkung nur auf einzelne 
Punkte zu beschränken. Diese drei Richtungeil , der consti- 
tutionellen Monarchie lernen wir am besten in der schwedir 
sehen, französischen und englischen Verfassung kennen und — 
schätzen. 

Schwedens Verfassung hat die meisten historischen 
Elemente beibehalten, die aus dem Mittelalter stammen, 
ungeachtet sie in ihrer heutigen Gestalt auf einer Con- 
stitution vom J. 1807 beruht. Das Volk ist in der alten 
Form belassen, es scheidet sich streng in Adel (im Jahre 
1818 etwa 1117 Geschlechter st(u*k), Clems (wozu die Ge- 
lehrten gehören), Bürger und Bauern; die Cbmmunen ge- 
messen noch jener Freiheiten, die sie im xMittelalter alle be- 
sassen. Der König hat die gesammte Staatsgewalt, ist aber 
in der Ausübung der Gesetzgebung und Besteurung an den 
Reichstag gebunden, den sämmtliche grossjährige Edelleute, 
70 Geistliche und Gelehrte, 11^ Bürger und 259 Bauern zu 
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besuchen haben, aber vielleicht kainn die Hälfte wirklich 
besucht! was insofern ntcht schadet, als nach Ständen abge- 
stimmt wird. Noch üben die Reichsstände die, Aufsicht über 
die Verwaltung. Ein Bevollmächtigter der Reichsstände con- 
trolitt insbesondre die Rechtspflege. *) Die voUziehende Ge- 
walt steht zwar uneingeschränkt bei dem Könige, aber die 
Ausübung ist insofern noriiiirt, als er in allen Maässregeln 
von seinem Staatsrath Bericht und Rath abfordern muisis. 
Die Richter können ohne Untersuchung nicht von ihrem 
Amte entfernt werden; andre Beamte sind amovibel. Un- 
geachtet die königliche Gewalt in Schweden im entschieden- 
sten Uebergewichte dasteht, ist doch der schwedische Mo- 
narch derjenige coniititntionelle Souverän , der a|n wenigsten 
seinen persönlichen Willen durchzusetzen vermochte. £s 
üben die Stände oft desto grössern Einfluss auf die Regie- 
rung aus, je geringer ihre Gerechtsame sind, weil sie in die- 
sem Falle desto eifersüchtiger oder strenger darüber wachen. 
Die Constitutipnen sind'^im Lebeii sehr häufig ganz anders, 
als sie auf dem Papiere sich darstellen. ~ 

Die französische Verfassung ist in^ ihrer neuesten Ge- 
stalt (vom Jahre 1830^ eine der abstractesten , insofern sie 
nämlich von den geschichtlichen Grundlagen Weit absieht. 
Ein eigentlicher Organismus des Volkes existirt hiebt. Die 
ständischen Unterschiede sind in dem Grade aufgehoben, dass 
die Strafe für die unberechtigte Annahme von Adelstiteln 
durch Kammerbescbluss aufgehoben wurde.. Eben so wenig 
herrscht eine eigentliche Communalfreiheit ; den Maire setzt 
die Verwaltung ein, die Bürger setzen ihm (nach dem JVIuni- 
clpajgesetz voin J. 1832) blos 0in paar Räthe zur Seite, die 
wenig oder nichts zu rathen haben. Das Land zerfallt in 
Departements, die meist von Flüssen ihren Namen empfin- 
gen, diese in Atrondissements, diese wieder in Cantone. Der 
Eintheilungsgrund ist Area und Kopfzahl. Der König hat 
die Majestät durch des Volkes Willen und Souveränetät. 
Demzufolge theilt er die S,taatsgewalt mit den Kammern^ 



*) Rikets Ständers Justitiae Ombudsman. Forsel, Statistik von 
Schweden, 1835» S. 4§. 
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Der Konig hat jedoch entschieden den starkern Theil der 
Staatsgewalt; er ernennt die Minister, welche die voUsie- 
hende Gewalt unter ihrer Verantwortlichkeit verwalten und ' 
er ernennt ferner die Mitglieder der Pairskammer nach be^ 
stimmten Kategorien der Einwohner, so dass die Pairskam- 
mer nur als schwficber Dämpfer der Deputinenkammer er- 
scheint. Die Deputirtenkammer nimmt nur an der gesamm- 
ten Gesetzgebung Theil and führt ausserdem blos die Auf» 
sieht und im Nothfall die Beschwerde über die Verwaltung: 
aber in der Wirklichkeit ist ihr Wirkungskreis weit über 
diese Grenzen hinaus gegangen. Inzwischen ist die Art der 
Zusammensetzung der Kammer meist so beschaffen, dass die 
Regierung die Kammer sich ohne grosse Mühe dienstbar 
macht. Indem nur von den Hochbesteuerten unter den 
Hochbesteuerten die Abgeordneten der Städte und Landbe- 
zirke (meist zur Hälfte Beamte!) erwählt werden, so ist 
die Einwirkung auf die Wahlen wie auf die Gewählten 
ebenso leicht als erfolgreich. Die Behörden Verfassung öff- 
net der Regierung hiezu ungemeine Hütfsmittel. Das Princip 
der Ministerverantwortlichkeit gilt als Grund für die allge- 
meine Entlassbarkeit ünd.wilikührliche Beförderung der Civil- 
diener. Die Chefs der Departenientalverwaltung haben nur 
Augen für den Minister; andres i^ Nebensache. Im Jahre 
1^33 ist zwar eine Art Controle der Departemen tat Verwal- 
tung durch Repräsentanten der Einwohner bewerkstelligt worr 
den, aber sie kann nicht viel wirken. In sämmtlichen Can- 
tonen eiiies Departements wählen die eingesessenen Deputlr- 
tenwäbler und Geschwornen erst ein Mitglied in das Cohseil 
de rarrondissement, das jeden Unterpräfecten controliren und 
berafhen soll, dann ein Mitglied in das Conseil genetal, das 
den Präfecten ccfntroliren und berathen soll. Diese Conseils 
der Bezirks- und Departemen taleinwQhner haben nur das 
Recht der Petitionen und Beschwerden ; sie dürfen wed^ ge- 
meinnützige Anstalten decretiren^ noch Auflagen zu gemei- 
nen Verbesserungen ausschrei beif. Unter diesen Verhältnis« 
sen musste in Frankreich eine Cen^ralisation sich ^u»bilden, 
wie sie fast in keinem andren Laude zu finden ist; weswe- 
gen denn auch die Individualität des Königs wie die seines 
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ersten Ministers fust in einer absolaten Monarchie niobt be« 
deutender ist. Bereits empfinden das die denkenden Franz<H 
sen und* es hat sich eine ziemlich heftige Opposition gegeii 
jene abstracto Centralgewalt und su Gunsten des Localen 
und Departementalen, d fa. des Geschichtlichen und.Cbnci'e- 
ten ausgebildet, die gewiss froher oder später den Sieg da- 
vontragen wird, *) ^ 

I>ie englische Verfassung ist die einzige, die auf keiner 
geschriebnen , alles umfassenden Urkunde beruht, sondern, 
vielmehr nur aus einer Reibe von alten Freibriefen und 
neuern Statuten sich entwickeln lässt; Der Mangel einer 
systematischen äLufeeicfanung (Charte) rächt sich durch die 
Zweifelhaftigkeit und Unbestimmtheit mehrerer Punkte; je- 
doch wird aller Schftde dadurch aufgewogen, dass vielleicht 
eben wegen ihrer fehlenden Gesammtverzeicbnung die Ver- 
fassung tiefer in die Herzen aller Britten eingeschrieben da- 
^ steht. Jener historische Sinn der Engländer , der sie alle 
Spuren der geschichtlichen Vergangenheit mit ängstlicher 
Sorgfalt bewahren lässt, ist auch der erhaltende Schutzgeist 
der politischen Institutionen, dessen Kraft sich nirgend deut- 
licher zeigte, als in den Verhandlungen über Parlaments-, 



') X)er bekannte Chevaliei* sagte unter andern : »iDie Örtlichen 
Verwaltungen müssen wohl .unthätig* bleiben, da sie allem fremd 
sind was aas Leben der Oertlichkeit ausmacht, ihrem Gewerbsbe- 
triebe, ihrer Thätigkeit in Bezug auf Künste und Wissenschaften. 
Die Central Verwaltung ist ein grosses Rad, das sich beständig 
umdreht', die MtMiera regelmässig aufnimmt, die Armee recrutirt 
und niittelst eines Abdrückers nach dem Belieben des jMiniste* 
rilini die Umlaufschretben, Präfecten, Qerichtspersonen und Gen- 
darmen aussendet. Die Präfecturen sind 86. kletnerä Räder, die 
in das grossff eingreifen, alle denselben Durchmesser haben, mit 
derselben Schnelligkeit umlanfen und eine dritte Reihe von Rä- 
dern treiben, die man Malriet> nennt, und die wieder alle densel- 
. ben Gang haben. Dies alles. ist ein wohlausgedachter Organismus» 
der einem Vaucanson zur Ehre gereichen könnte, aber es ist' 
darin auch eine verzweiflungsvvUe Binföfmigkeit. Die Sache 
wäre vortrefflich, wenn det Boden von Frankreich et>^a ein 
grosses, ganz flaches Viereck bildete, das man gleichförmig, in 
§6 Bezirke abtheilte, welche wiedei'um in 80,(100 gleich grosse 
Vierecke untergetheilt würden, alle bewohnt von Männern und 
Frauen gleicher Grösse, gleichen Characters, wahre Automaten, 
nach einem, und demselben Muster gebildet: aber die Sache ist 
abschetiKch, ist armselig, isttodt, wenn sie lebendigen Vi»lkern . 
gelten sqlh welche sehr verschiedenartig beschaffen sind und yer 
schiedn« Thätigkeiten üben.^ 
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Kircheor- und Gorporationsrefonn. Die britäsohe Verfassung 
hält eine musterhafte^ Mitte zwischen dem reinhistorischen 
und dem reinrationellen Staatsprincip. Das Volk hat noch 
die ständische Form, aber die Stände selbst sind völlig um- 
gestaltet. Im Volksleben sind drei Klassen zu unterschei- 
den: Adel, höhrer und niedrer Biirgerstand« Der Adel ist 
nichts weniger als eine Kaste; nur zum Theil ist er Erbadel, 
zum Theil ist er Würdenadel (der Bischöfe und Ober-Richter) ; 
.der Erbadel pflanzt sich nur auf den Erstgebornen fort oder 
vielniehr nur durch das Majorat. Die Jüngern Söhne und 
Töchter oder vielmehr die Nichterben des Majorats gehören 
zum Adel nicht. Der Begriff der Missheirath ist deshalb in 
England nicht bekannt opd damit ist schon ein . Hauptgrund 
der Ußpopularität des Adels weggefallen. Der bohre Bürger- 
stand, die Gentrj, umfasst die Jüngern Kinder der Lords, 
die Beamten , Gelehrten , Geistlichen , die Grundbesitzer, 
Rentiers und die Kauf.- nind Fabrikherren. Dem niedern 
Stande gehören blos die an, die ein unabhängiges Einkommen 
nicht besitzen, sondern durch Bedienung des Publicums im 
Kleinen oder .durch eigne Arbeit sich erhalten müssen. Un- 
geachtet die Gentry fast so viel bedeutet, wie jier niedre 
Adel auf dem Continent, machen, doch die Gentry und die 
niederen Klassen zusammen die Communalty aus. Das Land 
zerfällt in Grafschaften, die eine sehr volksthümliche Gau- 
verfassüng besitzen, ebenso haben die Städte ihre eigne Ver- 
waltung. Die Zünfte sind keine gewerbliche, sondern viel- 
mehr politische Corporationen ; sie haben nämlich einen be- 
stimmten Antheil an der Gemeinderepräsentation. Der König 
ist trotz der Ausdrücke in der Bill of rigths wahrer Souve- 
rän, alle Gerichtsbarkeit geschieht in seinem Namen,, er fuhrt 
Krieg und schliesst Frieden, er verwaltet das Innre. Seine 
Minister sind verantwortlich, er aber ist unverletzlich, ün"- 
fehlbar, unverantwortlich. *) Zur Ausübung der Staatsgewalt 
bedarf er des Ober- und Unterhauses, die mit ihm zusam- 



*') Die Formel für das englische Köiiigsrecht lautet wörtlich: R«x 
' est Pontifex maxiinus, sumnius regni custos, ultimus regni hae- 
res, uiiini praesens, oninipotens> infallibilis. 2u diesen Aus- 
, drücken stimmt keine Volkssouveränetät. 
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men den gesetzgebendein Korper constituiren. Das Oberbaus 
besteht aus sätnmtlichen englischen Lords und einer Ansahl 
der schottischen und irischen (weltlichen und geistlichen) 
Lords. Es ist SEUgleich oberster Staatsgerichtshof gegen die 
Lords und die Minister. Das Unterhaus besteht aus Abge- 
ordneten der Grafschaften und Stftdte (gewählt von den Ein- 
gesessenen mit einem reinen Einkommen von 10 L. Sr. unter 
solchen, die 300 L. St. in den Städten, 600 L. St. in defl 
Grafschaften einnehmen) und hat in allen Steuersachen die 
oberste Stimme. Sonst war das Oberhaus einflussreicfaer, die 
Wahlen ins Unterhaus hiYigen meist von den Lords ab. 
Jetzt, nach der Parlamentsreform, ist das Uebergewicht ent- 
schieden beim Unterhause, ohne dass darum das Oberhaus 
ohne grosses Gewicht wäre. Da eine Vermehrung der Peers 
in England zwar beim Könige steht, aber wegen des Erfor* 
dernisses eines Majorates für jeden Peer sehr wenig thun- 
lich ist: so wird das Oberhaus immerfort seine unabhängige 
Stellung der Krone wie dem Unterhause gegenüber behal- 
ten. — Das Ober- und Unterbaus controlirt insofern die Ver- 
waltung, als es die Minister zur Rechenschaft zieht; sonjst 
aber greift es in die Verwaltung nicht ein. Diese aber ist 
in Bezug auf das Innre dadurch einer Volkscontrole unbe- 
dürftig, weil nur die Fäden in der Hand der Kronbeamten 
ruhn, die gaii2fen Kreisgeschäfte aber durch Lordlieutenants, 
Cherifs, Friedensrichter, die ganzen Localgeschäfte durch 
Mayors, Alderniens u. s. w. abgethan werden, die säiumtlich 
aus den vermögenden Eingesessenen hervorgehen und ihre 
Aemter ohne einen Gehalt versehen. Büreaucratie ist in 
England nirgend: Ungesetzlichkeiten strafen die' Gerichte, 
jeder kann die Strafe dafür einklagen, Niemand darf sich 
mit einem Befehl der Obern entschuldigen. In diesen letz- 
tern Einrichtungen liegt 'der vornehmste Unterschied der 
englischen und französischem Verfassung, so wie auoh die 
bedeutsamste Eigenthümliohkeit der ersteren. Man glaubt, 
dass das englische Oberhaus stürzen müsse, wie dem Adel 
irgendein missbtöuchlicherEinfluss entzogen werde; ich mochte 
dagegen behaupten, dass das englische Oberhaus so lange 
fest stehen werde, so lange der Adel in den GrafiBcbaften 
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auf volksthiiHiliobe Weise die wiohtigsteii Aemter unent- 
geldicfa bekleidet, denn dadurch wird die Aristocratie am 
besten erhalten. 

li¥flrdl§riiiig der IStaateformeii» 

Nachdem die einzelnen StaatsforiAen in ihrem Wesen 
und Geiste cur Genüge characterisirt worden, ist schliesslich 
noch ein Wort über ihr gegenseitiges Verhtitniss» über die 
Ursache ihrer gewaltsamen Abänderungen,, so wie 'über die 
wahren Mittel ihrer Erhaltung auszusprechen. 
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:Werll»irechftltaiea der Staataformen» 

Insoweit die Staatsformen ihren Unterscheidungsgrnnd 
in dem Geiste des Volkes wurzeln haben, ist es natürlich, 
dass sie eine gewisse Ordnung bekünden und drei verschie- 
dene Culturstufen bezeichnen. Die absolute Monarchie ist 
die Form der allmächtigen Einheit, und deutet auf jene Epochoi 
wo der Mensch theils Zähmung, theils Schutz zunächst ver- 
langen mnss. Die Republik enthäll Jie Form der Mannig- 
faltigkeit und bezeiehhet eine Epoche, wo die Sicherheit 
errungen ist und das bunte Volksleben sich ausbreitet« Die 
constitutionelle Monarchie ist die Form der Einheit in der 
Mannigfaltigkeit, und bezeichnet eine Epoche, wo der in 
sich zurückkehrende Sinn der Gesellschaft das Bedürfnisa 
eines Weohsellosen und Gewissen empfindet Die Geschichte 
bestätiget durchaus diese Stufenfolge der Staatsformen. Alle 
Staaten, die sich an die graue Vorweg anschliessen, zeugen 
von der monarchischen Form; nur waltet in den ältesten 
(Aegypten, Sina, Indien) .das theocratische Element, welches 
die spätem (Babylonien, Assyrien, Medien, Persien) verloren 
haben; selbst Griechenland war voll kleiner Herren. Ejrat 
hierauf nahet die Zeit der überwiegenden Republiken. An- 
deutungen von constitutionellen Monarchien kommen • vor, 
werden aber nicht ins Be^yusstsein aufgenommen; die Wei- 
sen jener Zeit unterscheiden nur Monarchien und Republi«- 
ken. Eine ganze Wiederholung der bisherigen Entwicklung 
führte zu der constitutionellen Monarchie. Die alte Welt 
ging unter; germanische Hände errichteten aus den Trum- 



m^rn dea r&mit«hen Reiches neue Stantsgebftuiie ; eine neae 
Tbeocratie ilafchdfang sie alle; fblnn erhob sich die Gewek 
der Herren gegen den Staathalter Gottes ; mit den siegenden 
Herren begannen daraof die* Volker den Freiheitskampf» und 
das Ende — ist die vorspringende 'Erscheinung der constitu* 
tionellen Monarebie, die aus monarchischen und volksthnm- 
liehen Elementen erwuchs. Selbst ein Blick auf die Welt- 
tbeilO) die alle CuUurstufen repräsentiren, beweiset die ange» 
deatete Stufenfolge. In dem stehengebliebenen Asien nber«» 
wiegen die Monarchien mit tbeocratiscfaeni Anklatig^ der in 
dem (wenn au^h cur Verwildenmg) fortgerückten Afrika sich 
verloren hat; Amerika bietet uns den Anbliek aahlreicher 
Itepubliken, Europa aber enthält grösstentheils Constitution 
ndle Monarchien. 

Wenn die Staatsforinen eine gewisse Stufenfolge ansei* 
gen, so liegt' der Gedanke nahe^ dass si^ auch eine un- 
gleiche Vollkommenheit nnd Gute haben müssen. Allerdings 
haben sie einen verscbiedeaen Werth, wenn ssan sie als 
weltgeschichtliche Producte bi^trachtet. Allein , wenn man 
blos ihre Wirkungen in Besug auf das Volk betraobtct, so 
muss* man das Unheil fällen, i%^ jede Staatsform, wenn sie 
für die besonderen Verbältnisse die passeiidste ist,' die voll- 
kommenste und beste ist Die Staatsformen sind Culthrmes- 
ser, aber keine Maassstäbe des Nationalgluckes. Auch ist 
wohl entschieden, dass in jeder Staatsform, wenn sie nur 
den besondem Verhältnissen angemessen ist, die höchsten 
Zwecke erreicht werden können. Dänemark verwandelte sich 
1660 freiwillig in eine absolute Monarohie, und betrachtet 
noch gegenwärtig diesen Schritt als die Quelle seines Wohl- 
standes, und England schi^eibt seine Blüthe von Kromw^ira 
Pictatur» Die Republik hat blos darum das schönste Loos, 
weil sie die Periode dei^ Ieji>endigen Entfaltung eines Volkes 
bezeichnet. Sobald eine Nation zu sinken anfangt, fängt 
auch die republicanische Form an sich so verflüchtigen, 
denn sie setzet durchaus einfache und starke Sitten und 
eine gewisse Eintracht der verschiedenen Volksklassen vor- 
aus. Weil die schlechteste Art der absoluten Monarchie 
(die militärische) gewöhnlich die Republik verschlinget, so 
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sehen Viele, wie Algernon Sidpey *), die Republik fiir etwas 
VQllkon)iraene.8 , die absolute Monarchie für etwas Verderb- 
liches an. Aber, wie kann man der Monarchie die Gräuel 
xuschrefben, die aus der Entartung des Volkes hervorgehen! 
Diese scheusslichen Gestalten eines Calligula, Nero und 
Domitianus, sind sie Ausgeburten der Nacht, qde^r sind sie 
aus dein ^ römischen Volke hervorgegangen? Ihre Unthaten, 
sind sie ^nicht der Abschaum der öffentlichen Sitten! Wenn 
ein Volk verdorben ist, so zieht es eine entartete Regierung 
nach sich. Wie das Unrecht den Zwang als ein Recht 
setsel^ so der Völker Entartung den Despotismus der Herren. -— 
In neuerer Zeit misst man die Staatsformen mit dem Maäss- 
stabe der Freiheit. Doch selbst in dieser Beziehung haben' 
die Staatsformen an sich einen und denselben Werth. Jeder 
Staat I welcher gut eingerichtet ist, gleichviel welche Form 
er habe, ist ein Freistaat. **) Nur giebt jeder eine -besondre 
Freiheit. / Die Freiheit ist nämlich eine doppelte, die politi« 
sehe und die bürgerliche. Die Erste^re ist Sicherheit vor 
fremder Wiilkühr, begründet durch volksthümliche Institutio- 
nen. Die Andere besteht in dem durch Gesetze verbürgten 
Genüsse eines ausgedehnten Privatrechts. Die politische und 
bürgerliche Freiheit stehen in den Extremen einander entge- 
gen, in der Mitte durchdringen sie einander. Welches Volk 
die höchste politische Freiheit will, muss dem Genüsse der 
eigenen Wiilkühr zum grossen Theile entsagen; in Repu- 
bliken lernt man daher die Freiheit hassen, so sagt ein altes 
i^richwort. Welches Volk die höchste bürgerliche Freiheit 
erstrebt, kann wenig Oeffentlicfaes begehren. Die constitn- 
tionelle Monarchie giebt das Mittelmaas von beiderlei Frei- 
heit, aber nur gereifte Völker trachten nach der Mitte! — Aus 
diesem Mangel einer absoluten Bedeutung der Staatsformen 
entspringt die Ansicht, dass nur die beste Form der Herr- 



*) Betracklungeii über die Resjemngsfamen» in Auszug von L. II. 
Jakob, Halle 1195, S. 259. 

**) Staaten» die keine Kreittaaten, sondern reine 2wangsstaaten 
(Deapolien), sind entartete Formen; aber nickt jede Republik ist 
ein Freistaat» sondern gar mancbe Republik ist reine Despotie, 
^enn a. B. die Aristocralie in OUgarcbie und die Democratie in 
Odilocralit enlartet ist 
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Schaft und Regierung ergriffen, und gar nicht viel gefragt 
werden solle, welche Art Staat daraus entstehe. Aber die 
Wahrheit ist,^ dass die Staatsformen, obgleich sie nichts Ab- 
solutes sind, doch die höchste Berücksichtigung fordern, Sie 
haben ja ihre Wursel im Geiste des Volkes! Welches Un- 
glück bereitete König Jacob seinem Geschlechte, weil er über 
die Person des Königs eine Ansicht behauptete, welche nicht 
die des Volkes war? Julius Cäsar war in der Tbat der 
Mann) welcher Rom retten konnte, und er fiel zu den Füssen 
der Götter, weil er König heissen wollte. Republiken ent- 
standen und vergingen über Nacht, weil sie nicht in der An- 
sicht der Mehrzahl begründet waren. Die Constitutionsmacher 
mochten die Gewalt theilen, so viel sie wollten, Kammern 
berufen, so rasch sie konnten, die absolute Monarchie kehrte 
zurück, sobald sie die Hände weggetban hatten. Der Zu- 
sammenhang der Staatsformen mit dem Volksgeiste setzet 
sie auch in Verbindung mit der Cnltur, die umgetrieben 
wird von den Stürmen, <tie über die Erde fahren. Schwierig 
ist es eine Form fest zu halten, livogegen der Zeitgeist strei- 
tet. Das an sich Gleichgültige wird zum Uebel, wenA es 
gegen die allgemeinen Wunsche ist; das Beste trifft das 
Loos der Verkennung. Diesen Moden, die in der politischen 
Welt einreissen, verdanken wir die Scheinformen, womit 
man die wahren verbirgt, um sie zu erhalten. Leider! 
hat solche Verhehlniig meist eine fortgesetzte Lüge^ und Ver- 
stellung zur traurigen Folge, wobei die öffentliche Moral 
schaden, nehmen muss! 



Die Terftnderan^en der lMa»tBformen. 

Da die S'taatsformen mit dem Volksgeiste und mit der 
Volksgeschichte zusammenhängen , so kann keine auf ewige 
Dauer Anspruch machen ,' sondern es kann eine jede einmal 
unpassend erscheinen und einer anderen den Platz räumen. 
Umsonst wird man die absolute Monarchie zu erhalten suchen, 
wenn das Volk eine . gewisse Stufe lebendiger Bildung er- 
klommen hat. Die Republik wird nicht bestehen, wenn die 
Ordnung ans dem Volksleben entU^ich. 

Es darf die Frage gestellt werden, ob die Staatsver- 
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ändttrongmi nach einem gewissen Gesetze geschehen I Piaton *) 
bejaht^ diese Frage unbedingt. „Die Staatsverfassungen (sagt 
er) verdanken nicht den Riehen und Wäldern ihren Ursprung, 
sondern den Sitten der JMeoschen , die alles Uebrige^ im 
Strome mit sich fortreissen. Deswegen giebt es so viele 
Staatsverfassungen, als Gattungen unter den Menschen sind. 
Und wie die Menschen stufenweise vom Guten zum Bösen 
sinken, so die Verfassungen der Staaten/^ Aristoteles bestritt 
Matpn und Hess doch den Irrthum unberührt, nämlich, dass die 
Staaten blos von den Sitten der Burger abhängen , nicht auch 
von anderen Umständen und Einflüssen. Wäre .der Staat 
wirklick blos der erweiterte Memich, und änderte sich der 
Staat nnr nach den Sitten seiner Bürger, so würde man gana 
mit PItitott stimmen; allein die Geschiebte lehret das Gegen^ 
theil, and erkläret dadurch jede Regellosigkeit der Vetändo'^ 
nuigen. Doch darf immerhin die Tendenx zu einer R%gt\ 
in den Staatsverändemngen behauptet werden. Ueberfliegt 
man die Staatsverändemngen, so erkennt man tn denselben 
jene Ordnung, die in der Stufenfolge der Staatsformen sich' 
ankiindiget. Wir sehen in vielen Staaten die fortsdireiten^e 
Bewegnng ans der absoluten Monarchie in die Republik über- 
gehen, nnd nach einem iniaslungenen Aufisckwang zur consti- 
tntionellen Monarchie sehen wir die rükgängige Bewegung 
eintfeten fiml zur entarteten Einherrschaft zurückweichen.**) 
Die regelmässige Umwandlung der Stauten wkd am mei- 
sten dadurch verdunkelt, dass die Umänderungen hiuifiger 
gewaltsam, als friedlich sind. Die Ursache sieht Aristo- 
teles***) mit Recht in der Bildung der Staaten^ darin, „dass 
die Menschen bei Einrichtung- der büfgerBchen Gesellschaft, 
nach gewissen Regeln der Gerechtigkeit so handeln gesucht, 
eine gewisse Proportion zum Maassstabe ihrer Eittrichtangen 
genommen ,k aber nicht immer das wahre Reobt, das gehörige 
und passende Yerhältniss haben finden kdanea. So entstand 



*) Reuubl. Hbr. VIU. 

**) Polybius (hist. 1. VI c. 7 — tO) lasst schon die Monarchie zur 
lyrannls strebe», hieraus die Arrstoeratie entstehen und in Oii- 
earchie entarten , hierauf DeuM^cratie kommen und naob ihrem 
Verfall in Ochlocratie wieder Monarchie eintri$ten. 
«^*} Pol. VI, I. Nach Garve's Hebers. S. 384. 



oft eine Democrade, weil die, wekhe sie erriohteien, Mee- 
sehen, die nar in einer Hinsicht einander gleich sind, für in ' 
aller Hinsicht völlig gleich ansahen. Die aristocratieehe 
Form entstand nicht selten, weil Menschen, die in einem * 
gewissen Stücke Vorzüge hatten, glaubteil, dass sie ancb 
in alten andern Stucken Vorredite haben mössten u. s. w/^ 
Ja, wenn auch die Proportion der wahren Gerechtigkeit ge- 
funden wurde, so ist sie doch nicht dauernd« Es veriieren 
die Bürger die Vorzüge, die sie früher besassen; andre tre- 
ten aus dem Stande der Gleichheit mit den Uebrigen. .£ino 
Familie kann sich im Laufe der Zeit über die übrigen schwin- 
gen^ oder sie kann jenen Glanz Terlieren, den sie früher be- 
sasa. B^i solchen Veränderungen kann die frühere Propor- 
tion nicht mehr für passend gelten; dii Beeinträchtigten verk- 
langen eine neue Ausmessung der Verbältnisse, und seuen 
sie mit Gewalt durch, weil sie immer Widenrtahd finden^ 
Das ist in der That die wahre Quelle der Revolutionen Iq 
allen Staaten. Was man sonst dafiir Husgiebt, bezeichnet 
Aristoteles sehr treffend mit dem blossen Namen der Ver- 
anlassungen. Ebrenkränkong der Vornehmen, übertriebne 
Abgaben, Verletzung der öffentlidien Sittlichkeit bringen Be- 
^volutionen zum Ausbruch, aber machen sie nicht erst 
entstehen. — Der siftltehe Geist verdamnU die Revolution, 
weil sie, eine finstere Fniie, dühin schreitet über den ait- 
ter^den Erdboden, and auf der falschen Wage der Gerech- 
tigkeit Verbrechen und Vortheile gegen einander abwägt« 
Die Politik muss sie fast noch mehr verwerfen» Einmal 
, setst sie nur ein Uebel an die Stelle des andern, indem sie 
rm Kampf mit ihren Gegnern nur auf die Vorzüge ihrer An- 
bänger denket, und deswegen 46t gerechte Proportion auf der 
andern Seite verletzet» Zum ' andern entfesselt sie die Lei- 
densebafioA, vertreibt die Redlichen, bringt die Hefe läler 
StlLnde empor, und versc^Iedrtert in den Menschen zugleidi 
.den Staat. Endlich bat die neue Regierung schwächeren 
AnthetI imVotke, weil es den Gehorsam verlernte. Es moss 
daher vieles von dem Abgeschafften wieder hergestellt wer- 
den, so dass zuweilen die Revolution durch Asche und übeir 
Leichen zu dem alten Zustande führt» -^ Die Revolution 
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gMchieht heat zu Tage in sweifiEicher Form, entweder w&Izt 
sie das Bestehende nm, um ein Niedagewesenes an seine 
Stelle zu setzen, (eigentliche Revolution), oder sie stnrzt das 
Bestriiende über den Hänfen, nm das gewaltsam Abgeschaffte 
wFeder einzufahren, (Reaction). Die Parthei der Revolution 
sieht in der Vergangenheit nur „die Leidensgeschichte der 
von dep stupidesten Bösewichtern am Narrenseile herumge- 
führten Menschheit** *) und geht darum in einen Titanen- 
kampf mit allem Uebedieferten ; kein anderer Reehtstitel 
soll furder gelten, als' die Vernunft, und deswegen ein neues 
„Werde*^ die politische Schöpfung beginnen. Die Parthei 
der Reaction sieht durch dieses jahrhundettlange Streben der 
verwegensten Geister ein Institut nach dem andern fallen, 
und nichts Besseres Bg die Stelle treteh-; sie sieht daher in 
dem neuen Weltlaufe nur eine ungeheure Verirrung, und 
weiss kein Heil ausser der angemessenen Entwicklung je- 
ner Keime, aus., welchen das organische Leben des Mittel- 
alters hervorgegangeli war. So kämpfen die grossen Par- 
theien gegen einander und die ein^ rejsst nieder, was die 
andere errichtet hat. Aber der ruhige Forscher, dessen Auge 
in die Vergangenheit dringet, und in dessen Herzen der 
Glaube an die göttliche Vorsehung und an die Vervollkomm- 
nung des Menschengeschlechts lebet, schwingt sich über 
beide Partheien empor. Wohl scheint ein arger Zauber die 
Menschen gefangen zu halten. Es gitig ihnen wie den arg- 
losen Gesellen in jenem berühmten. Gedichte. Sie sassen 
bei gemeinschaftlichem Weine, an traulichem Tische, bei- 
sammen. Da trat unter sie der Geist, der stets verneint, und 
bot jedem Getränk nach herzeigner WahL Es waren Flam- 
men, die sie unter kanibalischem Gesänge schlürften; die 
goldnen Früchte, die sie sahen und brechen wollten, waren 
Fleisch von ihrem Fleische. Aber der Zauber wird fliehen, 
die Augiin 'werden den falschen Sichein verlieren, und die 
Erwachten beschäm^ und gebessert hinaustreten in den hel- 
len Tag, wo noch die Sonne scheint, die Epaminondas und 
Carol. Magnus geleuchtet hat. 



*) Schlözer, Staatsgel^hrtheit, Th. 1, S. 1)3. 



IftO 

Die lEbrli»ltaMiP der Staat^'^i^wen. 

Wenn auch die Staatsformen nur als seitliche und wan*< 
delbare Formen erscheinen: so dürfen sie doch nicht ohne 
dringende Noth in Flnss gebracht werden« So wenig man 
e» billigen kann, wenn eine völlig ausgelebte Form mit 
Gewalt aufrecht erhalten wird, so wenig kann man es gut- 
heissen, wenn maa die Staatsformen völlig wechselt wie die 
Kleider, ans purer Mode« Es ist vielmehr eine wichtige Auf- 
gabe jeder Regierung, die gegebne Verfassung möglichst halt- 
bar und. dauerhaft su machen. Man darf daher allerdings 
mit V. Haller eine Makrobiotik, eine Kunst ^ das staatliche 
Leben in gegebner Forih zu verlängern, unter d^e wichtig- 
sten Gegenstände der Politik zählen. Zwar hat jede Staats- 
fonn ihre besondern Mittel der Erhaltung; doch giebt es 
auch gewisse allgemeine, für alle Staatsformen gültige; die- 
sen 'letzteren widmen wir eine flüchtige Erwähnung. 

Die Herrschaftsformen haben an ihrer Bedeutung etwas 
verloren, wie schon bemerkt worden, aber dessenungeachtet 
ist die Persönlichkeit der Regenten immer noch ;vom höch- 
sten Einflüsse und zwar i selbst hifisichtlich der öffentlicbeh 
Meinung über eine bestehende Verfassung. Wenn der Re- 
gent gut ist, so hält man auch die Verfassung dafür, und 
umgekehrt, wenn die Regenten entarten, so erscheint die Ver- 
fassung fehlerhaft iind des Unterganges würdig. Die Persön- 
lichkeit des Regenten wird zum Stützpunkte der Verfassung 
durch eine nationale, vom Geiste der Verfassung beseelte 
Erziehung. Die Wichtigkeit derselben wurde von .den Alten 
auf das Tiefste empfunden; Piaton gab seinem Staate gar 
keine andere Garantie, als die angemessene Bildung der Re- 
genten. Und sogar in den verrufenen orientalischen Staaten 
spielt die Erziehung der künftigen Herrscher eine wichtige 
Rolle. In Europa wurde darauf immer zu wenig gesehen ; 
ja, die Völker brauchten Deutsche, Engländer, Russen und 
man machte die Prinzen zu Franzosen ; sie bedurften Könige, 
die den Staat leiten sollten, und man erzog- nur Feldberrn. — 
Ans der Erziehung der Herrscher folgt das Betragen dersel- 
ben, welches das Bestehende laut der Geschichte so sehr 
befestigen hilft. Das Betragen der Herrscher wäre jedoch 



verkehrt I wemi es die Herrsebafttfonn ganx ^schroff, ang^- 
ftllig zurückspiegeln möchte, es soH diese vielmehf den- 
jenigen aiiinalhig machen, denen sie weniger gefallen muss. 
Daher soll der König die Geringen mit Leutseligkeit behau* 
dein, der Aristocrat dem Volke Achtung^ bezeigen, das dehio- 
cratische Haupt den Adel schützen, wenn er sich in der Re- 
publik vorfindet. 

Eine jede VerfasflNing ist desto haltbarer, je mehr es ihr 

f gelingt, sich auf den fortdauernd stärksten Theil des Volkes 
zu stützen. Jede Verfassung hat Freunde, jede Feinde; sie 
allen recht zu machen, ist unmöglich. Weiss der Regent 
nun an diejenigen die Verfassung anzulehnen, die nicht blos 
im Momente, sondern wo möglich für ewige. Zeiten eine 

. feste Stütze ihr verleihen , so wird sie einer festen Begrün- 
düng sich erfreuen. In dieser Beztehnng nun kann die Staats- 
gewalt nur zwischen dem höchsten Stande (Adel^ Öptimaten) 
und detn Mittelstande schwanken, denn von der niedern 
Klasse, die ohne geistige und physische Gütei ist, darf nicht 
die Rede sein. Weil ein Staat sich als ein ewiges Gemein-' 
Wesen ansehen mniss , so darf die Verfassung nicht auf* den 
Adel gestützt werden. Erstens ist der Adel nur ^in robern 
Zuständen der stärkere Theii und verliert sein Uebergewicht 
mit der steigenden Coltur. ySv^eitens kann der Adel nicht 
begünstiget werden, ohne dass alle übrigen Stände zurück- 
gesetzt oder erbittert werden. Drittens wird ein mächtiger 
Adel sehr leicht übermütbig, und bedrohet die Verfassung« 
Zwar handelt ein Capitel des Montesquieu von der Geneigt- 
heit des Adels, den Thron za vertbeidigen , allein es führet 
nnr drei Beispiele an, die durch eine M^nge entgegengesetz- 
ter Thatsaeben erschüttert werden. Die Verfassung auf die 
Reichsten zu stützen, ist fast noch bedenklicher, da deren 
Zahl immer sehr klein und ihr Einilnss meist sehr verhasst 
ist/ Es ist daher nothwendig, die Verfassung auf den Mittel- 
stand zu gründen. Erstens bildet er die Majorität meist 
schon an sich und wird bei fortschreitender Cultnr imnier 
mächtiger. Zweitens, ist derselbe der ruhigste TheiL Grosse 
Refchthümer verlocken zu ehrgeizigen Entwürfen, und Ar* 
rnnlb reizt zu Umwälzungen an. Alle Völker stimmen daher 
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in da« Lob des MitlelstaDdea ein. Drittens kann der Mittel* 
stand Yon der Staatsgewalt heningeipgen werden,, ohne dass 
die allgemeine Wohlfahrt oder ein natürliches Vorrecht dar- 
unter leide. Diese Wahrheiten dürften die Mitwelt über- 
raschen, und doch sind sie über swei tausend Jahre alt, 
schon von Aristoteles*} ausgesprochen. Die Staatsgewalt 
lehnt die Verfassung an den Mittelstand an, indem sie über- 
haupt der Anhäufung des Vermögens die allgemeine Wohl- 
fahrt snr Grense setzt, damit die Zahl der Eigenthümer sich 
erweitere, dem Adel keine Vorrechte auf die Staatsämter 
einräumet und durch verfassungsmässige Belohnungen (Or- 
den, Titel) den Adel an den Thron, den Mittelstand zum 
Adel ziehet iind )ceinen Stand in Verachtung gerathen lässt. 
In Republiken und constitntionellen Monarchien insbesondre 
muss die Staatsgewalt noch dahin streben, dass die Zahl der 
activen Bürger, die an den Wahlep Theil haben, möglichst 
gross sei,« die Deputirten zwar nicht zu zahlreich, aber auch 
nicht zu wehige seien, zwar nicht ^auf zu kurze, aber auch 
nicht auf zu lange Zeit erwählt, werden und nach Umständen 
Diäten erhalten. Wo ein sehr wohlhabender Mittelstand von 
grosser Bildung vorhanden ist, da ist es unbedenklich, för 
Wähler und Gewählte ein gewisses reines Einkommen (nicht 
blos Grundvermögen oder Steuer) zu fordern und keinerlei 
Diäten zu bewilligen. So wie jedoch die Wohlhabenden nicht 
gehörig gebildet und die Gebildetsten nicht in der Regel 
wohlhabend sich darstellen, wird es sehr gut sein, die Wali- 
len den Eingesessenen der Communen und Landbezirke un- 
ter den Geistigbefähigten freizustellen und diesen die An^ 
nähme der Wahl durch Bemessung von Diäjten möglich zu 
machen. Man erzählt zwar, Talleyrand habe aus^gerufen, die 
französische Kammer werde viel kosten, weil die Deputirten' 
niehtfr bekommen. Er vergass aber, dass das Volk durch 
'die Wahl die Diäten gebe, nicht der Regent! 

Die Verfassungen werden auch dadurch im Ganzen er- 
halten, dass man im. Einzelnen zeitgemässe Abänderun- 
gen befördert Verbesserungen in bestehenden Verfassungen 



*) Pol. IV, 9. Nach Gafve'fl Uebersr S. 338. 
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heiMi^n Reformen. Dieselben fügen entweder etwas an, was 
fShlbares Bedurfniss gewqrden, oder schaffen etwas ab, dffs 
anpassend geworden ist» Sie folgen darin dem Gebote der 
ewig wechselnden ^atnr and des Caosalnexas menschlicher 
Handlangen. Beide ändern die menschlichen Verhältnisse, 
nnd dictiren daher auch den Verfassungen, die mit diesen 
harraoniren müssen, das Gesetz der Veränderung« Jeder 
Reform ist aber durch die ^taatsform die äusserste Grense 
vorgezeichnet und zugleich der Geist angegeben, in welchem 
sie geschehen muss« Nie darf sie aus blindem Verbesserungs* 
triebe hervorgehen, denn jede unnöthige Reform giebt die 
Losung zu einer Reihe willkührlicher Aenderuagen, die daa 
ganze Gebäude verwüsten ls:önnen. In einigen alten Staaten 
durften nur die Alten über die Verfassung sprechen; in an- 
deren musste Jeder, der eine Neuerung vorschlagen wollte, 
den Strick um dfn Hals, erscheinen, um auf der Stelle er- 
würgt zu werden, falls er die Stimme des Volkes nicht ge* 
wann. Die neuem Staaten, die keine reinen Democratien 
sind, brauchen so harte Mittel nicht anzuwenden gegen po- 
litische Leichtfertigkeiten« Sie lassen die Bürger frei spre* 
chen, frei schreiben; sie horchen nur nicht auf jede Prophe» 
tenstimme, die da .aus einem Zettungsblättchen , dort aas 
einem Studierstübi^ben hervorschallt. Inzwischen müssen sie 
selber auf alle materiellen Bedürfnisse sorgfältig achten, 
schädliche Missbräuche abstellen, so wie unabweissliche Zu- 
sätze vornehmen» Wie sie derlei Reformen unterlassen, so 
werden die Regierungen später su Veränderungen genöthigt, 
die weit über die Grenzen der Nothwendigkeit hinnusgehen. 
Man hasst alles, was ein Hinderniss der Wünsche gewesen, 
man ist blind gegen seine anderweitigen Vortheile, man achtet 
nicht auf seinen Zusammenhang mit dem Ganzen und so 
reisst man in toller Wuth nieder, was man später schmerz- 
lich vennisst. Frankreich hat zu allen Zeiten grossen Schaden 
davon genommen, dass es seine Constitutionen bei Strassen- 
Aufruhr und kriegerischem Lärm ausarbeitete. Durch Pofael- 
gewalt wurde der constituirenden Versammlung das absolute 
Veto des Königs entrissen, durch Emeuten die Erblichkeit 
der Pairie vernichtet, bei deren Aufgebung Casimir Perier 



an ein einsichitigeres Gesdilecht äppelKrte. England muan 
M Bicli dagegen znm gfossten Glocke anreobnen, daas aeina 
Reformen atalraweise und nach gadännj^fter Anfregonfg der 
Geatufher erfolgten. Hätte man den Urmmden Parteien 
Folge gdeiatet^ ao gäbe ea keine BSaehöfe iin ([>beriiaoae, 
keine eriilidiea Peers, Yielleieht fiberbaiipt keine Peere imd 
was wäre dato aas der hrktisehen VeHEsaaung gewordenl 
Djirch dieBefbriHen,-dievnian in etnselaen Th«len dei^ aiieift 
Englands vorgenommen hat , ist das alte Wesen auf lange 
hin befestigt imd veqlngt wofdea. -^ Um ririiiga und beson- 
nene Reformen zu unterstützen, sind d^halb in den meisten 
neuern Verfassungen Zieiträume angegeben^ nach deren 
Verlauf eine Revision der Verfassung beantragt werden darf. 
Es soll durch die Gewissheit von zeitweisen Revisionen das 
Verlangen nach VeiäadfifeuageD gedfianfft werden. Nicht im- 
mer^ mag aber dieser Erfolg sich einstellen. 

Die Reg^leran|^skiiii»t# 

Innerhalb, der Formen and Normen ihrer Verfassung 
muss die Öffentliche Gewalt auf die Erreichung des Staats« 
Zweckes angewendet werden. Die wirkliche Anwendung der 
Staatsgewalt auf den Staatszweck bildet das Regieruqgswesen, 
welches so vielgestaltig ist, al& die Staatsgewalt materielle 
und formelle Bestandtheile in sich achlieast. (DaaRegiernngs-t 
wesen ist theils ein materielles, theils .ein formelles; das 
erstere tbeilt sich in Justiz-, Polizei-^ Äeussrea- uiid Finanz- 
wesen, das andere in Gesetagebangs- und Verwaltungswe- 
sen). — Die Regierungskunst enthält die leitenden Grund- 
sätze ,1 wornach die Anwendung der Staatsgewalt, das ge^ 
sammte Regierungswesen sich zu richten hat» Die Regierungs- 
kunst ist weit entfernt, 'sich etwa wie die Rechenkuost aus 
einigen Begriffen entwickeln zu lassen. Allerdings behaup- 
tete Sonnenfels *^) solches und betrachtete als Alpha und 
Omega aller Regiemngskunat das im vorigen Jahrhundert 
aufgekommene Theorem, die Bevölkerung sei die Quelle der 



*) Grundsätze der Polizei , Handlung und F^inanz , 8t. 2. 
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National«- und Staatswohks und sohin der Einfloss der Maasa» 
regeln auf die Bevölkerung ihr Priifistein; aber er brilllrte 
mit dem vermeintlichen Talisman nur so lange, bis Lüder *) 
dem politischen Phrasenspiel in einer gründlichen Unter- 
suchung ein Ende machte. Wollte heut zu Tage noch Einer 
mit dem höchsten Gebote: vermehre die Bevölk;erung ! als 
Lehrer der Regierungsweisheit auftreten, so wurde an seinem 
gesunden Verstände gezweifelt werden. 

Oberste Grunds&tze. 

Ungeachtet die Regierungskunst nicht auf eine obejrste 
Formel sich zurückführen I&sst, so lassen sich doch gewisse 
oberste Grundsätze fiir sie aufstellen. 

Ifirster OrundsatB« 

Der erste Grundsatz gebietet, dass die Regierung nUr 
den Staatszweck verfolge und in der Verfolgung desselben 
nichts Unmoralisches an sich dulde. Es verstirbt sich von 
selbst, dass sie keine unsittliche Zwecke verfolgen darf, denn 
sie würde dadurch ihre Wesenheit verläugnen und sohin das 
Recht auf Gehorsam verwirken. Allein sie muss sich nicht 
minder jedes unmoralischen Mittels enthalten, sollte es schein- 
bar noch so sehr einem höhern, edleren Zwecke dienen. 
Denn da/der Zweck die Mittel nicht heiliget, sehen sich die 
Organe der Regierung genöthigt, gegen ihr Gewissen zu han- 
deln, und von der Höhe zu sinken, auf welcher sie stehen 
sollen. Die Unterthanen dagegen verlieren das Vertrauen 
zu dem sittlichen Geiste der Regierung, und entziehen ihr 
jene Achtung, deren Mangel sie nicht verschmerzen kann. 
Wo die moralischen Triebfedern schlaff geworden sind, tritt 
eben' jener leidige Mechanismuls, jene Regierungskünstelei 
ein , woran so viele Güter gewendet und womit so wenige 
gefordert werden. Natürlich kommt es hiebei nicht auf die 
Schulmoral an, sondern die Rede i$t von der öffentlichen 
Meinung, d. h. von dem moralischen Urtheil der Mehrzahl. 



*) Repositonum für Geschichte, Staatskunde, Politik. Berlin 1801. 
Th. 1. Heft 1. * , ^ 
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Diese beleidigea , \msat ' sieh selbst den Stab brechen. 
Machiavelli *) lehrte , dass es für einen Regenten oft schäd- 
lich sei, tugendhaft zu sejn^ aber immer vortheilhaft^ es 
za scheinen. Aber wenn der Schein vortheilhaft ist, nmss 
es nicht die Sache noch mehr sein? — 

Zweiter OrundsatB. . 

Der zweite Grundsatz verbietet der Regierung, den Kreis 
ihrer Wirksamkeit über dasjenige hinaus zu erweitern, wel- 
.^hes allgemeines Intereläse, Privatkräften gleichwohl unerreich- 
bar, und ihr allein physisch und moralisch möglich ist. So* 
bald' sie allein alles thun will, so geräth sie überall in Gef 
fahr, die Rechte der Barger zii verletzen, und unternimmt 
tansenderlei Dinge, welche die Wohlfahrt des Volkes zur 
Absicht und den bittersten Uqmuth zum Erfolge haben. Die 
Regierung . verwandelt sich in eine Regiererei, die gerade 
einem, aufgeklärten Volke am unerträglichsten. i)st. Wenn 
Payne und.Godwin die Behauptung aufstellen, dass die Re» 
gierung dahinstrebei) müsse, sich entbehrlich zu machen, so 
können sie doch offenbar nur diese Regierc^ei im Auge ha- 
ben. Denn wenn auch Schriftsteller, die den Staat als eine 
blosse Assecuranz-Compagnie fui^ das Privatrecht ansehen, 
leicht den Zeitpunkt herbeiwünschen können, wo es der kost- 
spieligen Anstalt nicht mehr bedfirf, so können sie doch nicht 
die Regierung selbst wegdenken, ohne den Staat mit aufzu- 
heben, und können also auch der Regierung nicht 'vorschrei« 
ben, dass sie im Staate sich verschwinden mache. Dagegen 
ist die heftige Declaroation gegen die Vielgeschäftigkeit der 
Staatsgewalt um so natürlicher, da schon Montesquieu das 
Vielregierea f&r eine um sich greifende Krankheit erklärte« 
Ein warnendes Jleispiel liefert Sipa. Die dortige Regiererei 
konnte sich nur dadurch erhalten, dass sie bis in das Kleinste 
den Anschein der väterlichen Vorsorge affectiret^^ allein ihre 
ungestörte Fortdauer trug dazu bei, die Nation um alle leben- 
dige Entwicklung zu bringen, und sie aiuf. der Stufe, auf welcher 
sie sich vot^Jahrhunderten- befand, gleichsam zii versteinern. 



^) 11 principe. Cap. 17. 



dritter €(jruit4lffjitB. 

Det dritte firandsatz fordert, das« die Regiening von 
bester Kenntmes des Landes und Veikes ansgelie, und niebts 
em£ das Gemthewofal aiKiernehnie. Ein beruhnter Arzt per- 
sifiirte gerne die eigne Wissensebaft. Wird der Atxt zui« 
Kranken gerufen, sagte. er, so kommt er mit verbundnen 
^.ugen, ein Stäbdien in der Hand, nnd spielt blinde Kuh. 
Trifft er die Krankbei^ so gasest der Kranke, trifft er den 
Kranken, so stirbt der Kranke* Es ist gewiss,, daas diejeni* 
gen, dm' am Rüder sassen, leicbt Init dem goldften Stäbeben 
aus Unkande nodi groBsens Unglüek anrichteten. Man muss 
es jedoch dankbar würdigen, dass das Bednrfoiss derYoiks- 
ttttd Landeskunde in allen grösseren Staaten erwacbte nnd 
die Einrichtung der statistischen ttüreaas begründete« Wenn 
daiians ein bedeutender Nntsen entspringen soll, ist nner- 
Usslidi, dass die Einsammlung der Nachrichten geschickte* 
ren Händen übertragen werde. So lange diö gewöhnlichen 
Beamten damit beauftragt werden, kann es weder an sobäd* 
liebem Leichtsinn , noch an yerdamariicher Lügenhaftigkeit 
fehlen. Der Uaterprftfect von fieifaüne"*) hat keine Absar^ 
dit&t ;nnfgedeekt, die nicht audi an andern Orten begangen 
wönie, denn überall werden die Unterbehöiden Hochsaiten 
•HBd TodesföUe lieber ftngiren, als aählen, den Viehstand, 
die Ernte lieber nach Gutdünken abschätsen, als anfnebiiiea* 
Und was soll dje Regiernng mit diesen Zahlen, wenn sie 
nicht darch sachkundige Bemcsrknngen erst eine Bedentang 
erbaken? WiU die Regierung eine wahre Kenntniss des 
Landes und Volkes, so mues sie auch bei diesen Berichten 
nicht stehen bleiben, sondern das Licht der Pubiicität über 
alle Verhältnisse aufgeben lassen. / Die Oefientlicbkeit ist 
nicht blos darum einen Regiernng nützlich, weil sie ein Be* 
weis von den redlichen Willen und guten Gewissen einer 
Regierung liefert, sondern auch darum, weil sie allMn eine 
genügende Vaterlandsknnde möglich macht. Das 
einer Volksvertretung an der Seite ier Regierung macht 
OeflenftUckeit gar nicht entbehrlich, denn das Beispiol der 



*) Sur l'administration. Paris 18S0. Vergl, Al(g. Zeit. iBIO. N«. 172. 



161 

engliflchen R«gi#ruBg lehret cur Genöge, «hiM eine eonstilu* 
tionelle Regierung von der Oeffentliehkeit ibre besten Waf- 
fen gegen jede Oppesition endehnet. 
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JDas mäierUUe MegterungMweMen* 

Zunäcbst mügsen die Pflicbten und Rechte des Regenten, 
die ^us dein Staatsxweck sieb ergeben, und die notbwendi- 
gen Veranstaltungen zu ihrer Verwirklichung, niit einem 
Wort das Was, das Object, die Materie aller Begtenings- 
thätigkeit ins Klare gesetzt werden; die formellen Bestim- 
mungen über die Verwirklichung jener Pflicbten und Befug- 
nisse, das Wie der Regierungstbätigkeiten lässt sich, darnach 
desto leichter bezeichnen« 

Das JoistisEiireiseii. 

V 

Da die Bemessung und Aufrechthaltang der Rechtssphäf 
rtn das nächste Bedürfniss der Staatsbürger ist: so moss 
auch jede Regierung, sobald sie zum Bewosstsein Ihrer Be* 
«Aignisäe und Verpfliebtungfen gelangt, unter allen ihren ma- 
teridieB Verricbtnngen die Justiz obenanstellen. Um diesen 
Zweig der öffentlieben Tbfttigkeit haben auch alle Regieron- 
gen sich eifrigst bemüht. • — Das Erste, was die Regierung 
zu lernten hat, ist gesetzgeberischer Art, nämlich das Redit 
nnter den Bürgern festznsetzeo. Die Justizgesetzgebung ord- 
net das bürgeriiche und peinliishe Reobt. Das Zweite ist^ 
dass das Recht im ooncreten Fall ausgesprochen und ver- 
wirkltcbt werde. IKeses geschieht durch die Jurisdiction, 
indem unabhängige Gerichte füi* bürgerliche and peinliche 
Sachen errichtet werden. Die richterliche Function geht 
übet das bürgerliche und peinliehe Recht iiinans; in jedem 
Staate sied nämlich gewisse Polizei •», Finanz- und andere 
Adrainistndvgesetse nütbig, ^on deren Uebertretong dereh 
eine gewisse Strafe abzusehreeken ist , man kann nicht 
der Administration das Erkenntniss gegen die Uebertreter 
ohne Oefahr der letztem wohl überlassen und sp schiebt sich 
zwischen das bürgerliche und peinliche Recht noch ein 
drittes ein, das Adniinistrativ - Recht , worüber entweder 
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besondere (jerichte oder die gewöhnlichen erkennen.*) 
Die beste Justiz wird dort abwalten, wo das bfirgerliehe und 
peinliche Recht auf der populärsten, allgemein verständlich- 
sten ^ dem herrschenden Rechtsgefuhl entsprechendsten Aus- 
druck gebracht worden ist^ der Weg zum Gericht Allen offen 
steht, ohne muthwilliges Betreten herauszufordern, und auf 
demselben dem Unrecht die Strafe auf dem Fusse folgt. — Die 
Mittel, einen solchen Zustand des Justizwesens herbeizufüh- 
ren, sind mannigfaltig; Nachstehendes zur Orientirung iibei* 
einzelne Punkte. ' ' 

Das bürgerlic he Recht. 

Das bürgerliche Recht betrifft die persönlichen und säch- 
lichen Verhältnisse der Bürger. Von ihm hängt die bürger- 
liche Freiheit ab, cjie zur sittlichen Entwicklung des Men- 
schen gehört. Je grösser die Bedeututtg des bürgerlichen 
Rechts für die Humanität ist, desto dringender ist die Forde- 
rung, dass dasselbe nach keiner rfeinpositiven Grundregel ge- 
staltet werde. Ueberall, wo das bürgerliehe Recht nur auf 
einem Aeussern beruht, erstarren die -bürgerlichen Verhält- 
nisse und begründen mit der Zeit eine traurige Versunken- 
.beit der ganzen' Nation. Wie herrlich sind die Länder und 
die Menschen, wo die Polygamie herrschet, die Knechtschaft 
Platz greifet, ungerechte Vorurtheile auf ganzen Stämmen 
ruhen! Und welche bejammernsWerihe Lage ! Ob auch die 
Fluren lächeln im ewigen Fruhlinge , ob auch der Himmel 
freundlich niederblickt aus dunkler Bläue, es tönt eine wim- 
mernde Menschenstimme, wie auf Ceylon, die das Herz zer- 
reisst, und nach Montesquieu wie diese — nur in der Luft 
liegen soll, Europa helfe diesen Völkern zu einer vernünf- 
tigen Gestaltung ihrer stehengebliebnen Verhältnisse, und der 
Despotismus verschwindet daselbst aus Staat uad Haus, denn 
es ist wohl thörigt, ihn für eine endemische Krankheit zu 
halten. Soll nun aber gleich das bürgerliche Recht von der 



*) Soirderbarer Weise nennt man die Gerichtsbarlteit in Uebertretua- 
^en administrativer Vf»rordnungen meist, namentlich in Oestreich, 
Polizei -Justiz, da duch ein ziemlich g^rosser Theil der Verord- 
nungen Pinanzgesetze sind. 
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Vemanft in letzter Instau bestimmt werden, lo ist es doch 
weit davon entferni, überall eins oder dasselbe m sein ; Tiel- 
mehi^ moss es eine doppelte Grandform erlangen,* weil das 
Vernünftige in den Privatverbältnissen der Bürger auf eine 
zweifach« Weise bestimmt werden kann. Entweder gebt der 
Gesetzgeber synthetiscb zii Werke, indem er von einem 
Höbern, das aus der Coexistenz d&[ Individuen erblühen soll, 
ausgehet, und darnaoh die Verhältnisse reguliret, oder w 
verfährt analytisch, indem er von dem Individuum anhebet. 
Und nach seiner Natur und gegenwärtigen Bestrebungen die 
Beehtsverhältnisse bestimmt. Allerdings kann der Gesetz^ 
geber auf beiden Wegen zu demselben Resultate gelangen, 
allein in der Wirklichkeit werden zwei yerscliiedne Gesetze 
sich darstellen. Das synthetisch gebildete Gesetz erzielet 
feste, sittliche Verhältnisse, und verfolget daher den mensch- 
lichen Verkehr bis in das Rinzelnet Es ertheilet die büc* 
gerliche Freiheit nicht als ein Ursprünglichem, sondern als 
'ein Abgeleitetes, welches nur als Sphäre der Tugend einen 
Werth behauptet. Das analytisch gebildete Gesetz dagegen 
will eigentlich gar keine bestimmte Ordnung des bürgerlichen 
Lebens einfuhren, sondern den Einzelnen vertrauend nur die 
particuläre Freiheit jedes Einzelnen dergestalt modificiren, 
dass sie mit der gleichen Freiheit der übrigen Personen be» 
stehen kann. Das Muster eities bürgerlichen Gesetzes der 
ersten Art scheint der jüdische Staat aufzustellen« Alles 
war von der Mosaischen Idee durchdrungen, dass Isracd di^ 
auserwäblte Volk des einigen und geistigen Gottes sei. Je-r 
dem Hebräer \var in das Herz geschrieben, dass er einen 
Diener Jeboyas darstellen solle. Darum galt das Land ein 
Leben Gottes; der Einzelne besass bloss den Niessbraucb* 
Und damit nicht strenges Privateigenthum die Einzelnen ent- 
fremde , mussten sie alle sieben Jahre den Armen die Ernte, 
nach ' siebenmal sieben. Jahren den Schuldnern die Schuld 
schenken. Ebenso durfte kdn Hebräer zum Sclaven wer- 
den, und die Herren mussten an heiligen Festen ihre Knechte 
bedienep. Und auf dass jeder Einzelne mit der Vergan- 
.genheit und Zukunft der Nation sich verwachsisn fühle, 
wurde S^gen und Ehre a^f den Altar der Familie gepfliMizt. 
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Getfchlecbtsreglster kniipfteD die Gegenwart an die Vorweh 
an. Das vollkommenste Bild einer bürgerliehen Gesetsge» 
bung d^r Bwelten Art liefert das römische Recht* Da das 
theocratische Element in Rom sich frilh in ein politisches 
verkehrte, und die demoerattsche Tendenx nach der Vertrei* 
bnng der Könige die Oberband gewann, so mosste eine son- 
derthümliche Richtung in dem Character des Römers zum 
Hanptxuge weiden. Das Haus war sein Reich; dort war er 
Herr, und was dazu gehörte an Personen und Sachen, bil- 
dete seine Herrlichkeit, sein Dominium. Erst spätere Ge- 
setze beschrankten die elterliche Gewalt Das absolute Pri* 
vateigenthum über die Sachen blieb selbst in der despoti* 
sehen Kaiserzeit unangetastete RegeL Doch war das römi- 
\ sehe Recht nie so negativ und leer, wie es etwa im Codt 
Napoleon erscheint, denn das bürgerliche Gesetz zeigte sieh 
k^neswegs mit einer änssren Ordnung zufrieden, sondern 
setzte die Gerechtigkeit in den gesetzliehen Willen. *) Was 
dem Eigenthümer nicht schaden, dem Dritten aber nützen 
kann, war diesem vorzunehmon erlaubt.**) Und es war 
verboten , ein Recht zum Aegerniss «eines Andern auszu- 
üben. ****) -^ Trotz der grosseki Verschiedenheit beider Ge<* 
sotzarten ist es im Aligemeinen schwer zu entscheiden^ 
welche den Vorzog verdienen. Es erhellet jedoch von selbst, 
dass die Gesetzgebung erster Art in Theocratien einheimisch 
sei, nicht minder in aristocratlscheo Republiken, denn, ob«* 
gleich hier nur eine wifcitliche Richtung vorwaltet, so giebt 
es doch ein Allgemeines, Oeffentliches, welchem gemttss die 
PriTatverhältnisse gestaltet werden. Das Gesetz zweiter Art 
tritt gewöhnlich als Gegensatz gegen entartete Theocratie 
ein. Einheimisch ist es in der Monarchie, da hier die Staats- 
gewalt die Individuen so wenig als möglich in Anspruch neh- 
men muss. in der Republik wird ez meist nur durch die 
demo^atisehe Richtung hervorgetrieben, und häufig geht über 
der bürgerliehen Freiheit und Gleichheit die sittliche Gestalt 
des Lebens verloren. 



*) L. 10. de Jiut. et jur. 
**) L. 2. §. 5. de aqii». 
•♦«) L.^U d. R. V. 
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P e r « o n e B r e c li t« 

Montesquieu machte die Bemerkmig, du» die Gesetse 
der Barbaren li&uter persönliciie waren. Da indessen die 
Sachen nur in ihrer Verschmelsung mit den Personen ge^ 
seCaliche Objeete werden, «o ist es sehr natöiücb, dass an«- 
fönglicb falos die persönlichen Verbältnisse aafgefasst war» 
den. Es liegt, wenn man will, in dieser Aoszeichnung des 
Personenrecbts eine Weisheit, welche die aufgeklirtea Ge* 
setsgebungen von d^n barbarisdhien sich aneignen sollten« 
In der Aehandhiiig der peniönlichen Verhältnisse offenbaret 
sich die doppelte Gestalt der bürgerlichen Gesetagebnng am 
deutlichsten. ()enn es tritt darin ein corporirendes: und ein 
isolirendeef Priacip herror.^ JVaefa dem ersteren haben die 
persönlichen Verhältnisse drei körperliche Mittelpunkte, Fa- 
milie, Stand, Kirche, zu deren sittlicker Darstellung die in* 
dividuelle Freiheit kleiner angemessen ist. Nach dem aweih 
ien Priacip werden diese drei Corporationen) insoweit sie den 
Individuen Schranken setzen, mehr oder wenigev aufgegeben 
und als AngelegenhMten der Einzelnen angesehen. Es ist 
zwar natürlich^ dass die neuro Zeit allem Corperatiiren den 
Stab gebrochen hat, aber es höret darum nicht au^ eben so 
einseitig als ungerecht; z« sein. Es giebt wohl kaum etwas^ 
das für den ganzen Staat -rine so hohe. Bedeutung besitzet, 
als die Familie, und vyie sehr auch dabei der Einselne be" 
l|lstiget w«nde, so darf doch seinetwegMi nicht leicht ein 
Ziegel vom häuslichen Herde genommen wi^rden. Die grössre 
Gewalt des Mannes kann nur dann tinvemünfing scheinen, 
wenn man vergissi, dass die Natur selbst den Untemchied 
gebildet bat. Ueberall, wo das weibliche Geschlecht den 
FuBS ans dem Kreise setzte, den die Natur ihm Torgezeieh* 
ijiet hat, gewann es ^ne Gewäll, die weder ihm zum Glucke, 
noch dem öffentliciien Leben zum Wohle gereichte. Noch 
weniger -als die Unterordnung der Weiber kann die der Kin- 
der beleidigen, wenn man nicht etwa die Unmündigen gegen 
die Natur mündig mache.. Die'Anfforderung, den Miesbräuchen 
der häuslichen Gewalt vorzabengen , kann keine bedeutende 
sein, da die Liebe, auf welcher sie beruht/ ihre Ausartung 
hindert. Andere verhält es sich freilich mit dem Gesinde, 



und hier müssen die Grenien der häuslichen Qewalt scharf 
gezogen werden. Doch ist es nicht wahr, dass Gefahr der 
Knechtschaft die Familiarität des Gesindes begleitet. In 
Holland und England werden die Dienstboten noch immer 
wie Theile der Familie angesehen und zuweilen in wahre 
F^milienerbstficke verwandelt, allein es herrscht wohl kaum 
irgendwo ein «cböneres Verhältniss zwischen den Herren und 
den Dienern. In Holland nennt die Mägd den Hausherren 
Groftsvater, die Hausfrau Grossmntter, die Söhne Vetter, 
die Tochter Muhmen, und die künstliche Verwandtschaft ist 
so innig, dass bei dem Brande des Amsterdamer Theaters 
viele Diener in die Flammen stürzten, um ihre Herren zu 
retten, oder mit ihnen zu sterben. Was die ständischen Cor- 
porationen anbelangt, so kann ihre rechtliche Zulässigkeit 
wohl nicht bestritten Werden. Wenn man sie anfeindet, so 
hat man es immer nur mit Ausartungen- derselben zu thun. 
Die kirchliche Gemeinschaft wird mit Recht gebrochen, 
wenn sie eine totale Conformität der Geister erzielet und 
durch Glaobensinquisftionen die innre Freiheit bedroht« In 
jedem andern Falle durfte kein Versuch völliger Unkirck* 
lichkeit um sich greifen, ohne in der That von ungerecb* 
ten Absichten auszugehen. — Wie das corporirende Princip der 
, bürgerlichen Gesetzgebung über. die persönlichen Verhaltnisse 
zu sehr herabgewürdiget wurde, so hat man das isolirende 
Princip offenbar überschätzt Gewiss liiuss dasselbe früher 
oder später an die Stelle des corporativen Geistes . treten, 
aber eben so gewiss ist es nachtheilig, gegen die Mängel 
desselben zu verblinden« . Die Gefahr falscher Gesichtspunkte 
droht bei diesem Principe überall, wie der flüchtigste Blick 
auf die modernen Gesetzgebungen beweiset« Allenthalben 
sieht man die Ehe zu einem bürgerlichen Vertrage herabge* 
setzt, und aus diesem Grunde von ihrer Heiligkeit entblösset«. 
Die Scheidungen mehren sich, die Mitgift allein bindet noch« 
Die Gleichheit der Gatten nähret die Streitigkeiten. Da 
kein Haupt im Hause ist, muss der richterliche Ausspruch 
bei häuslichen Zwisten angerufen werden. Wie nahe liegt 
nun gleich die Absurdität, auch die ehelichen Pflichten ein-* 
klagen und deeretiren zu lassen! Die Pflichten der Eltern 
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sehen wir löblieh hervorgehoben, aber den Kindern bin und 
wieder die PlBicht der Dankbarkeit (Unterstätinng der Eltern) 
erlassen! > Mit dem Code Napoleon'^) untersagt man jede 
Dienstmiethe auf Lebensseit, um keine Leibeigenschaft auf- 
konmien zun lassen , aber man filtrirt auch aus den Dienst- 
verhältnissen alle Familiarität, und untergräbt die häusliche 
Zucht und Ordnung! Mit Recht spricht man von der Ge- 
Werbefreiheit als von einem natürlichen Rechte, allein wie 
kann man darunter eine absolute verstehen 1 Selbst die per- 
sönliche Freiheit schliesset eine gewisse, vernünftige Abhän- 
, gigkeit nicht aus, wie in aller' Welt kann also vermdge der 
- natürlichen Gewerbefreiheit gefordert werden, dass>Jeder trei- 
ben könne, was er will, wenn er auch untüchtig zum. Ge- 
schäfte, sich und andre unglücklich machen, oder nur auf 
Kosten Andrer sich erhalten sollte? Die kirchliche Corpo- 
ration dürfte leicht die natürliche Freiheit am meisten ein- 
zuengen scheinen, aber gerade sie wurde von keinem euro- 
päischen Staate völlig beseitiget. Die vereinigten Staaten 
Nordamerikas sind die einzigen, die absolute Religionsfreiheit 
verkündigen. Ihre Zusammensetzung ist aber so eigner Art, 
dass gerade diese volle Freiheit die Secten in vollen Friie- 
den erhält, und wohl gar einander näher bringt.' Im russi- 
schen Reiche sind alle christlichen Glaubensgenossen eifian- 
, der gleich gestellt,^ aber, wer zur griechischen Kirche gehört, 
darf sie durchaus nicht verlassen! Joseph II. bewilligte den 
Akatholiken Toleranz, aber bei vier und zwanzig Stockstrei- 
chen Strafe sollten die Hussiten, Taboriten u. s. w. entwed^er 
zur lutherischen oder zur reformirten Kirche sich (dem Na- 
men nach) bekennen! Und solche dem Idole des Privat- 
rechts widerstrebende Anordnungen fliessen mit solchen sn- 
saminen, die gerade die kirchliche Verfassung untergraben! 

Haclienreelif. 

Die Verhältnisse der Menschen zur Sachenwelt ziehen erst 
dann das Auge der Gesetzgebung auf sich , wenn die Colli- 
sionen den Anfang nehmen- Dies gesdiieht aber erst nach 
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gMchi^hßiier Ocflupation der liegenden Guter. Moses wüfde 
inanehe Yorsobrift niobt ausgeaproeketi babea, wenn er niebt 
vor der Einnahme des gelobten Landes sein Gesetz gegeben 
hätte. Und ep ist wahrscheinlich, das Lykurg bei der Fest- 
stellung der VerinSgensgleicbheit unter den Spartanern keine 
Torausgegangene Gütertheilung verniehten durfte« Die 
diuglichen Verhältnisse können , wie Adam Müller*) richtig 
bemerkte ) anf eine do|>pelte Weise bestimmt vyerden, ent«- 
weder so, dass der Accent auf die Personen ; oder so, dasa 
der Accent auf die Sachen gelegt wird. Näher angesehen^ 
leuchtet durch diese Grui^dbestimmungen der dingiidien Yer** 
hältnisse das^ isoU^ende und corporirende Princip hindurch^ 
welches die reinpersönlicben Verhältnisse gestaltet« Denn 
die Existenz der Corporation zieht die Bildung eines gemein* 
schädlichen Vermögens nach sich, worin eben die Sachen ge- 
wissennassen das, Ansehn und die Bedeutung einer Person 
erhalten. Dagegen entspricht es der losgebundenen Thätig* 
li^eit des Individuums , dass die Sache der menschlkben Will- 
kübr gegenüber in keiner Art eine. Selbstständigkeit besitze* 
Gerade so wie das isolirende Principe weil es noth wendig 
eintreten musste, gleich für das beste oder vielmehr fa'r das 
ausschliessend gute gehalten wurde , so hören wir auch die 
erste Art A»sk Eigenthums unbedingt verdammen, die andre 
Art ohne die geringste Einsdiränkung lobpreisen, und es ist 
ejnes so sehr gefehlt «ids das andre. Unstreitig geschieht in 
mehrern Perioden der menschlichen Freiheat Genüge, wenn 
ihr das l>ewegliche Vermögen zum Stoffe ihrer Aeussemng 
alisgesetzt bleibt. , Das. liegende Vermögen erträgt an sieh 
eine gewisäe Anfesslung, und muss sie in allen Fällen wirk- 
lich* erleiden, wo der Staat aus vielen motalischen Personen 
bestehet. Dabei hat das Gemeineigenthum die Wirkung, dass 
ein edlerer Begriff des Sachenrechts in dem Volksgeiste sich 
ankündiget. Denn A^t jedesmalige Eigenthümer muss das 
Gut wie ein Vermächtniss der Vorwelt an die Nachwelt 
behandeln, und sich als einen gewissenhaften Nutzniessei 
darstelletpi, während bei «trenges» Pritvateigenthume iMcht 



*) Elemente der l^taatskunst. Th. I. S. 23S. 
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•ine rqbe Aqjiicht des Eigenthums einschleiohet^ die den 
Eigenthiimer dem Wilde» ähnlich macht, der die Früchte de« 
Baames nicht Bu bi-echen weiss, ohne den Stamm um«u- 
hauen. Das hiebe! nöthige ungleiche Erbrecht scheint wohl 
den Samen der Zwietracht in dis Familien streuen zu müssen, 
lodesseft giebt es uneigennfitsigere Geschlechter, als die unsri- 
gen sind. la Schweden übernimmt noch heute der Erstge- 
borne den Tgterlichen Hof urtd setzet die väterliche Obsorge 
und Wohlhabenheit fort, ohne dass feindliche Geschwister häu- 
figer angetroffen werden. Aach ohn^ öeonomische Nachtheile 
kann solches Eigenthum zuweilen bestehen, wenn es nicht allzu 
gross nnd mit Allodien gehörig gemenget ist. Man legt zu 
viel Gewicht auf den schlechten Zustand der hispanischen 
Gemeingüter, denn wo der Mangel alles geistigen Lebens 
ai|^ Industrie hindert, liegen auch freie Privatgründe darnie- 
der. — Es ist jeut die IndusUie, die das isoUrende Princip in 
die Gesetzgebung führt und das Gewicht von der Sache hin- 
weg auf die Person legt. So wenig die Erwerbthätigkeit in 
ihrem grossartigen Einfluss auf die heutige Welt zu verkeo- 
neki ist, s^ wenig darf das strenge Sachenrecht herabgesetzt 
werden. Inzwischen lauss der Gesetzgeber keine zn hohe 
Meinung fassen, damit er nicht schädlichiB Conse^uenzea 
mache. Es lassen sich gegen die moderne Tendenz der 
Civilgesetze jEwei' Cinwendoiigen machen, die hohe Beach- 
tung verdienen. Kein ReligioMStifter wird das Augnstinische 
Wort: liebt Gott über alles und thut, was ihr wollt! auf 
den Lippen fuhren, weil diese Liehe Gottes leider! noch 
nicht in allen Herzen lebt. Wie mag nun eiji Gesetzgeber 
die Sachen in die absolute Willküfar ndes Menschen stellen, 
so lange er ihres rechtlichen Willens nicht vergewissert 
isti üas franzosische Gesetz *} lässt die Sachen auf ganz 
uogebundae Weise (de mmniets la pha aitolue) behandein, 
das östreiobizche **) sie nach Willkühr selbst zerstören. 
Wird nun ' hiermit nicht jene mathwillige Vernichtung, sanotio- 
niret, welche das grosste Unrecht gegen die Mitmenschen in 



*") Code Napoleon. L. 11. Th. 2. S. 544. 
«!") A. B. Getetxb. 11. 2. f.36d. 
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sieh «chliesset, ja zuweilen bestimmte Personen kränket? 
Das Letztere gesdiah durch den berühmten Midiel Angelo, 
der ans Eifersucht Dürer's Gemälde aufkaufte und — Terr 
brannte. Allerdings wurde es selten viel * fruchten , wenn 
man solchen und ähnlichen Unfug mit dem Eigenthume ver- 
pönen wollte, aber muss man deshalb gleich so weit gehen, 
und das Unrecht zum Rechte stempeln? Man glaubt die 
Person mit der Sache, an welche sie die feudalistische An-' 
sieht klebte, himiusznziehen, wenn man das Eigenthum tod 
allen Fesseln be&eü. Indess sehen wir die absolute Freiheit 
des Eigenthnms materieller Sachen "von der Selaverei des 
geistigen Eigenthums begleitet, welche ietztre augenschein- 
lich die Person der Materie aufopfert. Das romische Gesetz 
beschränkte die Eigenthurasrechte auf körperliche' Sachen, 
allein, indem es die Specificatien unter die Erwerbarten reg- 
nete, schützte es zugleich das Quasidominium der Form, das 
ein ursprüngliches und beiliges ist« Man fingire immerhin * 
einen Nftturstand und behaupte mit Kant und Fichte, dass 
der Mensch da kein peremtorisches Eigenthum haben könne, 
sondern nur ein reines Gebrauchsrecht ansprechen dürfe; das 
Eigenthum der Arbeit müsste man dennoch anerkennen. Denn 
der Arbeiter findet Form und Idee nicht ausser sich, sondern 
in sich, er borgt sie nicht dem . Allgemeinen ab, iBondeili 
bringt sie erst herror, und niisrmt et^as in Anspruch, das 
ohne ihn gar nicht existirt hätte. Allerdings gehöret die Ma- 
terie der Natur, aber sie ist dermassen occupirt und bezeich- 
net, dass kein Mensch sie ergreifen kann, ohne das absolute 
Eigenthum der Form zu verletzen. Es war von dem scharf- 
sinnigen Römer zu erwarten, dass er dieses Anrecht der 
schaffenden Mensehenkraft beachten würde. Die neuern Ge- 
setzgebungen haben den engen Begriff des Eigenthums, auf- 
gehoben und selbst immaterielle Sachen hineingezogen, in- 
zwischen steht der Arbeiter gegen den Stoffeigenthümer den- 
noch beinahe rechtlos da. Man sehe z. B. auf die geltendeii 
Verlagsgesetze. Beim Tode des ^^erfassers fällt das Werk 
nach dem östreichischen Gesetze dem Verleger, nach andern 
Gesetzen allen Buchhändlern zu. Der Grund hievon beruht 
angeblich auf der Absicht, die Bücher wohlfeil zu machen. 



in 

Da indessen eine solche Absicht dem Rechte nicht nahe tre- 
ten darf, und mit den Privilegien der Verleger streitet, so 
mpss man staatswirthschaftliche Gründe vermuthen, deren 
sich niehre denken lassen wie folgende« ^ Buchhändler sind 
Handelsleute, und sollen sich zum allgemeinen Besten be- 
reichern, denn sie consumiren ihr Verinögen auf keine sterile 
Weise, "sondern wenden es auf die Production. Während ein 
persischer Dichter, der im Jahr 1826 starb, nichts als Ler- 
chenfletsch ass, und die Einkünfte ganzer Provinzen ver- 
brachte, haben wackre Buchhändler Capitalien gesammelt 
und schöne Häuser gebaut Es lässt sich daher nicht be- 
zweifeln , dass aus Rücksicht auf das allgemeine Wohl die 
Verleger begünstiget werden müssen. Schriftsteller sind ßm 
Ende genug belohnt, wenn man sie nach dem Tode ehrt, 
ihre hohlen Zähne wie die Voltaire*« in Gold fassen lässt, 
und die Perrücken wie die eines Sterne um viele hundert 
Pfund ausbietet. An Lebensnoth sind sie überdies gewöhnt, 
denn schon der alte französische Dichter Sibus gab auf die 
Frage, warum er so wenig esse, klüglich zur Antwort: aus 
Furcht, Hungers zu sterben! 

Bfiriperliclie Oenu|ptliuun|lp* 

Indem das bürgerliche Gesetz feststellet, was in den ver- 
schiedenen Verhältnissen der Unterthanen Recht ist, bestim- 
met es zugleich dasjenige, was in eben diesen Verhältnissen 
Unrecht ist« Das bürgerlicht Unrecht enthält eiqen inateriel- 
len Schaden des Verletzten , der entweder weniger enthielt, 
als er fordern durfte,, oder mehr thnn ii^usste, als seine 
Pflicht gewesen ist, oder verlor, was er besessen hat, und 
begründet daher als seine rechtliche Folge den Schadenersatz 
oder die bürgerliche Gendgthuung. Das Gesetz über diese 
bürgerliche Genugthuung sieht nothwendiger Weise von der 
Absicht des. Verletzers weg, denn es soll ja nur der mate- 
rielle Schaden gehoben werden, und dieser besieht unabhän-i 
gig von der Tendenz des Beschädigers« Die Unterschiede 
zwischen doloser und culposer Beschädigung, zwischen leichter 
und leichtester Schuld, zwischen Versehen und Sorglosigkeit 
machen dem Scharfsinn der Gesetzgeber alle^JEhre, allein 
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sie geben oft der birgerlichen Genagthuang eine gans fremd- 
artige Gestalt. Ob jemand um hundert Dncaten durch ein 
grosseres oder durch ein kleineres Versehen verkünt wurde, 
ist insofern gleich, als der Schaden derselbe bleibt. Das Gesetz 
hat zunächst nur auf den Zusammenhang des Schadens und der 
Handlung zu sehen. Wer das bürgerliche Gesetz verletzet, 
muss alles ersetzen, was evident aus dieser Verletzung fol- 
get, und es kommt blos auf den Beweis an, dass die Hand- 
lung die seinige ist. Demnach ist nur ein Unterschied we- 
sentlich noth wendig, nämlich, ob der Schaden ein zufiilliger 
oder ein freier ist? Den zuiälligen Schaden ersetzt Nie- 
mand, der Beschädigte trägt ihn als sein eignes Unglück. 
Doch ist jeder Schaden zufSillig, der nicht das Resultat einer 
bestimmten, freien Handlung ist. Den freien Schaden ersetzt 
derjenige, dessen Handlung ihm das Dasein gab. Daher 
haftet der Eigenthümer eines Thieres fär den Schaden, den 
dieses anstiftet, der Vater für die Verletzungen, die sein 
Kind begeht, in sofern die Beschädigung ihren letzten Grund 
in einer freien Handlung oder Unterlassong des Eigenthu- 
mers oder Vaters findet. Die Gesetzgebungen hatten nicht 
den Muth, diesen einfachen Maximen zu folgen, doch haben 
sie sich eben deswegen in ein Gewebe von Voraussetzungen 
und Unterscheidungen verwickelt, die die einfache Sache zu 
der verworrensten machten. Das römische Gesetz bestimmte, 
dass der Zufall, der die Materie trifft, auf die Arbeiter, des- 
sen Leistung dabei zu Grunde geht, nicht einfliessen solle *)• 
Mit Recht erklärten , sich die französischen **) und die preussi- 
schen ***) Gesetze für die entgegengesetze Ansicht. Wer 
würde auch einen i^rbeiter Jeicht wieder dingen, dem fer ein- 
mal ungenossne Dienste bezahlen musste? Das eigne In- 
teresiie würde also den Arbeiter nöthigen, den Zufall zu tra- 
gen. Dagegen bürden die Gesetze oft dem Arbeiter selbst 
den Zufall der Materie auf, wenn er ihre schlechte Beschaf- 
fenheit anzudeuten unterliess. Das ist eine Irregularität, die 
den Keim endloser Streitigkeiten in sich schliessetj und ganz 



*) ¥t. 36, 59, 62. I>. XIX. 2. Uic. eond. 
♦) lAv. 111. T. Vlll 
***) A. Landr. XI. §. 
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nnd gar minötbig eraeheinet, sobald der Arbeiter beim so« 
fklltgeik Untergang der Materie die aufgewendete Arbeit mit 
verliert. — Es ist eine sehr anffaliende and doch sehr riehtige 
Bemerkung 9 dass die Gesetse, welche die bürgerliche Frei* 
heit kleiner zumessen, ihre Beeinträchtigung am strengsteil 
anrechnen ; dass aber jene Gesetze, die das Privatrecht nicht 
weit genug finden können, dessen Verletzung so weAig als 
möglich imputiren. Alle alten Gesetzgeber machten die Vft^ 
ter für die Kinder strenge verantwortlich, griffen den Kör* 
per des Schuldners. Die Neuem müssen die bürgerliche Ge- 
nugthuung milder einrichten. Die Sache ist gleichwohl höchst 
natürlich. Je grösser die sittliche Kraft im Volke ist, desto 
buchstäblicher darf ein Gesetz genommen werden. Je mehr 
Gesetze* missbraucht, Rechte übertrieben werden, desto mehr 
Unterscheidungen fordert die Billigkeit. Das Wort: Billig- 
keit kommt dort am häufigsten vor, wo es die Menschen 
am i^^enigsten befolgen. 

D a $ peinliehe Hecht. 

Das peinliche Gesetz ist auf die böse Absicht gerichtet, 
von welcher das bürgerliche Gesetz selbst in Betreff der Ge- 
nugthuung absehen muss. Es enthält die Bestimmungen über 
den um der Gerechtigkeit wHIen nöthigen Ersatz des mora- 
lischen Schadens, welchen vorsätzliche Rechtsverletzungen in 
der Person des Verletzten, des Verletzers, endlidi in der 
ganzen bürgerlichen Gesellschaft anstiften. Aus diesem Grunde 
darf das peinliche Gesetz als die Stimme des öffentlichen 6e* 
Wissens angesehen werden« Böse Absicht ist nur bei einem 
Gegenstande zu denken, den das moralische Urtheil verwirft« 
Es darf kein Criminalgesetz geben, bei dem sich eine ent- 
schuldigende Unwissenheit allgemein vertheidigeA lässt, denn 
das wäre ein Zeichen, dass eine Handlung, welche das öf- 
fentliche Gewiäsen keineswegs missbilliget, zu einer bösen 
gestempelt wurde. Die Vernunft spricht zwar überall dem 
Wesen nach dlssselbe, aber in Bezug auf das Aeusserliche 
entstehen nach dem Grade der Erkenntniss, nach den Be- 
griffen des Lebens und der Religion bedeutend^ Unterschiede. 
Deswegen kann es so wenig eine einzige Art peinlicher 
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Gesetsgebnog geben, so weoig sich eine einzige Art des bür- 
gerlichen Gesetxes denken lässt. Vielmehr mass das pein- 
lidie Gesets so viele Abweichungen an den Tag legen, als 
' die Reli^enen, die Sitten, die Umstände differirende Ansich- 
ten hervorbringen. So vielfach die Charactere der Nationen 
sind, so vielfach niuss die öffentliche Meinung, so vielfach 
die peinliche GesetSEgebnng sein. Nor werden die Unter- 
schiede nicht sowohl die Tendenz, als die Objecto, das JMaass 
der Vergeltung und die Zurechnung betreffen. Ancillon *) 
legt Montesquieu die Bemerkung in 4len Mund, dass die 
. peinlichen Gesetze immer dem Geiste der Staatsverfassung 
' angemessen sein und gewissermasseo ihr GepiSge tragen 
müssen. Aber Montesquieu **) sprach diese Ansicht nur in 
Bezug auf die Strafen aus, und hatte hierin Recht, denn in- 
sofern die Staatsfornien im Geiste des Volkes wurzeln, müs- 
sen die Strafen jedesmal mit dem Geiste der Verfassung 
übereinstimmen. Hätte aber Montesquieu wirklich den Aus- 
spruch so gefällt, wie sein berühmter Nacheiferer ihn vor- 
legt, so wäre er nnr zur Hälfte falsch, und keineswegs ganz 
zu verwerfen. Der Geist der peinlichen Gesetzgebung, wenn 
er ein guter ist, wird allerdings unter allen Staatsformen 
derselbe bleiben, und es lässt sich wohl denken, dass das- 
selbe Gesetz in einer Monarchie und in einer Republik zur 
Anwendung kommt. Inzwischen werden in ihnen die ver- 
schiednen Geistesrichtungen, die theocratische und weltliche, 
ein verschiednes Criminalrecbt bedingen. Wie die hebräische 
Gesetzgebung am besten zeigt, ist in der Theocratie das pein- 
liehe Gesetz durchaus ein göttliches. Es stehen daher Ab- 
götterei, Gotteslästerung und andre kirchliche Missethaten 
unter den vornehmsten Verbrechen. Die Strafe erscheint als 
eine Genugthuung gegen das höchste Wesen, und ist deswe- 
gen mit Opfern und Bussübungen verbunden. Die Zurech- 
nung gewinnt einen grössern Umkreis, weil die Einzelnen 
als' Glieder eines lebendigen Ganzen betrachtet werden. Die 
Schuld wird soweit gerächt, als ihre moralischen Wirkungen 



*) Ueber den Geist der Staatsv«*rfa8aungei]. S. 238. 
••; A. a. O. li. VI. Ch. XV. 
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sich erstrecken. Ganz anders stellt sich das weltliche 
Criminalgesets dar, wie es in den modernen Stachen sieb 
ankündiget. Es giebt sich nicht einmal als die ewige Ver- 
geltung des Bösen , (Sondern tritt als eine auf Rechtssicher- 
heit gerichtete Institution hervor. Handlungen, die keinen 
fremden Schaden erzeugen, werden aus diesem Grunde aus 
der Zahl der Verbrechen gestrichen. Die Strafe ist fast nur 
Prävention oder moralische Abschreckung und betriflRt vor- 
nehmlich die sinnlichen Guter des Menschen« Die Zurech- 
nung muss sich auf die engste Schuld beschränken^ weil die 
Individuen als isolirte Personen betrachtet werden. Es 
scheint über allen Zweifel erhaben, dass ein theocratisches 
und ein. weltliches Criminalgese»z gleichsehr auf die Ver- 
nunft sich gründen können ; die Verschiedenheit ist jedenfalls 
nur eine solche, die durch den Standpunkt der gesetzgeben- 
den Vernunft nothwendig erzeugt wird. Allein welche Art 
^d^ Gesetzes den Vorzug verdiene, darüber kann gestritten 
werden, obgleich auf den ersten .Blick einleuchtet, daiüs Mo- 
ses, die heutigen Gesetze, Ni^poleon die mosaischen schlech- 
terdings nicht: geben durfte. Das Wahre erhellet wohl bei 
dem ersten Blicke auf die Bestandtheile des peinlichen 

Geisetzes« % 

TerlireelieB. 

Man darf nur die Wörter, welche das Verbrechen be- 
deuten, zusammenstellen, so ^bemerkt man schon die fort- 
schreitende Einsicht der. Völker. Bei den Griechen war das 
Verbrechen überhaupt das Unrecht^ das auszeichnende 
Merkmal trat nicht in das Volksbewusstsein. Die Römer 
untersfihieiden zwischen delietum und erin$en, aber das erste 
Wort bezeichnet blos einen Fehler, das andre bezieht sich 
auf den richterlichen Spruch. Tiefsinniger sondert die deutsche 
Sprache Vergehen, Uebertretung und Verbrechen. Der Mensch 
Vergeht sich, wenn er unabsichtlich vom Gesetze abweicht; 
er übertritt das Gesetz, wenn er ohne bösen Willen darüber 
schreitet; er begeht ein Verbrechen, wenn er das Gesetz 
fijs solches zerbricht. Unter allen modernen Gesetzgebun- 
gen hält keine so gewissenhaft diese Unterschiede fest als 
die östreichische« Das Promulgationsdecret erkläret, die 
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Grendinied der Verletsoogen darum so genau gi»ogen zu 
haben, damit dem ,,Abscbeu vor Verbrechen durch Vermen- 
gung mit minder geföhrlichen Schuld&llen^^ kein Abbruch 
geachehe» Die Sache ist offenbar besser als der Grund! 
Die Bestimmung der Verbrechen beruhet auf Grundi^ätsea, 
die unerschütterlich feststehen müssen* — Verbrechen sind Ver- 
letxungen unbedingter Art. Sie beadehen sich deswegen nur 
auf Gesetze, welche keine Uuwissenbeit zulassen, weil^sie^ 
die Vernunft jedes Menschen ankündiget *)• > Gesetze, die 
von der Staatsgewalt ausgehen, ohne sich auf eine sittliche 
Nothwendigkeit zu stützen, bilden , keinen Gegenstand der 
Verbrecheu. Die öffentliche Gewalt mag immerhin auf fremde 
Producte gewisse Abgaben legen, oder den Zinsen der Dar- 
"leben Mne bestimme Grenze setzen. Wer dagegen handelt, 
begeht eine Verletzung, d\e er abhüssen muss, allein er kann 
keineswegs als ein Verbrecher angesehen werden, weil er 
nichts an sich Verbotnes begangen hat« Wo dergleichen 
Verletzungep als Verbrechen verfolgt wcarden , giebt es eine 
Klasse von Uebelthätern, welche di6 öffentUehe Meinung 
gegen die Regierung unter ihre mächtige Aegide nimmt« Die 
natürliche Folge ist die gewdfanliche Straflosigkeit derselben ! 
Verbrechen sind femer absichtliche Verletzungen. Der b&se 
Voraatz ist das speci&ehe Merkmal derselben. Es kann 
keine Bechtsstorung ein Verbrechen sein, wenn keine Absicht 
aus i\ir hervorleuchtet. Dagegen ist die Frage, ob jede ab- 
sichtliehe Verletzung sich zur Criminalbehandlung eigne f 
Die Gesetze scheiden vorsätsliches Unrecht, welches gerin- 
gere Objecto betrifft, aus defin Umkreise des Verbrechens 
aus. Warum, sollte aber eine Veruntreuung^ ein Diebstahl^ 
so eine gewisse Sumijde übersteigt, zu den Verbrechen gehö- 
ren, und, wenn einige Pfennige fehlen, zu den Uebertretun^ 
g9n zu rechnen sein? Wie der Werth des Gegenstandes 
zum wesentlichen Kennzeichen des Verbreohens wird, ist 
die Willkühr in das peinliche Gesetz eingedrungen. Nur 
hinterher, durch die Macht der Verhältnisse erJiebt sich 
der Werth des Gegenstandes zur Berücksichtigung. In der 



*) So das ttstreichiscke G««Mshiich über Verbrechen. HauptAtäck I. §. S 



Theocratie greift die ötfentliGhe Gewalt mit tausend ansieht'^ 
baren Armen in die Herten der Unterthanen, and der böse 
Vorsatz, ohne Sehlopfwinkel, kommt überall au Tage. Das 
peinliohe Gesetz Verfolgt daher daselbst wirklich die absicht- 
liche Verletzung ohne Rücksicht auf die äassre Bedentsam« 
kett. Das ist strenge, aber durchaus gerecht. In dem welt> 
liehen Staate verbreitete sich ^ie öffentliche Gewalt blas über 
die. äassre Welt; die innre ist ihr entzogen. Daher ent- 
schlüpft ihr der böse Vorsatz fast allenthalben, wo die Ver- 
letzung keine bedeutende ist. Aus diesem Grande, nimmt 
das peinliche Gesetz Rücksicht auf die Gefilhrlicfakeit der 
Handlung, wodutch gar leicht das richtige Zeichen des Ver- 
brechens verloren geht — Verbrechen sind weiter wesentlich 
nicht materielle, sondern moralische Beschädigungen. Wäre 
der materielle Schaden erforderlich, so dürften die Gesetze 
den Versuch der Missethat, der aus Zofall oder fremder Hin- 
derung nicht gelang, noch nicht, wie sie ihUn,.Zfim Verbre- 
chen uiachen.^ So aber besteht das Verbrechen, wie Welker *), 
nur zu einseitig, erwies, in dem moralischen Schaden, den 
der Verletzer durch Ueberraaass der sinnlichen Triebe oder 
moralische Venichlechterung^ der Verletzte durch die Be- 
einträchtigung seiner Rechte und Ruhe^ die Gesammth^it 
durch die Störung der sittlichen Ordnung und Coexistenz 
erleidet« Wenn der Uebelth^ter erst den Versuch des Ver- 
brechens mae^e, und aus SelbstbesLtimmung umkehrte, 
so ist noch kein Verbrechen real geworden. Der Schaden 
in eigner PerfMHi, der bei dem blossen Versuche schon ein- 
tritt, ist hier aufgehoben worden. Je allgemeiner dieike An- 
sicht sich ausspricht, desto befremdender ist die Ableugnung 
solcher Verletzungen, welche nur die Pflichten gegen sich 
selbst oder gegen das höchste Wesen- betreffen. Man kann 
Blasphemie und thjerische Lust keineswegs unbedingt aus 
der Zahl der Verbrechen streichen. In theocratischen Staa- 
ten bildet die Religion das Grundgesetz, und die öffentliche 
Sitte gie^t seinen rechtsgültigen Zusatz ab. Hier werden 



*) Die letzten Gründe yun Recht, Staat und Strafe. Giessen 1S13. 
S. 252. 
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wirkliche bösartige Verletzungen der Pflichten gegen Gott, 
und öffentliche Aergernisse den Charakter eines Staatsver- 
brechens annehmen können. In weltlichen ^taaten verhält 
sich die. Sache andere. Derlei Verletsungen fallen da nach 
den obwaltenden Verhältnissen nur aus Geisteszerrüttung oder 
Leichtsinn vor; fes fehlet die Wahrscheinlichkeit eines wirk- 
lich bösen Vorsatzes beinahe ganz. Daher passen in solchen 
Staaten die Gotteslästerer besser in die Irrenhäuser, als in 
die Kerker, und wer naturlichen Lüsten fröhnt, der wird 
schicklicher iin Zuchthause gebessert, als etwa in Flammen 
geläutert! — Verbrechen haben endlich Grade, weil die böse 
Absicht und der moralische Schaden ^ine Steigerung zu- 
lassen. > - Alle Verbrechen gleich zo niachen , ist iipmer ein 
roher Einfall der Gesetzgeber gewesen. Die Grösse des Ver- 
brechens hat aber keinen andern als den angegebenen mo- 
ralischen Maassstab. Ein mehr&ltiges Verbrechen ist in 
der Regel starker als ein einfaches. Privatverbrechen wer^ 
den im Allgemeinen schlechtere Beweggründe haben, aber 
dafür in der Regel die Gesammtheit weniger beschädigen 
als die öffentlichen ^ und Verbrechen an dem Personenrelchte 
schwerer wiegen als Verbrechen am Sachenrechte, Inzwi- 
schen wird es hier auf die besondem Verhältnisse und Sit* 
ten dei' Nation ankommen. Es giebt Länder, wo Verbrechen 
an der Ehre, ja sogar an Familienrecht^ (z. B. Ehebruch) 
weit weniger Bosheit und Rechtsstörung an den Tag legen, 
als Diebstähle und Veruntreuungen. Hier wird das Gesetz 
genöthiget, z|i dem gefallenen Volke sich hinabzuneigen. 

Strafen. 

Strafen von den altdeutschen: Straffen bedeutet Aus- 
gleichen und Gerademachen ; auch das Griechische Totvti (wo- 
von poenuj peinej Pein) bezeichnet Lösegeld, Entgelt, Ersatz. 
Die Strafe des Verbrechens soll in der That sich für nichts 
anders geben, als für Entgelt des moralischen Schadens, den 
das Verbrechen nach sich zieht. '*') Da der Schaden , den 



•) Weicker a. a. O. — Strafe für Vergehen oder Uebertretungen ist 
ganz Terschieden von der Kriminalstrafe. > Man legt eine Pön 
auf Verletzungen administrativer Anordnungen , blus un^ abzu- 
^ schrecken, oder zuvorzukommen. 



185 

p 

ein Verbrechen anrichtet, in der Verechlechterung des Ver- 
letzers, in der Kränkui|g[ des Verletsten, in der Störung der 
sittlichen Ordnung im Staate bestehet, so inuss die Strafe 
der Verbrecher die geschehene ' Verschlechterong des Ver- 
letzers' durch Besserung, 'die Kränkung des Verletzten durch 
Genugtbunng, die Gefährdung der sittlichen Ordnung durch Ab- 
schreckung and Prävention aufheben. Die Strafe bessert 
den Verbrecher, wenn sie dii^ Verletzung als ein Uebel be* 
reuen tind gute Vorsätze erwecken macht. Sie verschafft 
dem Verletzten die gebührende Genugthuung, wenn sie das 
Bewusstsein der rechtlichen Unverletzbarkeit herstellt, und 
die Schadenfreude oder sonstigen Gewinn des Verbrechers 
vernichtet. Endlich schreckt sie zuvorkommeind von der 
Nachalynung des Verbrechens ab, indem sie der Lust des 
Unrechts ein überwiegendes Uebel entgegenstellt. Es kann 
nicht gefragt werden, ob die Strafe mehr Besserung, oder 
mehr Genugthuung, oder mehr zuvorkommende Abschreckfing 
anstreben solle, denn sie soll jedes nur in dem Maasse er-, 
zielen, als dc^ moralische Schaden es mit sich bringt.. Bei 
Verbrechen an der eignen Person wird die Strafe vornehm- 
lich die Besserung beabsichfigen, bei andern Privatverbreehen 
mehr die Genugthuung verfolgen, bei Staatsverbrechen vor- 
züglich Prävention und Abschreckung bezwecken, ohne dass 
durch das Vorwalten der einen Tendenz die übrigen aufge- 
*hoben wurden. Sobald ein einzelner ^trafzweck an die Spitze 
gestellt wird, verliert 4i® Strafe fast ga|is die nothwendige 
rechtliehe Grundlage. Wird mit den Amerikanern die Besse- 
rung des Verbrechers als der ausschliessende Endzweck der 
Strafe aufgestellt, so bleibt die Disharmonie zwischen dem 
Gesetz und seiner Verletzung völlig unausgeglichen. Wird 
mit den alten Germanen die Genugthuung gegen den.Verr 
letzten einseitig aufgegriffen, so kommt man zu der verkehr- 
ten Talion, nach welcher „4er. Staat wahrhaft einen Markt 
„hält mit Bestinimtheiten , welche Verbrechen heissen, die 
„ihm für andre, die Strafen, feil sind, wovon das Gesetz- 
„buch der Preiscour^nt ist.^^ Wird mit Fenerbach. die. Ab- 
schfeckung, oder mitGrolmann die Prävention ausschliesaend 
verfolgt^ so bleibt das Uebel in der Person des Verletzers 



und des Vc^rletzten mehr oder weniger unangetastet stehen. 
Gleichwohl iässt sich nicht verkennen, dass der Geist der 
Völker und Regierungen theilweise zu diesem oder jenem 
einzelnen Strafzwecke hinneigen müsse* Im kindlichen Zu- 
stande ist der Strafzweck durchaus eine gottliche Wieder- 
vergeltufkg. Wie die Guten belohnt werden sollen ^ müssen 
die Bösen nach gerechtem Maasse in irdischep Leiden den 
himmlischen Rächer empfinden. In geordneten Staaten be- 
zweckt die Strafe vornehmlich dito Sicherung der sittlichen 
(nipht blos äussern) Ordnung, und die Gefahr für diesen sitt- 
lichen (nicht blos änsserep) Zustand giebt daselbst einen 
dienlidien Maassstab des Verbrechensi und der Strafe ab. 
Das Irrige liegt nur in der völligen Vergeistlichung oder in 
der absoluten Verweltlichung des Gesetzes. 

Die beabsichtigte Wirkung der Strafe 'bestimmet die Straf- 
raitteL Bessrung beginnt mit Reue; Rene erfolgt durch den 
natüiiic^en Eintritt des Gegentheiles von dem, was im Verbre- 
chen reizte, also iiiuss das Strufmittel ein Uebel sein. In- 
soferne sinnliche Lust es ist, welche den bösen Willen er- 
zeugt, wird allerdings sinnliches Uebel den zerstörenden Ge- 
gensatz bilden. Möge sich aber kein Gesetz dem verderb- 
liehen Wahne hingeben, sinnliche -Unlust siei das — A, wel- 
ches das ^» A des. bösen VorisKitzes aufhebe. Der Mensch 
wird oft nur desto sinnlicher, je sinnlicher er behandelt wird« 
Thieriscbe Strafen haben sehr häufig den Erfolg, dass sie 
das Thierische im^ Menschen noch mehr hervorkehren. In 
theocratischen Staaten bedient sich das Gesetz geistiger 
Uebel, indem es dem Verbrecher die priesterlichen Segnun- 
gen entzieht, die Tempel verschliesset, und es ist bekannt, 
dass damit für die Erschütterung des Verstockten weit mehr 
gethan wird, als die sinnlichen Ueb6l in weltlichen Staaten 
bewirken. Die Geaugthunng wird dem Verletzten zu Theil, 
wenn dem Verbrecher das Strafubel nach Maassgabe der Ab- 
sicht und Beschädigung aufgelegt wird. Die Strafe soll den 
Beleidigten nicht sowohl rächen, als vielmehr seiqe unver- 
diente Kränkung durch ^die verdiente Demüthigung des Ver- 
letzers aufheben! Die zuvorkommende Abschreckung er- 
folgt, wenn das Strafubel den -Reiz des Verbrechens über- 
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wiegt* Was im Stande ist, die Reue in der Brust des Uebel- 
thäters zu erwecken, vermag auch voii künftiger Unthat ab* 
zuhalten, wenn die Lockungen zum Bösen nicht das lieber* 
gewicht behalten» — Solche Uebel, die den angegebenen 
Zwecken dienen können, suchte- man allgemein in körper* 
lieber Pein; in Yermögensbuaae ; im Verlus^t der Ehre, der 
F'reiheit, des ^^Vaterlandes, oder gar des Lebens, Körperstra* 
fen sind för rohe Völker, aber sie erbalten siezugleidi in 
der Rohheit. Empfindliche Leiden sind gewöhnlich Ver> 
stümmlungen, und widerstreben nicht nur dem Gefühle, son- 
dern auch der Gerechtigkeit. Deswegen gehet die körper*^ 
liehe Talion gewöhnlich in eine Vermögensbusse über. Allein 
geringe Geldbussen verleihen dem Wohlhabenden einen Frei^ 
brief zu allen Verletzungen, und sehr grosse (Confiscation) 
treffen die. unschuldige Familie am meisten* Wäre die Ehre 
etwas Theilbares, verschiedener Grade fähig, so inösste man 
Ehrenstrafen schon darum empfehlen, weil die Staatsgewalt 
ten dadurch genöthiget wurden, auf die moralische Ehre 
mehr zu halten 9 als geschieht. Inzwischen soll die Unehre 
nur jedes Verbrechen begleiten; zur Söhne bedarf es noch 
andrer Mittel. Das ist das schöne Loos der constitutionellen 
Staaten, c^ass sie mit dem Verluste der politischen Rechte 
edel und empfindlich strafen können ! Die beutige Lage des 
Menschengeschlechts hat für die Freiheitsstrafen entschieden. 
In der That besitzen sie\ die grössten Vorzuge. Einmal sind 
sie ein allgemeines Uebel. HoWard machte die Bemerkung, 
dass die robesten Individuen lieber die schwersten Arbeiten' 
in)i Freien, als leichte im Gefängnisse verrichten. Dann ge* 
statten sie jede Einiwirkung auf das Gemüth des Verbrechers» 
Femer lassen sie sehr viele Grade zu, und erlauben sogar 
Zusätze andrer TIebeL Endlich sichern sie die sittliche Ord* 
nung während der Strafzelt vollkommen, und vermehren (bei 
guter Einrichtung der Strafhäuser!) die Zahl der sittlichen 
Personen. Eine Art der Verweisung schliesset sich an die 
Freiheitsstrafe an, nämlich die Deportation. Die Alten ver- 
bannten ihre Verbrecher , aber wie kann ein Volk dem an- 
dern seine Uebelthätejr zusenden? Ist der Verbannungsort 
bestimmt, dem Staate zugehörig, fiSr die StraÜBwecke einge- 



richtet, dann nag die Deportation allen Strafiibeln vorgeao- 
gen werden. England hat noch lange die Verbrechercolonien 
nicht so hergestellt, als die Gerechtigkeit ond Klugheit vor- 
schreibt, und gleichwohl haben selbst ihre ersten Versuche 
in Amerika den Beifall eines Raynal rerdient! Wenn die 
Deportation der Franxosen nach Cayenne, oder die der 
Rossen nach Sibirien keine guten Fruchte bringt, so liegt 
die Ursache nicht etwa in dem Strafmittel , sondern in der 
Strafart.*) Die Lebensstrafe kann gerechtfertigt werden, 
wenn die^Bessrung unmogiieh, die Genngthuung unendlich, 
die Sicherung auf andre Weise unerreichbar, und — doch 
es ist unter diesen drei Bedingungen schon mehr als eine 
Yoraussetxong enthalten, welche die Hinsufügung anderer 
ilberflnssig macht. ^ — Das Gesetx darf sich aber nicht damit 
b^inugen, das zweckmässigste Stntfaiittel su erwählen; es 
muss sich auch bestreben, dasselbe auf die angemessenste 
Wose ansuwenden. Dem Verbrecher muss mnleuchten, dass 
ihm in der Strafe sein Recht widerfahre! Nie muss es som 
blossen Mittel für äussre Zwecke herabgesetst werden; ein 
Fall, der b« der ausscbliessenden Beachtung der offendichen 
Sidierheit nur zu leicht sich ereignen kann. Dah«r enf staad 
die Frage, ob die Strafe öffentlich sugef&gt werden aolle, 
oder nicht? Der richterliche Sprach muss ein offendicher 
sein, damit die Ungewissheit des Rechtes, die durch jedes 
Verbrechen erzeugt wird, aus dem Bewusstsein der Gesell- 
schaft genommen werde. Doch ist kein Grand vochanden, 
welchttT die VeroffentUehung. der physischen Strafbandlnng 
bedingen konnte Man begehrte sie, so lange man die Ab- 
aehredoing als den höchsten Endzweck aller. Strafe ansah, 
und nicht eimnal bemerkte, dass verstockte Ueodthäter durch 
ihr trotziges, reumüthige durch ihr rührendes Beneh- 
men der Strafe gerade alles Abschreiende entziehen! 

Die peinlichen Gesetze bemühen sich in Bezeichnung 
der Verbrechen und ihrer Strafen so treffend als möglich zu 

•; H. B. Wagnits» Ideen ond Plane sur Verbesserang der Polisei- 
und CrioiiMiwistalteB. Sonaifaiag 2. 
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Kein, und vernachlässigen saweiien die Zurechnung, welche 
gerade das geistige Band um Verbrechen und Strafen au 
schlingen hat. D^nn die Zurechnung entscheidet nicht nur, 
pb ein Individuum die ermittelte Verletsung aus bösem Vor* 
satz begangen habe, sondern bestimmet auch, welchen Gra- 
des das Verbrechen , und welcher Grad der Strafe darauf xu 
setsen sei. — Es ist offenbar von unendlicher Schwierigkeit» 
den bösen Vorsatz, in allen Verletzungen aufzudecken und, 
über alle S^weifel zu erheben. Daher ist es kein Wunder, 
dass man sich so gerne davon befreien , und das specifische 
Merkmal statt in die üble Absicht , . mit Hugo Grotius *) in 
die Staatsgef&hrlichkeit der Handlung setzen mochte! Aber 
das Recht ist ewig, und seine Forderungen sind es nicht 
minder! Wenn nur das positive Gesetz nichts enthält, wasv 
nicht die Vernunft selbst durch die Stimme des Gewisseos 
ankündiget, so fallt ein Theil der Schwierigkeit, die böse 
Absicht zu ermitteln, von selber weg, weil nur die Freiheit 
der That zu erhärten bleibt. Allerdings hat auch die Beur- 
theilung der Freiheit ihre bedeutenden Klippen, indessen ist 
es gewiss ein bedenkliches Zeichen, dass man jetzt, wo die 
schrankenloseste, Freiheit in allen kirchlichen und bürger- 
lichen Dingen gefordert wird, den Kern und Grund aller 
Freiheiten, die moralische, bald aus cosmi^cheil, bald aus 
ärztlichen, bald aus gar keinen Gründen abzuleugnen oder 
doch zu bestreiten sich bemühet Würde die Spontaneität 
des menschliche^ Willens aber noch so sehr verdüstert, das 
Gesetz würde durch sein blosses Dasein berechtiget, darauf 
2|i halten und zu bauen. Vor dem peinlichen Gerichte ist 
und bleibt jeder Act frei, der nicht aus unverschuldetem Wil- 
lensmangel hervorgegangen ist Bei den meisten Verbre- 
chern, bemerkt auch Schijlze **), war das Verbrechen ein un- 
vermeidlicher Erfolg desjenigen Geinüthiszustandes, in wel- 
chem es beschlossen und ausgeführt wurde. Gleichwohl wird 
ihnen das Verbrechen mit Fug zugerechnet, weil es eine 
Folge der Unterlassung dessen ist, was früher von denselben 

*) De jure belli, et pacis. L; II. C. 20. 

**) Philosophische Principien des bürgerlichen und peinlichen Rechts. 
Göttingen 1813. S. 364. 
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hätte geschehen können , damit jeher Gemuthsziistand nicht 
eingetreten wäre. Wie vi^Ie Missethaten wurden unterblie- 
ben sein, wenn bei dem ersten Gedanken daran die Schänd- 
lichkeit derselben erwogen, und der sich dagegen noch regende 
Abscheu belebt und verstärkt worden wäre! Das war aber 
vermöge der Herrschaft, welche der in seinem Innern nicht 
zerrüttete Mensch über sein Denken« oder über die Aufmerk- 
samkeit und deren Richtung auf einen Gegenstand auszuüben 
vermag, eben so gut möglich, als wie duB Vorstellen der an- 
genehmen Folgen, die eine Uebelthat verspricht, t— Welchen 
Grades das Verbrechen und die darauf folgende Strafe sein 
könne, giebt die Quantität des moralischen Schadens, den 
das Verbrechen erzeuget, deutlich an« Daher kann das Ge- 
setz die Hauptstufen der Verbrechen und Strafen für bestän- 
dig feststellen; die Grösse des Schadens, die moralische 
Gefährlichkeit der That, bleibt ein fester Maassstab des 
Verbrechens und seiner Strafe, wenn auch der Erkennt- 
nissgrund des Verbrechens ein anderer ist. Die Zwi- 
scbengrad-e der Verbrechen und Strafen hängen von in- 
dividuellen Umständen ab, die ein bestimmtes Verbrechen 
bald subjectiv, bald objectiv vergrössem oder verklei- 
nern. Das Gesetz kann die mildernden und verschärfenden 
Umstände, welche die bestimmten Verbrechen begleiten ^ um 
so weniger erschöpfen, als hier die unendliche Mannigfaltig- 
keit der wirklichen Zustände und Verhälthisse sich geltend 
macht. Darum niuss das Gesetz die Zurechnung nur im All- 
gemeinen auf die specielle Lage verweisen. — Insoferne Ver- 
brechen und Strafen in einem vemünftignothwendigen Zu- 
sammenhange stehen, kann die Zurechnung in keinem Falle 
anders, als gegen die Vernunft, unterbleiben. Das peinliche 
Gesetz sollte vielleicht aus diesem Grunde weder unbedingt die 
Veijährung der Verbrechen zulassen, noch die Verbrechen auf 
die ausdrücklieh bezeichneten Fälle beschränken. Wenn der 
Zeit unbedingt sühnende Kraft zugeschrieben wird, verliert die 
Strafe mehr oder weniger den Character der Nothwendigkeit. 
Auch wird die Prävention geschwächt, wenn selbst eine zeit- 
weilige Verborgenheit von der Strafe befreit. Hören aber 
Handlungen, die an sich Verbrechen sind, alsobald auf, es 
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sn, sei«, wenn d«r Buchstabe des^ äussren Gesetzes nicbt auf 
sie anwendbar ist^ so erscheinen die Verbrechen und die 
Strafen wie ein blosses Gemächsel der Legislatur, dem die 
, bohre Be^rnndttng fehlt* .Der Grundsatz: ,^eine Strafe ohne 
Gesetz^^ ist ein weiser Nothbebelf gegen willkübrlicbe Rich- 
ter, allein er Iconnte erst dann an die Spitze des peinlichen 
Rechtes gestellt' werden^ nachdem man^den ewigen Cbaracter 
des Verbrechens in der wandelbaren, ä u s s r e n Geföhrlichkeit 
verloren hatte*). Am Ende bat er nicht einmal geleistet, 
was man sich von ihm veraprach. Denn es reihen sich an 
ihn eben jene höchst vagen und zweideutigen Bestimmun|gen, 
von denen die Definition eines Majestätsverbrecbens das be- 
rühmteste Beispiel liefert. 

Die Gerichtsordnung. 

Das Gesetz spricht das erzwingbare Recht aus; wo das 
Recht streitig ist, oder wo dds Gesetz seine Anwendung auf 
einen gegebenen Fall herausfordert, muss das Recht durch 
das Gericht entschieden und dem Gesetze seine Anwendung 
decretirt werden. Wie das Gesetz im concreten Falle auszuspre- 
chen und somit auch das bestimmte Recht zu schöpfen sei, 
ist durch eine sacb- und zeitgemäiise Gerichtsordnug überall 
auf das genügendste festzustellen. 

Qr e r t e U t m V e w i m m m n n g» 

Das Gerichtswesen geht nothwendig einen gewissen 
Gang, den die Volksverfassung und die Nationalcultur vor« 
zeichnen. Ehe noch der Staat bei einer Menschenmenge sieh 
ausgebildet hat, ist schon das Bedürfiiiss der richterlichen 
Entscheidung wie der Bestrafung lebendig und führt zu rich- 
terlichen Institutionen. Angesehene Personen, Priester, Greise, 
bei den Germanen unabhängige Landbesitzer, werden zu Rich- 
tern erwählt' und erlangen die richterlichen Functionen, öfters 
sogar erblich. Diese ersten Richter sprechen immer öfient- 
liqh das Recht, und nicht allein, sondern unter Mitwirkung 
hiezu Vereidigter, Geschwomer. Ueber das Factum entscbei- 



*) So auch Zachanä a. a. O. Th. III. S. 258. 
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det meist die Sciinnie der Befsitser, der Geriehtohalter eelbst 
leitet aber immer ' die Untersnchiuig. Nicht aber wird von 
selbst der Process gemacht;, die Themis ist blind, es muss 
eine Klage ihr su Ohren gebracht werden. Selbst Verbre* 
eben werden gewöhnlich nicht geahnt, wenn der. Beleidigte 
sie irerzeiht. In allen Fällen können die Parteien einen 
Obmann zur Entscheidung ihrer Ansprache erwählen uqd so- 
hin einen friedlichen Vergleich Torziehen. bt aber die Unter- 
suchung heryorgemfen : io bindet sie sich nicht an das, was 
der Kläger vorbringt, der nnteihiuchende Richter inquirirt das 
Recht an sich. Die Beklagten haben meist ausserordentliche 
Vertfaeidigungsmittel in den Berufungen auf göttliche E|it- 
scheidungen (Feuer-, Wasserproben u. s. w.). Doch wendet 
man auch gegen sie oft Zwang zum Geständniss (Tortur). — 
Sowie der Staat sich herrorbildet, eine Staatsgewalt sich 
ankündiget und zu ihrem Rechtsbewusstsein kommt: so be- 
ginnt eine bedeutsame Modification der Gerichtsbarkeit. Die- 
Staatsgewalt nimmt die Jurisdiction unter ihre obersten Rechte 
auf und lässt deren Ausübung nur in ihrem Namen zu. Die 
Schiedsmänner sogar werden oft von. förmlichen Friedensrichtern 
Tcrdrängt. Die Patrimonialgerichtsbarkeit kann nicht wohl in 
alter Form fortbestehen; (sie ist dalher selbst in den Ländern, 
wo sie am tiefsten eingewurzelt war, nur dem Namen nach' 
stehen geblieben). Die bohre Instanz übt der Regent ent- 
weder selbst aus, oder er bestellt Oberrichter, die anfänglich 
das Land regelmässig bereisten, um Recht zu sprechen, (in 
England thun es die Lords Oherrichter noch). — In dem Grade, 
als > die Öffentliche Gewalt das Recht von allen Seiten deut-' 
lieber zu bestimmen strebt, in dem Grade wird die urthnm- 
liche Gerichtsverfassung meist ungenügend. England, das 
für Vervollkommnung seiner Gesetze das Wenigste gethan 
und das römische Recht nicht aufgenommen hat, konnte da- 
her allein das Meiste des urthümlichen Gerichtswesens bei- 
behalten. Nicht blos Schlechtes (Ordalien, Tortur), auch 
Gutes^ muss oft weichen. Mit der Anhäufung und Verwick- 
lung der Gesetze geht nämlich die Zulänglichkeit ungelehr- 
ter Richter verloren. Die Richter sollen Legisten sein und 
die Geschwornen erscheinen neben ihnen dann wo nicht 
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störend) 8o doch ^beriiitesig. Daf&v werdm stMt «kr Ein*- 
Kelriohtcnr Gerichtsoolleglen sitfb empfebk». Zuv Garaiiti<i 
geg«n Willkübr werden die Rtoiiter (in Frankreitb eehoii 
«nter Frans L) inatnovibel, die 6eriehte auf beftlimitete <kpte 
gewiesen (la Deatscbland erst 1495 , , in Eranbreicfc -scholl 
1305) uad alle persdniicbe Recbtspreahung (CabiMtsjtistii^) 
deii^ Regeaten entsogea, Nur das Begnadigungsreebt . wirl 
ibin belassen. Auch für das Rechtspreehen über Admitiisfira^ 
tivsaeben werden besondre« Gerichte eingesetat • oder es Wird 
den formirien Civil- od^ Criminalg^ichten überwi^en. Aadi 
die Vergleicbsversuche werden oft nicht mehr hoch gehalsea; 
man glaubt Alles gleich vor die Gerichte weisen tm mfisw^m 
Die, schriftliche Verhandlung wird aus demselben Grunde der 
mündlichen vorgezogen werden, (es geschah im 16. Jafhrhun- 
dert). Mit^der mOndlichen Verhandlung weicht meist der 
Grondsatas^, dass der Richter das wirkliche Recht am- finden 
habe; er wird mieist an die Eingabe der Partden' gfebnnden*, 
was nicht in den Acten, heisat es, ist nicbl^ in d^er Welt; 
Was eingeklagt wird, ! das allein ist in Civilsacbei» ttt ver^ 
folgen. An die Stdie 'des Inquisitionsprinetps tritt daher Jei- 
nes des AecttSationsprincips; das t^rstere bleibt nur iaCrimi** 
naisachen, wo der Staat als Kltge# gedacht uiid' daMatUnter- 
sochong nicht der Klage, sondern lies Thatbestaitdes* Ati^gabe 
ist. Nothwendigfer Weise erzeugt das AecnsationSprineip das 
Hervortreten rechtskundiger Anwäldr Diese kommen zu 
gleich hohem Ansehen und Einflüsse, möge nun ein reiner 
Schriftenwecbsel der Parteien dem Urtbeil zu Grunde liegen, 
wie seit 1654 im gemeinen deutschenr Process, oder aber 
auch hoch ein Plaidiren der Sachwalter ybr <lem Genchts- 
bofe vorausgeben, wie seit ^em 14ten Jahrhundert in Frank- 
reich, dessen neueste Gerichtsordnung (vom Jahre 1;804) nur 
eine verbesserte Auflage der* im Jahre 1667 von LönisXIV« 
erlassenen ist. Die Abneigung vor ^der Macht der 4?^älde, 
denen man ^aueb eine Vermehrung der Prooesse zuiBchreibt, 
so, wie die Meinung, dass die Parteien eine sachkenne^iscbe 
Nachhiilfe und Bevormundung in ihrem Recbtsveiitebre bedür- 
fen, hat die preassische Regierling später (1748 unter Cocbeji, 
1780 unter Carmer) veranlasst, das tlntersucfaungspc incip im 
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Civilprocesae wieder aafzunehmen und den Richter zugleich 
stnn Bechtsvonnuiide der Parteien zu erheben, während in 
anderen^Ländern man nach Rngiand blickte und in der heil- 
samen Institution der Friedensrichter und Schiedsmänner, in 
der Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des^ Verfahrens, wie in 
der. Wiedereinführung c^iaer Jvüry*) namentlich im Criminal- 
proces^e, eine B^medur zu finden glaubte« Welches Princip 
der heutige Culturstand bedinge, das ist eine der wichtigsten 
Fragen des Tages» Nach reiflicher Ueberlegung aller Ge- 
richtsverfassungen fühlt man sich aber doch wohl gedrungen, 
d(em Aceusationsprincip in yolksthiimlicher Form den Vorzug 
oi^zuräAimen. **) 

Jllibidllehe«» dflTentllehee und gehitimem aelurif)!- 

Uchea TerCaliren. «• 

Pas gerichtliche Verfahren ist . entweder vorherrschend 
mündlich und öflentlich, oder vorherrschend schriftlich und 
dem PubliCtUm entzogen» Welches Verfahren vorzüglicher 
891, ist nun die Frage. Die Lösung mass von einem Stand- 
punkt aus versucht werden , wo man alle «Seiten der Frage 
ine Auge fassen kann. Die Nonnen und Formen, welche 
die Verwirklichung des positiven Rechts betreffen, dürfen 
durchaus. nicht blos vom reinjuridischen Standpunkte aus ge- 
würdigt werden, sondern es ist auf moralische und politische 
Einflüsse gar sehr zu achten. Dieses aber ist der Punkt, 
wo die schwache' Stelle des vorherrschenden, schriftlichen 



*). Die Jury ist imitier noch jene Institutiun, wogegen das Meiste 
eingewendet wird. Die englischen Geschwornen haben freilich 
mancherlei Inconrenienzen. Da sie einstimoiig sein müssen, wird 
...jdnrch ihre Einschli essung ohne Nahrungsbewiili^ung oft der Be- 
schluss erzwungen. Da die Gesetzte Veraltet, unmenschlich sind, 
so entscheiden die Geschwornen über das Factum oft gegen ihr 
'besseres Wissen, also falsch« Inzwischen sind diese Mängel 
leicht zu entfernen. Den französischen und deutschen Jury's 
wirft man blos ihre Theilnah^lpsigkeit an der Sache vor, oft 
sind nur durch Execution diie nöthigen Geschwornen aufzutrei- 
ben gewesen. Doch dieses Menschliche könnte auch liie und da 
den M]t&;Uedern der Gerichtscollegien nachgewiesen 'Werden und 
entsoheidet nichts. 

**) Mtyer, esprit, orieina et progrH des institutions judiciaires. 
Amsterdam 1835. Vl^de. Der letzte Band enthält die aus der 
dssehicht^i der Gerichtsverfassungen gezogenen Keformpläne. 



li ■ 5— i'aiiri I 



11» 

und geheimen Verfieilurens liegt; ee wird nur in jnrisciteh- 
technischer Besiehang Rufgefasst. • Inzwischen scheint selbst 
in dieser Beziehung ihm, seinem Gegensätze gegenüber, fast 
za viel zugetraut zu werden. Man sagt*), dass bei schriiTt^ 
liehen und geheimen Verhandlungen der Richter mit den 
Parteien nicht so befreundet werde, um seine Gleichgültig- 
keit zu verlieren; dass die Parteien ihre Antworten besser 
überlegen und von den Vertheidigungsmitteln besseren Ge- 
brauch machen können; dass das Urtheil auf Urkunden sich 
stütze, diö feststehen; dass die Beurtbeilung ohne Menschen*' 
furcht, ohne Zerstreuung vor sich gehe; und dass endlich 
die Parteien in der Hegel ein Interesse daran haben, die 
Sache bei verschlossiien Tbüren abgethan zu sehen. Inzwi- 
schen' kann man entgegnen, dass die Parteilichkeit, die durch 
die Berührung mit den Parteien entspringen muss, in der 
Oeffentlichkeit ;hr hinreichendes Gegengift findet. Möge 
immerhin alles, was die Parteien zu Papiere geben, besser 
bedacht sein, so hat doch die übergrosse Schätzung der 
Schrift etwas Bedenkliches an sieh Es gehört eine gewisse 
Ilohnsprechung der Wahrheit und Wirklichkeit dazu, um 
den Satz nachzulallen, dass nichts in der Welt sei, was 
nicht in den Acten stehet! Auch ist nicht %u begreifen, 
warum die Gegenwart einiger Männer aus dem Volke den 
Richter einschüchtern müsse, da ja die Berathung auf jeden 
Fall bei geschlossnen Tbüren geschieht? Es lässt sich eher 
denken, dass die Abwesenheit jedes Zuhörers und Zuschauers 
die .Aufmerksamkeit der Richter einschläfert D^ Parteien 
können nur in wenigen Fällen eine Geheimhahung des Pro- 
cesses verlangen. In der Regel müssen sie die Gegenwart 
- von Zeugen, wünschen, da sie die höchste Unparteilichkeit 
der Richter zu Wege bringt , und in jedem Falle selbst bei 
der Untersuchung, auf welche sich das Urtheil stutzen soll, 
'ug®S^i s^in wollen. Man darf also das schriftliche und 
geheime Verfahren nur unter gewissen Voraussetzungen ver- 
tfaeidigen; aber keineswegs überall vorschreiben. Es lässt 
sich bei einer tbeokratischen Verfassung rechtfertigen , weil 



*) rl Reibnitz, Ideal einer GerichUordnung. I. S. ISt. 
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hiev (das Cr^eimniss alles v Wie/' id eineii nächtliehen Sdileier 
hättet) and mit «iner absoluten Monarchie. Tereinbaren, Weil 
hier ikis Recht' ebenfalls aus einer höheren Qaelle abgeleitet 
^fd<; allein nnter keiner Bedingung stimmt es zu einer re- 
piibricaniscben eder königliehen Verfassung , weil hier die 
Nation ein Amrecht auf •alles das besitzt , was für die Ver* 
fareitung der Gesetzkunde, für die Erhöh nng der Einsicht, 
für dio Belebung des öfientlichen Geistes nothwendig ist* 
Noeh Niemand hat jedoch bezweifelt, dass die schriftliche 
und heiralidie Reohtspftege dem Fortbestehen des politischen 
Sinnes nur zerstörende Einfliii^se bereitet»- Das mündliche 
nhd öffentliche Verftihren zeichnet sich di^rch eine Bildsam-, 
keit aus, die allein im Stande, wäre, für seinen Anspmdi 
Biif die höefasti) Geltung zu zeugen. Welch ein UnteraehiiBd 
zwischen der Mündlichkeit und Oeffentlichkeit bei den Wil- 
d^ti^ in. den germanischen Wäldern, in Frankreich tend in 
England! Wenn mpn so viel dagegen einwendet, so geschieht 
es. faat nur deswegen, weil man eine bestimmte Form des- 
selben ate die absolute betrachtet. Man wirfi; namlieh eili, 
dass bei verwiekeken Fällen die mündliche/ Auseinander- 
setzung nicht zulange; dass die Hülfsleistung gewandter An- 
wülde «rforderlich und bei der Gewalt der Beredsamkeit dem 
wahren Recht ge&brlich werde; dass die Anwesenheit vieler 
Leu^ den Parteien in vieien Fällen eine Kränkung bereite, 
ihte Ehre, ihre Schamhaftigkeit abstumpfe; dass die Zahö- 
rec und Zuscimiier keine sichre Controle des Gerichtes dar- 
sfeellen,' tj^er Zeit und Geld selbst verlieren und auch die 
•Parteien beides veirlieren machen, weil der Process langwie- 
riger und kostspieliger ausfallen mass« Allein wer fordert 
ideiiii, dass^ .von der Schrift gar kein Gebrauch gemacht 
iw^rde? «<-' Wer darf dieHHülfe d^r Rechtsanwälde als ein 
Unglück bezeichnen? Wer ihre' Beredsamkeit für gefährii- 
cber halten, ' als ihre Feder und ihre Verbindungen bei ge- 
ncblossnen Thiirenf Können ni^ht gewSke Fälle, welche 
die öffentjiohe Sittlichkeit beleidigen, oder die Ruhe der Fa- 
milien üzu sehr stören^ h^mlieh. verhandelt werden f Ist dten 
der Begnft des Sittsamen und Schicklichen überall derselbe? 
Weiss man nicht ^ dass die Publieität die falsche Scham 



beseitiget? Dass unter ihrer Hemdiaft die Menscbea ge^- 
wobnt sied 9 gleichsam in -gläsernen Häusern sai lehen, sq 
handeln^ zu unterlassen? Gesetzt, dass das.Pld^icun auf den 
Gallerien über sachverständige Richter nttr nino zweidedttige 
Controle üben kann, ist nicht damit unendlich. schon gewoB# 
nen, dass das Volk die Ueberzengung gewinnt, es wierde auf 
die Gesetze gehörig gehalten , ohne Anael\a der Person^ Vov 
aller Welt Augen gerichtet I Wo kürzer oder wohlfeäer das 
R^cht gesprochen wird, kann erst. dann zur.FragA kommen^ 
wenn an beiden Orten gleich gut,, gcisetzmässig und unpar^ 
teiisch Gericht gebalten wird. Dann dürfte die Antwort 
wohf zu Gunsten des mündlichen und öffentlichen Verfahr«» 
ausfallen *). . Die Justiztabellen des pjreussiacbea Staates leb** 
ren wenigstens, dass von den Processen, die bei den alten 
Obergerichteii schwebten ^ immer Weniger abgemacht, immer 
wehr wieder übertragen wurden, als von den Processeii, die 
bei. den rheinischen Gerichten schwebten. De^r Kostefisfitz 
ist bei öffentlicher und mündlicher Rechtspflege allei^diaga 
an sich grösser, aber die kürzere Dauer der Processn, das 
Wegfallen überhäuf ter Appellationen, die grössere Vorsicht 
im Austragen der Processe niuss in Gegenrpchnung gebrücht 
werden 1 So gewi^ in consljtutionel||9n iMonarc)|ien und ffor- 
publiken die IValjion d|e Rechtspflege als eine öffentlich^,, all* 
gemeine Angelegenheit. behandeln mnss, so. gewi^ kann in 
solchen Staaten nur das eben beßprochne Verfahren Platz 
greifen. Allein es läs^t sich wohl die Rehauptung vertheidi« 
gen, dass die mündliche und öffentliche Rechtspflege <aneh 
in i|bsoluten Monarchien mit. überwiegenden Vortheilen einr 
geführt werden könne. Denn die Gerechtigkeit. ist nach dßm 
Wahlspruch eines lebenden Monarchen difk Grundlage aller 
Mohai:ch)ein. Alles ist daher mit dem monarchisicheaPrirtcip 
in JEinklaog, was die Gerechtigkeit zu befördern vermag. 
Nun aber wild wohl Niemand anstehen, der Mu[ndlidbkQit 
und Oeffentiichkeit den Vorzug vor .der .Schrift! iqhkeil. umd 
Heimlichkeit zu ertheileU) da einersc^its die Pai^telfin bei dem 



*) R. V. Feiierbach^ Betracht über die Oelfentlichkeit und Münd- 
lichkeit der Gerechtigkeitsuilege« Giemen 1821. S. 86 — 95; 
S. 251-^30»/ : . 
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Vortrag, auf welcheiiv sich das Urtheil gründen' soll, sagegen 
sind, um der Vollständigkeit und Richtigkeit vergewissert 
m werden, und andrerseits die stihörenden Individuen eine 
Förderung des Rechtssinnes, eine Steigerung ihrer Meinung 
von der öffentlichen Gewalt verspüren. Allerdings^wird die 
Theilnahme an der Rechtspflege den politischen Geist wedcen 
und verbreiten, alleii^ jede absolute Monarchie muss ja ohne«» 
dies früher oder ilpäter, bei der menschlichen Unvollkommen- 
heit der Regierenden und bei der steigenden Cultur des 
Volkes, in eine constitutionelle übergehen. Es ist für 
die grosse Sache des monarchischen Princips von Bedeu* 
tung, dass die Krone die Entwicklung nicht niederdrücke, 
sondern schütze und leite. 

Das Polizeiwesen« 

« 

Ungeachtet man die Polizei als einen sehr modernen 
Zweig der Staatsgeschäfte ansieht, so geht sie doch bis in 
die ältesten StaiEiten zurück. Ja die ältesten Staaten waren 
mehr Polizeistaateti als die neuern, indem in den alten Staa* 
ten mehr *positiv auf den Unterhalt, die Bildung und die 
Geistesrichtung von Seiten der Staati^geivalt gewirkt wurde. 
Moses, Lykurg, Selon, Numa dürfen nur ins Gedächtniss 
gerufen werden. Da im Mittelalter die Pflege alles Geisti* 
gen der Kirche, die Pflege alles Leiblichen der Commune 
angehörte^ so blieb der Regierung keine Polizei übrig. In 
dem Grade aber, als die Regierungen ihre Macht in Bezug 
auf Kirche und Commune ausdehnten, wuchs ihre polizei* 
liehe Thätigkeil.^ Dieselbe erhob sich zunächst als Pflege 
der öffentlichen Sicherheit, vorzüglich in Frankreich unter 
dem Cardinal Richelieu« Dann trat die Pflege der Privat- 
sicherheit mit hinzu, und zwar unter Ludwig XIV«, der 
1667 einen Polizei-Lieutenant in der Person des Herrn de la 
Reynie (-1- 1697) einsetzte. Die Obsorge für den öffentlichen 
Wohlstand rief Colbert hervor. Die Beförderung der Bil- 
dung kam in vielen Ländern gleich durch die Reformation 
in die Hände der Regenten , in Frankrt)ich bewirkte dieses 
^rst die Revolution, welche die kirchliche Gewalt für einige 
Zeit vernichtete. Gross war der Einfluss des französischen 



BeiafHols auf die europäischen Stsaten. Seihst Mariii 
erbat für ihre Ig^rbstaaten sich eine Abschrift der Pariser 
Poluei-Instructiooen. Es ist nun wohl' kein %taat in Eoroptf 
mehri in welcbem nicht die Regierung sich der Obsorge fiir 
Sicherheit, Wohlfahrt >nnd Bildung bemächtiget hätte. Nur 
ist diese Obsorgi^ meistens viel su eifrig und am ausgedehnt^ 
um überall zufrieden stauen au können. Uebeitreibung der 
poliseilichen Thätigkeit in einer oder der andern Besiehüng 
kostet immer — bürgerliche Freiheit. Daher ist der Polia^el^ 
als oberste Norm vorsuschreiben, dass sie mögliebst negatif' 
sidh verhalte, d. h. nur die Hindernisse der Staatszwecke im 
Innern beseitigen wolle, luögliebst indirect aiif die Form des* 
Natioriallebens einwirke und innerhalb der bestehendei» 
(historischen) Rechlsgebiete das allgemeine Beste zu realisi- 
ren sich bestrebe* 

Die Sicherheitspolizei. 

Es ist sehr wichtig^ dass der 'Regent, von einem riohti-^ 
g«$nBegrifl' der Sicherheit ausgehe. Oestreichs Polizeigesetz** 
geber und angesehenster Schriftsteller über Polizei, r. Sonnen« 
f^^ d^finirte dieselbe .als den Zostandy ifl welchem nichts z» 
furchten ist, und seine Polizeigesetze sind der Art, dass dte 
Menschen erst Puppen werden .«tüssten, um dieselben befol- 
gen zu wollen und befolgen zu können. Die ganze Polizei 
ward reine .Sicherheitssache. Die Wohl&hrt sollte nur he- 
zweckt werden, weil die Armen betteln und stehlen könnten. 
Die Geister sollten üur entwickelt werden, damit sie keine 
Verbrechen aus Unwissenheit begehen. Pie Skten sollten 
blos darum vervollkommnet werden, damit Mordthaten, Verw 
fuhrungen und dergleichen geföbrUche Handlungen aufhören. 
Die .Religion sollte den höchsten Schutz geniessen, weil sie 
den A^enschen einen Kappzau^a anleget. Atheismus .wurde 
für eine öffentliche Pest erklärt, weil es ohne Glauben an 
Gott in dem Staate nicht recht auszuhalten wäre. Was die 
Mensch enfqrcht nicht vermag, ist der Gottesfurcht möglich! 
So ward das Höhere zum Mittel herabgesetzt,' und nicht be» 
dacht, dass eine Wohlfahrt, die nur der Sicherheit wegen 
erzielet wird, eine sehr unnatürliche und verkehrte sein 



ipuftse, und dwss insbegondre «ine Cohar, 'die blos auf irdische 
9^W0Qke gdricMet wii^d,* keine andere als giftige oder faule 
Fruchte tragen kann! *^) Unter der Sicherheit, welche die. 
Polizei reallsiren soll, darf man nur einen Zustand veretehen, 
in welchen» die Staatsgewalt der Rechtsgefahren mächtig ist« 
Pie SicfaerheiCspoKzeigesetzgebung umfasset- daher nur jene 
MAassregeln, welche not h wendig sind, damit die Staatsge- 
walt' die verbreeherischeh oder Eufölligen Gefährdungen des 
«dlgemeinen »nd^ besondern Rechtsstandes nach Kräften ab- 
wenden körine. Diese bezwecken wesentlich theils die Unter- 
Ordnung der, Privatkräfte, theils die Pflege einer gesundMi 
öfibntlichen üleinüng, theils den Sehutz der Privatrechte v<ir 
b«Mien. Absichten' wie Unßlllen. 

UMerordnunip der Privaten« 

Die Regierung muss die höchste Gewalt sein nach innen 
und aussen; denn so nur lässt sich die Verwirklichung der 
Slaätiszweoke erreichen. Die Regierung haf ihre Macht nur 
in der Nfttionalkraft zu suchen.- Es kommt ihr also zunächst 
ZU, die BeFblkierung des Landes wohl ins Atige zu- fassen, 
dte Hindernisse einer ent9precheni)en Bevölkerung überall 
zu ^Hfernen , so wie die Zerthe|lung eder gar den Abfluss 
einer unverhältnissmässigen Bevölkerung zu befördern, wes- 
wegen die Gründung von Colonien in i^nbewohnten Landen 
ein sehr wichtiger Punkt der meisten Regierungen ist« Aber 
nieht blos die Zahl, sondern auch die Gesundheit und Rüstig- 
keit der Einwohner bestimmt die Volkskraft. Deswegen ist 
eine aligemeine Gesundheitspflege nirgend zu erlassen, die 
überall auf Verbesserung der Atmosphäre, des ungemein 
wichtigen Wassers hauptsächlich bedacht sein muss, denn 
nur durch ungesunde Localitäten entstehen die völkerentkräf- 
tenden Krankheiten. Die alten Politiker (Plato, Aristoteles) 
hielten auf diese Art, Gesundbeitssorge weit mehr als. die 
neuem, die sich weit mehr um die Heilung der etwa grassi- 
rendeii Krankheiten -bemühen. So sehr nun aber ein zahl- 
reibbeis blühendes Volk im Wunsche jeder Regierung liegen 



^) V. Sonn«nf^l8, Grundsätze der Polizei, lt6§. 
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niuss, so kann doch gerade Zahl and Rüstigkeit der BeT5l- 
kerung einer Regierung gefährlich werden, wenn nicht die 
Privaten der Staatsgewalt gehörig* untergeordnet sich dar- 
stellen. ^Im Mittelalter kam die Staatsgewalt nirgend recht 
zum Vorschein, weil hier die Geistlichkeit, dort der Adel, 
wieder da die Städte sich dem Regenten gleichstellten. Ans 
diesem GruAde fordert die Klugheit, dass die Regierung die 
Privaten — seien es Einzelne, seien es Corpörationen, in ge- 
höriger' Unterordnung erhalte. Am ehesten entwindet sich 
der Einzelne durch übergrosses Vermögen, welches sich in 
seiner Hand anhäufet. Darum kann ein Maass bestimmt 
werden, welches kein Privatvermögen fibersteigen darL In 
Republiken wird es enge ausfallen; die Monarchien dagegen 
vertragen ziemlich grosse Privatgüter. Hat sich dasVermör- 
gen bereits an einzelnen Orten angeschwemmt, so'muss die 
Gesetzgebung ' die Theilung befördern« Gewaltsame Mittel, 
wie die Einziehung der KirchengOter, sind^ selbst dann ge^ 
fäbrlieh, wenn sie weder üngeretiht noch unbillig erscheinen, 
denn eine entschiedne Geringächtung des historischen Rech- 
tes zieht die andre liach sich.\ Es giebt genug indirecte 
Mittel, die zum Ziele fuhren« Diese, muss dag Gesetz er- 
wählen. Dahin gehören die AUodisirung der Lehen, die 
Amortisation der Gemeindegüter, die Theilbarkeit der grossen 
Besitzungen, selbst die Ertheilung hoher Würden, die mit 
grossem Aufwand verbunden sind. Ferdinand der Katholi- 
sche fesselte den überreichen Adel an den Hof, damit er 
seine Einkünfte zu keinen gefährlichen Zwecken verwende, 
und Themistocles bekam von seinen Mitbürgern eine Beloh- 
nung, weil er bei öffentlichen Festen den meisten Aufwand 
machte. Ist nicht angehäuftes Vermögen die Ursache , dass 
eine Privatgewali der öffentlichen entwächst, so liegt sie 
entweder in der Anschliessung an auswärtige Mächte, oder 
in einer ausgedehnten Vergesellschaftung. Deswegen darf 
keine Beziehung der Unterthanen zu auswärtigen Mächten 
ohne Vorwissen des Obern' eingegangen werden.*) Weiter 



*) Diese Rücksicht war es. auch, welche in dem Institute desFabst- 
thtinis ein llinderniss der 8 taatsg^ewalten erkennen liess. Inzwi- 
schen ist Wühl zu bedenken, dass es sieh hier um ein uffenkun- 
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darf die Stiftung ^iner Geselkchaft^di« ^ie immer Einfloss 
auf die Staatsburger haben kann, nur mit höherer Qenehmi- 
gung erfolgen. Es wird daher auch die Theilnahme an aliea 
durch Zweck, Form oder Dauer irgendwie hervorstechenden 
Vereinen, die für die öffentliche Gewalt geheim sind^ unter- 
sagt werden. Dagegen wäre es völlig verkehrt, wenn das 
Gesetz in den Associatioi^n schlechthin etwa« Gefährliches' 
erblicken wollte. Die durchgängige Isolirang der Einaelnen, 
die in der neuern Zeit eingetreten ist, hat das fiedurfniss 
der Vergesellschaftung hervorgerufen. Und wenn in diesen 
Verbindungen zu tausenderlei Zwecken wirklich ein Keim 
der Unsicherheit lieget, so muss es die öffentliche Gewalt 
gerade zu bewirken trachten, dass recht viele u|id verschie- 
denartige Gesellschaften gebildet werden. Denn auf diese 
Weise vertheilen und zerstreuen sich die Kräfte! 

Am häufigsten leidet die Unterordnung durch Factionirang 
der Staatsbürger. Factionen sind ausgeartete Parteien » die 
ihr besondres Interesse an die Stelle des Allgemeinen setzen* 
Sie sind daher höchst mannigfaltig, bald reinpolitischei^^ bald 
religiöser, bald gewerblicher Art. «Die Staatsgewalt würde 
freilich allen Factionen steuern, wenn sie kbine Parteien auf* 
kommen liesse. Allein es ist unmogliöb, das Entstehen von 
Parteien zu verhindern; man müsste ja zu diesem Behufe 
alle Bürger eines Glaubens, einer Ansicht, eines Geistes 
machen. Wäre das aber auch möglich, so müsste es unter-* 
bleiben^ weil es alle Entwicklung aufheben Würde. Die Ge- 



diges und rechtliches Verlvältiiias handelt, und dasa die Zerstö- 
rung desselben grössere Gefahren erzeugen kann. ^ Wenn, der 
päbstliche Einfluss aufgehoben wird, st» nimmt entweder die 
Staatsgewalt die Kircbengewalt ^ah sich , oder ne überträgt sie 
ei\iem inländischen Kirchenhirten. Im ersten Falle ist die kirch- 
liche Freiheit um alle Garantie gekommen, im zweiten Falle die 
geistliche Macht erst recht bedenklich ]geniacht. I>er russische 
iirussfürst fühlte kein^ Gefährdung, so l^Dg<$ die russische Kirche 
der obersten Leitung des byzantinischen Patriarchen unterwor- 
fen war. Die russischen Bischöfe bildeten die Mittelglieder 
zwischen dem weltlichen und geistlichen Oberherrn, und sahen 
in d^r vollen Selbstständigkeit des. Erstem die Garantie, ihrer 
dgnen Rechte. Als aber die russische Kirche einen eignei» Pa- 
triarchen bekam, erhob sich ein heftiger Streit zwischen Sttoat 
und Kirche, der mit dem spöttischen und rohen Umsturz des 
erzpriesterlicheu Stuhles endrgte. 
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setagebong ihuss sich daher darauf beftcbränken , der Ausar- 
tung der Parteien vorsubeugeo, indem sie Stoff und Gelegen- 
heit dazu beseitiget. — Aus diesem Grunde stellt sie den 
Unterricht und die Erziehung nnler die öffientliche Controle^ 
verbietet die Anstellung gefährlicher Individuen in Kirchen 
und Schulen, und lässt öffientliche Versammlungen nur nach 
gehöriger Anzeige , und in Gegenwart einer amtlichen Per- 
son stattfinden. *) 

Siclieniny der ölfentliclieii Meinung^. 

Ein grosses Uebel ist in der Erschütterung der morali- 
schen Grundlagen der Regierung enthalten. Ohne Vertrauen 
zum Volke kann keine Verwaltung anders als streng sich 
darstellen. Die öffentliche Gewalt muss nun in dieser Hin- 
sieht ihr Auge vor Allem auf die Presse wenden, denn 
diese erzeugte die neue moralische Macht der öffentlichen 
Meinung. Zwar ist die Presse nur ^as Sprachrohr einiger 



*) PIq li'urcht vor Conspirationen hat als modernes Argusungethüm 
die geheime Polizei, d. h. die fortwährende geheime Auäholung 
der Bürger' hervergerufen. Wahrscheinlich ist sie durch Kicheiieu 
in Frankreich auf das Tapet geliommen. Unter Louis XIV. 
ward btreitfi eine «stehende organisirt, die sich insofern einer 
. gewissen Popularität erfreute, da sie gegen gemeine Verbrecher 
Ji)esonders gerichtet war und ihrem iJrhcber den Namen des 
Rhadaman't einbrachte. Durch Sartines begann die Entartung 
Cl'TSd — 1174). L»«*nüir überiiesS die Institutitm an Oestreich, wel* 
ches bald mit Frankreich in schlauer Späherei wetteiferte. Durch 
die französische Revolution wurde die Ausholung noch mehr 

' politischer Art; Napoleon Hess die Augen auf alles richten und 
fand leider r Überall Nachahmer. So wenig nun zu letrgnen, dass 
vorübergehend und bei besoncferen Anlässen eine geheime Aus- 
forschung einzelner Personen oder Bev4)lkerungen statthaft sei: 
so sehr muss doch gegen eine fortlaufende und systepiatische 
Späherei geeifert werden. Fürs, £rste verliert das Volk alles 
Vertrauen zu- der Regierung und einen grossen Theil seiner 
harmlqsen Unbefangenheit, wobei die Regierung am meisten zu 
kurz kommt. Fürs Zweite bekommt die Regierung so viele fal- 
sche Winke und halbe Nachrichten, dä^is sie entweder in über- 
triebne und schädliche Peinlichkeit und Aengstlichkeit verföllt 
oder aber sich, gewöhnt, blinden Lärm überall zu vermuthen 
und fahrlässig wird. Noch hat die geheime Polizei keinen Auf- 
stand verhindert,^ aber wohj manchen schon veranlasst, — • Selbst 
wo momentan die Ausforschung nöthig scheint, ist grosse Vor- 
sicht bei ihrer Anwendung erforderlicli. Bs dürfen durchaus 
keine Agents provocateurs gebraucht, durchaus keine Belohnungen 
nach der Zahl der Angaben bemessen und die härtesten Strafen 
gegen . ver^äumderische Berichte angedroht werden. 
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Wenigen, aber seine Töne finden einen Wiederhall in allen 
Henen, soweit die Lectöre reicht. Man hterfrüher die Frage 
anfgeworfen, ob Schriften in Wahrheit staatsgefftbrlich wer« 
den können! und man" kennt die Antworten,, die Kästner*) 
und Wichmalkn **) gegeben haben« Es ' wfir»<<seltsaih , die 
Möglichkeit, darch die Presse Vcurbrechen am Staate, an den 
Mitmenschen SU begehen, ableugnen zu wollen, allein das 
kann und wird noch in Zweifel gezogen werden, ob die 
Presse auch in solchen Fällen, wo keine Verbrechen durch 
sie geschehen, den öffentlichen Recntsstand bedrohen könne? 
Eine schlechte Regierung findet offenbar an ihr einen Gegner, 
dem sie erliegen muss, und, wenn auch in dein Sturze eines 
ungerechten oder untauglichen Gouvernements kein öffent- 
liches Unglück sich darstellet, so erscheinet 'ein solches doch 
in den Gefahren, die jedes Umschlagen der öffentlichen Ge- 
walt begleiten« Aber auch eine gute Regierung kann an der 
Presse Schaden nehmen«', insofern der beste Regent durch 
einzelne Missgriffe öfters in Unpopularität verfallen kani|. 
Die Presse kann nämlibh entweder Vieles vergrössern oder 
entstellen^ welches die Gemiither zu beunruhigen im Stande 
ist, oder die Organe des Regenten und ihn selber unter tau- 
senderlei Formen und Zeichen in Verachtung bringen. Sie 
kann die Religion lächerlich machen, der Unsittlichkeit Nah- 
rung leihen und die Ehre Vieler in die Schanze schlagen. 

Wenn man aber auch die Möglichkeit zugiebt, dass durch 
die Presse Verbrechen geschehen oder angeregt werden,, so 
hat man damit noch nicht zugestanden, dass die Regierung 
gegen die Pressvergehen andre Maassregeln zu ergreifen 
habe, als gegen die übrigen Verletzungen stattfinden» Bei 
öffentlichen Vergntigungen fallen mancherlei Yerbrechen vor, 
soll darum die Polizei diese unterdrücken? Mordthaten^ wer- 
den für die ärgsten Verbrechen angesehen, muss sich die 
Polizei aber nicht auf das Strafgesetz verlassen? Warum 



. *) Gedanken über das Unvermögen der ScKriftstell^er, Empörungen 
zu beu'irken. Göttingen 179». 

**) Ist es wahr, dass die Revolutionen durch Schriftstellei* beför- 
dert werden 1 Lieipzig lt9^ 
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soll dabier die iPreMe, weil eie den Samen dee^ BSeen iitreaen 
kann, eich mehr als strengre Aa&ieht gefallen iaiisen? 

Frühxehig genug entschied man sich für grössre Ein- 
schränkung der Presse. Schon 1479 gab des alte'Verbot dei» 
Lesens ketzriseher Schriften dem römischen Stuhl Anfass, 
gegen den Druck missfälliger Bucher zu eifern und ihre Ver- 
breitung zu untersagen. Im Jahre 1515 wird eine förmliche 
Bulle erlassen, welche die Genehmigung der Druckerlaubniss 
von den geistlichen Behörden einzuholen befiehlt. Die weit«- 
Jiehen Behörden Sahen sich durch die aufreizenden Schriften 
während der Kirchenreforra bemüssigt, auch von ihrer Seite 
eine Censur zu üben. Die freie Reichsstadt Nürnberg hatte 
gar schon 1503 ihren Censor. Erst zu Ende des 17. Jahr- 
hunderts keimt die Idee der Pressfreiheit, d. h. der* Censur- 
freiheit, namentlich in England. Man behauptet die Noth- 
wendigkeit, eine Censur über all«sr, was durch die Presse 
hervorkommt, zu verhängen, erstens, weil es besser, ist, das 
Böse und Bedenkliche im Keime zU erdrücken, als wenn es 
aufgegangen ist; zweitens, weil Widerlegungen des Falsche» 
gewöhnlich zu spät kommen, oder geringere Wirkung her- 
vorbringen. Inzwischen wird man zur Censur nicht leicht 
rathen können, weil sie keineswegs die Uebel beseitigety 
gegen welche sie gerichtet wird, und viele andre im eignen 
Gefolge hat. Eigentliche Verbrechen werden durch die Cen- 
sur gßT nicht gehindert, denn wer eine aufrührerische oder 
die Kirche., die Sitten^ die Ehre der Mitbürger verletzende 
Schrift ausstreuen will, legt sie gewiss nicht erst der Be- 
hörde vor, sondern verbreitet sie im Manuscript, oder lässt 
«ie im Ausland drucken und hereinschmuggeln.*) Unvor- 
sätzliche Atigriffe auf den Staat lassen sich aber gar nicht 
denken. Die sogenannten bedenkfichen Stellen werben eben 
so wenig durch irgend eine Censur unterdrückt; denn das 
Bedenkliche ist etwas ganz Unbestimmbares. Dinge,, die 
lieute die grösste Sensation erregen, gehea morgen ganz 



*y Unter Lenoir'hat der PbUzei- Agent Jaquet confiscirte Manu- 
Scripte im Auslande auf seine Rechnung drucicen, confiscirte 
Bücher neu auflegen und ins Land bringen' lassen. Peuchet, 
Memoiren der Pariser Polizei, 1838^ 11, 258. 



spurlos vorüber, and was gestern noeh nicht aufgefallen war, 
kann im laufenden Tage den zündenden Funken in die mitt- 
lerweile entflammten Gemiither werfen. Das Anstossige geht 
leider! nicht blos durch die Bücher, sondern ebenso von 
Mund zu Mund. Die Censur' hat noch lange nicht den Kloak . 
der chronique icandaleme verstopft, wenn sie einige Klatsch- 
blätter gestrichen hat. Die Götter mussten schon des Midas 
Barbier zu Schilfe machen , weil er es nicht bei sich be- 
halten konnte, 

— qfiod rex Midas habet aures anninas. Ißt der Cen- 
sor ein liberaler Mann, so gehet gewiss alles durch,* was 
nicht* die Kennzeichen des Verbrechens an siish trägt, woge- 
gen die Strafgesetze gerichtet sind. Ist-der 'Censor ein we- 
nig ängstlich, so wird er durch jedes Non fmpnmafur oder 
Non permittaturj ja di^rch jeden rothen Strich die Regierung 
lächerlich und die Gemütber abgeneigt machen. Daraus ent- 
stehen zwei grosse Uebelstände för die Staatsgewalt. . Erst- 
lich verliert das Volk an Zutrauen zur Regierung, und zwei- 
tens erheben sich böswillige Schriftsteller zu Götzen des Ta- 
ges* Die Geschichte liefert noch kein Beispiel, dass die Cen- 
snr der öffentlichen Sicherheit gefruchtet hätte. Wo die Re*- 
giernng fiel, und es bestand die Pressfreiheit, da wäre die 
Gewalt auch ohne die Pressfreiheit, vielleicht ttur desto hef- 
tiger, gefallen. Und wo es ruhig blieb, und die Censur 
herrschte, wäre es auch ohne die Censur ruhig geblieben, 
nnd vielleicht etwas lichter und besser geworden! 

Aus diesen Gründen soll das Gesetz nur die Pressver- 
gehen auf das Bestimmteste fassen, und die schärfsten Stra- 
fen- verhängen. Da allerdings vorbeugen besser ist als stra- 
fen, zumal die Anwendung der Strafe oft sehr unpopulär 
wird: so mag man unter Umständen die Pressgesetze dadurch 
unterstützen, dass man einerseits den Buchkandel, andrer- 
seits die Zeitungsetablissements zu Polizeigewerben erhebt 
und nur 'moralischgewürdigten Personen anvertraut. So er- 
langt die Regierung Garantien, die nichts zu wünschen übrig 
lassen und kann Pressfreiheit ohne Furcht gewähren. Nur 
inuss dann auch ein populäres Gericht zur fieurtheilung, der 
Pressbeschwerden eingesetzt werden! 
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Abwehr, ▼«m WtefSbLimhe&mWMM^pam^feau 

Die^ Anstalten, welche den Störungen der Privatreehte 
vorzubeugen haben, beziehen sieh theils auf Handlungen,, 
theils auf natürliehe Ereignisse. 

In ersterer Hinsicht müsiten sie zu bewirken trachten, 
dass derlei Personen^ deren Uniständb zii Rechtsverletzungen 
geneigt machen, sich nirgend in der Gesellschaft anhäufen. 
Zu diesem Behufe muss zunächst das Eindringen bedenklicher 
Individuen verbätet und die beste Aufsicht über die Fremden 
geführt werden. Hiezu dienet das Passwesen. Offenbar hat 
die nötbige Legitimation fremder Agenten darauf geholfen, 
und es ist zu bedauern, dass man, diesen Ursprung verges- 
send, es auf Inländer übertrug. Denn bei Inländern sind 
Pässe überflüssig, weil diese sich auf andre Weise legitimi- 
ren können, und zweckwidrig, weil sie lästig und kostspie- 
lig, wie sie sind, überall umgangen werden. Aber auch in 
Bezug auf Ausländer leisten sie bei Weitem nicht, was un- 
ser schreibsüchtiges Polizeiwesen sich von ihnen verspricht. 
Wie kann man in ihnen ein Unterpfand gegen schlechte 
Menschen erkennen, da^ Jemand von gutem« Herkommen , und 
Stande, und doch von schlechter Aufführung sein kann? 
Und wie darf man von ihnen eine Verhinderung der Betrü- 
gereien erwarten, da nach allgemdner Erfahrung die gefahr- 
lichsten Uebelthäter ihre Pässe jedesmal in guter Ordnung 
haben ? Sie befördern die nöthige Auskunft, und erleichtern 
die heilsame Aufsicht, das ist ihr ganzes Verdienst. Des- 
wegen bedürfen sie der kleinlichen Einrichtung nicht, welche 
so vielen Zeitverlust bedingt. Fichte forderte im geschlosse- 
nen Handelsstaate freilich, dass Jeder sein Portrait bei sich 
fuhren solle, damit er sich als die Person, welche er vor- 
stellt, ausweisen könne. Aber dafür war Fichte ein Philo? 
soph, und Philosophen lässt man -Manches hingehen. Wozu 
soll jedpch das übliche Signalement der Personen, welches 
gewöhnlich sehr unrichtig ausfallt, und nach Soden's *) Be- 
merkung schon manche Damen wange schamroth, manches 
Damenauge nass machte! — Aber auch .einheimischen Be- 



Nationalöconomie. B. VII. 8. 163. 
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denklichen ift das Terrain sa entaiehen* Daher soll der 
Miisaiggang nicht geduldet werden. Schon in Athen muss- 
ten die Bürger ihre Nahrungsquellen angeben. Heut zn 
Tage, wo die Personen conscribirt werden, lässt sich eine 
solche Nachforschung noch leichter vornehmen« Schädliche 
und schfindliche Geschäfte müssten durchaus nicht geduldet 
.werden. Wehe, wenn Leute in der ßettelkiinst Unterricht 
geben, wi®. die Familie Turner in London, oder wenn Sprin- 
ger, Seiltänzer, Bärenführer u. s. w. sich vermehren!. Die 
Zahl derer, die sich mit der schlechten Unterhaltung der Mit- 
bürger durchbringen, ist kein « erfreuliches Zeichen für den 
Geist^. der im Volke sich ankündiget, und aus ihnen ergänzt 
sich die Hyder, deren Köpfe das Beil der Polizei abzuschla- 
gen umsonst sich bemühet. Ganz besonders ist die dienende 
Klasse zu beachten , in deren Händen Moralität und Eigen- 
thum der Familien zu liegen scheint Ihre Stellung zu den 
Herrschaften soll also so viel möglich darnach sein, dass 
«ie von dem Geiste der häuslichen Zucht und Sitte berühret 
werden. Bei dem Austritt aus bisherigen yerhältnissen darf 
sie das Auge der Sicherheitsbehörde nicht verlieren, was 
durch die Vorschrift 'gehöriger Dienstzeugnisse allerdings 
möglich gemacht werden kann. Obgleich eine Kleiderord- 
nung so wenig als eine Lohntaxe zu billigen ist, weil die 
erstere nur zur V^erachtung, die letztere nur zum Schaden 
der Geschickteren Anlass geben würde; so dürfen doch die 
indirecten Mittel, auf Sparsamkeit, Ordnungsliebe und An- 
hänglichkeit einzuwirken, nicht geradezu verworfen werden. 
I>ie Prämien und ötfentlicl^en Ehren haben überall Nutzen 
gestiftet. Möglich, dass die Besserung blos^ eine äussere 
war, aber, wenn man nur zwischen Laster und fabricirter 
Tugend zu wählen hat, kann die Wahl nicht zweifelhaft 
sein! — Um die Quellen zu verstopfen, aus welchen das 
sohlechte Volk hervorflieiiset, ist überhaupt auch ge^en 
alles einzuschreiten, was die Menge demoralisirea und 
rechtsfeindliche Charactere erzeugen muss. Die Sitten zu 
-verbessern ist der Beruf der Kirche; die Priester sind die 
einzigen Sittenrichter, welche die heutige Welt verträgt. 
Die Stoffe der Demoralisation zu zerstören, ist aber die 
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Aufgabe der .^veldichen Regierung ^ dejr sie sich nicht ent- 
Eiehen darf. Die Regierung darf keinerlei Sittenscandal 
dulden, wodurch Abstumpfung des moralischen Gefühls und 
gefahrdroihende Rohheit sich "busbreitet. Deswegen müssen 
die schlechten Leidenschaften (Wollust, Trunk, Spi^l) im 
öffentlichen Auftreten gehindert, das verderbliche Schauspiel 
öffentlicher iVlisshandluhgen der Afenschen und Thiere, wie 
unsittlicher und gemeiner Darstellungen aller Art hintan- 
gehaken werden, denn das Yelk wird am meisten durch die 
Augen verdorben! Minder wichtig sind di^ kleinen Einrich- 
tungen, welche die BestimmuRg haben, die Nacht den Bösen 
minder giinstig zu machen oder die Mittel des Verbreohens 
möglichst unzugänglich zu tnachen. *), 

In Hinsicht auf die zufalligen Ereignisse, welche die 
Privatsicherheit unterbrechen können, muss die Regierung 
wohl bedenken, dass sie hier mit Zufällen in den Kampf 
' tritt, sobald siq Feuer^ Wasser und Krankheit in der Quelle 
verstopfen will. Wer muss nicht erschrecken, wenn er ei- 
nen Krii gelstein drei Bände über Feuerpolizei , ^inen 
Rössig fast eben so viele über Wasserpolizei, und einen 
Frank noqh einmal' so viel über Medicinalpolizei anfüllen 
«ieht? Leider wurden die Legislatoren allenthalben zu ei- 
nem Wüste von Gesetzen verfiilirt, die kein Mensch beach- 
tet, und deren Uebertretung sie nicht verpönen können, weil 
*die Aufsicht über ihre Befolgung unmöglich ist. Man würde 
darüber fachen, wenn nicht' eioe Verschwendung von Zeit, 
Kraft und Geld daran geknüpfet wäre. Das Polizeigesetz 
hüte sich demnach, etwas erst vorzuschreiben, was ohnehin 
jeder Verständige aus eignem Interesse thut. Unterlässt Je- 
mand eine für nöthig erkannte Vorsicht, und ist sie anbe- 
fohlen gewesen, so hat das nur zur Folge, dass er aus Furcht 
vor der Strafe nicht bei Zeiten fremde Hülfe «ucht. Weiter 
befehle kein Gesetz etwas, dessen Erfüllung oder Nichter- 
füllung keinen rechten Beweis zulässt, oder dessen Befol- 



*) Die Strassenbeleuchtung kam von dem l^olizeS- Lieutenant erst 
1669 auf; Püchety iViemuiren der Pariser Polizei.!. T. Bald dar- 
auf erfolgten Verordnungen wegen der Schlüssel und Schlösser, 
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guDg für den EinselBenr einen grSssetil Mnohtbeil mit siak 
führt) als der beabsichtigte Vörtheil ist Endlich halte sich 
das Gese^ allenthalben aii das Notb wendige, und hüte sioli, 
das Zweckmässige zu überschätzen. Um den Nachtheil, den 
anfällige Ereignisse für den Rechtsstand mit sich bringen, 
aufznbeben, haben die Gesetze nur ein Mittel ; es ^ind hier- 
mit wohleingerichtete Assecaranzanstalten gemeint Aller- 
dings haben sich mehrere Stimmen, und zuerst Nie mann*;, 
dagegeQ erhoben, weil sie die Staatsgewalt verfuhren, die 
bösen Zufälle nicht weiter au bekämpfen $ und die Bürger 
selbst zur Sorglosigkeit, Unachtsamkeit und wohl gar zu 
Betrugereien yerleiten können* Allein jener TheiL des Ein- 
wurfes, der sich auf die Regierung bezieht, beruht auf der 
hergebrachten Vorstellung, dass die Polizei durch ihre Maass- 
regeln und Anstalten die zufalligen Uebel wirklich ersticken 
köani», und löset sich von selbst auf, sobald die Grenzen 
der Wirksamkeit aller Feueraqstalten, Quarantänen und der- 
gleipben zu Gemüthe gezogen werden. Wenn- die Ur- 
sache unbesiegbar ist, muss wohl zunächst die Wirkung 
aufgehoben werden ! Der zweite Theil des Einwurfs, welcher 
die Bürger angeht, ist nur bei schlechter Einrichtung dieser 
Anstalten zulässig. Nur wenn derjenige, dem eignes Ver- 
sdbulden nachzuweisen ist, Entsfchädigung erhält, entwickelt 
sich ein Beiz zu Betrugereien. Nur, wenn der Beitrag sich 
nicht nach dem Werthe und nach der Gefahr zugleich rich- 
teifc, wird der Eintri^ aus schlechter Absicht erfolgen. Mit 
jedem Unglück durch Feuer, Wasser und Seuchen ist auch 
entbehrter Genuss verbunden f der nicht ersetzt wird, also 
kann die Wiedereinsetzung in den alten Stand unmöglich 
gegen die zufälligen Gelahren blind oder gleichgültig machen« 

'Die fVohlfahrtspölizeu 

Die Wohlfahrtspolizei kann nicht genug daran Testhalten, 
dass sie den Schutz des Wohlseins der Gesellschaft zur Auf- 



♦) Ueberaicht der Sicherheitsmittel gegen Feuersgefahren. Ham- 
burg, 1796. S. 92. ^ 
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gäbe hat* Was sich hin und wieder für Wohlfahrtspolii« 
gegeben hatte, war, in der That auf die Zerstörung alles 
Wohlbefindens gerichtet/ Man erkannte, dass das Wohl- 
sein jn materieller Hinsicht auf der Gewissheit l^eruhet, die 
Bedürfnisse^ welche sich auf Lust und Unlust besiehen , be- 
friedigen zu können; man nannte die Befriedigungsmittel — 
Güter, ihren Inbegriff Vermögen, und dachte nun wa- 
chend und schlafend nur an die Vermehrung der Guter oder 
des Vermögens. Durch alle solche Sorge wurden die Men- 
schen aber nur zu Hausthieren herabgeseta^t, ' deren Zahl man 
auf jede Weise lu vermehren suchte,, zu Bienen und Amei- 
sen erniedriget, die arbeiten, arbeiten, und nichts als ar- 
beiten' sollten; aber das Wohlsein der Gesellschaft wuchs 
weder mit der erzeugten Gütermasse noch mit der ge;9itiegenen 
Bevölkerung in gleichem Maasse. Die aufgespeicherten 
Waaren hie und da, ach was sind sie mehr als jene gigan- 
tischen Pyramiden tind Obelisken, woran die Schweiss - und 
Thränentropfen erdrückter Menschen hängen? Nicht auf der 
Prbduction allein ruhet die Wohlfahrt der Nation^ sondern 
auch auf der besten Vertheilung der Güter unter die Ein- 
zelnen^ und auf dem weisesten Genüsse derselben! Wus 
nützt es, wenn noch so viel hervorgebracht, aber in wenigen 
Händen zusammengescharret wirdi Nicht in den Ausfuhr- 
tabellen und in den Steuerregistern suche man die Spuren 
des Wohlstandes, sondern erkenne seine Symptome in dem 
Leben der arbeitenden Klasse, und in dem freiwilligen Auf- 
wand für die höheren Bedürfnisse. Wenn auch das Wohl- 
sein nur auf die Behaglichkeit des Daseins bezogen wird, 
so niuss man doch zugeben, dass Lust und' Unlust auch aus 
immateriellen Gegenständen quellen. Es giebt daher imma- 
terielle Güter, welche mit und in den materiellen zugleich 
erworben werden müssen^ Man sehe aber nach, wieviel da- 
von den Frobnknechten der materiellen Production, deren 
Zahl Legion ist, zu Theile' Wird, und man wundre sich noch 
«her die Unbehaglichkeit inmitten der glänzenden Schätze 
der Industrie! Jener Mann, der alles zu Golde macht und ver- 
zweifelt, weil alles ihm zu Golde wird, er ist bis auf die 
Ohren das gegen\f artige Geschlecht,., das alles ziir Waaipe 
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maeht, und den Gottern flacht, weil ihm alles zar Waare 
wird! Dag wahre Wohlsein der ganzen Gesellsehaft im Auge, 
muss die Regierung die Erzeugung, Vertheila6g und Ver* 
zehrung der materiellen Guter reguliren, dann wird sie auch 
minder einseitig verfahren, und nicht ^ich dort obenanstellen, 
wo sie nur die zweite Stimme haben kann, oder auf ihrem 
eignen Gebiete nichts vorkehren, ohne auf das Höhere, Recht 
und Religion, Freiheit und Nationalität, Rücksicht genommen 
zu haben! 

Hie €(üterer2ea|rui>^9« 

Wenn die Erzeugung der Guter, die in Gewinnung und 
Verarbeitung der Stoflfe und in Zufuhr zu dem Bedürfnisse 
d« h. in Landbau, Fabrikation und Handel sich theilt^ ge- 
deihlich wirken soll, muss sie möglichst vollkommen, allen 
Tüchtigen zugänglich sein, und zugleich Ehre und Freude 
verschaffen« Wo die Gewerbsstände geschlossne Kasten bil- 
deten, ergriff die Gesellschaft bald die — Versteinerung. 
Marmorgruppen ohne fröhliche Entfaltung und Regsamkeit 
Btelleh sich dem Auge dar, und sind einige Menschenalter 
vorübergegangen, so verwandeln sich die künstlichen Reihen 
in natürliche Gattungen. Falls der Vater wie der Sohn, der 
Sohn wie der Enkel leben und wirken und denken miiss, 
erreichen die Gesphlechter eine wahre Pflanzenähnliehkeit. 
Aber diese Unbeweglichkeit der freien Wesei^ ist e^ne 
schreiende Naturwidrigkeit. Wer sich fühlt, muss von ei- 
nem Geschäfte zu dem andern übergehen können, Weiiu es 
sein Vortheil erheischet, und bei dem Antritt eines Gewerbes 
keime andere Schwierigkeit finden, als diejenige, welche die 
allgemeine Wohlfahrt dem Einzelnen öftere entgegenstellt. 
Damit kein Tüchtiger sich zurückgesetzt finde, damit die 
freie Concurrenz der Talente die Erzeugnisse vervollkomm- 
nen und vermehren könne, erhält die öfientliche Gewalt die 
Geschäfte frei, mögen sie die ländliche oder die städtische 
Industrie betreffe^. Sie duldet nicht, dass Adlige allein -die 
Landgüter erwerben dürfen, und hebt barbarische Privilegien 
auf, welche sich städtische Gewerbevereine zum Schaden 
4es allgemeinen Wohles angeeignet. Inzwischen hat sie 
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noch etwas mehr xu leisten , und muss den Betrieb auch 
s^ieher und ehrenvoll machen. In unserer Zeil hat man 
so hohe Begriffe vo|i der Freiheit, ^am man in ihr alles zu 
haben und zu geben glaubt, aber die Freiheit ist nur etwas 
Negatives. Je mehr für die Entfesslung des Betriebes ge- 
sorgt wird, desto mehr soll auch für die Sicl^erung geschehen. 
Deswegen ist eine Gewerbe-*Ordnung unerlässlich ! Die Ge- 
setze thun offenbar immer besser, wenn sie wenigstens et- 
xwas, als wenn sie gar nichts^ zur Sicherung der Prodjucentea 
vorkehren. -^ Gerade die Freiheit der Gewerbe erzeugt das 
lebhafteste Bedürfnis» der Vereinigung zu einem Zwecke; 
der Einzelne wird im Kampfe der losgelassenen Kräfite auf- 
gerieben oder reibet den Nachbar auf. Map beeile sich Ehre 
an die Corporationen zu knüpfen, welche Gewerbsleute bilden. 
Je kleiner das Geschäft an sich ist, desto mehr muss das 
Gesetz dahin trachten, durch Vereinigung der Einzelnen ihm 
eine äussre Bede\itung zu geben. V/enn die Einzelnen zu 
wenig sind , um auf politische Rechte Anspruch zu machen, 
so erhebet man sie alle zu einer Einheit, und führt diese ins 
politische Leben ein. Wjr kennen die mittelalterlichen Zünfte 
nur in ihrer Ausartung, wir beurtheilen sie nur nach ihren 
jäi^nmerlichen Missbräuchen, wollten wir aber uns die, Mühe 
geben, sie in ihrem ursprünglichen Geiste aufzufassen, so 
müssien wir von dei: politischen Weisheit und Menschen- 
freundlichkeit, die ^ie ins Leben rief, innigst durchdrungen 
werden. *) Das Gesetz sei jedoch nicht voreilig, und wecke 
die Todten nicht auf. Das Entartete trotzt allen Verbesse- 
rungen , und eine neue Zeit fordert neue Schöpfungen ! 

Die Gewerbe gerathen in einen natürlichen Streit, der 
sich zwischen dem Landbau. der Fabrication und denr 
Handel entspinnt. Das Interesse des Handels ist die unbe- 
dingteste Freiheit. Ob e^* ein- oder ausführt, fremde oder 
heimische Producte umsetzt, Waaren für den Verbrauch oder 
für den Luxus vertreibt, das ist für den Hartdekmano ganz 
gleichgültig. Daher jene Kaufleute, denen der alte franzo-^ 



*) Sa auch Soden, Nation^l-Oecunoniie 11., 125 Jacub> (jrutidsätze 
, der PüFizei, 1., 423 
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sisohe Minister seine Dienste anbot, in der Tbat gar nichts 
Höheres ansuchen konnten, als das berühmtgewordene : lau' 
sez nau9 faire. Dagegen hiat der Landmann und Fc^rikant 
ein Interesse, dass der Handelsmann keine frenide Waare 
auf den Markt bringe, die ihm eine geßihriiche Concurrenz 
mit dem Auslande anfnöthiget, und er wird mit grösserem 
oder geringerem Nachdrucke auf Handelsbesöhränkungea 
dringen« Die Staatsgewalt ist berufen , diesen Streit zu 
schlichten, und sie hat es überall versucht. Die Art und 
Weise, wie man die grosse Aufgabe hie und da gelöst, hat 
die Geschichte mit flammendem Griflfel aufgezeichnet, damit 
die Nachwelt sich ein Beispiel nehme und weiser verftihre. 
Anfänglicli sah man in dem Tauschmittel und Werthmesser, 
in dem Metallgeld, das Wesen der Reichthämer, und behan- 
delte den auswärtigen Handel als das einzige Mittel den 
Reichthum zu vermehren. Es sollte daher die Ausfuhr hei- 
mischer Producte auf jede Weise begünstiget, die Einfuhr 
fremder Producte aber auf jede. Art belästiget werden. Nur 
ausnahmsweise sollte die Ausfuhr roher Producte erschwert^ 
und die Einfuhr derselben erleichtert sein, weil in dfer Wohl- 
feilheit der Stoffe die Garantie des besten Absatzes dcyr Fa- 
brikate gefunden wurde. Zu den Füssen der Throne süssen 
die Staatsminister, wogen Einfuhr und Ausfuhr gegen einan- 
der, und sorgten, dass das Zünglein sich ja auf die Seite 
der Ausfuhr neige; aber bei dem genauesten Bilanziren ver- 
armten die geopferten Gewinner dds Stoffes und die belas«^ 
Steten Zehrer« Man musste endlich zur Besinnung kommen 
und erkennen, dass das Geld seinen Werth nur als Güter* 
repräsentant habe, aber an 'sich keine Güter enthalte^ dass 
Metall wie jede Waare ab- und Seugehe, je nachdem sie zu 
reichlich oder zu spärlich vorhanden ist, dass der Handel 
vorzüglich dadurch den Reichthum vermehre, dass er die 
Hervorbringnng der Stoffe und die Veredlung derselben be- 
fordert. Nun (seit dem Ende des 17ten Jahi4iunderts, seit 
Cromwell und Colbert) verliess man die Ueberschätzung des 
Handels 'und setzte ihit zum Werkzeuge der inländischen 
Production herab. Verbote und hohe Zölle trafeil alles, wras 
das Inland ebenfalls hervorbringen konnte, und wena die 
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Zebrbr über Verthettriing klagten, begütigte ibaii sie mit Aer 
glänzenden Sdhilderutig "imr oeonomiacbeh 'Unabhängigkeit 
des Landeft oder der bessern Nahrung geschäftiger Hände-. 
Inzwisdien verschwand auch der Wahn eintA' Verwandt^ • 
Schaft der Protection mit der Prohibition; man sah, dass die 
Beschäftigong der. Inländer mehr erfordre, ah das blosse 
Verbot fremder Prodiicte, nehmlich Kapitalien, Credit, Nach- 
frage; der Absatz der vertbeuerten oder wegen Mangel d^ 
Concurrenz yerscblechterfen Artikel minderte sich; das Aus« 
land gebranchte Retorsionen, und seilte durch seine Sperre 
nnd Zollsätze eben so viele Menschen ausser Nahrung, ak 
die gegentheilige Prohibition beglücken wollte« Nun (seil; 
der zweiten Hälfte des 18ien Jahi:hnndert8, seit Quesnay und 
A. ^Smith) proclarairte man eine absolute Handelsfreiheit, 
wenigstens in der Bücherwelt. Der Zehrer hat sein. €reld 
redlich erworben v wer mag ihn Andrer wegen so sehr be-^ 
drucken? (sagte man). Wenn ein Product aus dem Aus- 
lande eingeführt Wird, sd ist das ein Beweis, dass das Pro^ 
duct entweder aus Schuld ' oder ohne Schuld der inländi- 
schen Prodncenten . wohlfeiler oder bei^ser ist ist es nun 
aus Schuld der Inländ(Br besser, so würde jede Prohibition 
oder Verzollung ein Privilegium der Trägheit und Unge^ / 
schicklicbkeit darstellen. Ist das ausländische Product ohne 
Schuld der Inländer y6r^üglii[$her, so^ li^gt die Erzeugung die- 
ser Gnterart nicht in den natürlichen Verhältnisseh des Lan- 
des, und es bleiht^ niebiFs anders übrig, als die Producenten 
von dem ungünstigen Betriebe bin wegzuziehen, und zu. ei- 
nem Geschäfte zu weisen, worin das Land natürliche Vcn*- 
züge besitzt! Der wahre Yortheil der Producenten verträgt 
sich also mit deiti Interesse der Cortsunienten , , und ^fe 
Staatsgewalt muss den' Handel vollkonfinen frei lüssen. Wenn 
auch nie ein Quesnaj oder Adam Smith gelebt hälite, würde 
doob diese Ansicht die herrschende theoretische geworden 
sein. Die Staaten, durch Kriege um die Bilanz oder' ufill 
günstige ^llsätze erschöpft, verschuldet, regten jeden den- 
kenden Kopf zu ähnlichen Gedanken auf. Dennoch kann 
und .soll idie Handelsfreiheit nqr das Princip sein, zu wel- 
chem sich jedes Gesetz bekennen muss, aber so lange die 
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öffentlichen Bedurfnisse nicht darchaos vom reinen Einkom- 
men nach gleichem Maasstabe überall erhoben werden, 
* so lange die Staaten nicht insgesammt ans dem Natur- 
stande getreten sind und eine nnver letzbare Rechtsfii- 
milie bilden, so lange kann es keine absolute Handels- 
freiheit hienieden geben. Jede Regierung muss fremde Waare 
um das belasten, \icas inländische Prodocenten mehr zu steuern 
und zu tragen haben, Geschäfte, in denen viele Hände und, 
Kapitalien stecken, fristen, und jene Productionszweige, welche 
vom Boden wenig begänstiget, aber zur Unabhängigkeit des 
Staates schlechterdings erfordert werden, zum Schaden der 
Zehrer aufrecht erhalten. Nor kleine Staaten, die ihre 
Selbstständigkeit zu behaupten ohnehin ausser Stande sind, 
können die zweite Rucksicht ganz fallen lassen^ und müssen 
schon jetzt ihr Steuersystem dem fjjreien Handel gemäss zu- 
richten , wenn es nicht vaihpyrartrg am Lande saugen solL 

In den bürgerlichen Gesellschaften werden nur wenige. 
Güter hervorgebracht, um sie unmittelbar selbst zu verwen- 
den. Es liefert in der Regel Einer für den Andern; jeder 
beschränkt sich auf ein' Produkt und will durch Umsatz sich 
das Nöthige beschaffen. Deswegen wird denn fast alles 
zar y^räusserung producirt. Geld ist daher als Repräsen- 
tant aller Guter und allgemeines Kaufmittel das Erwerbsob- 
ject der einzelnen Gewerbsleute. /Wenn nicht genügendes 
und sicheres Geld vorhanden ist, so muss eine Lähmung 
in alle Productionen, insbesondere in Fabrikation und Han- 
del kommen und die Hervörbringung leiden. Deswegen ist 
denn das Geldwesen auf das sorgsamste zu pflegen und der 
Natur gemäss zu gestalten. Geld bedeutet ursprünglich ein 
Gtit, das im Verkehre am meisten giltl ' In der ersten Pe- 
riode, wo Geld irgendwo in die Wirklichkeit eintritt, be- 
steht es aus diesem Grunde in einem solchen Gute, Welches 
an dem bestimmten Orte den meisten Gebrauphswerth hat. 
Es ist nichts mehr und nichts weniger als die beliebteste 
Waare. Daher denn bei vielen nördlichen und sudlichen 
Völkern das Geld -anfänglich ein Viehgeld (pecunia) ge- 
wesen ist. Man hat historische Spuren, dass die edlen. Me- 
talle durch die.Indier, die sie zu ihrem Teinpelschiiducke 
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gebrauchten, bei allen Vdlkern (vornehmlich bei den Phöni- 
eiern) zur Geltung kamen. Also aucbv das Metall wuide 
nur darum Geld, weil es bei der Umation das Meiste galt. 
So lange dieses die Bedeutung des Geldes \ ist, hat das Ge- 
setz fast gar keine Macht darüben Nicht einmal die Pift- 
gung würde da dankenswerth sein, weil doch Jeder nach- 
wägen würde. Desswegen war das edle Metali Jahrhunderte 
Geld, ehe es geprägt wurde. Bekanntlich schlugen die Phö- 
nicier noch keine Münzen , obgleich sie das Gold im stam- ' 
men Handel mit den afrikanischen Wilden gewonnen, son- 
dern die Lydier werden als die Erfinder der Münzen dar- 
gestellt. *) Wenn irgend ein Gilt lange das Meiste gegol- 
ten, und desswegen zum Güterumsatz' ausschliessend gedie- 
n^t hat, so yergisst sich und verliert sich über. dem Tausch- 
werthe der wirkliche Gebrauchswerth. Es * stützt das Geld 
sich in dieser Periode der Entwicklung auf die verbreitete 
Meinung von dem Tausch werthe des Gegenstandes, und er- 
hält so den Anschein, als wäre es durchaus etwas anderes 
als eine Waare. Die Völker geben die höchsten Gebrauch;»- 
güter dahin , um edles Metall dagegen zu erlangen , und die 
Begierungen verpflichtet das Bedfirfniss, den Werth der Geld- 
stücke zu bezeichnen* Nahe liegt dann der Versuch, durch 
falsche Werthbestimmüng zu gewinnen; sobald die Regie- 
' rung ihm nicht .widersteht, zerrüttet ^sie sogar den Verkehr» 
Man nimmt die Geldstücke nicht für das, für' was sie be* 
zeichnet sind, sondern man nimmt sie nur für das > was sie 
wirklich sind. Jede Geldverschleohterung setzt ctaher die 
Nation im Verkehre in die Periode zurück, welche sie be- 
reits glücklich überwunden hatte. Sobald das Geld einmal 
nur einen reinen Tauschwerth an sich trägt , und sohin in 
der allgemeinen Meinung seine eigentliche Begründung 
findet, so bedarf es nur eines einzigen und kleinen Schrittes, 
um den Credit zur Beischafiung des Geldes zu verwenden. 
Die Regierung hat durch die Münzrechte eine solche Macht 
über das Geld gewonnen, dass sie leicht, um an der Gelc^- 
materie Ersparnisse voi^zUnehuien^ Anweisuhgei» auf MetalU 
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geld'Oder reines Fdeidgeld ausgeben kann. So entsteht Papier-j 
Leder - oder Holisgeld. Dieses Idealgeld wirkt bei richtiger 
Behandlung sehr vortfaeilhaft auf die Circulatiön der Güter 
ein, weil er höchst tranisportabel, sehr wohlfeil in ersetzen, 
u^d, da es .an isich keinen W'erth besitzt, dem nutzlosen Auf- 
speichern in todten Kisten vöUig entzogen ist. Nie mnss 
jedoch die Gesetzgebung vergessen, dass, dieses Geld änf 
besonderem Credit bertihet« Würde die Annahme desselben 
erzwungen, so' würdiB aubh das Zutrauen zu demsell>en ver- 
schwinden. Wollte die Regierung es nicht für vollgültig ^ 
selber annehmen, so konnte es auch bei dem Volke keine 
Aciceptation erwarten. Daraus erhellet schon, dass. Ideal- 
geld immer nur neben dem gangbaren Gelde, welches auf 
altgemeinem Credit beruhet, als das bequemere Umlaufs- 
mittel bestehen kann. Wenn ein GeHetz das Metallgeld ab* 
scfaiaffen und blosses Papiergeld einführen möchte, so müsste 
der geringste Umschwung deä besonderen Credites, den die 
Regierung geniesst, die Geldbesitzer ins Elend stürzen und 
die Nation dahin zurückschrauben, wo sie den Verkehr ohne 
jMLünze abmachte. Die bittersten Leiden sind über die Staa- 
ten gekommen, weil die Gesetze diese Natur und Gesfalitnng 
des Geldes nicht beachteten. Aber auch die' Quantität des 
Geldes darf hiebt irbersehen werden, ohne dass die traurig- 

* 

sten Folgen entspringen. Ist zu wtoig Geld.j so wird die 
Circulatiön gehemmt; ist zu viel Geld vorhanden, so mnss ein 
Theil todt liegen, bis es im Auslande unterkommt^ und da 
sein Preis im Verhältuisis zur Menge sinkt, muss auch die 
Bezahlung und. Versendung schwieriger oder lästiger werden. 
Selbst jede Aenderung in der Geldmasse hat ihre nachthei- 
ligen Wirkungen für die Einzelnen. Mindert sich das Geld, 
HO steigt sein Preis; es gewinnen dabei die Besoldeten, und 
verlieren di6 Besoldenden, bis sich die Preise setzen. Nimint 
die Geldmasse zu, so verlieren eine Zeitlang die Besoldeten ' 
und selbst die Verkaufenden,, die ihre Preise nicht gleich 
erhöhen dürfen. Vorzüglich ist das Qüantitätsverhältniss 
zwischen Metall - und Papiergeld von der höchsten Bedeu- 
tung. Der Staat kann hoc bestens nur so viel Papiere aus- 
sefnden, als er an Abgaben einzieht, denn sobald er mehr 






Papiergeld ansgiebi , als die Sletteraomme betragen kami^ 
so fiberschreitet ei den Um&Qg des Credites, den er in ob* - 
jectiver Hinsicht anzusprechen hat. Die nähere Bestimmnng 
der Quantität mnss von dem Bedarf der Cireulation aus- 
gehen. Wird diese .durch das Papier nur grosseniheils ge- 
decket, so sucht das Metall natürlich im Auslände, w6 es 
dem Verkehre hothiger ist, eine Zuflucht. Das kann jedoch '^ 
fiif einen Staat nachtheilig sein, der MetAll nicht selber baut, 
sondern oft unter ungünstigen Verhältnissen vbh andern 
Staaten erstehen innss. Treibt das Papiergeld gar alles 
Metallgeld hinweg j so entsteht bei dem' leisesten Lufkzuge 
die Gefahr einer chaotischen Verwirrung, wobei Viele ihr 
ganzes Vermögen einbüssen können, nicht zu gedenken,, dass 
die Ausländer um Spottgeld die inländischen Waaren erstehen) 

BieCfütervertheilanir« 

Was erzeugt wird, das muss unter die Gesellschaft ver* 
theilt werden \^ dass diese Verth^ilung eine billige iei und 
allgemeines Wohlsein zulasse, ist die natfivlichste Forderung. 
Die Vertheilung ist aber keine einfache, sondern eine mdhr- 
fache« Jede mnss dieser Forderung entsprechen. Die eiste 
oder ursprüngliche VertHeilung der bfervorgebraehten Guter 
geht unter denjenigen vor, die an der Erzeugung Theil^' 
nahmen, folglich unter Grundbesitzern, Kapitalisten, Arbei« 
tern und Pcoductionsunternehmern. Ein jedes Körperliche 
fordert nämlich einen Stoff, der umgestaltet werden soll, ei- 
nen Vorrath von Werkzeugen u. s.. w. (Kapital), den die 
Umgestaltung bedinget, eine Anwendung der Kräfte, die dem 
Menschen zu Gebote stehen, und eine Intelligenz, die Grund- 
stücke, Kapital und Arh^it zur Hervorbringung eines be- 
stimmten Gutes in 'Bewegung setzt«, Die Antheile dieser 
Produqlionsgenossen an dem erziehen Ertrage hängen von 
den Umständen ab , die eine Leitung entweder selten und 
daher kostspielig, oder b£(ufig und daher wohlfeil macfaea. 
Das Gesetz übernähme ein undankbares Geschäft, wenn es 
die Antheile der Producenten bemessen sollte. Nur während 
der traurigen Veriming, die in der überwiegenden Ausfuhr 



der Fabrikate die Woblfalirt der Nation erkennen . Hess, 
konnte die Gesetzgebung zu solche^ EinföUen kommen. 
Man wellte damals die Preise der Waaren wo möglich so 
stellen, dass das Ausland nicht konkurriren könne, und — 
man organisirte eine Wohlfeilbeitspolizei, welche die Boden* 
friicbte den Städtern um das Billigste verischaffen sollte; 
nian setzte den Zinsfoss der Kapitalien 'ein für allemal fest; 
man führte Lohnsätze fiir die Arbeiter ein. Das Gesetz hat 
nichts Eiligeres zu thun, als diese verkehrten Maassreg^eln 
einzuziehen. Darf der Ackerwirth des Fabrikanten wegen 
gedruckt werden? Kann man dem Kapitalisten den Zins an- 
setzen, den er von, jedem Borger fordern soll, da er bei ei- 
nem Individno mehr, bei dem andern weniger wagt? Soll 
man die grosse Klasse der Arbeiter um den Lohn bringen, 
der nach den natürlichen yerbältnissen ihnen zufallen müsste, 
oder soll der Geschickte und- der Fleissige nichts voraus 
haben? Die Folge dieser Anordnung war — ihre beständige, 
ausgesuchte Uebertretung, die Vermehrung der Verbrechen 
durch Betrug, Wucher^ und Zusammenrottung der Arbeiter! 
Zu sehr wurde dies erkannt, als dass ein Weiteres darüber 
vorgebracht werden müsste. Die Menge empfand die er- 
littne Zurücksetzung überall, und drängte nun die Gesetzge- 
bung zur Schmäleruiig des Unternehmungsgewinnes. Je mehr 
der Unternehmer an Menschenarb^it ersparet, desto grösser 
ist seiti Antbeil am öffentlichen Einkommen. Er wendet da- 
her Maschinen an, die Menscbenkräfte ersetzen oder verviei* 
fältigen. Nun aber wird er angeklagt, dureh die Maschinen 
die erzeugten Güter aufzuhäufen, statt zu vertheilen, und 
eine überwiegende Anzahl Personen ausser Nahrung zu 
isetzen *)• Wenn dife Anklage Gehör findet, so muss die 
einst so begünstigte Klasse der Unternehmer grosse Beschrän- 
kungen« erleiden. Inzwischen würde das Gesetz, wenn es 
den Gebrauch, der Maschinen beengen, oder die Anlegung 
der Fabriken erschweren wollte, nur kurzen Beifall finden, 
denn ohne Maschinen ist jener Aufschwung unmöglich , den 



*3 Schon Alontesquieu war dieser Ansicht, (A. a. O* Livr. XXIll. 
Ch. 15 ) die an Si«niondi ihren berühmtesten Vertheidiger fand. 



« 

• 

die Industrie \n heutiger Zeit überall n^m^n muis, wenn 
sich der Staat nicht chinesisch einmaue^rn will. Maschinen 
arbeiten fiir das ganze Volk, .was die Gewerkstuhle nur fSr 
die Reichen lieferten ! Sie nehmen dem Menschen upgesnnde 
und gemeine Arbeit und geben ihm andre und bohre, denn 
die Maschinenwaaren werden Veranlassungen zu neuen Ge- 
schäften. Alle die Summen, die wegen der durch die Ab» 
schinen bewirkten Wohlfeilheit von jedem Einzelnen erspart 
werden, können auf andre Dinge angewendet werden und 
fallen also als befruchtender Thau wieder auf das Volk. 
Gerade solche Maschinen, die sehr viele Hände beschäftigen, 
könnten am ehesten angefochten werden, weil sie das Leos 
vieler Familien an die WechselföUe des Handels knüpfen, 
und mit einem neuen (dem Fabrik-) Pöbel die Gesellschaft 
bedrolien könnten. — Gewiss ist die jedesmalige Verthei- 
lung des Ertrages unter die Productionstheilnehmer dem freien 
Uebereinkommen derselben zu überlassen. Nur dafür hat 
die Regierung Sorge zu tragen, dass dieses Uebereinkom- 
men wirklich ein freies sei. Leider aber ist dieses nicht 
immer der Fall, indem .entweder die arbeitende' Klasse in 
Leibeigenschaft oder Hörigkeit versunken ist, oder der 
ärund und Boden dergestalt untheilbar und unveräusseriich' 
in der Hand Einzelner liegt, dass dadurch die - Grundbesitzer 
von den Grundbebauern sich die höchsten Renten zu ver- 
schaffep vermögen. Beides muss die Regierung abzustellen 
suchen. Persönliche Freiheit ist ein Urreoht der Menschen; 
ein Unfreier ist ein träges Werkzeug in der Gutererzeu- 
gu'ng; die Fesseln der fleis&igen Hfind zu lösen, ist also zu- 
gleich ein Gebot der Moral' und des öffentlichen Nutzens. 
Aber da die persönliche Freiheit ohne Beibehaltung des Gn* 
tes, das der Hörige bisher nlessbrauchte , keinen Werth für 
ihn hat, so muss ihm dann auch eiiie Verbesserung und Si- 
cherung seiner Nutzniessung billig verschafft werden. Es 
ist nicht nöthig, dass man freies Eigenthum an seinem 
Grundstücke ihm verschaffe, denn es. kann ja zu theuer zu 
stehen kommen , aber er muss ein sicheres und nicht allzu 
sehr belastetes Nutzeigenthnm erlangen, denn blosse Zeitpäch- 
ter kleiner Parcelien sind fast noch ärger daran als Leibeigne. 



Du Eigenthnm am Boden igt so wichtig für die Landes* 
Coltnr, wie insbesondre. ior den ursprünglichen Erwerb, dass 
dasselbe den Bedürfnissen des Volkes gemäss reformirt wer- 
den mups. Es ist nicht das factische Verhähniss zu ser- 
trummem, aber auf gesetzliche Weise zu verbessern. Die 
Toliige Bodengebundenheit kann nicht bestehen, wenn die 
Bevölkerung und die Industrie einigemiassen sich gehoben 
haben; aber auch die Bodentheiinng ins Unendliche ist abzu- 
weisen. Sie setzt ein armseliges Landvolk ab! 

Die zweite - Vertheilung der Güter geschieht unter den 
materiellen Producenten und den Dienstleistenden, und be- 
steht meistens in eineni Austausche der materiellen und im- 
materiellen Güter. Die Producenten wollen bedient, .geheilt, 
Unterhalten, belehrt sein, für aUe diese Dienste müssen me 
von ihrem Einkommen so viel abtreten, als die Leistung werth 
geschätzt wird. Diese sehr bedeutende Vertheilung ist in neuerer 
Zeit den Augen der Forscher fast entschwunden. Für die Mei- 
sten ist sie freilich nur insoferne wichtig, als sie die soge- 
nannte ursprüngliche Gütervertheilung ergänzt, als sie die Hände 
iuUt, die bei der materiellen Production selbst leer ausgehen. 
Doch es giebt noch etwas Höhres, als die Wirthschaft darstellt, 
und dieses Höhre gewinnt «^eine irdische Subsistenz »rar 
durch diese Gütervertheilung. Das Einkommen erster Art 
«oU stets Einkünfte zweiter Art absetzen. Gäbe es ^r kein 
reines Einkommen der Bürger und Unternehmer, so gäbe 
es auch keinen Aufwand für Staat und Kirche, Kunst und 
Wissenschaft. Wäre das reine Einkommen ganz gleich ver- 
theilt, so wäre es überall auch sehr klein, so gewännen die' 
Gelehrten, die Künstler nur durch den Staat, der die reined 
Einkünfte sammelt , ihren Unterhalt. Hierin liegt der Grund, 
warum in ünentarteten Demokratien Kunst und Wissenschaft 
von je weniger gedeihen wollten. Ihre Heimath haben sie 
kl der Monarchie, welche grosse Einküi^fte in einzelnen 
Händen sich anhäufen lässt. Alle jene, die immaterielle 
Güter hervorbringen, und in die Production d^ mfiteriellen 
Güter nicht unmittelbar eingreifen^ müssen die Aristokratie, 
von ihrer öconomischen Seite betrachtet, erheben und preisen. 
Der sogenannte ursprüngliche Gewinn sammelt sich Jn grössrer 



Fttlle nur hai den GrundbesitzerQ , Kajpitalisten ^ and Ua- 
tecnebmern. Deuwegen meinten die älteren Gesetie, dasg 
sie aus Rücksicht anf die überaus wichtige abgeleitete Gü- 
tervertbeilung auf jene Klassen der Geseilschaft begünsti- 
gend einwirken müssten, sie hielten reiche Penonen fuk^ so 
nothwendig, dass sie auf jede Weise reiche Leute xu machen 
suchten. Hierin liegt auch die Ursache, warum die alten 
Weisen (Aristoteles) die Sklaverei vertheidigten und manche 
Neuere die Hörigkeit. Ohne Sklaven, sagt man, konnten 
die Alten nicht das öffentliche Leben führen, das wir an ih- 
nen bewundern i^nd noch weniger den öffentlichen Geist ent- 
wickeln, der sie zu den Einzigen in der Weltgeschichte er- 
hebet* Nehmt die Hörigkeit aus einem Volke und ihr habt 
dann keine Leute, die über die Mühen des gemeinen Lebens 
erhaben, sich dem Höhern und Allgemeinen widmen. Man 
darf nicht zulassen, dass auch nur einiger Schein der Wahr- 
heit an diesem Ausspruche hafte. Jenes Marktleben der Alten 
war ja eben die Ursache ihrer beständigen politischen Zuk^ 
kungen. Und jene Skl^venmässe, war sie nicht der Hebel, 
den jeder Ehrgeizige zur Erschütterung der Gesellsehaft in 
Bewegung setzen konnte? Wehe dem Adel, der ohne Knecht- 
schaft nicht bestehen kann. Um Kunst und Wissenschaft 
zu ernähren, bedarf es gewaltsamer Beichthümer nicht; die 
Gütervertho^lung ist ja, sozusagen, kein einactiges Ereig- 
niss, sondern eine sich immer fortsetzende, ewig sich repro-> 
4ucirei^de Begebenheit. Wie die Staatsgewalt keine Ein«« 
künfte unter ihre Organe vertheilt, ohne dass diese sie wie^ 
der unter das Volk (^ringen , sp wird jedes andre ursprüng- 
liche Einkommen des Einen in ein abgeleitetes fSr den An- 
dern verwandelt.] Das Gesetz h$te sich nnr, die Reichen 
an einen einzigen Ort zu drängen oder ins Ausland zu treiben. 

T 

Individuen, die selbst l^ei der zweiten Gütervertheiluog 
zu kurz kommen, geben die Klasse der Armen ab. Ist die 
Armutfa eine verschuldete, die sich auf Arbeitsscheu gründet^ 
so ist sie eine Naturstrafe, ^n welcher das Gesetz nicht ruh» 
ren kann, ohne Pöbel zu erzeugen. Damit kein Fauler in 
der Gesellschaft bestehen könne, ^ muss das Verbot der Bet- 
telei strenge ausgesprochen wei:den. Es gi^ebt aber eine 



grossarligen CoIoMsationnJrstenie erheben, ohne die, gegen 
Malthiia geltend gemaehte, Batüriiche Ausgleiebung svd- 
■ehen Land and Laoten abuwarten. Die Erde wifd aller- 
dingi 4em menschlichen Gesehleehte nicht m klein werden — 
wSren ihre festen Theilc nnr so bevölkert, wie das mittlere 
Europa, so wohnten zehnmal mehr Menschen darauf, als «sie 
gegMiwärtig tragen — allein in einaelnen Gegenden können 
sich, bM der politischen Absonderui^g der Erdstriche, all«*- 
dings die Menschen überhäufen, und es wäre eine* grausame 
Kurasichtigkeit, es darauf ankommen in lassen, das« die 
Natur selbst von ihren zerstörenden Kräften Gebrauch maebei, 
Hiid nnter den eingepferchten Völkern aufräume. . 

* In gewöhnlichen Verhältnissen darf die • Sorge in Be* 

treflf der Consnmtion nur dahin gehen, dass diese, so wenig 

wie möglich, die Gestalt gewinne, welche der Natioii^wohl- 

fahrt schadet. Zwar haben die Staatswirthe aus Quesnay^s 

Schule jede Verzehrung der Guter inr «wohlthätig gehalten^ 

Weil jede eine neue Produktion- hervorrufen soll. — Allein 

ist es denn wirklich gleichgültig, ob Jemand smi GuC ver« 

spielt, oder auf eine erquickliche Weise geniesset$ Ist es 

för die Nation gleichgültig, wc»nn die Produktion noch nicht 

den höchsten Grad erreichte , ob Guter capitalisirt oder ein* 

fach reproducirt werden 1 Man glaubt, den Glaser leben zu 

lassen, wenn man die Gläser zum Fenster hinauswirft, aber 

man entzieht andren Producenten die Summe, die man. auf 

diese muth willige Weise verthut. *) Die Consnmtion ist in 

der That eine fruchtbare und eine unfruchtbare, je nach 

dem andre, wenn auch nnwirthscbaftlicbe Göter aas ihr ker^ 

vorgehen oder nicht. Die fruchtbare Verzehrung führet zu 

dauerhafter Wohlfahrt, denn sie befriediget die Bedürfnisse 

der Zehrer, und hält doch mehr oder weniger das TriebnMl 

der Produktion im Gange. Die unfruchtbare Verzehrung 

beeinträohtiget das Nationalwohl, sobald sie mehr oder andre 

Göter als die uberfliessenden betrifft, d. h. sobald sie in 

Luxus übergeht. Der Regent hat demnach dahinzusireben. 



*) Say, cours coniplet d'economie p6lit. Stuttgarter Uebcrs! 1839. 
ThI. V. S. i§. 
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daas die fnichfbare VenehrMg «rl^imert^ di» anfriiobflmre 
yngegMi iB Liiauta überzugeh^ti, gebindert w4rde^.;Niir We- 
niges k5aneii*hiebei Geaetxe auMriehiea! . 

Um die fruditbare Veraebrung aa beförderet .miie« die 
Befriedigung det^ieniten Bediirfnisee curleiobtert werden« . Das 
:Geeets nebme jedoch die MilaAcuN^eln . der biBrgebxaehtcsi 
Woblfeilbeitsp^lisei nicht auie Meslec^ denn eie beelaad^H 
ia Alisfub»3lleB für diet Efdefsseiignieaa, . ia. EtemvMviig. 4eii 
Geiraid^baedels und aUenMIe in Magafeincü dnd in R^guli- 
rungen der Preise. Nun aber sind die Ansfiihr?erbote nicht 
nur diiiebeiid für den Gtittidbeeitzer, soodern aueb sweek- 
widrig, 4enn je weniger Atiatieht auf Gewinn den Pfodor 
centen leelft, deslie weniger Antrieb ift vorbanden, die Maeee 
der Prodiiele*Ett,.yevniebreo. Nur dann lassen sieh Ansfolir» 
solle rechtfertigen , ^wenn das Ausland auf eine kdcbtei^ 
Weise die iidändiseben Producte bealiebt als des letand 
selbst) oder wenn die Gefahr des Mangels sich ankündiget 
und reichliche Zufuhr nicfat 2u erwarten . steht« In beiden 
Fällen wird hur der Gewinn des Landqiamis eCwaa gesehmä^ 
lert, aber keineswegs eine. Bedrjickung nusgeiibt. Per Ge«> 
traidehandel verdient die höchste Aufmunterung, denn er 
hebt bei überreicher* Aeoite durch den Einkanf die Preise, 
und setst sie Jn theiuern 7[*agen divch den Verkauf wieder 
herab. Kr nutzet also gleiohsehr den Prodneenten . und Con- 
sumenten. Die Magazine und Silos der Getraidehfuidler sind 
auch in der Regel wirksamer als diejenigen^ welche die Re- 
gierung errichtet. Es hat sich wenigstens gezeigt, dass aller 
Aufteandy den die Regierungen auf Magazine nachteti, die 
Gefahren sucht beseitigen kofitite, vor welchen sie das Volk 
verwahren, woUteli. ' Die .Pretsbestiinmungen fürMdie «rslen 
Bedürfnisse ^ebdren' zu den nweifdhnften Vorkehrungen, 
ül^wisehen lehrte .die>Erfahrttng| dws die Taxirung des Flei^ 
aches, des . GebaSekes u« s^ w. titebt ganz verwerflieh sei, 
weil hier die Conouirena^ dniich egoistische Rucksiebten ge«- 
druidkty sich nicht genu|^ .tntfallet. 

Um der 4inlruchtba«en Veirzehrnng gewisser Klassen 
einen Biegdl vorzuschieben,' muss der Sinn fSr ^ailsanikeit 
durch Sparkassen und ähnlkhe lostitute belebt werden. Zwar 
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fand die IBparsamkeit an Landerdaie einen berühmten Gegner, 
weil er von ihr ein gefUirliehea Herabdrücken der Con- 
somtion unter die Produktion befürchtete« Allein die ächte 
Sparsamkeit fordert keinerlei Entbehrung, die mit dem Wohl- 
befinden sich nicht vertrüge, sondern sie dringet mir darauf, 
dass kein Gut ohne gewählten Zweok, oder über diesen 
Zweck hinaus, consumirt werde« Eine solche Sparsamkeit 
beschädigt Steine Hervorbringiing, sondern erweitert jede da- 
durch, dass sie ihr die nöthigen Cäpitalien verschafft. End- 
lich müssen die Genüsse veredelt werden» Je besser diese 
i9ind, desto weniger kann wüste Lust ihre xerstorenden Wir- 
kungen entwickeln. Die alten Gesetzgeber knüpften die 
Beglückung des Volkes stets an die Ausschmückung des ge- 
meinen Lebens.. 'Indem sie nach Kräften die Vergnügungen 
zu öffentlichen Festen gestalteten, hatten sie Gelegenheit den 
sinnlichen Genuss mit dem geistigen zu würzen, uiKd indem 
sie überall ^ wo sie etwas Nutzliches zu errichten hatten, 
zugleich nach dem Schönen strebten , erhöhten sie überall 
die Empfänglichkeit für den bessern Lebensgenuss. ' Von 
diesen bewunderten Vorkehrungen der Griechen ist der neue- 
ren Zeit nur eine gewisse Pflege der Bequemlichkeit, eine 
Controlle der öffentlichen Vergnügungen übrig geblieben, 
und man ist kaum unbillig, wenn man auch hierin Man- 
ches — anders wünscht. 

Die Rulturp olizei. 

Die Kultur ist, subjectiv genommen, die Entwicklung 
der menschlichen Anlagen, objectiv betrachtet das Resultat 
dieser Entwicklung, der forterbende Schatz menschlicher 
Kenntnisse, Eifahrungen und Gebilde, die das höhere Leben 
auf der Erde betreffen* In jedem Falle ist sie etwas All- 
gemeines, woran den Einzelnen, ja selbst den Gesellschaften 
nur ein verhältnissmässiger Antheil zukommt* Öei seinem 
Eintritt in die Gesellschaft wird Jedem schon eine gewisse 
Entfaltung der Anlagen, eine gewisse Masse umlaufender 
Vorstellungen und geistiger Güter zum Angebinde gebracht, 
so dass z* B. heut zu Tage, ohne sein Vm>dieast, jeder 



'Bauer seineo Namen sdueiben kann, was Karl der Grosse 
flieht ventand. Ebenso wird jedem Staate durch die Zeit^' 
in welcher er existirt, dai!ch dea Plats, den er im' W^t* 
verkehre einninimt^ ein Antheil an der allgemeinen Kultur 
angewiesen, den er erweitern oder vermindern kann, jenach-*' 
dem er seine Bedeuiong erkennet od^r nicht« Jeder Staat 
soll aber den Geist der Zeit, wie die allgemeine Kultur in 
einem bestimmten Zeitpunkt genannt «u werden pflegt, sw 
erfassen, und seinen Antheil dVan in den Bürgern aussn- 
bilden streben, denn nur so kann das höher^ Dasein im Staate 
auf die angemessne Weise dargestellt werden. Die Kultur 
ist so vielfaeh, als die Anlagen des Menschen sind, aber es 
giebt doch xwei Mittelpunkte derselben, auf welche alle 
Kultur hieslelen muss^ Hers und Kopf. Diese zwei Mit- 
telpunkte des Menschen haben zwei entsprechende Mittel-^ 
punkte im Volke, Kirche und Schule. Die Kirche hat da» 
Herz, die Schule den Kopf des Volkes auszubilden. Daher> 
hat denn die Kultnrpolizei vorzuglich die gedeihlichste Wirk* 
samkeit der Kirche und Schule zu erzielen. 

Insoferne die Staatsfonnen im Geiste des Volkes wur- 
zeln, ist es sehr natiirlich, dasSj^die Kultnrpflege, möge sie 
nun die Kirche, die Schule oder die öffentlichen Sitten be- 
treffen, in. den vfirschiedenen Staaten sich verschieden dar* 
stelle. Inzwischen müssen sie auf den Grundsatz gewiesen 
werden, dass die Consequenz nicht auf die Spitze zu treiben 
ist. Der Staat thnt besser, manche Einrichtungen! nach dem 
Volksgeiste umzustimmeo» als das Volk für diese Institu«- 
tionen zuzurichten. Desswegen kann auch die Kulturpolizei, 
obgleich sie das bildende Princip des Staates in sich schlies^et, 
nicht genug von alier kleinlichen Meisterei sich frei halten. 

\Da8 itchnlivres e n. 



Die Schule ist für die KulturpoUzei das wichtigste Mo- 
ment, weil sie ganz und gar unter der Gewalt des* Staates 
steht. Die Kirche ist ein historisches, wenigstens ebenbür- 
tiges Wesen, worauf die Regierung nur höchst indirekt 
einzuwirken Vermag^ Die Familie, wenn 4i® Erziehung 



beginnt, tut ancb ein geweihter Ktei«, in welchen «ich diu 
Staatsgewalt nicht eindrängen dinrf. Wenn Fiohte nach Pla*- 
to*B Beispiel die Kinder den Aelteni genommen and in 5ff^f^ 
Hoben Enriehüngsbättsem gebildet wissen' wellte, so Ter* 
kannte er die moralilftche Nothwend^keit des PriTatreehts 

' und des freien FamilienfWesens. Die Schule ist der einange 
JMBttelpttnkt, von we ans eine Regierung die Geister sn er- 
hachten Jind in berichtigen vermag, ^- Ans dieseni 'Grande 
kann aaob die Verbreitung von Kenntnissen and Fertig- 
keiten nicht der einsige Schalsweck sein, sondern es giebt 
ancb andre Anfgaben 2a lösen. Die Schale allein giebt 
Mittel an die Hand , den Fehlem der häuslichen Ersiehong, 
wie schädlichen Einflössen des poiätiven Kirchenthmns su 
begegnen,« Es soll gewiss davon nicht abgesehen werden* 
Die Schule ist fern^ die einzige Stätte , wo die Regierung 
die staatsbürgerlichen Tagenden, die Achtung vor Geeeti 
mid Vorgesetzten ,and den Uirgerlichen Gehorsam, ohne 
welchen kein €remein Wesen, am wenigsten ein fr^es, g^ 
deihen kann, einznjibcin und beiimbringen vermag. Um die- 
ser praktischen Aufgaha willen niuss sich jede Regierung 
der Schale ganz besonders annehmen^ und den Privatunter- 
rieht nur neben dem öffentlichen und unter ihrer speciellen 
Aufsicht und Prüfung Platz greifen lassen.' Wäre das Lei^ 
nen bestimmter Wissenschaften oder Künste der auBschliess- 
liehe Scbulzweck , dann könnte jede Regierung Adam 
Smiths *) Qath befolgen und die Schule den PHvaten gann 
überiassen. Weil aber ausser der fntellectuellen Bildung' 
auch noch die moralische und politische Kultur im Sckfli- 
zwecke liegt,' kann nie ohne die grösste Gefahr des gei- 
stigen und moralischen Volkslebens die Schule zur reinen 

.Privatsache herabfallen. Es giebt und gab nur drei Fälle,' 
wo der öffentliche Unterricht als solcher angefochten und 
absolute Unterrichtsfreiheit proclamirt werden kann, nämlich 
wenn die Obsorge des Schulwesens von der Regierung schnöde 
vernachlässigt ist, wenn die Regierung durch die Schule eine 



*) Smith, Untersuchungen über den Nalionalreichthum. Buch V. 
Cap. t- Abthell. J. 
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finstre Beaction* gegea die leitünden Umq dm. SMtakflro 
beabaichtigel:» und ivelift der gatMe Slae% ohne hiöhefe GiniM« 
lage^ nur afs ein ephemere«! Produkt fremder Maeiilhai^er 
wie z. B» Belgien <;onstitiiirt worden ist. (So dilif nianeieh 
niciit iaAf die #einea Privafsehiden dbi' AUett benifäd^ iem^ 
diese hatten nkit der Ersiehuog aitshts flu tlinn, und traten 
auch erst beim Verfall des öffentlichen Geisteis ein») Wir 
haben hier einen guten Staat im Auge und mfiasen dteheir 
diesex Fälle bei Seite setXMi. 

Damit nun die Sehule alle die Aufgaben lös^, die wir 
ihr vorseiohneten, ist zunächst ein ordentliehes Schulsystefii 
hersttstelleft, worin Rousseau, Mirabeau, Sieyes und Fichte 
mit Plato und Aristoteles, trotz der Iptalea Veränderung dw 
bürgerlichen Gesellschaft und der Verschiedenheit ibirer Ideen, 
übereinkommen. Wenn jedoch im Schulplane auf zu 
grosse Gleichfaeit ausgegangen, und daher nur auf graduelle 
Unterschiede eingeg-angen wurde, so müssen wir nwgekdiH 
eine sehr bedeutende und materielle JMIannigfaltigkeit iorderiu 
Es giebt nothwendig drei verschiedene Gattungen von Schuten, 
nämlich Volks*, Gelehrte- und Fach- (Special-) Schulen, die 
sich keineswegs blos durch d^n Grad der Wiss.enschaft^ son** 
dern weit mehr durch die Gegenstände unterscheidciQ« Die 
Volksschulen müssen als die wichtigsten für die Nationale 
bilHnng angesehen werden, went) sie auch leider in der Praxis 
erst ganz zuletzt beachtet wurden. Die Volksschulen sind 
tbeils niedre (Elementarschulen), theils höhere. Die niedern 
Schulen haben das schlechthin Allgemeinnuötbige zum Ge* 
genstande, als welches man Lesen, Schreiben, Recbneil und 
Religion ansieht Viele begehren mehr , insbesondre auclp . 
eine Art bürgerlichen Katechisoras, denn Agesilaqs sagte 
scholl, die Knaben thiisslen lernen, was sie als Männer zu 
tbun hätten ; sogar Sonnenfels gehört zu diesen«' *) Jacob **) 
wendet dagegen Mangel an Zeit und geeigneten Lehref n »ein, 
doch ist das nicht schlagend. Zeit kann man «irohl ge-r 
Winnen durch eine . bessere Unterrichtsmethode, und die Lehr 



*) Grundsätze der Polizei. 

^) Grundsätze der PolizdgMetasebuog, i, k^.v 



rer hiesni bat man Ja an den Religiendehrern, die an den 
Religionevortrag gar Vieles anicnüpfen können, z* Bw an die 
Sehöpfungsge^chicbte eine Andeutung über die Natur, an die 
Kircbengesebichte eine Ansicht über die -Weltges^biefate, an 
die kircbliobe Pfliebtenlehre die burgeriiciie. Viele Politiker 
sinnen nur darauf, die Schule und die 'Geistlichen gane aus- 
einander zu halten; sie wissen nicht, wessen sie sich da* 
durch berauben* Durch Bildung der Cieiscliohkeit ffthrt man 
vi^l besser als durch politische Isolirung derselben ; und jene 
ist auch leichter als diese! Die höhere Volksschule über* 
liefert ausser den Elementen noch Einiges zur 'allgemeinen 
Geistes* und Herzensbildung, Geschieht^ . und Geographie» 
Näturlehre, nationale' Literatur. Di^ höhere Volksschule 
muss nach den Geschlechtem sich scheiden, weil die Schüler 
bereits in einem entwickelten Alter stehen, und weil auch 
die Methode abweichen muss. Der Knabe fordert eiiie strenge 
Behandhing der Gegenstände; die spielende Methode ver- 
zärtelt und entnervt ihn. Das Mädchen verträgt nur die 
Blnth'ie ton Allem; esjnuss Herz und Phantasie mehr ange- 
zogen werden. — Die gelehrte $chiile hat .theils die Eie- 
raiente. der allgemeinen Wissenschaften und die alten Sprachen 
zu überiiefern , theils die allgemeinen Wissenschaften in Ibe- 
rer eyst^matischen Entwicklnog und deren Gestaltung zu 
angewandten und speciellen (Facultäts-) Wissenschaften' vor- 
zutragen* So entstehet Gymnasien und Universitäten. Eine 
Partei ist gegen die gelehrten Schulen aufgetreten und ^er- 
wik-ft in > ihnen alles, was nicht für das praktische Leben 
nöthig ist; sie dringt auf reine 'Realien und sdfiilt den ge« 
lehnen Unterricht als unfruchtbare , abstrakte H u in a n i- 
sirung. Aber schon ^ in diesen Stich- und Schlagwörtern 
ist der Sieg -der gelehrten Schulen ausgesprochen. Weil 
durch blosse realistische Richtung des Geistes der höhere 
menschlicbe Charakter zu Schaden kommen, über d<^m prak* 
tischen Nächsten das grosse , gute und schöne Ferne verlo- 
ren geben, der Faden der menschlichen Entwicklung mit 
dem klassischen Alterthum zerrejssen müsste, darum sind 
die gelehrten Schulen eben zur Nationaibildung nothwendig. 
Mit den gelehrten Schulen erlöschte eine Leuchte, deren 
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Flamme den Weg des Sehdnen, Guten und Wakreii riehtp 
baf erbäU: — Mit viel mehr Grund wird den Jetxt so be- 
liebten Fachäebaien die ' Notbwendigkeit ihrer Exietens ab« 
gesprochen» . Ein Lehrstuhl meh^ an 'bestehenden Volkä- 
oder Gelehrten »Schulen möchte auch wohl viele ersetien« 
Nor wo sie augleich piaktlscben Unterricht gewähren, mögen 
sie nölhig erscheinen, wie Berg«, Forst«, Militair - und poly» 
technische Schulen. 

Ist das Scbolsystent glücklich entworftn,iso mSssen alln 
Schulen im Verhältnisse au dem Nationalbedürfnisse herge« 
stellt und nach Kräften' benutzbmr gemacht werden. Die 
ZahLder Volksschulen, ist ganz TOrsüglich sn. beachten, da 
Von ihnen die eigentliche Volksbildung ausgeht. Jemand 
berechnete, dass auf 80 Schüler eine Schule und keine unter 
200 Rthlr. so rechnen sei, folglich Preussen allein für seine 
drittehalb Millionen schuKähige Kinder 35000 Schulen mit 
7 Millionen . Rthllr. benöthige. Wäre das richtige so würde 
man sieb freilich nicht wundem dürfen, wenn man aus Ver- 
druss, nicht alles thun zu können» gar nichts thäfie, und 
nach dem Jßeis|iiele so vieler früherer Regietiten nur den hö- 
hern und mebr Glanz gewährenden Unterricht begünstigte« 
Aber durch Errichtung ven Klassen, durch Wiederholung 
des Unterrichts in verschiednen Tagesstunden^ lässt sieb in 
einer Schule gar leicht, die drei - und vierfache Kindeczahl 
befriedigen. Die Elementarschule gehört zu den dringendsten 
Bedürfnissen jeder Gemeinde, denn durch Besuch weit ab- 
gelegener Schulen werden die Kinder dem Auge der Eltern 
za sehr entrückt;' die Regierung muss dafu^ ^rge* tragen, 
dass jede Gemeinde eine solche besitze. Was das ScfauU 
geld ungedeckt lässt, ersetzt die Gemeinde, was. diese nicht 
vermag, muss die Staatskasse leisten. Die höb^rn Volks- 
schulen sind ein mehr städtisches Bedurfnii^Si und ist deren 
Errichtung nar in den grossem Städten schlechthin nedi* 
wendig. Die höhern Töchterschulen insbesondere könnei^ 
nirgend erzwungen werden. Nur zu häufig wirken dtoS» 
Töchterschulen dadurch nachiheilig auf. das weibliche. Ge- 
schlecht, ein, dass sie dic! Mütter in eigner Erziehung ihrer 
Töchter nachlässig, die Töchter aber dem Häuslichen abge- 
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neigt maeMiii Und <|oeh ist 'richtig was Madame Cmapan 
18Ö6 cu Napaleon sagte. ^*- Unsre Mädchen, sagte 4er 
Kaisar, werden nicht gut erxogen« W4>ran fehlt es! ^^ An 
MjSitern, versetxte Madame Campan.. *^ So recht, ^el Na- 
peleenein^ lasseh Sie uns Matter schaffefti, die ihre Töchter 
ersieben können^ und wir habeh Alles« *) -^ Die gelebiten 
Sdide«! sind kein loyales', sondern ein allgemeines .Bedürf*^ 
niss, wobei vorzüglich der Bedarf an Lehrern^ Priestern, 
Beamten o; s. w« in Anschlag kommt« Sie fordern anf das 
eatsebiedenste bessere Talente, und können daher dttrchaus 
ni^ht auf £lrieicfateraag des gelehrten «^ Untenrichts f3r Alle 
ausgeben, Weswegen sie denn sogar exelodiren können und 
müssen« Aehniicfaes gilt von den besondem Fachschalen. — 
Was die Bennlsbarkett der festgesetsten Schalen anbelangt, 
so ;uass dieselbe dadurch fiir das Volk gesichert werden, 
dass von dem Unterrichtsgelde für die Dürftigeren eine Be- 
fteiung eintritt, (selbst in. den höhern Schulen, denn die 
besten Köpfe werden' oft den ärmsten Aeltern geboren, «nd 
diese dürfen nicht verloren gehen); dass ferner die allge- 
nieine Lemzeit mit- Rücksicht auf die Köi|>erentwiGkIfnig 
festgesetzt, und die Erholungsz^t (Ferien) in die Periode 
verlegt wird, wo die Aeltern ihre Kinder am meisten für das 
Haus bedürfen, oder aber das Klima den Körper zur Ruhe 
nöthigt. (Im Süden wird der heisseste, im hohen Norden 
der kälteste Monat die natürliche Ferienzeit bezeichnen, wtth* 
rend im mittlem Klima die , Aeriitezeit sich -dafür empfehlen 
\iiti.) -^ Sollten die Eltern nicht freiwillig die Kinder in 
die Schule schicken wollen, (in London wuchs sonst |^ der 
Einwohner ohne allen Unterricht auf, in manchen französischen 
Departements geht nur j^-^ in die Schule), so muss die Re* 
gierung *^^ als oberster Vormund der Kinder gegen Miss" 
brauch der elterlichen Gewalt — den Besuch vorschreiben. 
Dieses gilt aber natürlich nur von den Elementarschulen^ 
denn nur zur Erlernung des allgemein, zum sittlichen und 
bürgerlichen Leben Notb wendigen, kann eine VerpiUclitang 
stattfinden. Bei den höhern Schulen lässt sich der Besuch 
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mf inrfirect eMeleii^ indem tiäaalioh* die. Eftheihihg^voft if* 
fendicheh Werden * oi)er Aemtsm an Zeugnisse des Besocbee 
der kollern Bchuleil geknipft wird. Wie sehr «i|eb diese 
indirecle Ndlblgaiig' ifiinii Besucbe der efientfiohen Schulen 
hie und da liestHtten wurd^ so läest.siiBh doeh dsrfiir anfSh- 
rea^ dass der Privat ^ eder Seibstnaterriohtf Boto'die intriiee« 
tuelle Leiatong der Sdiule ers^taea könne, «nd dascr der 
Beeuch oflReoUidier Schulen einen regeli Wettrifer der Kräfite, 
eine Vevsehnieltuiig der Geinüdier) eioeSehwftchong der Stande« 
und Glaabensvorurtheile und eine kräftige Weltlust unter der 
Jugend zu Stande b^nge» *) "^ 

Wie gut auch die Schule eingerichtet, wie sahlreicfa sid 
auch bentitst werde, aller Segen ihrer Wirksamkeit beruht 
doch nur auf dem Lehr«% jMaa lege kostbare Bibliotheken 
and Museen an, man arbeite den umfassendsten Lehrplan aus, 
man stelle eine Aasahl Lehrer an, alles das wird nur glänaen, 
nicht fhichten, wenn der rechtie Lehrgeist fehk. Ein ächter 
Lehrerist ein aaschfttzbares Geschenk des Himmels; den 
Beweis liefern die Lfehrerseminarien^ liie zwar gute- €9e* 
lehrte, aber selten w«hre Lehrer geliefert hab^n. Wie^die 
grossen Mahler nickt in Mahleracademieen , sondern in der 
Werkstätte der Meister entstanden, so sind die lebendtgsteq 
Lehrer aller Art durch Muster und Beispiel einzelner l^ei-» 
ster ins Leben gerufen worden» Daher ist das Institut der 
LehigehSlfen «owcdil ia den niedem, wie in den höchsten 
Schulen das praktischste Seminar gewesen, -^ Aber damit 
der Lehrer mit begeisterter Seele, wie es si^ geziemt, dem 
hohen I^ehramte obliegen könne, muss auch seiner Einsieht 
ein freies Feld offen stehen, seiner Hand eine amfasimkde 
Disciplinargewalt anvertraut sein« Man thut vidieieht weht 
darin, für di^ Elementarschulen aller Art Lehrbücher/ einzä-t 
fahren, welche der Lehrer zu Grunde legen soll. Es iwird 
dadurch eine nätzlicbe Gleichförmigkeit und grössere Sitdier«* 
beit des Unterrichtii erzielt und zugleich die Anschaffung 
erleichtert. (Der Debit der Schulbücher wirft in Oestreiok 
ziemlidi' viel ffir den Sehulfond ab.) Aber wo die Wissen« 
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sdiaft in ihrer gystematifeiolMii Entwieklang geliefert werde» 
omII, da masB jede Feaselang des Hehren wegfalleto and 
volle Lehrfreibeit bestehen. Umyenlt&ten, die wi» Gym- 
nasien auf gedraekle Grundrisse eingeschränkt werden , ver^ 
kfimmem nothwendi'g , und haben statt Profess^iren nur pe* 
dantische einflusslose Schulmeister aufzuweisen*. Da ohnehin 
die Regierung die Aufskht fuhrt, und die .Anstellung und 
Endassung nicht aus der Hand lässt, so ist ja keinerlei Ge- 
fahr dabei. Die Freiheit, die man gewährt, lohnt sich tau- 
sendmal dnrjdi den Au&chwling des Geistes, den der Lehrer 
auf die Hörer überträgt, und der das Untei^faRd eines ho- 
hem, gemeinnützigen Lebens und Strebens ist. — För die 
volle Lehrfreiheit, deren er entrathen mnss, ist dem Leh- 
rer der Volksschulen und Gymnasien eine grössere Disci- 
plinargewalt einzuräumen. Die Disciplin der Schulen mnss 
sich genau nach dem geistigen Standpunkt und dem Alter 
der Schüler richten. Der Hocbschüler (Student) ist nahe 
dem Mannesaller, sein Geist hat den Stempel der Reife be- 
kommen, hier kann also die Disciplin nicht auf eine klein« 
liehe Controle aller Schritte und Tritte, auf ein ängstliches 
Abmessen der Arbeiten ausgehen, sondern sie moss zur 
Kräftigung des Characters eine gewisse acadeiotsche Freihat 
respectiren. Die Strafen müssen denen gleichen, welche die 
Regierung gegen gebildete Männer anwendet. Es ist daher 
die «Strafe (neben der Exclusion) nor^dd- oder Freiheits- 
strafe. In der niedem Gelehrten- wie in der höhern Votks^^ 
schule musa dem ^Lehrer dagegen eine strengere Controle 
sowohl über den Flc^iss, als über das sittliche Verhalten der 
Schüler zustehen. Weil indessen diese in dem Alter sind, 
wo die Reflexion bereits eingetreten ist, so müssen auch hier 
die Disciplinarmittel mehr auf den Verstand, als auf die 
blosse Sinnlichkeit sich basiren. Nur in den Elementar- 
schulen sind die Schüler noch so geistig unentwickelt, dass 
die Disciplin sich ganz an die elterliche anschliessen und 
die Strafe auf die sinnliche Natur sich, beziehen darf; Man 
hat in frühern Zeiten offenbar die Disciplin der Schulte zu 
kleinlich eingerichtet, und viel zu sehr dem sinnliehen Ein- 
druck der Strafruthe, * wodurch freilich die Thiere dressirt 



lirerden, beachtet Der Breelaoer Gyhnuurtaldireetor Arletim 
bedanerte nur lu arm s« ^8eia, am einen eignen Znohtmeie^ 
stiften zu können. In den engUechen Collegien sind die Bir- 
kenreider .noo)i heute, wie Burke andeutete, da» pädagogi- 
sche Princip. Und selbst auf der Pariaer Universität wurde 
einst von Ssklägen Clebraueh gemacht. Ward nun Aixtk 
diese Grundsätie dem Lehrer eine fest despotische Madit 
verliehen, so ist man heut lu Tage^sum Entgegeng^setateil 
gesprongea und hat dem Lehrer völlig die Hände gebunden. 
Ueberall gemeistert, durch die Anfertigong leidiger Tabellen 
auf das Quantitative statt des Intensiven angewiesen, durfte 
tlMT Leber mir noch dem Scküler gegenüber seine Autorität 
in Folge, einer dffentlichen . Schuliaistructiaa, welche Dahl« 
mann *) s^hr treffend die Magna Charta der Schüler nannte, 
compromittirt sehen, um alle Lust und Liebe su dem so 
wichtigen Lehrgeschäfte zu verlieren. Die von da da&rende 
Anmassnng und Unehrerbietigkeit der Schuljugend wird wohl 
überall auf die rechte Mitte zurückfuhren« 

Eine besondre Erwähnung verdienen die Würden^ wekke 
von dem. Gipfel des Schulwesens, nämlich vom der^Hoch^ 
schule, ertheilt werden. Diese Einrichtung der acaderai^ 
sehen Titel, die zum Theil der Miliz entlehnt wurden, ge» 
hört gewiss zu den schönsten politischen Schöpfungen. Die 
Tollkommne Bildung wurde durch die „höchsten Ehren<f ein 
Gegeagewidtt früher gegen *die Adelsattribute , später gegen 
den Amts - oder Geldstolz. Wie mehrere nordamerikanische 
Schriftsteller fast einen Geschlechtsadel zur Zersetzung der 
Geldaristokratie wünschten^ so werden die academischen Aus* 
Zeichnungen immer als Gegensatz gegen anderweitig faeit* 
sehende für nützlich befunden werden. Es sollte nur wider 
ihre Verschwendung das Nöthige eingeleitet werden;, die 
übrigens so ak ist , dass schon Petrarca darüber sich be« 
Schwerte. Namenilich ist zu wundern, dass in Staaten, wo 
die Hedactionsstellen bei Zeitungen auf blossen Concessiohen 
beruhen, die academischen Würden nicht als Garantieen be* 
nützt werden, um ihnen dadnrch eine neue Bedeutung geben 
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iin4 aäf ihre .Erroh wenmg firingen e» kßnnan* -^ Vielleicht 
Bollien jeut, wo die Zünfte vertchwuMlen and die Meister- 
titel nm ihren Werth gekeitunen sind) die . poly tecfanieohen 
Seholen ebenfalls die Erlanbniss erhalten, ge^sse Würden 
ausnitheileD. Wanun sollte es nicht Magister der Tech- 
«ologie geben können.? Ohnehin ist dureh^ dsol moderne Ti- 
«d-ynd ftangwesen eine Art Äbneig«ng gegen die gewerb- 
liche Lattflnüm. in vielen Lindem bei dor Jagend aofge- 
komnen) und es wäre nur billig ^ dass der intelUgente Ge^ 
'Werbssiann hoher gestidlt würde« 

MnebiaTelli *) stellte cHe^ von idlen mditairiiiclieB 
Sehriftstelleni gebilligte Aiislehi «df, die beste. Art^ ein 
Heer XU schaffen, sei diejenige, die die Freiwilligkeit .und 
<£e Gexwangenheit des Kriegsdienstes vereiniget, indem 
da weder eine kriegslustige, drnokende Soldateska ^t- 
stehe, noch eine gefahrliche Abneigung vor d^n Waffen. 
Unter allen • Staaten hat aber Pr^issen am meisten die- 
sem Princlp gehuldigt. In. Preussen ist seit 1816 allge- 
HiMue Dienstpflicht, aber der Eintritt wird nicht durch 
blindes Looa bestimmt. Das Heer theilt^sich in das ste* 
hende und in die Landwehr. Im stellenden Heere- muss 
jedec Waffenfähige 3 Jahre dienen bis aum vollendeten 24* 
Jahre; wer jedoch Schuibildang genoss und sich freiwillig 
meldet, hat nur ein Jahr zu dienen, ^s findet bei der Einh 
luebung der Conskribirten eine billige Bücksicht auf die 
eoncreten Verhältnisse statt , so dass die Vorzüge des Re- 
cratirungssystems alle erreicht werden« Die Landwehr ser- 
fUlt in 3 Aufgebote, nur das erste ist als dienstthoehdes ana»- 
«eb^. Dasselbe besteht aus den Waffenfähigen-, die ans 
der stehenden Ariuee ausgeschieden und ihr 32. Jahr noch 
nicht vollbracht haben. Diese Landwehrmänner haben den 
Dienst vollkommen erlernt; damit sie ihn nicht vergessen, 
werden sie jähriich auf kurae Zeit eingesogen und geübt. 
Bei der Eiaasiebang der Landwehr entsicbeiden die Kreis* 
«t{lnde fiber die ökonomisch -radisame Zurückstellung der 
Einzelnen; Von selbst ver«itebt sich, dass ei|i gewisser 
Stand vom Dienste befreit, (Schullehrer, Geistliche sind frei) 

*) Dell' arte della gtierra. Öpere, 1833, 111., 18^-423! 
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aber es sind diese Befreiongen keiae A«nieichmngi»ii, denn 
der Dienst ist Tielmehr di^ hSchste Ehre, wer die büif;eiw 
iiclie £iire 'dnreb Verbrecben verwirkt, ist nnffibig die Waffen 
SU tragen. 

Das Heer eines Staates darf niebt über die Schranken 
hiaausgeheil , welche Populalton und Nationalwirthschaft 
sieben. Wurden sn viele Mftnner vom Milkairdienile veiw 
sehlangen, so mässte die Bevölkerulkg darunter leiden. Ge- 
setst aaefay es minderte si^b die Zdil der Fainilteit und der 
Geburten nicht enipfindlich , so würde doeh duteb Absor- 
birung der Kräftigsten die Kraft und Frische d^r Generation 
benachtheiligt. Man fand in Folge des lotsten grossen 
Männerverbrancbes in Fielen Staaten theils eine * Abaabme 
der Grösse der Männer oder ihrer Kraft, (die Zahl der Un^ 
tmiglidien ist auffallend gestiegen), theils ein Uebergewicht 
des weiblichen G^chlechts, (in Oestreich um 4 n ProceatJ) 
Würden su viele Männer entzogen, so mussten auch Ackere 
bau und * städtischer Gewerbe leiden, ausserdem der CJntiir^ 
halt des Heeres allxn schwer fallen. Die Vertheidigung des 
Staates darf nicht den Zweck des Staates aufheben, folglich 
muss das Heer nicht auf Kosten der Wohlfahrt bestehen« 
Das Heer nun für alle Fälle ausreichend madien, ohne das 
Volk in seinen häuslichen und ökonomischen v Verhältnissen 
anzugreifen, ist daher ein hochwichtiges Problem der Mili*' 
tairverwaltung. Zur Losung dieser Aufgabe reichen sich 
Strategie und Militair > Oekonomie die Hände. Die 
Strategie schränkt den j\|llitairbedarf in dreifacher Bezie« 
hung ein. Erstens liebt sie die grossen Afassen nicht, wof* 
in rohe Völker alles' suchen. Die intelligentesten ¥^14^ 
herm haben, wie der Marschall von Sachsen, eine massige 
Afiihee (von etwa- 30000 Mann) fSr die geschickteste zd ope^ 
riren gehalten, weil man ,sie überall aufstellen, dberall bin 
commandiren und phne grosse Beschwerde überall ernähren 
könne. Selbst grössern Armeen ist die geübtere kleinere 
unter guter Anführung überlegen, weil die kleinere Armee 
immer die Schlacht verm^den, immer beisammen bleiben 
und die oft zur Tbeilung genöthigte grosse Armee einzeln 
aufreiben kann. Der grosse Stratege ersetst durch Taktik, 
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d. b* wohl gieordndte Bewegung der Haofen ia 46111 zuerst 
Tom Marschall von Sachsen dnrch Masik erleichterten Gleich- 
schritt nach jedem Poakt oft die mangelhde Zahl. Nach 
der Schlacht von Austerlitz äusserte Kaiser Alexander «ein 
Erstannen darüber, dass die Franzosen auf allen Punkten, 
wo man, sich schlag, zahlreicher t^aren, und doch im Ganzen 
an Zahl den .Gegnern nachstanden« Sire^ das ist die Kunst 
des Krieges, antwortete der General Savary. ^) -Zweitens 
die Strategie hedient sich der leichteren 'Und wöhUfileren 
Waffen am liebsten. Bei rohen Heeren steht die Reiterei 
oben an; intelligente Feldherm sehen das Fnssvolk als den 
Kern der' Verlheidigung an, weil der Reiter ohne Pferd 
nichts |[|^lt, und ein Ersatz sehr schwor sich bewerkstelliget. 
Die mittelalterlichen Armeen hestÄnden wohl fast zur Hälfte 
ans Reiterei ; in den Kreuzzugen kam erst das Fussyolk wie- 
der zu Ansehen und zu dem entschiedaen UeBergewicht. 
Je roher die Kriegskunst ist, desto mehr kostspielige Sehutz- 
waffiBQ werden angewendet. Die eiseiigeharnischten Reiter 
sind asiatischen Ursprunges; die leicht bewaffneten Romer 
bewiesen durch die Niederlage, die sie unter Lucull den un- 
hehülflichen Kataphracten des Tigranes beibrachten, schon 
zur Gentige, wie solche Waffen die nachtheiligsten sind, 
welche leichte und freie Bew^^ng hindern. Zwar kam die 
schwere Rästung im Mittelalter überall auf, aber sie be- 
währte sich auch da nipht besser. Durch das Feuergewehr 
(1331) sind die schweren Sohutzwafien schon darum um 
ihren Werth gekommen, weil ein Handgemenge seltener 
ofitsteht» Je mehr rasche Bewegung als Hauptsache ange* 
sehen werden mosste, desto mehr verachtete man alles, was 
schwer zu tragen. Sdbst bei den Feuerwaffen wird immer 
mehr . auf . leichte Handhabung und Tragbarkeit gesehen. 
Alle. die grossen Kriegsmaschinen, wovon man sonst gern 
Gebrauch machte, aind verschwunden. Leichtere Kanonen, **) 



*) Carrion Niaas. Geschichte der Kriegskunst. Uebersetzt toh 
Rumpf. Leipzig, 1826. 1, 258 
*^0 l^ie Kanonen mögen den Namen haben von den Canoneä, leich- 
ten Kriegsmaschinen von Pferden transportirt , deren Urbicius 
erwähnt. Die Lafetten erinnern daran. 1470 goss man in Frank- 
, reJ6h Kaneneit zu Kugeki vom 5U0 Pfunden! Carrion* Nlsas I. 
369, 34 L 



leichtere Masketen. Dritteng endlieh legi die Strategie kein' 
so übergrosses Gewicht aof Fegtai^gen, welche oft nngeheare 
Summen verschlungen und meist eine grosse Menschenzahl 
dem Kampf entzogen haben. Als . noch keine Kanonen ex-^ 
istirten, waren feste Orte allerdings in grfisster Zahl sehr' 
yortheilhafiu Hohe. Mauern umgaben da jedes Schloss, und 
gern baute man die Festen auf hohe Berge, Vor dem Feuer- 
gewehre sanken die hohen Mauern, und zahllose Erd wälle 
mit Batterien traten im 16. Jahrhundert an deren, Stelle, 
(meist erbaut durch Italiener nach dem Vorgänge des ge^ 
nialen San Micheli, Befestigers von Verona [1^23-^1529],) 
bis durch die 1449 erfundenen Laufgräben und die Fort- 
schritte der von Peter Navai*o 1500 zuerst angewandten Mi- 
nirkuost die Belagerung fast leichter wurde als die Verthei- 
digong, die nach Vaubans Bemerkung in engere Grenzen 
eingeschlossen isc. Natürlich wurde die Nützlichkeit der 
reinen Grenzfestungen schon von Machiav^lU angefochten, 
indem sie vom Feinde leicht umgangen werden können, 
dann aber das Herz des Staates dem Feinde blos liege, dem 
doch eher "eine Befestigung gebühre als dem Fusse« Schlagend 
bestätigte diesen Einwurf der General Sainte Susanne, indem 
er darauf hinwiess, die Verbündeten hätten 1$14 Paris ge- 
nommen, während 300,000 Franzosen mehr als 80 Festungen 
besetzt hielten. *) — Die Militair*Oekonomie kann zur Ein* 
schränkung des Militairbedarfes nicht so viel thun als die 
Strategie, aber was sie thun kann ist darum nicht wenig. 
Ehe für Bekleidung und Verpflegung eine ordentliche Ob<- 
sorge waltete, rafl^ten Mangel und Kranlcheit Tausende dahin, 
die das Eisen verschonte« Verheerung bezeichnete den Zug 
der auf Erpressung und Plünderung angewiesenen und dar^ 
um auch meist aus dem verderbtesten Gesindel erlesenen **) 
Truppen. Ein schlechter Geist waltete in den schleehtbe«* 
soldeten, bunt und schlechtgekleideten, verwahrlosten SSM-» 
uern. Die HMnptleute, welche das Geld für die Compagniefi 



*) Carrion Nisaa, 1., 395-409. 

**) König Franz h empfahl 1548 , voizügUch die Bettler ued Land- 
streicher einzustellen! Carrion-Nisasi 11 9 8 
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belogen uii'd verreehneten , führten blinde Soldaten, die sie 
in den Sehlachten sterben uiid später wieder aufleben Jiessen, 
xnm Besten ihres eignen Seckels. Uiiter Ludwig XIIL ward 
xuerst eine Armee -Intendantur errichtet, welcher Louvois 
Vater, der verständige Le Telietier vorstand« Er realisirte 
das Problem, mit wenig Gel^ viel Truppen zu erhalten, auf 
das Beste , indem er auf baare Bezahlung des Nöthigen und 
Abschaifung des Ueberfiüssigen hielt. Die gleichförmige 
Bekleidung, 1557 bei den Engländern in der Schlacht von 
St. Qnentin zuerst bemerkt,, 1631 zuerst von dem grossen 
Churfursten auf dem Continent nachgeahmt, erhöhte unge- 
mein das Ehrgefühl wie die Zucht der Soldaten. Je mehr 
in der Folge das Requisitionssystem dem des haaren Ein- 
kaufes, das System der Lieferung dem der freien Contrahi« 
rung mit grossen Kaufleuten und Unternehmern wich, desto 
leichter vernarbten die Spuren des Krieges. Vom dreissig- 
jährigen Krieg heilte Deutschland nach hundert Jahren noch 
nicht; wer findet noch die Spuren der Kriege von 1792 — 1816! 



Das Kirchenireseiit 

Die Kirche ist der Mittelpunkt und Heerd der mora- 
lischen Kultur, von wo aus sie in Kunst und Wissenschaft, 
in Leben und GesellschaA; übergeht. 

Zaleucus schrieb am Eingange seiner Gesetze: Menschen, 
die in einem Staate leben wollen , müssen vor Allein glauben, 
dass es einen Gott gebe. Und erst Bayle erhob sich g^gen 
diesen Ausspruch, weil Atheisten das Gesetz der Gerech- 
tigkeit • aufrichtig befolgten , und religiöse Gemiither theiis 
in politische, theiis in moralische Verirrungen 'gefallen sind. 
Aber darin liegt nicht das ganze Gewicht der Religion, dass 
sie das Zusammenleben der Einzelnen sichert, sondern darauf 
ruht es, dass ohne die Richtung zu Gott die Menschenwelt 
nirgend zu dem hohen Standpunkte, den sie einnehmen soll, 
sich erheben könnte. Wie die Blume sich über das gemeine 
Krauterbebet, indem sie sich zur Sonne wendet., so schwinget 
siqh der Mensch über die Thiere, indem er Gott bekennt 
und verehrt; denn kein Wesen ausser dem Menschen ist 
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der Andacht fähig« So wahr also dar Staat ein höhreg Da- 
sein auf Erden realisiren soll , so wahr mnss der Glaube an 
das höchste Wesen die Bedingung' eines äbhten Staatsbür- 
gers sein. Man -kann ohne Religion die ftnsserlichen Pflich- 
ten einer sittlichen Gesellschaft erfüllen, aber erst w^nn-die 
Staaten in irgend einem Zeiträume zu blossen Assecnrans- 
Compagnien herabgesunken sind, kann man sich einen Staat 
von Gottesläugnern vorstellen. Soll jedoch Religion im Volke 
lebendig bleiben, so niuss sie in dem Leibe* einer Kirche 
konkret werden. Der Wahnsinn des vorigen Jahrhunderts 
wollte 2war den Gottesdienst zum reinen Vernunftdienst er- 
heben, und alle und Jede positive Religion, alles Kirchen-' 
thum als etwas abergläubiges, drückendes, feindseliges nach 
und nach abgescbatTt wissen, aber die Zeit bat über diese 
Verfolgung der Kirche entschieden. £s lässt sich 'darauf 
nichts Besseres antworten, als was der ächte, deutsche Mann, 
Justus Moser, in seinem Schreiben an den Vicar 
in Savoyen*) mit eben so vielem Geist als Witz aus- 
einander setzte. Was man auch von den sogenai^iiten na- 
türlichen Religion^begriffen hält, so muss man doch zugeben, 
dass nicht alle Menschen sich zu ihnen erheben, und daas 
Viele von denen, die die Wahrheit zu fassen veripiöchten, 
vor den Zerstreuungen der Aussenwelt selten zu der liöthigen 
Sammlung des Geistes kommen« Soll also das Reich der 
Wahrheit und Tugend im Schoosse der Gesellschaft wachsen, 
so ist ein gewisser religiöser Unterricht, eine gewisse Ge.- 
meinschaftlichkeit in den göttlichen Dingen somit im Kirchen- 
thume erforderliche Die Kirche ist' aber etwas Geschicht- 
liches und muss es bleiben. Soll iie öffentliche Gewalt 
Propheten machen, um das Volk zu lehren? Ist ^s nicht 
besser, dass deren im Volke erstehen? Wirkt nicht so der 
Glaube mehr wie auf jede andre Weise? Und kann tiefre 
Forschung die positiven Religionen eitle Menscheiiworte 
schelten? ^^ Der entschiedenste Freigeist muss sie wenig- 
8t^ns für Maschinerien halten, welche der göttlichen Erzie- 
hung des Menschengeschlechts^ dienen. Schigemuni, sagen 
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«elbsC die Kaliunken; predigte allen Völkern dasselbe, aber 
jedes fasste das Gehorte in andre Worte* Daraus lässt sich 
nichts weniger als eine Gleichheit des Werthes aller Reli- 
gioneti folgern« 'Vielmehr zeigt sich eine Stufenfolge der- 
selben, je nachdem sie die göttliche Wahrheit mehr oder 
weniger rein bewahrten und darstellten. Nur ist natürlich, 
. dass eine jede Bäligion die höchste Gdtung anspricht denn 
wie könnte sie bestehn und wirken, wenn sie sich nicht für 
die Wahrheit pmsgeben sollte? Immerhin möge der Griffel 
der Geschichte von blutigen Gräueln berichten , die aus die* 
ser Stellung der positiven Religionen folgten; der Geist fohlt 
sich erhoben und getröstet durch die Bemerkung, dass in 
dem Streite der Religionen und Kirchen das Reich der Wahr- 
heit sich erweiterte, die Vernunft eine früher niegeahnte Elr- 
kenntniss erwarb, und eine Weltreligion dämmerte. 

Staat und Kirche sind historische Begriffe, entstanden 
durch die ^Unterscheidung der menschlichen Angelegenheiten 
in irdische und überirdische. (Vgl» S. 31.) Doch lässt sich 
folgendes allgemeines Verbal tniss zwischen beiden aufstellen: 
Sie haben eine Grundlage, aber verschiedene Richtungen. 
Die Kirche strebt in die Höhe, der Staat in die Breite; sie 
weihet die Pflicht, er sanctionirt das Recht; sie bildet das 
Gemüth, er die Intelligenz; sie mahnet zur Tugend, er 
giebt die Sphäce zu ihrer Ausübung; sie erziehet den Men- 
schen zum Himmelsbürger, er spornt ihn, das Himmelreich auf 
Erden zu verdienen.^ Wenn nun dieses das allgemeine Ver- 
hältniss zwischen Staat und Kirche ist, so ergiebt sich 
von selbst, 

1) dass die Staatsgewalt die Kirche nicht beseitigen kann, 
ohne den Kranz der Humanität dem Volke zu ent- 
reissen. Sie muss es der Kirche überlassen, den in« 
nern Menschen durch die Religion auszubilden; 

. 2) die Kirche kann aber nur dann die sittliche Ersiehung 
vollbringen, wenn ihre Freiheit entschieden ist, und 
die äussere Gesetsgebung nicht im Widerspraehe mit 
ihren sittlichen Anordnungen stehet. Die Staatsgewalt 
darf sich daher keine Kirchengewalt beilegen, allein 
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sie. hat die Befiigniss, Jeder Kirche sn widerstehen, 
so weit sie das vernSnftige Dasein als gewissen Zweck 
des Staates wesentlich hindert; 

3) da die Kirche als ein Concretes auch, ein Menschliches 
ist, so darf der Staat jede Kirche beaufsichtigen, dass 
sie ihre Grenzen nicht uberschreife, qnd vor allem kei- 
nen weltlichen Zwang zu dem Unerzwingbaren sich 
arimasse. 

• > 

Es hat sich wr Lösung der staatlichen Obliegenheiten 
in B(»Bug auf die Kirche ein dreifaches System geschieht* 
lieh hervorgebildet, je nach der historischen Stellang von 
Staat und Kirche in den verschiedenen Ländern. > Das eine 
System (Episcopalsystem) will die Kirche als die Trägerin 
des Staates betrachtet, und die weltliche Gewalt zur Die- 
nerin der geistlichen herabgesetzt wissen. Das andre (Col- 
legialsystem) behandelt die Kirche und den Staat als zwei 
selbstständige Zwillingsbluthen eines und desselben Stammes« 
Es sollen dem zu Folge die Staatsgesetze sieb auf keine 
Weise in das Kirchenthum wagen, die Kircbengesetze nir* 
gend in das Gebiet der weltlichen Angelegenheiten s^ch ver* 
irren.' Das dritte (Territorialsystem) erkennt die Kirche jur 
ieine Anstalt, die der Staatsgewalt ganz und gar unterworüen 
sein muss, weil diese allein berechtigt ist, das gemeinsam 
Gültige für die Gesellschaft festzusetzen. Insofern diese 
drei Systeme fiir bestimmte Gestalten dieser oder jener Kirche, 
für bestimmte Perioden des kirchlichen Lebens geltend ge- 
macht werden, lässt sich leicht ermitteln, welches System 
den Vorzug verdienet. Wenn eine bestimmte Religion all- 
gemeinen Glauben findet, und überdies die gesummten mensch- 
lichen Angelegenheiten regulket, wie köänte da ein andres 
als das Episcopalsystem sich denken lassen? Die Kirche 
wäre das ganze Gemeinwesen, der Staat nur eine ^eite der« 
selben. Das war in Indien, in Meroe, in Israel der Fall. 
Wenn jedoch die Religion nicht nkehr in allen Theilen den 
Bekennern gentiget, oder wenn die Religion einen grossen, 
'fheil der menschlichen Angelegenheiten unbestimmt lässt^ 
so wird das CeUegialsystem als das natürliehste sich dar- 
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slellün. Ans diesem Grande herrscht es in den hinterasia- 
tisehen^nnd in dei^ meisteh christliehen Ländern. ^. Wird die 
Religion vom Herrscher selbst als eine Staatsinstitution ein- 
geführt, oder wird sie, des Glaubens der Gebildeten ver« 
lustig, von dein Herrscl\^r aus rationalistischem Gesichts- 
punkte in ein irdisches Erziehungsmittel verwandelt, so lässt 
sich nur das Territorialsjstem denken. Dessw^en können 
in einem Staate mehrere Kirchen bestehen , und einige nach 
diesem, andre nach jenem Systeme bebandelt werden. So- 
bald aber diese drei Systeme nicht für bestimmte, sondern 
für alle Fälle zur Anwendung kommen sollen, unterliegen . 
sie gleichen Bedenken und Ausstellungen, ^-— Sieht man die 
ächte Theokratie als das Ende der politischen Entwicklung 
an, so muss man einst das Episcopalsystem zur absoluten 
Gdtung gelangen lassen. Der Zeitpunkt, wo dieses* ge* 
schehen kann, bricht aber nach dieser Ansicht immer nur 
erst bei dem Eintritt der vollständigen Weltentwicklung ein. 
Vor diesem Zeitpunkt kann das Episcopalsystem nur eine 
vorübergehende Erscheinung sein, und wird mit Recht tim- 
gesttir^t, sobald es einmal angefochten wird.^ Wollte man 
dasselbe als ein allgemeines vertheidigen j so würde man 
sich in die lächerlichsten und grässlichsten Widerspruche 
verwjckeln. Weil jede Religion die wahre Ofienbarung zi» 
enthalten erklären muss,. so erhübe jede Kirche gleiche An- 
sprüche, . u|lid es gesdiähe, dass an einem Orte etwas für 
göttliches Recht gelten müsste, was an dem andern Orte als 
ein verdaroii|Iicher Irrthum. erkannt würde. Noch mehr, wo 
in einem Staate mehrere Religionen - existiren , musste die 
eine Kirche zur Staatskirche erhoben, und mit Feuer und 
Schwerdt über die übrigen gestellt werden. Die weltliche 
Macht müsste sich in Bekehrungskriege einlassen, die nur 
ihren Untergang herbeif&hren könnten, denn noch Keiner 
ward Sieger, der Kugeln und Bajonnette gegen Meinungen 
richtete. Endlich würde die religiöse Kultur, woran der 
Staat ein so grosses Interesse hat, von den Launen und 
Vorurtheilen desjenigen abhängen, der die kirchliche Gewalt 
besitzt. Es müsste der Staatsgesetzgeber Gebote aufstellen, 
die' seiner Vernunft, seinem Gewissen widersprechen, und 
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Vorgchriften anterdrilcken , die ^ der Zeitgeist mit siegenden 
Gründen gefordert hätte. Das Collegiiüsystem .wurde bei 
einer allgemeinen Anwendung keine so schauderhaften Folgen 
nach sich ziishen. Weil die Kirche nicht in den Staat ein- 
zugreifen verlangt, kann die Weltliche Gesetsgebung :^as 
strenge Recht ungehemmt verwirklichen, und weil der Staat 
in die Kirche sich nicht einlässt, ^ erfreut sich jede Religion^ 
gleichen Schutzes , ^gleicher Freiheit« Die Staatsbürger kön» 
nen ganz und gar ihren in4]viduellen Ueberzengungeu nach- 
hängen, und haben weder von Seiten des Staates, noch von 
Seiten der Kirche irgend einen Zwang zu befürchten. Wer 
möchte bezweifeln, dass ein solcher Znstand, wie ihn die 
vereinigten Staaten jenseits des Meeres darbieten , etwas 
Reizendes habe für Alle , die unter dem Episcopal - oder 
Territorialsysteme je geschmachtet'? Allein er würde wohl 
kaum solchen Völkern. heilsam sein, die noch ^ller Civilis 
sation ermangeln, und es leidet keinen Zweifel, dass die 
religiöse Kultur auf jeden Fall dabei leidet. Wenn irgend 
ein^e Kirche die Bahn der Vernunft verlässt, so fehlet es an 
einem Wächter und Warner, der sie zu dem rechten Wege 
zurtickwei|iet. Wenn die Bürger steh dem ' gemeinschaft- 
lichen Gottesdienste entziehen und das' religiöse Element 
ihrer Bildung aufgeben , so gl ebt es keinen Arm , der die 
kirchliche Gemeinschaft gegen übefroqthige Willkühr oder 
Gleichgültigkeit beschützet und aufrecht erhält. Und wenn 
endlich die Staatsgenvalt von der Religion sich völlig los- 
trennt, und ihre Gesetze ohne Rücksicht auf den Glauben 
der Staatsbürger abfasset, so ist Niemand da, der den Ein- 
klang der weltlichen und geistlichen Gesetzgebung berstiellet* 
Es schwächt die Religion die Wirkung des Staatsgesetzes, 
und das weltliche Gesetz mindert den Einflusc( der Religion. 
DeJsswegen war Rousseau ein so entschiedner Gegner die- 
ses Systems, dass er sogar das Christenthum, welches den 
Unterschied zwischen Staat und Kirche begründete, für ein 
politisches Unheil erklärte! *) Das Territorialsystem gewann 
überall die wärmsten Vertheidiger, wo einer druckenden 



*) Dtucontrat social Livr. IV. Ch- VIU. 
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Priestenehaft der Krieg angekündiget Mrerden musste. Zwei 
Männer, die dnrehaus von einander sich unterscheiden, er- 
hoben dafSr fast an gleicher Zeit ihre Stimme, Hebbes und 
Spinosa. Inzwischen beschränket sich der bleibende Vor« 
theil dieses Systems darauf, dass die Staatsgewalt ennäeli« 
tiget wird , Verbesserungen des Kirchenwesens zu bewirken 
Was man sonst als glänzende Vorzüge dieses Systems her« 
verhebt, enthält eher bedeutende Mängel. Die Einh<»it der 
Gewalt ist allerdings etwas WCinscheiiswerthes, allein nur 
dann, wenn sie. nicht missbraucht wird* Die Päpste haben 
ans Eigennutz die Kirche beeinträi^htiget; Ton wehlichen 
Häuptern ist es noch eher zu fürchten. Wenn aber geist* 
liehe und wdtliche Gewalt in einer Hand sich vereinigen, 
wer mag di| dem Drucke widerstehen, sobald ein solcher 
ausgeübt wird? Die Engländer befreiten sich vom Papstthum, 
und mtisstei) steh von Heinrich VIII. ein christliches Sulta- 
nat gefallen lassen; das war in der That ein schlechter 
Tausch. Man rühmt die Einheit des Glaubens, die dadurch 

« 

entstehet, dass das Staatsoberhaupt zugleich der oberste 
Bischof ist, allein entweder proclaniirt der Herrscher eine 
Religion zur Staatsreligion, und dann kommen alle Uebel- 
stände des Elpiscopalsystems , oder er gestattet vollkommne 
Religionsfreiheit, und darin kommen alle Naqhtheile des Col* 
legialsystems zum Vorschein* 

Nach der Natur der Sache muss die Kirche im geistigen 
Wesen vom Staate unabhängig, im äussern abhängig sein. 
Hier kann daraus gefolgert werden, dass für Staat und 
Kirche, in der heutigen Gestalt derselben, kein andres Sy- 
stem sich eignet, als das der Wechselwirkung. Beide In- 
stitute, in welchen die raenschheitliche Bildung' vor sich 
geht, müssen irai Einklänge stehen, wenn sie einander nicht 
behindern selten. 'Dieise Harmö^nie kann jedoch bei der ein- 
getretnen Unterscheidung derselben nur dann verwirklicht 
werden, ivenn der Staat auf die Kirche, die Kirche auf den 
Staat Rücksicht nimint, wenn jener, der mannhafte Bruder, 
dieser, der himmlischgestimmten Schwester, unter die Arme 
greift, so oft sie Irrlichter vom Pfade der Vernunft ulid Of- 
,fenbarung ableiten, wenn ebenso diese, sobald jener Fehl- 
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tritte begehet, ihn an den reehten Weg erinnert Die ge- 
setzliche Opposition trat als die Beförderin des Rechts 
und der Wahrheit iiberall hervor, sollte sie nicht die ge- 
fnrchtete- Reibung zwischen geistlicher nnd weltlichei* Macht 
im wahren Lichte erscheinen lassen? Damit das Weltliche 
eifife Uebereinstimmung mit dem Geistlichen suche, ist er- 
forderlich, dass die Kirchen ihre Privatgiiter haben, dass 
ihre Diener nicht in dem Solde des Staates stehen, dass die 
Seelsorger durch frivole, weltliche Poliiei, die oft die kirch- 
lichen Gnadeninittel nur als Beruhigungsmittel für Kranke 
behandelt, ihre Disciplinargewalt nicht verlieren, endlich 
dass sie einerseits an deii allgemeinen Schulen, andrerseits 
an der Nationalvertretnng Antheil haben.' Nur auf diese 
Welse erfreuet sich die Kirche einer gehörigi»n Garantie 
ihrer Rechte und ihres nothwendigen Einflusses« Damit auch 
die Kirche ihrerseits mit dem Weltlichen in Einklang xu 
kommen trachte, muss der Staat Kunst und Wissenschaft, 
die beiden bewegenden Principien aller Kultur, frei wirken 
lassen. Diese werden der Kirche keinen Stillstand, keine 
Versteinerung gestatten, sondern, sie mit der ^eit fortan- 
schalten nöthigen. Ferner ihuss der Siaat den Unterricht 
der Geistlichen au einem öftentlichen erheben, damit der 
Priesterstand keine Vorurtheile,. keinen Aberglauben ein-> 
saugen und verpflanzen könne. 

Glücklich wird der Staat gepriesen, in welchem nur 
eine einzige Kirche besteht. Offenbar bekommt ein solcher 
Staat eine gewisse religiöse Weihe, welche ihn vor deii 
Gefahren der Unbeständigkeit bewahret* iBurke *) rühmte 
von der englischen Staatsreligion, dass sie einen Absc^u 
den Britten ei'nflösste vor jenen unnatüriiehen 'Kindern des 
Vaterlandes, die mit rascher Hand ihren alten Vater 'in 
Stucken zerhacken und ihn in den Zauberkessel verruchter 
Schwarzkünstler werfen, um dann durch giftige Kräuter und 
wilde Zauberformeln das väterliche Leben verjüngt wieder 
herzustellen. Allein eben dt^r Umstand, dass die entartete 
englische Kirche solchen Dienst leiistete, beweiset am besten» 



*) Betrachtungen ühtt die franz. ReTolution. 1., 151. 
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dass jede Religion, jede Kirche dem Bestehenden eine hö- 
here Sanktion ertheilt Die Mehrheit der Kirchen ist in po- 
litischer Hinsicht keiii solcher Na<ihtheil, dass sie durch ge- 
waltsame Unterdrückung verhindert werden dürfte. Es lässt 
sich, vertheidigen, wenn die Bildung neuer Kirchen insbe^ 
sondre durch Hemmung des Separatismus und des Conven- 
tikelQwesens erschwert ist, aber ihre absolute Hinderung 
kann kein allgemeiner Grundsatz werden. Sobald mehrere 
Kircben in einem Staate sich festgestellt haben, ist es gut, 
die .Gleichheit ihrer Rechte zu verkündigen. Nichts ist ge- 
fährlicher, als in einem Staate, der mehrere Religionen um- 
fasset, eine herrschende Kirche zu konstituiren« Die öffent- 
liehe Gewalt tritt > hiebe! aus ihrem eigenthünalichen Kreise 
und steigt in den Kampfplatz der Theologie, Ueberall drohen 
ihr Missgriffe. Die zurückgesetzten Kirchen nähren gefahr- 
lichen Groll ; die vorgezogene fault von dem Einflösse der 
Staatsgunst, Kann je ein Aehnliches aus . dem Grundsatz 
der Gleichstellung der Kirchen erfolgen? Es versteht sich 
von selbst, dass Ausnahmen zulässig sind, wenn einzelne 
Religionsartikel Gefahr drohen. Nur .müssen .selbst diese 
Ailsnahmen auf Zureichenden Gründen beruhen , ihnen ange- 
messen sein, und nicht über den Zweck hinausgehen. Sonst 
erbittern sie und nützen gar nichts. 



Da (9 JF i n an z\»r eisen. 

» 

Staats wirthschaft (Finanz) ist die Thätigkeit, durch 
welche sich die Regierung ihr äusseres Vermögen, ihre Mittel, 
erwirbt. Die Regierung wirthschaftet in Concurrenz mit dem 
Volke, da aber die Nation das Principale ist, so muss auch 
die Regierungswirthschaft sich auf die Volks wirthschaft als 
auf ihre Grundlage stützen. Alle Finanzmaassregeln müssen 
so getroffen werden, dass sie so viel wie möglich im Ein- 
klänge mit der Nationalökonomie stehen. Kein Finanzge- 
setz darf die Nationalökanomie wesentlich stören, also keines 
entweder die Produktion hemmen , ^^ oder die Gütervertheilung 
bedrohen, oder der. National verzehrung eine üble Wendung 
geben. Die Regierung würde die Produktion gefährden^ 
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wenn sie das Staromvennögen nngreifen wollte« Sie muss 
sich dnrchaas nnr an das reine Einkommen halten. Jedes 
Capital sei ilir heilig, wennt sie nicht dem Knaben gleichen 
will, der ^e Bienlen todtet, um ihren Honig zu saugen, statt 
dass er sie. in den Bienenstock sammeln m^sste. Die Re- 
gierung würde die Giiteryertheilung hindern , wenn sie den 
yerkehr schmälerte, MotiO|ioIe und Privilegien einßihrte. 
Sie würde die Consumtion riachtheilig machen, wenn sie die 
unfruchtbare ' Verzehrung durch künstlichen Rei^ l^eförderte, 
um mehr Zoll und Accise zu haben. Dagegen ist, es nicht 
wahr, dass die Finanzgesetze die Volkswirtbschaft positiv 
befordern sollen. Allerdings steigt mit dem Natiönalreich- 
thume die Staatsmacht, allein es ist gefährlich den National- 
Reichthum dutch pesitiyen Einfluss Zu steigern. Die Staats- 
wirthschaft hüte sich nur zu hindern, so wird sie am mei- 
sten befordern. 

Damit. aber die Regierung ihre Wirthschaft nicht jener 
des Volkes störend gegenübersetze , muss die Regierung 
sich gewöhnen , ihre Ausgaben auf das Maass der Einkünfte 
zu beschränken, welches die Volkswirthschaft zulässt. Die 
Ansicht der Practiker , dass der Regierungsbedarf allein das 
Maass der Einkünfte zu bestimmen habe, kann nur zu Aus- 
schreitungen fuhren. Um aber die Ausgaben in diesen Schran- 
ken zu erhalten,^ giebt es kein besseres Ij^ittel als die Publici-N 
tat des Budgets, deren Nutzen Neck er 1789 zuerst erörterte. 
Einmal bewirket sie, dass ungerechte Ausgaben fast unmög- 
lich werdeh. Würde Cromwell jährlich 60,000 Pfd. Tür seine 
Spione, und 679,000 Pfd. im Ganzen seinen Creaturen ge- 
zahlt haben, wenn der Etat veröffentlicht worden wäre? 
Weiter klärt die Publicität die Regierung am besten über 
die Missverhältnisse der einzelnen Ausgaben auf, denn es 
kann nicht fehlen, dass alle Theile des Budgets aus dem 
Leben heraus besprochen U^erden. Endlich kann nur, auf 
diese Weise eine absolute Regierung, ihre^ Sparsamkeit uqd 
Redlidikeit in die Herzen der Unterthanen verzeichnen. Oft 
ist es den Regierungen gegangen wie dem gerechten Aris- 
tides, den ein Bürger verdammte, weil er ihn nicht kannte 
und nur loben hörte; warum scheuen sie auch ihre Wirth- 
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wAait an dai Licht m lielieiil Die Romwr, sagt Hegewiscb ^) 
forderten vom Senat Iloio Budget, aber die Alten waren 
aach nicht eo dlconomiscb . wie die Neaem. 

Ble Staatneinkilnfte. 

Die Einlcünfte Iiönnen auf ausserordentliche Weise (durch 
Gliiclcsfälle, Erbschaften u. s. w*) erlangt werden, oder anf or- 
dentliche Weise. Nur die letztere ist die wirthschaftliche Me- 
thode. Schon der grosse und sparsame Friedrich IL machte die 
Bemerkung, dass aus Kriegen nichts herauskomme, und Snb- 
sidiengelder sind nicht mehr in der Mode.. Die ökonomi- 
schen Mittel der Regierung werden entweder von der Re- 
gierung selbst erworben in Grundstucken, Capitalien, Han- 
del und Gewerbe, oder werden von den Burgern in natura 
aufgebracht« Nur in der Kindheit der Industrie kann die 
Regierung sich ihre sämmtlichen Mittel selber prodnciren. 
Später stört die zu weite Regierungsproductiön zu sehr die 
Oekonomie der Völker, theils weil sie gewisse Geschäfte 
den Einzelnen vorenthält, theils weil sie ge\^isse Produkte 
zu theuer verkauft. Es war« jedoch gefehlt, wenn die 
herrschende Abneigung ge^en jeden eigenen Erwerb der 
Regierungen in die Gesetzgebung übergehen möchte. Forste^ 
Bergwerke sind Güter, deren Bewirthschaftung die Regie- 
i-ung ohnehin beaufsichtigen müss; es steht daher nichts 
entgegen, dass sie in Domainen verwandelt bleiben. Land- 
güter gedeihen freilich in den Hän^dep der Privaten besser, 
allein die Regierung kann ja diese Güter gegen einen von 
Zeit zu Zeit regulirenden Kanon in Erbpacht geben und da- 
durch alle Uebel beseitigen. Die Staatsgüter verdienen 
schon .darum die erlittae Anfeindung nicht, weil sie ^ einen 
Theil der Einkünfte ohne alle Belästigung der Staatsbürger 
abwerfen. Sie stehen vorzuglich in innigem Zusammenhang 
mit den monarchischen Institutionen , und können darum in 
monarchischen Staaten schwer ersetzt werdeq. Ebenso ver- 
dienen jene Gewerbe eine Zeit lang vertheidigt zu werden. 



*) Gleschichte der römischen PinfinEen. 



deren Gegenstand nieht tief in die Privatwirthschaft eingreifet. 
Man fuhrt swar gegen alle Staatsbetriebe an , dass Sie den 
Privatleuten Arbeit und Gewinn entziehen; dass sie die 
Consiimehten verkürsen) yfeü der Staat sehr kostspielig pro« 
dnciret; endtich, dass sie nur ein Einkommen geben, wel- 
ches durch die Besteurung derjenigen, die das Gewerbe dem 
Staate abnelimen würden, ebenfalls eingehen möchte. AHein 
dawider ist zu bemerken, dass eben nui^ solche Gegenstände 
regalisirt werden sollen, die der Privatwirtfaschaft ohne über- 
wiegenden Nachtheil entzogen werden können, und welche 
zugleich einen Ertrag bringen , der schwer zu ersetzen ist« 
In Frankreich Wurde im Jahre 1804 die Tabaksregie abge- 
schaftlt, dafür die Tabaksfabrication besteuert, und es flössen 
etwa 21 Millionen Franken in den Schatz. Im Jahre 1810 
Wurde das Tabaksregal hergeslellt, und es gingen im Gan- 
zen ^^65 Millionen ein« In Würtemberg ist in ^euerer Zeit 
diese Regie durch eine Abgabe ^ auf die Erzeugung surrogirt 
worden, und — der Staat bezieht jetzt nur 29,000 Gulden, 
während er sofnst 120,000 Gulden bezogen hat *) Gewählte 
Regalien liefern wohlmaskirte Abgaben,' die die Bürger 
gerne bezahlen, weil sie dieselben nur im Genüsse ent- 
richten, und dabei gar nicht berechnen können,, was in der 
Bezahlung als reine Steuer enthalten ist. Sie sind vorzüg- 
lich unter absoluten Regierungen an ihrem Platze, weil da- 
selbst die Auflagen der Art sein müssen, dass sie wenig 
gespürt werden. Ja selbst in constitutionellen Monarchien 
sind sie am Platze, wenn die Stände das Recht der Steuer- 
Verweigerung in zu ausgedehntem Sinne besitzen. 

Die Steuern eignen sich far preie Verfassungen am besten. 
In Despotieen giebt es fast gar keine, und wer würde auch 
wohl die Knechtschaft sich gejfallen lassen, wenn er nicht 
dabei den Vortheil hätte — nichts fär den Staat steuern zu 
müssen. Die Steuern werden aber der Nationalwohlfahrt 
pur dann ganz zusagen, wenn die höchste Moralität und Va- 
terlandsliebe waltet. Wenn die Bürger sich der Lüge scbä* 
meuj Einsicht haben, den Staat als ein Gemeingut schätzen, 
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darf iie Regieraog nur ihre Beduirfoisse anseilen and die 
Bürger bringen ihre JUeberschüsse dar. In wenigen Staaten 
herrscht solche , Tugend« Indem daher die Staatseinkünfte 
seit diesem Jahrhundert, vorzüglich nach Veräusserong der 
Staatsgüter zur Abtragung der Schulden, in den meisten ci- 
vilisirten Staaten tas^t ganz auf Steuern beschränkt wurden, 
gewann das öffentliphe Einkommen auch nur den blossen 
Schein der Einfachheit. In Wahrheit Wurde es seit der 
Zeit immer schwieriger, immer verwickelter. Die Nothwen- 
\digkeit dieser Erscheinung ergiebt sich aus dem flüchtigsten 
Blicke auf die Principien des Rechts und der Klugheit, die 
das Steuerwesen betreffen. Sie fordern, dass 1) alJLe Per- 
sonen, 2) nach ihrem reinen Einkommen, 3) im bestimmten 
Maasse (nach gleichem Steuerfusse) angezogen werden. Das 
Erste, weil dem allgemeinen Beerten jeder verpflichtet ist, 
das Zweite, weil jeder nur nach seinen Kräften leisten kann, 
die sein persönliches Dasein nicht absorbirt , das Dritte, weil 
nur das Verhältnissmässtge das Gerechte enthält. Allein 
schon die erste Forderunjg bietet Schwierigkeiten dar. Mit 
der Einziehung der Steuerprivilegien ist noch nicht bewirkt, 
dass alle Personen zum öffentlichen Aufwände beitragen. 
Immer werden sich Viele der Last zu entziehen' wissen, in- 
dem sie ihr Einkommen bergen«, Wie soll nun gar das 
reine Einkommen gehörig ermittelt werden 1 Es fliesst aus 
Grundstöcken, Capitalien, Arbeit. Wer'ermisst den Ertrag! 
Wer berechnet den Verbrauch? Man muss sich mit yermu- 
thungen, mit gewagten Schätzungen begnügen, die dem Ei- 
nen Vortheil, dem Andern Nacfitheil bringen. Das gerechte 
Steuermaass. ist nun völlig das unbekannte X. Man be- 
stimmt leicht, dass ein besimmter Theil des reinen Einkom- 
mens gekommen werden solle; es fragt sich, welcher Theil 
dei* gerechte, der, erträglichste sei? M^n erklärt dafür bald 
den zehnten, bald den fünften, bald den dritten. Nach den 
Grnnden darf maq sich .nicht erst erkundigen , denn es giebt 
keine. Steuerbar ist nur jenes Einkommen, welches über 
^en phjJ^ischen und geistigen Bedarf der Bürger hinausliegt, 
a1>er wie viele Umstände wirken auf den Umfang dieses Be- 
darfes ein. Bei 'allen Steuern kommt es überdies auf den 
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Willen des Besteuerten an ; ^ eih Patriot trägt mehr als ein 
Egoist. Was, soll, also die Angabe bestimmter Procente? 

Die Steutirmjmtenke. 

Da die Besteurupg, wie eben auseinander gesetxt wurde, 
das Einkommen der Bürger im Ganzen nicht ertnitteln kann, 
so muss sie das Einkoramen in den einzelnen Objekten be- 
treffen. Die Weisheit der Finanzgesetzgebung wird sich 
am deutlichsten in den Gegenständen offenbaren, worin der 
Bärger besteuert werden soll. • Der Mensch trägt Centner,' 
sagt Filangieri, wenn man sie ihm auf den Rücken legt, 
aber er träft kein Pfund, wenn man es ihm auf die Nase legtr 

Nichts soll zum Steuerobjekt erhoben werden , woran 
sich kein reines Einkommen der Bürger deutlich darstellt; 
denn wenn absichtlich oder zufällig das Capital oder die 
Prodaktionsausla'gen angegriffen werden, so erleidet die Ein- 
kommensquelle eine Verletzung. Nichts soll ferner besteuert 
werden, dessen Abgabe den Bürgern sehr lästig zu ent- 
richten, der Regierung kostspielig zu erheben ist. Aber es 
aoU auch kein Gegenstand in solcher Art besteuert werden, 
dass die Steuer einen andern trifllt, als denjenigen, den das 
Gesetz heranziehen wollte. Die Steuern , wälzen sich sehr 
leicht von einem' Individuo zum andern fort. Der Brant- 
weinbrenner rechnet seine Abgabe gleich in den Preis des 
Getränkes; der Schuhmacher bringt seine Steuer leicht in 
dem Arbeitslohne an. Folglich muss bei der Steueraufle- 
gung wohl beachtet werden, ob derjenige auch die Steuer 
trägt, der sie bezahlt, und in' swelchem Maasse er sie trägt. , 
Diesen* Rücksichten za genügen, kann die Besteurung auf 
eine doppelte Weise versuchen« Entweder legt sie die Ab* 
gäbe auf Gegenstände, die dem Besitzer unbestreitbar ein 
bestimmtes i^eines Einkommen nachweisen, (direkte Steuern), 
oder sie legt die Abgabe auf 'Gegenstände, die den Abneh- 
mer derselben eines reinen Einkommens überweisen, (indir 
rekte Steuern). Bei den direkten Steuern zahlt derjenige 
die Abgabe, der sie tragen 9oll« Bei der indirekten Steuer 
zahlt die Steuer der Producent oder Handelsmanit an den 



Staat, und der Consnnient erstattet sie dem f^rodueenten und 
Handekuaann in dem Preise, ohne es immer su wissen. 
Allerdings wird die Güte oder die Schädlichkeit einer wie 
der andern Steuer davon abhängen, was fnr Gegenstände 
die Steuerobjekte sind. Direkte Steuern werden nicht zu 
billigen sein, wenn sie, wie die ältesten direkten Steuern, 
Personensteuern sind , denn daraus , dass Jemand einen Kör- 
per zur Arbeit hat, folget noch keineswegs, dass er sich 
eines gewissen reinen Einkommens erfreute.; Dagegen w^er- 
den sie, wenn, sie Privatbesoldungen , Gewerbe , Grundstücke 
und Capitalien berühren, bei angemessener Grösse sich voll- 
kommen rechtfertigen. Indirekte Steuern, welche Getränke, 
Waaren^ die der Bequemlichkeit und dem Vergnügen die- 
nen, und ähnliche Objekte betreffen, werden kaum einen 
Widerspruch erfahren, aber ohne Weiteres wird man jene 
verwerfen, welche die ersten Lebensbedürfnisse angehen, 
oder jene, die bürgerliche Handlungen belasten, oder endlieh 
jene, die der Moralität entgegenwirken. Allein, wenn man 
auch direkte und indirekte Steuern in ihrer Art gleich voll- 
kommen denkt , so wird es doch von^ d^r grössten Bedeu- 
tung sein, ob die Gesetzgebung sich an direkte, oder aif 
indirekte Steuern hält. 

Die direkten Steuern haben für sich, dass sie, weil sie 
den Besitz und danach das reine Einkommen berechnen, 
eher ein Einkommen auslassen ,/ als zu stark anziehen, und 
dass sie trotz dieser Accommodation an die Kontribuenten in- 
soweit ganz sicher sind, als sie nicht von freiwilligen Hand- 
lungen und Genüssen der steuernden Klassen abhängen. 
Allein sie haben gegen sich, dass sie sehr viel Vermögen 
unversteuert durchschlüpfen lassen. Colquhoun bewie^, dass 
die brittische Einkommensteuer zwischen den Jahren 181 1 
bis 1814 wenigstens 257 Millionen Pfund betreffen sollte^ 
aber nur 150 Millionen wirklich berührte. Ferner wird ih* 
nen vorgerückt, dass sie, . als bestimmte regelmässige Ab- 
gaben, sehr ungerne getragen werden. Jene zwei Vorzüge 
sind nicht mehr begründet . als diese Nachtheile , die man 
ihneb zuschreibt. Sie würden jedoch ganz vollkommen sein, 
wenn Redlichkeit und Einsicht bei allen Bürgern die Ober- 
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b«ill> Jh»fil8«Mi. : DiMk« wäcfil Alle. K&i«lMr MMick,^ A^iivrilrd« 
iiicililti.so y.H»! ^\>rmogen. ditrchsobIfi|»feii.i itttiil ihfttteii' .idl« 
Bälget, gfdrivg. Elnaiobt^ijid .v(«r4e. ihnen: die « B^timiiltbeiC 
und Beg^Loli^igileil der Abgäbe. ger«kr^ehii gafidUen«:. We 
d«s (V^Ik' aber i^iniufdiDicbt .genug inOtolitfch' und aiifgeklätt 
\Mt4 fk!#m da« Sjre^em; d#r IcftrekUBn Steuerb nicihl^ aelirtlmiK 
pfl»hkiii w^deAj ! Deiiti dA< viid fiükonimeQ a^föllt, inaas^ 

Die ' indirel^ten, Sie^ero besi^en'/^en grössien' Vorzug, 
Üliss sie (ibiBlIweise,' okncj T^öthigiiog, dürcti frei^yilUge Aan^^ 
Iiillg^p därgebracKty w.eder hastig ^alf^n, nocli eine t)e8cWwer- 
liche ^riliitteiuAg jerforÜern; l^'erne^ konäeif ide si<3h fühmeii, 
dass ihnen nicht, so, leicht irgend ein reines Emkomm^n ent- 
gent.' Was der Mensch laucbthiie, ^r beza)f|t 'da ^qer Natur 
lind dem Staate seinen .,1rribut. '•Kiizwiscbeii 'habei^ ^ie''c[en 
gr9i3sen - IVachtb^il ,'' dag3 sie , volkswirtli^chaftlicneq berecb- 
iiiingen unzugähglicb^, " das reine £ihkoinmei)' 'Aur" z'ufatlig 
treffen, und das rc^h^ Einkommen der Mittelklassen 'gewohn- 
ficb auf" das Härti^ste in Anspruch hebm'en, ' Nebsfclein *iii 
es gewiss/ dass sie ,viele Bedürfnisse um die 2!Jinsen des Vor- 
schusses, iin^ um'^die rrslmie'der (jefabr verthe.yerh,^ dadurch 
die Konkurrenz der Producenten mit ^Hem ' Au^lä^d' efl^chwe- 
ren, ^und 'bedeutende 'Anstrengungen yon Seiten "des ^iaates, 
wie von Seiten des Pfivateli' niit ' siiih führend '^tlas äysteiii 
der indirekten Steuern verdient also noch weniger, in ir- 
gend einem' ]Staäle'' zur ausschlieb^^nd^'h Hei'rsihaft zu ge- 
iMgemr GlÜbe «s fnuir ;iadireklel Ab^^kbep^, M die 

itfiteii iXiebepsbediMrfnissi^ b^liablM wufde^), idaniiindte .fiiii^ 
hüQfti» ilicjber'sliebekii!: wilrdMi aberiidfe jp#^bwe,ndig4ii '6ffgen^ 
Sünde; zi| iSleneyvobJekten r€f wählt |. spftmius^tfistei^fi Ji^iinsll^i^ 
Theurung überall «ipbrakikfiUdigefiik- imd '^ioleffimtis 4tar«|DHdeii 



.^„.«..«. »^.. ..»lionalw'ohlfitand im. Innerstem verwunden. . 

^n> <:£iii«)>jedei'€testetzgi9bttiig^'^Winl^ durdvidteid DebdbUffiMi^ 
hM ^er «wei fiM»dnt' giiriöthfgetv ikdkeM ^on^fMidew^adflik« 
seMiteMiid ' Wk •HtoMeiifj^'ftoii^imit «iftielmMiribeidr mitJeitfiläMI 
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xfaiVerbiiid#iiw Ob aber die direkt«!!, erier oh die iiidirektofl 
SllüMiern deh Vorrapg haben «olkn,* iiioss ans tt^r benondlern 
BeiiehafibiiMit der Tolksn^iithftchaftlieHei» VerbSttniäse :<int* ' 
•cbieden werden. W^iin in dem - Sttfftte der A'ekerbtfa vor- 
vrälieCf «o muss die direicte Steucfr Törliemchefi. Wenn je- 
doch ein Stau« vorsuglich Handel 'treibt »nd sehr viele K«- 
pitalhten umftiBset, go niassea diie indll'ekten Steuern -die 
erste Stelle gewinnen. Eben so wird eiii delnoraligirtes VoUc 
mehr indirekt, ein sittliches mehr direkt zu besteuern sein« 
Die alten, lind mittelalterlichen Völker hielten eine direkte 
Steuer der Freiheit gefährlich, und Hessen sie nur als Kriegs- 
* Steuer zu ; dagegen überliessc^ sie den Regenten , allerlei 
indirekte Steuern einzuführen. Hierin denken nun die Neuern , 
anders! Im Allgemeinen lässt sich aus der Natur der beiden 
Steuern der Schluss ziehen, dass, die direkten. Abgaben flen 
tirund bild'eii mü&sei), und die indirekten nur dazu dienen 
sollen»,, dasjenige Vermögen zu treffen^ .welches sich den 
ersteren entziehet, oder jene Summen aufzubringen, die di- 
rekt eingefordert zu lästig, scheinen. Sobald, indirekte Steuern 
zu den direktei^ hinzukommen, ist es hothwendig, zu unter- 
suchen, ob nicht ein bedeutender Theil derselben wieder' auf 
diejenigen fällt, die schon direkt « besteuert sind. Die £int- 
fuhrung indirekter Steuern muss daher, wie es, scheint, von 
der Ermässigung der direkten begleitet sein. 
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Für dte ansse^ordentliciMn Atisgaben kt eine stärkere 
Anstrengung der «Quelleh li5thijg.' Am beateri ^es^fanebf^tsie 
durdt Allleih n; denn Sehätze zn spiinmein gelang' wenigen 
lUgterungen, und wi)nn deren gesaiiiiMIt wurden^ >so-zev« 
floaseh'tsle «dbtjb bei d^r ersten Berührung» ' . . $ 

• % » \ ' • ' 

Aber die Staatsanleihen der frühem' Zeit wären fast 
durchaus versteckte, die Schulden, ^ie man mächte, l&ei- 
nabe ' dnrcngehends betrügerische; ' denn um ein ausser- 
oi^^odich^ii Einkoiaameii' aa. gewinnen ^ veicdchtechterie jnan, 
wIa die.AIjt^n oifer >idielFürst0h <diBS»]VtHt#hiker» (aamctotUek 
Fhiliffi: der .Schöne) 4ie Münzeili ad^'MideieCwie;m.iatto 
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MAaa in dns JmiiA^ DertUiltAvihfln hoffu»fll»lt4er<4bbIiiohr 
(^a :]^^o^elr Wldi: imli^dtr gitfe, iistatti des fialkief egi >l»a|ira8 
Qeld ^^ «mpfalige^; ^leln.iijjiO'iaQhleehten iMüa««ittt:wiitd«i 
4^ioht einge^^g^n^ die , Baofei^iifM liiicJilvx^iiiMibt. i J)a8iJ]«r 
glück» welches dttroh 3olch9. 8«h)6tiileiK.utt4fi[ffUle l^nttilattdM 
iftt^. battQ :die igliickHclw Folge, .4ei^ ^sSe Atgie^uo^aot üiii» 
gbich bessertet) uHjd aitfklMa*) • &!»' klunekkr iaufliaiitali^'Zait 
iasgegoiiiint. ^Q^ lUr ;Ui$beniattgniig I dass isiedhc&iM^!. andern 
Kredit baban .kennen i al« 4in0a «olohelivi 4ar!>iDbibSaiif iak 
Urlbeil über- ihren redllichen Willen und iiina Mittat atübtnii 
und sie benüisjUinden Ki^dU» deit ^h nmp9^hm\konxip$Bi 
nacb 4^t.und' Weiae iMtifbiifr .ftrif^idalia». ..Sdfort wnnieo 
offen« .t&eftwjliige AnMben^ dieü; QmU^Mi dar <iiasaaroi?danfc<» 
liehen .Einkünfte^: und die.StaaJiea (thiivintan^. rrr. gerMne Beggb 
iioh ^Jiulden«;' '•! / .''-•*.•.> „ ,.i mi . :•.;/.; y 

■., £li,.^at sich; niii^ii ieiigöen> m date^ Staatatehuldan da« 
beste Mittel, an die H^d gaben:^ <.ob«iifl Bihlnitfkuiig gaosae^ 
ImssetfordentUcbe Ansgnban; am ;dc[ekeki»<.i £nitenaii>wii4 nkb 
telat 4er StaaMK^boldaki ^dai^nKlnkniriiiMn ,marMittlsbebiIhdAi 
viriuen arbabcai) i idi» ) gNi^e iV^trUha lahiig ;- hahen^ jünd iJceiikd 
besser«: yeme))clulig< KrisaHt.^ i nZnitfeitebSi »iivifft Jidtna Reesite dhü« 
k)}nft;iiui^JVKtfe»4 dan. badtingtan iGegamaart&igeaoganjttinddai 
4lie Abtragung der Schuld auf eine Reihe von Jahren ver- 
th^ilee wird; I>rltteiifs kötamt i^tii't4b^h1ieiiXi\iki!hUd^^ der 
THeild^i* Schulden ganz zu Gut«; tvelchiei''dk^P!rbduktiöi) 
z\lstr^itteit, und von der kiih^Mgbn Generatidtf' i^i^' efstdtt^t 
wTrd. "So 'lange ah^ Geldpai/Tere* bestehen^ '8^äi(!st<% ^tf 
falstihe AAsiciit 'üi^r'slfeM(alsö' ättcH^'bb^^ S^aat^^iikdildei]^ lihL' 
v^Aoblfen^'atis/' \H^elchfe Wder!* ii'^<tett^'\t]tplatureä'4et 
sbi^dhäteri '.Länd^f e¥neir t^äfr^ünd^t^h mki)>laH''firfäei: ''S6höii 
iMelbti'^ai^'d^ S^er^ung,^ dassi di^^Kr^dlt(iH|»e/y'iJ^e^VtinJ;lil' 
tfafiin^r darstellten. Iiiseferne sie dep 'Dt^jt Hbi- K:kj)ieiitibU 
hJsteti m^ di^' Bervbrbringuhg' v^HnefiP^W. "»lääKW '^t^ yit- 
I^rdin^ heue RMchlhüai^P'i^bteU^iy^r^'äl/er^Ui^lrif Vy^wa^h^ke 
dteküfätlfge WfiOLuHg dei' 8»<^(iU4kiit ti<^r'Sa'(«i''yelf>s^, ^^^hi 
man das cirkplirende Papier — als NatEonalver inög e q an* 
siebt. InawjscHf^ ^abi dar ii;r^^ (Sqjmxi id^Q^iStiMMiUMAiil^en 
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Iflailiiiittenkiiit0lbaf^ J^rodiiktivklr&ft dersMtei} ^fibeMchfltlJfe 
und i/ich »hi|iilliet«j dM« der>gl4s8t«''l'teil^>ile^ StMtä^piitt^ 
In • fru«hliblMi 'Hapitall»ii( <k^r^lid«^lt* Wrdcn, v' Di«i «Ivigife li«ly- 
ii»rin''aner MMbdiiQiiiifid StifiMi^ idie £rfabrttl|^' hat j^Ai«h 
fiVet' dili -UeUridliamkng (dd^iStaatddakihw 4>«i^ Süiik ' 

gebro«li6a r ^ 4iiid die Ftflfen 'tf^b ViMr< K^rü^fti WgS^tbrlM 
SaKuIdiMiijfslftnm mh abiichi'^keflAeti'-Ziügdd in -das 'tiedablit^ 
xAak «infMobflebMi. *^) EH«« tSiatftMfihiAd«» • dvdckt«ii br#rei«8 
dfi^ nroddkiiion)^^ indem >>sle die ^Kajplifalt^ti'atHk dea '6b^rbi0* 
iti <did'^ ätaätek«My aogenv'tsf^ itiMUecen^' di^ Gütön^bttheiS- 
laiig^ itfdei»>«i« :d«a Zhissfoips a^ «lifkie kOnstlibhb Höhe stel^ 
gekeiy^ 'und die KIal(lie/>^er KapttaUsten lA die •Iläa^tlidte 
bmiftiltfiii'Ble veinfldiJiedti dre udffd<;htb6re* Vi^Mtinkng) IIh 
d«iNivBie('Miw»*seits 'aiim'itiügBigea^'Leberiv reist^hy MdreiwlM 
die Schwindelsspiele mit den öffentlichen Papl^irbfa «tM den 
anftkMidnviifcteb^n 8esdiflftigiing«n*'liirt|^ttJRigt($ti; ieadliohl ver^ 
trieben lim^ äae <ddi Sttibtshauahaitiiiig ^ )die S^tti-siaAkUt ,- in- 
dtom iie^/di»itta#^rondeadibheii: £ink<talft^ lu^ röicHHok' «od 
zibflbiditiihebotan, r«iidr«iä thftngt^n daliiSi)bii>^lt ÜediOaMö^ 
kies^'aikiideiii »fbirise^-HaaM : tib4r^P#n»e«{'uKd^< Völker ,<'i|ii<^ 
da& ^a» FembojferifinxdetiölKntliM^tif'olidM'gte^^^ 
soUivBnheti^^eiini»iiif!aii'c^ina)M OHeUleh ^l^fi(cbMi fagii 

» fefl^gSh"" M^i^^ iSe?'>n^>i vifts. w#v s^ i^bp:, v.nw, g^ff 
<!}fi, *!lJ?<fM#?f^<.W"?': if"ft..^o|^!,ifa4.qi^i|pMr.i9pfer*«we.'» 

»-fH»,!^* W<5f?f»n knifft,, ajeMs^ypndfif,,!^,«^ d^ V|ijU!^8wr4ft|iH 
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so SH. IwügWB.). .vdebm.iiiäj Gottheit« . tr'taigßteiiä : Vietib wMdi 
^'«d)tli«»l«» siilken. i Zur! fdräUgen 'VeH»altiiilg>!4M<«l^i(tM 



«dkuMta.iat<•ein^T4lfangsfond. erfiMifcrliiBhtidMl «iwi ^ 
»toi» diMhiirch iwriiibtAt , \ > idtes (MAdiI 0« . iNMtmlnt*S:^jftMiAlM(l 
Eülfao«iin£n inif'ilkbMAfüDjl) Abu ;S<;hfilil'f agteni .cki«!;iiiiAbli|imr. 

^btaId«H ■nwaDkwo,llUgtM.fiül8ribhwiFeii;4-:bii«tiM deqiiilTfti-' 
facWni YMrttuNl;'ida8Si«lritddi)dl dicfiaUnttUUgrAtHfPS««^ 4ffP 
^nU 'ibde'iibeiwlimiga..ABsbhweUnng! ivtobiadert!»i ■<dwl8^.ii<k 
den öffent]icJb«A:|(«ikdillfAHfireabt'i«lhiIt,i sMtedl daw.;eR;lw/IJw» 
der Zukunft erleichtert Es giebt jedocb gewisse Tilgungs- 
wunder, diernar Mlt^ dar ■ grOtistam Varatcfat bfe^irkt werden 
dürfen. Das lntenf^mfai|ii^. ,\fjodqfp^ j^VVfen zu Zinsen ge- 
schlagen w«rden, erhöht ein kleineres Kapital in vrenigen 
Sk^rm iiäeH Mans8|äb»'des'ZiMsK^sfer auf eiAe »s^nens- 
iiWdigti Wtise:' Wenn m^' ItfrMi'gend' bin^'^Hcihiäd' )6iA4y 
Farn in der äusbedinigeiiW'Ah Wi^ ni6ht ita«hl» ifls ''^X'^' tjdi.' 
lügt/sb erföTgt ^ie Tilgung hiü 3 t^oUti ^'6«^<tiM 4 Prb^ 
cärit'tn 56,' b^i"5 Proc^nt W 50 <jkhi'eti;<">EU/<Ml 5' PraeeiM! 
fruchtbar gemachter Pimd« vbrA>ppbÜt ' siVifa irif^'id 'iahr^( 
Vc;i>^bi^a€ht siiib ii^ 2g'J^hHeri,''kil''^tftlAbi>ii<A^^ilii'*S7"J^^d 
zu)iit«b<Jh82fehnr^«hen Biiirag. '•') <D« aTsd' W "illgntt^ffii?« 
ddVch (Ke z«^wächsabd^h'-2»ni4h fn g«omMIJiä«!f*tti' Vi^^ki 
tiis^ • siteig«;," W^fertd' die)' I*)f^rigi^p^i^d^en*AAi> fh'ii'ifeik 
aritbnietf(si:heA' VeAättifiä^'! steigen ,<';sö>'ieu«llKi^»y^^^^ 
«ei' AfKt)retn^i!ilEer kcliöit > ktf -lind > ' ^t' ' ' Wkh ttii^"%\i»lf ''^K 
kleinen Snmni j' bli^bii 'Ifr^'^ewis^en -tteifte'' vafi<>J^i^r di(i 
ähergrlSsste ^uitilbklu^äbleÜr''-^ill;h< anb^sdhig ' iiMäl(^en"'KMMr 
Möge sich abei"l{eiif4''<Rll^iM^n^ < difülihlh'^Weg«^ miHi', 

ftiakpinpnep .?«r,HT4l»Fng .;aR^j{.w.^8<{n mfivfimmi^pm^ 

Wrttjy; dem Ei.9ft^^,^ef^5^iei4ennr^fir,;^fiSlMF% |i?.^, «f. RHi^J 
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fji^f^^ diii> Til^iigi mtf ein - KonnrtAuvk mkimineii su lasBen. 
Lc^eht entWifidim'sich «den SiDttwankfingtlern die diensitiftren 
Mächte^ 4HmI lassen itsi^ aUeiii niil den' Sebopfeimem, < -die' das 
Btthaid^hiTafts* der Steatwchnlden'niöhtrmcibr'su fittleii rer- 
ntfOgeff^ Merinvürdigi isi*<e8, ^dasit die Tkeililabme der Naiiofi 
an der Besf^enmg zun Begrenrangt der StaAtüscbuldefei hichto 
beiir&gr. ' Einerseiis ist der -■ KirkdiV'in ^konstitutionellen Mo^ 
narcUen grösser tind < dabei' ibckenderf andrerseits schiebt 
das'(e^nde €lesebiecht g»iie die LäsiMr aaf das kommende^ 
andvoilrt^ daher lieher Adleiben -^wete Aüfgabenv« , • 

... '•' :' 'C Mrr..» ii' . !. ■ •; ' ,, * .i«-'. ', : *. • . ♦ • 
-:: n V i:. i Stsi^iiiIb derselben: ^ 
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^; f)ifi. ßesi^gufg der JppeftV» -Angelegenheiten durfb die 
^eJiS^ct^H ,l^^Q».jAuf ein^; z^i^ifacbe Wevi« eingppcbtel; ^nd 
bf^trieben ii^en^^ j ; Eplv^^ef , j vyird am? dem ^ttj^lpuqH^ 
au^ega^gfn^juod ?M»f,4M *? d,er Peripherie liegenden Punkte 
ip. gerader jtJi^ewhingev^jrkt 4 od^ der Umkreis wird -ip. ge- 
wisse F%)ief^ .^t^g/^jhellt, uiidaijs dep ]\IU<eIpuipkten die,ser 
f^lHch^niye^de^.ycurN^^i^i'Sfi'in^'^ zan^ C^^ dßs Ganzen 
«?ffftg^B? ;PptH^^e|v^^er/dfBfi die Bebprd^n nqr^nach dep Ge- 
«?bSftei» nft4ffs«?^M^n, \y^erall..glei/[flj: .g^staltet^ alle foiter 
^«If^Ijbcm (;i^f)tr^U)te]^pf;<lan g;eptellt,.;pder die. Behörden b^l^en 
^;;jrewWe4|ifii Th^ijen .dps.^^§^ yersphicdpe Ein- 

rJ^uK^g^ji^infi^i) v|fi;sphie^ep.,pefi;häfl^}[i:ei^ und unterstehe^ 
Xf^rsph^fjdff e^ ,., d^i .Ri-^vinaen. eig^frtliqfulichen , bpijhsten . Jp-e 
sjl;ai^en. ,p^^ erste System, h^is^)., das .Cefitral - oder JRc^al- 
«imt^m; 4a8>9PJre,.h«i!W5t ds^JP^pviiflial^j^tera. *) ,,,v 

'^DäV Centrkisystem niiütlit den' Wri^g ^iner Aiecharii- 
«chen VoIlVötniflenhi^tt Ih Ansprach. Wiein einer Ü^sehihe 
dU Theil in deA'anderti greift, J^der aber in deiti bestithnit^h 
Eteise isich' ä^gfeHindert' beWegt, ohne deh atiderti ku s^eh, 
ailA Thiäitis töh ' ein^in Puhkt^ atfs beherrscht ^^4t-deh können, 
so uKid nföhe ändert isoliert' die' Behörden ssiisainmehhäRgen, 
i^trken xtnA 'giöineinschafUtch jg^eleitet Sverd^n.' ^ Ek geKöH 



*) r. Malchus, Pbiftili' der inneren Verwaltung*. $.15. 
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oA^bat eiD« bodeutcMe Kussd 4atea, eid soldics W^vkuH 
binkielif,.' undi.es kann' dabcrfiupieineit Beweis, der polHkohmi 
Aüsbtiduog angestihen werdend Iniwiaohen bat.icuie scddiil 
kiinatf^iehe Verw^hang -g^^ «ich ^-. das« sie* Alles Lebien aA 
etn^ii\Ohi dräai^t) i.uiid /der Hauptstadt; ^des Staates jmllts 
Mailc aus den Provinaen zufubret. Diese' hoHot sehr üeiahit 
auf, das Hers des Landes zn seih , von wo das. Biat-nacb 
allen Richtungen sich in die Glieder verbreitet, und wird 
viebnehr eiitPoiyp, *iet allb Kräfte . absorbirt und veifdirbt. 
Feiüer duldet die Centralvevwaltung' wient^ oder gar Jkekic 
Rücksicht, auf die Indiyidualilttten der Länder und ihrelr Ein* 
wobter. :. 8iit^ «nd OeV^ohabeii«»,. Sprache und Reli^o« 
inflsseii auf di^Septe treten t^ damiti die Gleichforaiigkeit deb 
VeHnralüii^ 'FlahE gpcifeh tkonpte» Daher iirass in Staaten, 
wo verschiedne. Stäaime wohnen, v^oidie Tbeilo einer Ver* 
scbi^edna Vergangen he& besitaen, der höchste Widerwillah 
dagegen sich ankündigen; Ja die Centralisatioa aller: Be* 
hörden giebt daiM< Minister eine so grosse Hebelkraft, sdaas 
der Despotiaaius, dei? aus «kr Verfassung getrieben !<wuTdtf, 
in -der Verwaltung siißh leicht anseiaen kann»' Dessw«göti; 
waren, ea ' hiebt immer kühne Reformatoren, wito Frjedriob; 
Joseph ^oder Napoleon, sondern auch getneinbecrisohe^Nifi 
tiiren,. welche diojiem Verwaltungssjrsteme zustrebten». Aet 
Bidaqiotiaran«,. bietnerkt Afontes^ieu, kann i^berall kdne Ma»« 
ntgfliltlgkeit leiden^ sondern wünscl^t allenthalben nur dni 
Eine^'idaa' ihm. gefällt und beliebt, ansutreffen. *) ' . '» i!*- 
Das .-Pr^inmlsystem .hat im Gegensatse au.dein <RMw 
Systeme «in organiaelies Frincip^ in sich. , Es < schdnt iübor 
idies • die 'Sitten , die S^mderreehte, die . EUgenthiimlichk'ciitiBiff; 
Es ' brihgi aber sttweMen der Mahnigfattigkeit ^^ia EinUat^ 
der: Ve^i^ngenfaeit ^lie Gegenwart, der Gegenwart die;j^ 
kiinfb zum Opfer, den^:'die Theile des Staates, werdep id 
ihrer scbrofSen * Freiaddrtigkeit erhalten, die Verstac^e iddi 
Ahnäboitäng' und- Aasgleiehong gasa unterlassen, Ferüer 
mos*' <ler geringe NAchdiiick, der der Regierung infieaujl 
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*) Das Centralsystem Frankreichs hat ii| neuester Zeit die heutigste , 

Bekämpfung gefunden^ nafnentllch durch S. Ijllmt|n-ji S<;hale. 
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aaf'ldie pmürinelken BekSrdiH»' «ustelMli^ .giio«seo V^rib^s^ 
Mrfangvii^ die -ans denk Gembtspunkte der aHgeinbinen Wohl« 
tahh aatgeheoi^ 'Meri anfibenteigtiche HimlMraweKlib 4di 
Weg' iegeiK EndHob fällt ia iKe Auge») idasa dibiPveviii^ 
nÜbrewwBkaAg : einbn gfjöaäejrea i Aufwand fiacb ■ «idi • ziebet» 
ikri flucht in alled FäUea darob die b wsere, nliebrfficbere V«r^ 
fkrendua^'aafgewegen'Wird. • •'% ^ :> •• 

lia< AUgemeiaea würdiBr^istob! scburer. falBdieiden.läaeeil^ 
welcbei Systein die innere -Vevwalttuijf befolgen solle« AMein 
eobild > auf ' die besonUern' Vefbfiltniktse' ' Rfioksicfat gäbonfaieii 
mtijlM te Jeiobty efii b^tiiiinlltebUrthetl'sabaagdyen. Wenn 
deir Sta^ keinen bddeateaäen Umfang tbat^.^ehndieSpvaebe, 
die bufgeriicben Yerb&lttiisse^. d^r fotihei^ ^uktaiul. dieselben 
■ind, 80 wird denic» Realsyiteme ;>def j^Gurang' gebubaen.« Es 
kaUn^ailtef; diesen Vomi|6setBungea atte seine Vei^heile eat-* 
üalien 4 ' :obB«> dass irgeridwäs die la^lgliohiul'Naebfcbeile her« 
Terbif^ft a^Osstei Dagegeo- ntoBS :das> Broviaiiiabyflpteni ' züä 
Aiiwendoo^ koniinen^ wefiit iefsdiiedne, gleichitslaflEf^ l^lksU. 
9iämim%'iia Lande. wcijHieii, wekbb iliiifci einander/ (wenig loder 
niohls gieenMn hab®»' wollen ,• öden iurenn • (die R^erang; . neue 
PMvindeBt aequiDurt^ .die ihre früheren. fiini'ieliUingebiibeiqabe«« 
helten.^tT^a&gien^ endiieh, Wenn der.: Steid^ eiflfeD; gair au 
gvosiieni Uihttng gewqndeprbat« :WdAn;dnrf Sitz ^ den fadd^dit 
B^barden cdeii ttnrgitn j^arnzn .entlbgea istyiib »ehoft' -difläe 
sieb den obe'rn fiehöi)dm;o^deilbdhi^re> AUfip€Jit':äbesaiU^er€et 
utail'iniisson Zeit und^Oeld*. in sDachoen Aiasae .4aiiin'.<e^tzen, 
wehin isieiübr Recbti ia der ;lelätto .^Inlstänz . SMchen ^wellem 
Solke,iäsft(Bg rideä Büfgc^a selbst keine:' ßseirikäohtiguHg 
yviderfähreBi) ise iniisäte < doth der Grabg/der {Geschäfte iver« 
lungert und ; Tergrossert werden-.- 'Die '. xxmnikohß '. • tVpg^iening 
kämpft, mit doppelten Hindernisato^ iseit ^das^Contnim .det 
Behörden, staftt in d^ Matte des^ileiobbs^ ih; ein/^t .£bke deä^ 
selben sieb l>efindet, und, sie. eritsehlessr sibbi. b^sNstS'^ineinre 
Seetidn tier Gentralstelle in diaralteilUaiiptsbadb'jabsitsetzen. 
Allein bei jedem Schritte, den sie in der Administration vor- 
,wärts thut. miiss sie erkennen, dass sie nur bei dem. Pro- 
vinzialaystemei' Sieben hUabtankann» . <, . 
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ipneren ^^^maph, Jta^^.^ip dpo Staat. aU ^ijijk^Indiyiduel^^ ^e* 
j{r«ff(pn I, N ynd d^tj^f , f ii})^ voj)i?taipd]\j;p JfldjYJdu^H^ini»^ in der 
P.^^qn. d^ . I^pgept^n, nicfit nur y^trag^A^/sopdern .b,ediQj|.eQ| 
z.weit^iMl>.;.4ps^,[,sie eiqö ßeweg|Sc|i)fei.(j|^ap, sicj^^ habei^^ djf^ 

]ijcbkeit der.äfl^sefen Angeüg^qheit.^n ^gpht .]^fti;yj)!;,^ ^las^ ihr^' 
st^llelj, - u^ifid. d^s« die Veryyalt^ng* d.^rfteibten^ «iqh^ni^r ^ßclf. j^ßu, 
s^V/9bJ Jtp K^g.pilp iiji . Frie,4?if ?^u |G!fp.n4e J^ie^?n. . | 
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Systeme der iliissern PolitlV« . 

Die Qesehickte; biskuRdet^ ^ei Hauptalf st^lnei,d«F' äiüsei»ii 
Verwaliung. Dwi' Eine- beruht eiuF 'ded \Ajnsiobtv dasa: die 
Baröhrang ■ idit den^ ^ wmgiuainien ' «Sltaat^n« niahli ' imiiiBi: < did 
SttiWini»' der Sltaats^weekei'dMik die tSliiBtilintiii'esse fordevt^ 
sondi^^iividilicdii Vm, deF -R^g^rg^äbnlel , iiwetl >aaf . 4er ei|iei| 
Seite fremde Sitten> und Wünsche die einb^misohe«:. v6rw 
derben, oder fremde Künste and Gesjchicklichkeiten die-in- 
ländischep peeinträGhtiffen, aut der andern Seite die freund-» 
schaftlichsten Beziehunfippn zwischen, .den Staaten in feind 
sehffe sich verwandeln, oder wenigste;is den <Keim de 
Zwistigkeiten in sich schliessen. Dieses System erkennt als den 
, obersten Grundsatz , dass der Staat seinen Nachbarn durch- 
aus' keinen ' Aolaikp ' i mc ' Etfcraiioht* | iödbr : Giehastagkeit ^eben 
9oll«e; Es -äitsseviiä sidh .eheden^iw toeiniri&ffigen^Isbliviin^ 
g^ffjpmv^fkrüg kiliidiigk ^s 'sficbfnüri 'imieifa^f • gewisaeik KFeulril^ 
Htfit iein.' 'Kein ftvreifel'^ «dässi diesta :; System' ii|iliep>^eWisseii' 
Umstanden das Mhtijge iisU<".Die lütest^ Be^ubliklittEfirDpa^ 
(Sli: iKfai*ii»oy 'hat »iok/dur dadurch' an ibreFiS^lbstgtändigkeBt 
dDbaUen',^ düss Ul^re« l^bwuiiner attflihrdm.kBer^e. «ö'gans^fiii 
siekt*h^bea« ' Un|l 'wieJAtteik Möse8\«inJA' Lykorg ühi^ei^^icUker 
Nieder tigefiitfaümliekeiniiVeTiiassaD^ 4561 l«ng« .bewäbMnXköM^ 
aiefi^.'WenhfSie fSr^dÜB- änsscfeh 'Angelhgenheiteai eiH^iandfi^i 
\^erfahreh vorgecvelcUneti failtcnf Aber nur ^ifQ^tiBegJmte^^idei' 



menschhoMitbeo EotwmbhiDg, oitr nur tod tBnkleinen 
•Staaten konnte dieges System ergriffen werden. Unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen wird es der grossen Sache der 
Kultur und des Rechts hinderlich , ohne das Staatsinteresse 
in irgend jeiner andern Beziehung %n erhohen, la bei der 
Hinneigung zur Neutralität ; mindert sich nach ' oft wieder- 
holten Erfahrungen die Kraft des Staates ^ die s^in^ Selbst- 
ständigkeit garantirty indem einerseits die' Rüstigkeit des 
Volkes verwittert, andrerseits die Disposition über fremde 
HöTfsmittel verloren geht. Die helvetische - ¥!rdgenossen- 
schaft liefert ein lebendiges Beispie], dass selbst ein tagend- 
haftes und idiegberuhmtes Volk, von himmelhohen Bergen 
geschützt, nicht neutral werden darf, ohne in Kurzem die 
Ermattung in allen Gliedern zu empfinden. Deutlich hat es 
die Geschichte ausgesprochen, dass auf einer gewissen Stufe 
dei« Entwicklung Ab» andre System, diis der Konfbdetition, 
eiiitreteo muss, nach welchem' der Staat aus feteiner Einsaanf- 
keit heranstritt, unter d^n ^Niaehbarn nmher sieht, und .iiadi 
ihrem Charakter, nach ^ibren Intereäsen , nach, seinem Vor« 
theile Bündnisse zu.Tints und'Scbuta, zu Handel wiA Wan- 
del vabschliestet. t; . • 

Das System der Konföderation ist aber ein dreifaches, 
indem das Interesse bald in einer gewissen Uebermac^t, 
bald in einer äussern Abrnndubg und Gleichihachung, bald 
in einem blossen Gleichgewicht, cliier höheren Gleichheit^ 
bestehet. . ' 

Pas System; der Präpoiidti^anz kündiget .sich rimi robeB 
Zuatadde in wÜden Ecoberungen an, die Länder, zu Ländern^ 
Mensche» zu / Menschen., kitten, t* Aber ^det Herrsoheärpurßiii^ 
von Völkerlappen zusammengeftickt, hältmilr auf der Scfatil« 
tei: des. gigantischen Kriegers,, und sinkt 'ihit ihm in.Sfüeken 
nnd Staub. Wie > das;. Reich des Cyjius. utiseiniander.^ ^ü, 
biarst auch das Reich:. Alexanders* Je. mehr ein Staatlich 
erweitere, desto scftwieriger ist die Regierung, t desto igtöaser 
die Zahl derannese» Feinde^ Ein Strmn, der tfeur zu bsMtes 
Bette hat, ist .auch ohneTiefe, und ohne Kraft, f bedeutend« . 
Lasten, zu .tragen. Zu'^diesein inaiern.illebei. tritt das. äuasre 



tor 

Aes Neiiteg. und der Feindsohttft alkr A^ftchbarm Em bni» 
lisirter: Staat hält daher bei Zeiten mit den £rabeningett 
imiey und veigrdsieft sich «torch Bündniftse. So thaten die 
kliigeD Homer* Sie ' machten' is dem CUaniiHinkte ' ihrer 
Hetirschaft die Nachlam • nicht au ihren Unterthaneii*. eon- 
dern zu ihren Bundesgenoaaen , und waren darum ihree Prä» 
pondei*ails,iii^t. wenigßr gewiss^Ja noch, gewisier«. Die kJei- 
neii Staaten behielten doch den Söhatlieii der Unabliäagig-» 
keit,' und priesfen die Weltkerrgcherin ala ihre grossmüthige 
Freuhdih. • Bei dem Verfalle der Bepoblik erwachte wieder 
die w<äfi8che > £xoberungsIust Das . Reich Terachlang fast 
alle Ulnder and Völker, % allein je grösser ea aach Aussen 
warde^ desto kleiner ward^ es tin Innern, «nd: yvorda zulettt 
^ie ein Leichaani toA wildem RaubgeflBgel zerhackt. Aber 
auch das: föderalistische. 0ebergewicht ist kein Ziel, das «alle 
Staaten anstreben gönnen , und: nodi Weniger ein soSchas, 
welches sie anstreben sollen. '. Denn sobtild die Bundesge« 
nossen merken, > der 'präpoaderirende Staat habe es auf die 
Präpenderanz abgesehen, fangen sie an sa erkalten und den 
Einfjiüsterangeo der Feindo Gehör zu / geben. Noch.jedef 
Staat, der ein Ueberge wicht erlangle^ wurde im enisebeiden« 
den Augenblicke von den Bundesgenossen verlassen, und 
den Feinden in die Hände geliefert. < ' 

Weit vonügiicher, und Toa gnoeärer Staatsklugheit dik«» 
ttf t ist das Sysl«m der materiellen Gleichmachung oder Ab-» 
rundung. Es. ist doch die physische Uebermacht, die hiebet 
entfern! werden «^ soiL Jeder Staat wiU nur die Mittel ge« 
winnen, ohne. Furcht jedem andern. gegenfibertreten au könnea^ 
and alle leitet <^r Gedanke, ^dass ein Siaat* vor Alleia atand^ 
haft (Habitü) sein müsse/ wenn er. eilten natürlichen A«* 
Spruch lEuif historische ExiJstena- haben wilL Die Hadpttea«> 
denz besteht daher darin^ durchs Ländererwerb und PrOvin^ 
sentausch natürliche Grenzen zu'> gewinnen, und dasGanne 
äusserlich gut zu koncentriren. Doch werden .die GrosK«' 
mächte skh gegenseitig bewaohisn. Keine darf ein Bünd^ 
nias eingeheilt das sie vecgrös^ert, ohne dass die andce einen 
ähnlichen Vortheil erlangt^ keine darf einen Zuwachs an 
Leuten oder Boden erwerben , • ohne den näebstbetheiligteh 
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MllchtMi: einen mnül . Jbr Bekam MSukieteo*!. Dakia/sMI 
ichpn'.dee bedeutenden iMäofel des . Sjrit^niB ^auggesprochmi 
Die^kleinenr Staaten ianflen Gefabri wi»'8eii«deniunze'Aie 
Aoagleidkmg verwendet a» wendiBByrobne daail fnr'den.aHf* 
§feniei|)ett; Reobtitand eW: wahrer V4>rtbait 'hervorgehen tonnte« 
Di^l gteesen« Staaten hingegen. adien.8ieb:ia :deni Afagmad 
ewiger ^onlelliing^n) Ueb^reiiikniifte). Drohimgen» :Iiieberli»« 
tongeb, .Täosohungedi, Zwiste und Kriege verwickelt. Die» 
aea; Syslmn^. auf enii missinerstandnes Gleiebgew^bt* geeckt 
teifgfhig aaar deni^ vtelf ettieillen Italiei hervorylwo die klei«^ 
neh FreUtfcialgp aai Wassmimer Kriege fnfaften^! «nd > wurde 
sn^eiaetii • europäisefaea Sjstemie' erheben, als ' Eradki'eiiihy 
Apahieir^ Deotschlapd ttn4 der Papst in Italies aek-vergrea^ 
aert/ woIltenL Wciehes naaienleafai Elend .wntfde/juheff di« 
Staaten g^bbachtj die^ einer besaem Zukunft entglegen gingen! 
{Jmi'Aie bdchate iSahlaj^ertigkait. sb' eneioben) wurde die 
Gw^alt des Herrabbeta nach allen^tSeiten von allem Scbfanken 
befreit) und die Verfa'lssuag!^ . »das fiw Lisb^n; d^r einaeloeii 
Tbeile,* wie Unkraut ausgerottet und YdcBiobiBt.. Inxlwisqhett 
bat jlieikes System- iveiitgsteris, <iaft Vetdrenst^ dasa »es dein 
Syateme^^des ächten Gleicbgei^tehta die Etilatehtmg > g|ab. 

Pas* Glbicbgewiebt' der/ 'Staaten besteht in'eihein nolcbeia 
Verbähnisse derselben, veFmüge d«8sen sie: sioh>> iilsl «in 
äänses« erkbnneny> uad^-ibKf ünafadiSiigigkefit davon abb&ngig 
fSUlen,'ida99 kei«.£iaatiaus dieser Familie. durch irgtad.eiaue 
gewädtigä Fflulkäti:iiinWe^gieHsfie|i^i bäin. Slieia.- v-oii df(ni!.BeT 
bände >ab^eb«öcbMi ^erdi;:' ißie Staatih -zerfiiUen m «iwei 
f^lasaea, •in solche, die^Mnnu gegen. Mi^niiltnitljedäin. andern 
Staate ca'^af nehmen, uiid in ^solche , die. in Amt Intardaaa 
der ersMiAllkhtey das*' keine Vergiössemag /jMtaaat), .die 
Gewehr! lihrei Silbstständi^keil .findbn.:: Sobald! Irgend ein 
Staat 'die Miede der flräpdfidemika fuihimmtAnd durch Bund* 
fliaBe:sich' iti: einei4iobendei Stellung setat,' >fie. müssen; lalle 
übrigen Staate ..«ick* erheben, und idab Uebergewicttt «er^ 
dtörisa. :Man bat daher,.: wie Ancillpn ^), d^s/Systeid des 
^jleicbgewichtii vk das lin Gegenkjcäfte umgetapft, und. viei^ 

^^t i i.iit u ».i . V illi.. **•'•.,' I •• I • ... , • M*« f ■' ;;;,••'<■'' 
ii'>i):>Ü^M* den i tiefst <fijr SfNuuateverfaMungreni ms. Ut 8i ^U. 
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dä'äng ja tafiht AMäM geben, däg ei^h;Agl»Wic»i mit 4e^ 
6ltfen'j^üit!{ ffi^ eiiieXWm^i^'^ü UHedr'*b«i^eI6^ \ui O^ 
Id^e, 'der nicTr die WlrkTIchkeit tiaf ftnhäh^n ksiftn • ist'nr^ 
dariim efUras tiiiitfiitj^geiä? W^il das ' A^üifiliHiiiäf; t^ovön 
K^^^eV üM^^äin^» ,mih6n iiA 17l'eii'<Jtihiftähderticr^i«rw 
tr^ti, '^^feh kleinem Möin^ht^; vMtkoihnii^n' U^eöllteV'^ii^n 
die Wbägfe'däi- Politik, Von WelcH^i' de^ h^f^b^ vbn R6b^ 
sdhöti itti Jalird i&45 handdte, tV keinem 'Aftrgt^hblicke zu 
kdhwilMk^h atifhßrte^ soll iJarum das GleiV^hg^^cht ein UnI 
tüä^ih^ll^s Uih? — lii nicht i^cii'oflr tfäifurch ''Gh)^secr gcJ^ 
leiittet, d^ss' diis 'Uyb'^rgewicht sich nicht atlkiihdtgett kütin; 
bhtlie ^ü^dloi^n za werdeU? ^ Di6 €llei<iH^WlMitStd^ Ml 
Mit deih 'fi^bstpiibli8(5heil FWedent iti dlie HShb^ 'drtd dfdlrfk 
"It^Ih^lih in/yon>fihgI&hd z^ir allgfeiheih^n'Geltong gekdtfi^ 
meh; n/td httfsicH also bewähVf, dass voh 1648 bis 177;^ 
k^Hi Staiä äüä der ^tifo{^iscberi Fahiilie hiAM^g^^^ 
bi^ df st« VHH^f^dhg Erfuhr 1^1^ 1h der TliöirtiVi^Y^ PÜMhi 
bhd nicht eh^'^äVe^; Wlfe Bnrkl^^d |)rö]^hetl»cb^r Christ Voi^ 
«^mH, '^IM' Slllbstitätidigkelt dW' Staaten, bis mib-lib^ifiL 
hetier Heitsiha^t gdangee. Dks GieichffeWtcfatS^ykt^'ittiiSli 
aU' tfan^ 'k^febtige db'ei-kähilt Werdeh. ' Kiniükl etits{>r(bbt eft 
gll^<# ^Mh¥ 'd4hi' R^dht und dem Stbktsinteresse. Jed^r Staat 
fthl^Ueh trieb ibMh'itti '^^rgfftsSerh, äbei- ebeVi* dartiitf," wMl 
Jedrif'iSdlat ^O^'ttm ^mpätidet, kann ein ^gfii^tlg^r Zu« 
Si^M'hüi' dildbroh etrrtreten, däss Jeder di^keh 'TriüB iöWc^ 
bi^s^UMhk^,- äh ihn jeder änd^e beschi^nkeh^dtil; $6 Wi^t^ 
^iti S^ikt''<eih= üebergewicht ^Üh äninasseh fi^oA, WWäiif^ 
'im'ia'''^n äh^et. Dfe^e'^letch^ Bbsch^ä^ikhUg m Wffl- 
bflbi'NiiuV'd^iir QruM^, däsk eine eoextsteri^ ^n^^iBB y^F, 
iiitf<tfii'nfI6Vi> feb^b das; iledHi^^rid d^s s|)^cieild'l)iteteibi^e Mlei* 
tSltMetiV'Zufik Whflerfa stiUiVdt das €lk|6l]g«WicI^iü^teni' nfii 
Aetf^-liöMbi^n Afafgab« de^' Minachheit am besten '/usÄmmöii'. 
D^ i:Vä\MdMg^ist toll sf <^ iiA Staate \ti schäti^Ver >6Vhr ent- 
Mr!«k«ivK,' i^ltr kann er ^s hbbr' ärtd^rS als brit f^iiter Selbst- 
StMdigi^it' der StÄateti, und b^i lebhafMhl^VJ^rklBhre '«ii' 
rm:^t^ximt ^üAMÜ^f ^ 'B^ide^ gidbf d^s tSfy^ib'tfi;^ r6n 



wc^ellflni- dicr Red» ImL Wenn die Menschheil kein leeree 
Wort iel/ wenn es eine dlgemeine Kuhnr, eine univeiselle 
Darstellung 4e^ Ceiatigen auf der Erde giebt^ ninss da nicht 
das Sjstem der Gegenkräfte für die Grnndbedingang gehalten 
werden 1 Endlich schliesset das Gleichgewicbtssystem xwar 
den Krieg y den Streit , die Reibung in sich, aber, eben so 
sehr und noch mehr den Frieden, die Veraohnong, die Ei- 
nigung* Wer inöchte verkennen, dass das, (ileichgewichta- 
System an seiner höchsten Blüthe ein gewissennassen über- 
irdisches Mitt^eramt geradezu fordert, welches die Zweifel 
lösen, die Zwiste schlichten soll, unparteiisch, heilig und 
weise? Im Mittelalter gab es ein politisches Mittleraml^ abOf 
keine freie Bewegung der Staaten. Daher war das Papst>- 
Ihum so dröckend und petrificirend. , In def nenern Zeit 
warfen die Staaten das schiedsrichterliche Tribunal über den 
Haufen, und gewannen die freie Bewegung. Aber ohne h^ 
hen^ Mittelpunkt suchen sie und finden nicht die Ruhe. 
Das Gleichgewichtssystem isi darum noch lange nicht vol- 
lendet, sondern sieht einer beständigen Verbesserung entgegen! 
Je weniger seine gegenwärtige Gestalt vollendet x ist» desto 
ungerechter sind die Vorwürfe, die man gegen, d{^»elbe rück- 
sichtlich der vorübergehenden < Mängel erhoben hat- Man 
sagt, dass es viele Kriege veranlasste und allgemein niaphte ; 
das« es diese dann immer dqrch einen Frieden endigte, :der 
die Sachen auf den alten Fuss zurückführte;^ dasa. e& ein 
pedantisches Ceremonlell, den gross^ AufwfiQ^» ^^^ stehei|^ 
den Heere in Europa einschwärzte; endlich, dass. ^^ g^idi? 
Woi4 seinen Zweck immer verfehlte. Allein die Kr^ge ojit- 
Staaden nicht durch die GIejichgewichtsidee, sondern mir trotz 
ihr^;d^n9 Inihe^r fielen sie noch häiifiger vor^. All^r,dii|gs 
iyurdei|,|sie je(;st zu .allgemeinen jerhoben, al^er di|fiir;.gela||g 
es weder ein^m .übermüthigen Li^dwig,, nofh ^iftWcdirgei- 
zigen Joseph die Selbstsändigf^eit dep* Völker jinsutfiste/iH 
wie dem korsischen Riesen gestattet war., .^nd Hegt .pi^t 
der g;r^ssle Beweis für .die Wir|csainkeit der Gleichgewichts^^ 
idee eben darin, dass ,die furchtbarsten Kriege sich auaftojl^t^^ 
ohne den Zustand der Staaten zu verändern IJVficisbrßlifJ'e 
sind leider wie bei. allen Diogen so'aac;h bei diesefffi.Sjstnnif 



der ' Politik ('Mngeftohli€heii>^ ^ aber ^h» mta ibtiwefeD abwri- 
ihe^ltv AiusaiiiiiA erat* tifitertüchen, bb laie' diis Weses be^ 
tf«i9feii? oder nur dteCdrm bernbnn, Alles, was «d^m Gleich» 
gewicfitssysleffn ^ur Last gelegt wird, gehtefieabar aar di^ 
bkfierige Krsobeinttng* desselben an» *^) 

Pa das System 'der Siussern' Verwaltung auf den indi- 
viduellen Absichien des Begenten beruhet, so kbnnte es den 
Aiischein haben, als sei dasselbe von' geringem Einflasr aiif 
die (Grundsätze, welche die beiden Zweige der äusseren Atf- 
gelegenheiten , die feindlichen und friedlichen, dtirchdrin^gf^n 
müssen. Das ist aber unrichtig, wie sich bei dem ersti^n 
Anblick zßigt. 
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Jeder Slaat hat aweierlei Miltel.i^ die er im fieiodlipheii 
Stfeit^ ii|]t underti Staaten gehend.- mp^hen k^n« Pie er- 
BtereQ besl^h^n in stspigeolMiiAten natvrli/^bea Qreiuien,, in hohen 
Bergen^ breiten Fj^iü^sen und Meeren, Steppen un4.;|yäldfurir^ 
die > den Zhlgang einem Feinde .ers^hwc^ei)^* Die. letzMifr/e;! 
bestehen id'.d^'Kk^tein, die der,j»pns!Qhlie)veA (i^t^odfr 
Leib, eot^icjieit^ Beide st^hel| i|a umgiikehrt#n. Verhäljtnis^ey 
Je mebf di^ Nalur fiir die yeftbeidij;u^g gethan, decfto ifv^ 
ftig^f braiieben - die > Mejbsohe^/ da^iu aufgeboten ;^|i^ weiiif p? 
Sowßhr' jedoch ;d^r ,^ti(9t die Bedutigung alle».^bernJ|4/i»bena 
j^t, sowahff muis jeder' von den {landen der:Bürger getragen^ 
von ibMn vertheidiiget .werdep^ Diiy natür^ghen, VerUieidf* 
gungsmilüel/köB^en^auf Null herabsinken» nie dürfen, es iibi^p 
die «^iSilkskiräfte» (Ss Jsl sdilecht^rdlfgitnotb wendig 9 4ß^^ 
das Volk. Bfistigkeil . besitze 4 ifsonslf verlier^ d^r.^^taat .die' 
Siiejlle^,: dieser in der ^aatenfaniilieheinpiiiifirt. )iqdr;K^rri]ckf|f 
das. CrieicbgeWicbfc. ;Pje«e . BAiMs^eit wird aber. , i^ ; lYo^kf^ 
mO( dadurch eigen,, da^s dieiüebopg. in . den gebrauchl^jpb|ej9 
WalSn». . in die Erztehong verflAcl^ten wird. Der Grjeqh^ 
b8dete> sieh im Qyrana^io i^gleich a^u^n Kf|eg^^ wie^ i|ijO 
jene Zeit, brauchte; der OenucblB Mji^te;sicb in. 4^ ^^^kfff^ 
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OBd'iin Lüoimipiel^ mM dak. zu;i4te ^^flbiitlitbtkii.V^giiii- 
gdfkg9B\ /tfu. im Geüßbäfteii! alltf ifitändfi* gahortOk. ..$eUtll4ft^r 
dtiB Fdatf^ewehr ailfj^ekomm^^ bat inifei die iMenadieiii ühw 
ICenntaias aehias GjBbräncbeä . dafviraobileBr Jaaaaa« Wafr • ep' 
darum, weil eine ängftlici|e Pollaei UnAUe «rfid .TodC4«bl&j[^ 
bf^9|j9>rgtel Oder war es darum , weil.inan die Maschine der 
,Vertbeidiguqg über den Men^cben petzte?, Öder.endli^- dar* 
q^y^^ifU ff ie. späteren. Regierungen den Völkern misstrauten 
und sie. lejatwaft'nen woUlen?. Es ,scheipt , dass alle drei Ür- 
m^^e^. Ei;|samiqenwirktenK i^m. den ^o nötbigen Theil der 
bürgerlichen Erziehung ^uszQijf erzen. .|, ^ .\ 
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Soll aber auch das ganze Volk rOstig «gemacht werden, 
so mnss doch ein H^^r.zu Schulz^ und Tr^tz ins Leben ge- 
rufen werden. Eine blosse Landmiliz, eine blosse Landwehr 
IM^t ttkÜt aiu.; Crstenii #ird dl« Vetthetdigniif'gskimM: bei 
diesi^l** t:inflcfhttng; l4el tn^^pät , avf ^ine vid ' zd lästige Weld^ 
Hihi mVi eihem 1 7et i^ <gf «fs^en Attfwattd' y^^n' '- JMt iski Geld 
dM V^(k^ bergebT^i^t. > £111^ Mtltz tangt^rtut« ffi^ -gewlasfe 
KKts^^j' wo Jedei* fOi^llof urtd Re^rd tttlter Wü WaffM eAU 
Dk'kötnfMt «li"^hig»l< taiif 2o<!fht und Kailiinj^v'ahi Mf Math 
ütod''Aüüdamr''iftU.t W^l< hät'dbtf'Volk^ ri^l Pr^uinkW in» Jkhr« 
1813 zü Toltkommnett' Hriegem%emaeh«?>Di^ Begeidwiiang 
dllMfei. ' Ohne sfei 'WüMe'Aiil vöHendeniite Ex«Mltltti«' tkiim 
^IMti^m^iiiXieri:^ d«e Miltis fiti- Üetl iiuftMlrdlM 

FdHl^'üad »iir fök- diäsew tki^gt'j <Wi<B 'tibg >Mttil erMHig^n^ 
dksi'^ie 4ich kfiiififte; Fertigkelbm und £«aht:aii$se>a«4tgii«a 
sött, diid'Sie am En(^e nicht etriMal brartM^hi; 'Wtfit »le dle^ 
iiaifen4tiMi etUas H^h^^bs i «rüefzt? -^^SobaM' die 'WAffeiit^ 
Übung' aufbot, dn St^^el, ein V^r|^!i^eiy ^b scihii s^Afeild sie 
hiil i^HMen'Opfl^ttt vi^^buhden ist, f^^diCetsfedäsiHöberey'M^ad 
d^^'MilU'^bfeH die grbss^B^de^brig H^rleillC^ ZW€(iteiiii> viT^ 
sefi^t diese Art der Volkärüsflfang die 'Natiidtt in! «ineti- Zcn 
stattdl*' der mit der gfegenfwlilttigeti Kilteor im WiileriqpiMK^ 
MM]t:'''7 Ein iä|i[iertdlk ist ^^lllisi kri^gtiKeb, ab«r nuri iWlir 
kdti^ktWj Weil der Wald Mtif^ht V^ele nftkkt. EbcM bo^fDl 
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ein Nonüadenvolk ganz kriegris<ib und noch dazu sehr itark, 
Nomaden waren e^, Mretebe die meisten Reiche der Welt in 
den Staub trateli. Fast darf man es jdem blossen Zufalle 
zuschreiben ,« dass nichts von Europa, aosser Russland, den 
Mongolen gehorchte/ Ein Volk, welches nur Ackerbau treibt, 
wird . ebenfalls sich zum militairischen Leben hinneigen» 
Der Boden steht fest, Weiber können ihi^ im Nothfalle 
bewirthschaften, viele Monate lang bedarf er keiner pflegen- 
den Hände. Da bietet der Krieg den Männern eine will- 
kommne Bescbäftigong. Sobald jedoch die Gewerbe er- 
blühen, der Handel sich verbreitet, Fabriken grosse Kapi- 
talien und viele Hände beschäftigen, da 'ist es vorbei mit 
der Bewaffnung des ganzen Volkes. "Alle Schritte, welche 
die Regierung zu diesem Behufe vornimmt, schlagen übel 
aus. Entweder wird die Volkswirthschaft nach Kräften ge- 
schont, und dann giebt es nur mittelmässige Krieger, oder 
es gelingt kriegerischen Geist einzuflössen^ und dann geht 
die Volkswirthschaft zurück. Die Geschichte wird es einte 
Tages lehren, dass das Volk nur gestählt und geübt, keines- 
wegs soldatisirt werden darf. Für den Kriegsdienst muss 
^Iso ein besonderer und besoldi^ter Stand gebildet werden! 
Theilung der Arbeit ist die Losung aller Civilisation. Die 
kunstreiche Vertheidigung kann nicht durchaus neben andern 
Künsten, Wissenschaften und Beschäftigungen angeeignet 
Werden. Wenn man mit allen Zeichen der Verwunderung 
die Frage aufwirft, woher die besoldeten Heere gekommen ( 
ob die Fürsten fie Kadmnazähne aufgefunden, und die ei- 
sernen Männer aus dem Erdboden gezogen haben I so muss man 
mit triumphirender Miene zurAntwort geben, dass die Kultur 
die besoldeten Heere nothwendig machte. Nicht erst in Europa- 
sind sie aufgekommen, sondern sie bildeten sich bereits in 
dem indischen Urreiche, sie treten uns in Aegypten entgegen, 
und sie fänden sich selbst in Griechenland ein, sobald die 
Beschäftigungen sich daselbst theilten und vervielfältigten. 
Fast könnte man scherzweise sagen, dass Piaton in seiner 
Wächterschaar voll Ehre,' Müsse, ohne Eigenthum, mit ge- 
meinschaftlichen Weibern, die bestehenden Heere, wie sie 
sind, geahnt und vorhergesehen habe. — Man findet sie dem 
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Triaden und der Kultur kinderlieb *)j and doch ist es richtig, 
datt ohne sie ein Volk, welc|ies von Barbaren umgeben 
ist, sich auf^keine 'Weise schätzen kann, ohnf den Anbau 
Aea Bodens, den Betrieb der Gei^erbe zu vernaciilässigen, 
und dass militairjsche Völker kriegsgieriger sind als Völker 
mit stehenden Heeren ! Man hält sie für gefährlich, zum Kriege 
reizend, freiheit^widrtg, und doch kamen alie Aussch^veifnngen, 
Mie von ihnen herrührten , nur vop ihrer schlechten Bildung 
und verkehrten Stellung her. A. Smith bemerkt sehr fein, 
dass sie, das Gewicht des BegenteYi erhöhend, die Freiheit 
insofern^ begünstigen , als sie Unordnungen und geföhriiehe 
Besorgnisse niederhalten. Man wirft. ihnen die Kostspielig- 
keit vor, allein ist es nicht die Art zu kriegen, welche den 
grossen Aufwand auf die Staatsvertheidigiing nach sich zieht? 
Und würden der ganzen Nation geringere Kosten erwachsen, 
wenn die Producenten von ihren Pflügen^ Stühlen und Pullen 
hinwegeilen und sich unter die Waffen stellen müssten? 
Zuletzt erhebt man von Seiten der Moralität bittre Anklagen 
gegen sie. £6 darf>nicht behauptet werden, dass die Kriegs-^ 
zacht eine Siltenzuobt in sich schliesset. Die Zahl der un- 
ehelichen Kinder an allen Orten, wo sich Militair befindet, 
die Zahl der Schenkhäuser daselbst, die Liste der Uebertre- 
tungen aller Art würden diese freundliche Ansicht widnJegen* 
Allein wie darf man wohl der Meinung sich hingeben , dass 
den Landmilizen diese Nachtheile fremd bleiben würden! 
Müsste nicht die Genussliebe und laxe Gesinnung, die an- 
geblich an den Waffen klebt, nur desto mehr sich verbreiten, 
und desto tiefer in den Schoos der Familien dringen I 

Es darf für ausgemacht gelten, dass besoldete, stehende 
Heete den wahren und gesunden Kern der Staats verthm- 
digung bilden. Es kommt nur alles darauf an, wie man 
ein Heer zusammensetzen, und zu welcher Grösse, und zu 
welchem Kostenbetrag man es erheben darf. 

Die Heerbildnng geschieht auf eine dreifache Weise. 
Entweder wird eine Truppe für einen gewissen Sold aage'« 
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*) Brandt: utrum expediat per paceni exercitus habere? Wittern- 
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worben, oder sie wifd aus Freiwilligen «rlesen, od«r damh 
Zivangsinaassrei^ln gestehet Ein Heer voa SöMlingen ist 
das allersoblech teste;, denn da es «inr für 4»a Lohn J^paipft, 
spielet es aueh mit 4er Treue. Da kein edles Band es an 
4»e Staatsbürger knüpft ^ behandelt es dieselben nicht besser' 
wie Feinde. Und da das blanke Metall dasselbe alleia be- 
aeelti verbreitet es das stl^-ksie Gift der Jirtmoiralität*. JDerlei 
Trappen findet man meisit nur in Haodelsstraten and in ab- 
soluten Fürstentbüiaei^n^ wo' eine Anstreisgung der>Unter- 
thanen nicht rathsam dünkl. Das beste Heer seheint das- 
jenige, welches Eingeborne freiwillig bilden./ Es ist da ein 
jeder iVlann Krieg*^* ,aus freiem fiernf; ein jeder vhat sieh ' 
dazu gehörig vorbereitet; ein jeder glüht für die Aufgabe 
der Lapdesvertheidigung ; Ehrgeiz und edle Schaam verhang- 
nen die Demoralisation« Derlei Heere ^ sind . nur iti..DeBAo<- 
oratieen s^xl Hause, weil nar daj^er Mann am Ganzen le- 
bendig Theil nimmt. Doch sind sie thnnlieher« 'als sie 
scheinen. So gut iiulhche Privatbeschäftignngea grossen 
Zttdtang haben, wiewohl das Leben dabei tausendmal ge^ 
wagt werden mnss., so gut muss es überall Aiöglieh sein, 
von dieser Heeresbilduhg Gebrauch zu ma^heli. Es wird nor 
erfordert, dass die Volkarustigkeit in der Erziehung «chon 
belebt wird, dass. es besondre Schulen iür den Kriegsntiter- 
rieht giebt, dass die Besoldung der Krieger deii Lefaensbe*- 
diirfnissen und den Beschwerden angeuiessen ist, dass für 
die Invaliden gesorgt, und dass Belohnung und Bef5rderung 
nur dem Verdienste zu Theil wißd.' Aber eih solches Heer 
würde nicht auf jeden Fall so gross sein, als es nach; dem 
- Verhältnisse der Bevölkerung und nach jenem der t^olks« 
wirthschaft sein .kann. 

Wenn irgend ein Srtaaft die llüstmig übertreibt und dah 
durch eine drohende Mljen^ annimmt, . so kann ein aiidmr 
^taat selten zurückbleiben und abwarten, bis jener seine 
Mittel, erschdpfte« Er hat nur die Wahl, auf der Stelle den 
Krieg anzukündigf» nnd dabei das Grösste z^ wagen , . od» 
aber «fie Zahl der siebenden. Truppen ebenfalls zu vermehren; 
Es war also das Gleichgewichtssystem, welches die Ver- 
mehrang der Truppen wi^ eine. iKrankheit die • Bunde 
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dnreh alle euvopttisehen Staaten machen Hess« Wenn nttn 
das siebende Heer gross sein miiss, so reichet die Zahl der 
Freiwilligen keineswegs lo, nnd die Regierang niiiss Zwangs- 
' maassregeln ergreifen. Das System der Bildung ist hiebet 
zwiefach» Entweder wird auf die landwirthscbaftlicben Ver- 
hältnisse gesehen, und nar nach jenen Mfinnern gegriffen, 
die weder in Besnig auf ihre geistige Bildung, noch in Bezug 
auf ihre Industrie schwer zu ersetzen sind , oder die männ- 
liche Jagend zerfUlt in Schläge, ilnd Jeder von einem ge- 
wissen Alter muss eine karse Zeit im Heere dienen. Das 
erste oder das Rekrutiningssystem erwuchs aus dem Lehn- 
system. Die Mannen bekamen Liand geliehen, dafür mussten 
sie mit einer Anzahl Leuten dem Lehnsherren beistehen. 
Sie stellten (als die eigne Anführung auifbörte) ihre entbehr- 
lichsten Leute« Dieses System ist im Allgemeinen, abge- 
sehen von zufälKgen Mängeln, langer (12 — 16jähriger) Dienst- 
zeit, schlechter Bezahlung und Behandlang der Leute, Be- 
freiung der Adlichen u. s. w., das4>essere. *) Nicht alle 
Hände dienen dem Staate auf gleiche Weise ; -es kann daher 
auch '^ der Kriegsdienst nicht gut von Allen gleich geschehen. 
Wer im bürgerlichen Lebeii wenig verlässt , eignet sich bes- 
ser zu dem Kriegerstande als Einer, dessen Herz am Herde 
hängt« Hat, er dann an den Stand sich gewöhnt, so bleibt 
er gerne darin. Wo fände er auch di^ Aussicht und die 
Existenz wieder, die in einem gut eingerichteten Heere ihn 
anlacht? Das andre oder das Konskriptionssystem besticht 
hingegen durch die Gleichheit der Pflicht, der Ehre, der Auf- 
opferung, und durch die Leichtigkeit der Ausfuhrung. b* 
zwischen ist Wohl zu erwägen, dass es die Volk^Wirthscboli 
beständig störet. Sei auch die Dienstzelt noch so kurz, je- 
der Mann im Lande wird aus seinen Geschäften einmal her- 
ausgerissen, nnd gerade desswegen am meisten beschädiget, 
weil er in dein entscheidenden Alter den eigentlichen Beruf 
auf längere Zeit verlassen muss. Jeder Stand hat seine ei- 
genthiimlichen Bedingungen, einmal davon losgerissen ge- 
wöhnt man sich schwer wieder an sie/ Der' genügsame 
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Sinn, kehrt nicht mehr xurBek, wenn eine noch so kanee 
Zeit der Ungebundenheit ihn yeracheuchte, Eddlich fragt 
es sich, ob die ewig sich ergänzende und darum ans Neu- 
lingen bestehende Armee auch den militairischen Anforde- 
rungen Entspricht? 



Die Diplomatie. 

Wie der Krieg nicht die Hauptsache ist, Sondern seine 
Bedeutung eben nur in de^ Aufrechthaltung des wahren Frie- 
den^/ ehrgeizigen Störungen gegenüber findet, so ist das 
Kriegswesen heut zu Tage fast nur unterstützendes Organ 
der Diplomatie. Die Friedensver waltung ist dermalen der 
Kulminationspunkt aller Administration; in ihr erklimmt die 
Staatskunst die glänzendste Höhe. Sie hat ja nichts we- 
niger zu leisten, als die rechtliche Ordnung der Welt dar- 
«ustelleh« Vielleicht lässt sich auch diese Thatsache darauf 
zurückfuhren, dass eine fortwährende Vergeistigung des 
Staatswesens Platz greife. Die Diplomatie datirt, als poli- 
tische Kunst betrachtet, voii der Eifersucht der Staaten, 
deiche wieder das Nebeneinandersein ziemlich gleicher Staa- 
ten voraussetzt. Daher ist denn auch in der alten Welt 
nur ein Anklang an Diplomatie zu finden, dagegen ist sie. 
nach dem Einbrüche der Barbaren in das römische Reich 
bei den Byzantinischen Kaisern schon zu Hause. *) Der 
römische Stuhl, der eine rein moralische Macht unter rein 
physischen geltend, machte, musste jedoch recht eigentlich die 
Bedeutung der Diplomatie den|Völkern ins Bewtisstsein bringen. 
Von Rom lernten sie die kleinen italienischen Staaten, wie 
Venedigs kfuge Gesandte **^ und vor allen Macchiayelli be- 
weisen, von beiden lernten sie wieder die Franzosen in ihren 
italienischen Kriegen und später. Die Diplomatie setzt zu ihrer 



*) Kötle, Betrachtungen über Diplomatie. Stuttg. 1838. S. 6. 

**) Die Venetianischen Gesandten mussten so umfassende Berichte 
über fremde Staaten einsenden, dajs im 16ten Jahrhundert durch 
(deren Zusammenstellung Sansovino die Statistik schuf, und der 
Fiemonteser Abbate Buteru daraus ein Buch: raggione del 
stato ausarbeitete, wodurch der so viel bedeutende Begriff 
„Staatsräson^* ins Leben geführt wurde. 



Grösse Jedoloh .stebende politisdie' Ideen voraus; wo die Re* 
gierting> ohne' politisches System ist, da kann es. atuch keine 
diplomatische Schule geben. Rom und JPrankreich halten 
die zwef stabilsten Ideen , Rom jenes des ntoraliscben Prin- 
cipatSy Frankreich das des materiellen Gleichgewichts mit 
dem Hause Habsburg. So sind denn auch zwei verschie- 
dene Epochen der Diplomatie .zu unterscheiden^ zuerst die 

-^ römische, wo auch die lateinische Sprache die allgemeine 
politische war, und iKe französische, wo . auch die franzö- 
sische Sprache die allgemeine diplomatische geworden ist. 
Die Dipioiiiatie war früher mehr monokratischer Form, wäh- 
rend sie jetzt mehr polyk ratisch er' Form zu werden scheint. 
Früher war nämlich der Minister' des Auswärtigen die Seele 
des Ganzen. Die Gesandten, deren iVTazarini schon nicht 
genug haben konnte, und deren überall stehen zu haben 
wünschte, waren sehr untergeordnete Agenten desselben, 
denen er, durch Couriere, in Geheimschrift ausgedrückte Be- 
fehle zustellte und derartige Rapporte abforderte. Später 
aber sind die Gesandten fast zu gleicher Bedeutung empor- 

. gestiegen, und der Minister des Auswärtigen liefert ihnen 
in mehreren Staaten, z. B. in Holland (1795) und in Oest- 
reich von Zeit zu Zeit UeberSichten über die gekannten In- 
nern und äussern Verhältnisse und Richtungen der Regie- 
rung. Diese Erscheinung beruht auf zwei Gründen, erstens 
weil altmächtige Geister, wie Cardinal Richelieu, selten sind, 
und noch seltener in modernen Verhältnissen unbescbrifnkte 
Gewalt anvertraut bekommen, Zweitens weil bei einem festen 
politischen Systeme der Regierung die vornehmern Gesandten 
grössere Selbstständigkeit erlangen können. 

In der Wahl des Ministers der auswärtigen Angelegen- 
heiten erprobet der Regent seine Staatseinsicht; in der Wahl 
der Gesandten dagegen characterisiret der Minister ^seine 
Kenntntss von den auswärtigen Regenten und Staaten^ und 
zugletcb- eine eigene Tüchtigkeit in der Behandlung der 
Staatsinteressen. 

Die Gegenstände, welche die Friedensverwaltung vor- 
züglich beschäftigen, bestehen in der Abschliessung von 
Staaisverträgen aller Art. Dieselben betreffen entweder 
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Biindnitee zu Schutz v>iid Truto, oder iKe Sicherung geraaoh- 
ter Eroberungen , oder friedliche .Beeiizveränderungen uad 
Acquisflionen, oder endlich nur vorübergehende Unietftnde 
und Handelsvortheile. 

Handelsvei'ttäge werden durch die steigende Einsicht in 
das volkswirthschaftliche Getriebe mit der Zeit immer sei- 
tener werden, denn man wird immer mehr erkennen , dass 
im Allgemeinen der freie Verkehr beiden Theilen die gross- 
ten Vortheile bringt. Ausnabnieq, welche gewisse Bück- 
sichtefi auf die faktischen Verhältnisse bedingen, können 
kein Objekt der Verträge abgehen, weil sie so wandelbar 
sind. Mit diesen Handelsverträgen wird auch eine ergiebige 
Quelle der Zwist igk^i^^*^ wegfallen. Bis zur bessern Ein- 
richtung der wirthschaftlichen Verhältnisse können aber ge-» 
wisse Vei'handlungen über den Verkehr von grossem Vor- 
iheile sein. Diese Unterhandlungen müssen nur davon au»- 
geheo, dass blos dasjenige dauert,, was eineni gegenseitigen 
Nutzen bringt, und dass ein einseitiger Vortheil immer nur 
so lange besteht, bis der andre Theil ihn erkennt oder die 
Hände frei bewegen kann. Je niehr die Diplomatie auf Be- 
riickung und Ueberlistung ausgeht, desto kostspieliger und 
unfruchtbarer ist sie« Sie unternimmt die Sisyphusarbeit, 
eine schwere Last bergan, zu heben, aber kautn dem Gipfel 
"iiahlB gebracht 

„Hurtig mit Donnergepolter entrollte der tückische 
*: Marmor/^ 

Die Bündnisse müssen besonders tief angelegt werden; 
Seit das Föderativsystem von allen. Staaten ergriffen wurde, 
sind in den Allianzen zahlreiche Fehler geschehen. Man 
sehlpss Freundschaften, wie es die ^Privatleute thun, in ge* 
wissen Stimmungen des Augenblicks, ohne die Fplgen sol- 
cher leichtfertigen Verbindungen zu erwägen.. So wird das 
Bündniss zwischen Öestreich und Frankreich, welches Kaunitz 
zu Stande brachte, als ein politisches Meisterstück ange^s 
sehen, während es doeh^auf reinpersönlichen Motiven beru* 
hend ohne Destand und ohne Nutzen sein musste iiir beide 
Staaten. Jede Allianz muss auf einer ' natürlichen Frefund- 
sdiaft, auf einer gewissen Wablyerwandschaft der verbündeten ' 



Staaten bemhen, Wena sie wahren Segen bringen soll. Je- 
doch unterscheidet sich diese natorliehe Freondsdiaft anter 
den Staaten von der unter den Borgern dadnrdi , daas sie 
nicht sowohl in dem* Vorhandensein gewisser gemeinschaft- 
licher Merkmale, als vielmehr in der Abwesenheit bestiinmter 
feindseliger Umstände besteheL Nur in Besag auf deti Han- 
del kann man sagen, dass zwei Staaten xa ewigem Verkehre 
und fireundKch'em Benehmen für einander geschaffen sind. 
Dänemark ond Norwegen stehen zum Beispiel in einer sol- 
chen Verwandtschaft; denn Norwegen bezieht das Getreide, 
das es bedarf, am besten aas Dänemark, dieses verscbaffit 
sich sein Eisen am leichtesten aus Norwegen. In allen an- 
dern Bucksichten mnss erst ein Dritter als Feind dazwischen 
treten, wenn die natürliche Freundschaft behauptet ^erden 
soll. Was scheint wohl zwei Staaten inniger an einander' 
zu ziehen, als die Sprache und die Beligion? Gleichwohl 
können Staaten, welche dieselbe Sprache reden, die meiste 
Feindschaft besitzen, und erst dann,* wenn ein Fremder die 
Nationalität bedroht, einen hinreichenden Grand zur Annä- 
herung finden Soll die Beligion eine Allianz zu- Wege 
bringen, so muss sie selbst in eine Gefahr gerathen; sonst 
wird «sie ohne Einfluss bleiben. Frlinkreich verfolgte die 
Beformirten auf das heftigste , und unterstfitzte dennoch die 
deutschen Fürsten in ihren Kämpfen gegen den katholischen 
Kaiser. In neuester Zeit behauptete man eine natürliche 
Verwandschaft der Staaten vermöge ihrer Verfassungen. 
Allein damit das monaröhische Princip gewisse Staaten be- 
freunde, ist es nothwendig, dass irgend eine grosse Geftihr 
für dasselbe vorhanden sei. Eben so können sich consti- 
tutionelle Staaten tiur dann für natürliche AUiirte betrachten, 
wenn sie irgend einen gefährlichen Gegner des constitutio- 
nellen Geistes wahrnehmen.- Die Gleichgewichtsidee hat dem 
Begrifie der natürlichen Freundschaft und Feindschaft der 
Staaten erst den Lebenshaucb und die völlige Bestimmtheit 
gegeben. Wer ein natürlicher Freund oder Feind' sei , kann 
sich nur . aus einer Veigleicbung der Staaten untereinander 
bestimmen lassen. Hat man dabei so oft im Dunkeln ge- 
schwebt und So häufig sich verrechnet, so lag der Grund 






nur darin I dass man dai^ Gewicht; der Staaten entweder blos 
nach der Art und Grösse des Landes, oder blos nach der 
Zahl und Arbeitsamkeit des Volkes bemessen wollte. Das 
Land bestimmt aber das Gewicht eines Staates fast nie. 
Nicht nur k^mrot es a.uf die BeschaJBTenheit liicht imider an, ^ 
weil die Kunst viel zu ersetzen vermag, sondern auch die 
Grösse an sich kann eher hinderlich als vortheilhaft sieb 
erweisen. Wenn das Land noch so fruchtbar ist, ab^ einen 
sehr grossen Umfang besitzt, so ist die Kraft der Regierung^ 
noth wendig zerstreut, die Yertbeidigung erschwert, das Ver- 
hältniss zu den Nachbarn verwickelt. Mittlere Staaten sind 
immer stärker als die sehr grossen. Eben so selten beruht 
das Gleichgewicht, eines- Staates blos auf der Zahl des Vol- 
kes und seiner Steuerföhigkeit Friedrich der Grosse ge- 
wann den Kampf mit Oestreich , obgleich er in Bezug auf 
Land und Volk sehr im Nachtheile sich befand. Kleine 
Staaten müssen sich besonders in^ Acht nehmen , ihre Ver- 
bindungen nicht von der Masse bestimmen zu lassen. Je 
mehr die physische Gewalt als der Grund der Anschliessung 
hervorgehoben wird, desto mehi' geräth der kleine Staat in 
Gefahr, seine Unabhängigkeit zu verlieren. Der Verbündet^ 
erblickt kaum in seiner Grösse als solcher eine Anziehungs- 
kraft, so erhält er auch einen Antrieb, dieselbe geltend zu 
machen. Die Geschichte hat gelehrt, dass kleine Staaten 
besser thaten, wenn sie sich unter einander verbruderten, 
als wenn sie sich unter die Flügel. e|ner Grossmacht be-t 
gaben. Namentlich müssen Republiken einer grossen Mo- 
narchie sich nicht zu innig anschliessen. Sie werden sonst 
selbst ihrer Innern Freiheit mehr oder weniger beraubt. Die 
Furcht vor eincfr benachbarten Gro^smacht ist bei der Herr- 
schaft der Gleichgewichtsidee ohnehin eine eitle. Friedrichs 
IL fietragen gegen das schwache Danzig brachte ihn in einen 
Zwist mit Russland; Josej^h's IL Absiebten auf Baiern er- 
zeugten den deutschen Fürstenbund. 

Vergrösserungeii eines Staat^sjkönnen ganz friedlich und 
können auch in Folge eines Krieges vorfallen. Man hat 
die Frage aufgestellt, ob der friedliche Erwerb oder die kriege- 
rische .Occupation die vortheilhaftere Aequisitionsweis^ sei? — 
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LoileD *) giebl der letsteren die Palme, weil jeder es na» 
turlicb findet, dass dem Heldenmuthe sein Lohn werde, 
aber von .ersehlicbnen oder erlisteten oder ererbten Be- 
sitxungeir nnganstig artheilt; lyid weil der Eroberte von ei- 
nem grossen Schicksal niedergeworfen der Cfarossmuth des 
Siegers zogaoglich ist, während der auf friedliche Weise 
Acquirirte tiefen Groll im Herxen nährt, und om -so froher 
ihn aasbrechen lässt, da der Gewinner gewöhnlich durch 
sein Gluck schlafi^ gemacht wird. Inzwischen lässt sich ein- 
wenden , dass die friedlichen Acquisitionen wohlfeiler sind, 
dem acquirirten Theile.sehr leicht gewisse Vergiinstignipgen 
verschaffen, die ihn vollkommen zufrieden stellen können, 
und minder gehässige Erinneningen saröcklassen. Die öst- 
reichische Monarchie erwachs fast ganz ans Hetrathen, und 
doch halten die so zusainmengefagten Länder und Völker 
viele Jahrhunderte an einander, während noch jeder Staat 
seine Eroberungen zum Theile wieder einbusste. 'Am Ende 
kommt es wenig auf die Art, zu erwerben, sondern vor- 
zuglich nur auf den Gegenstand des Erwerbes an. Wich- 
tiger scheint daher eine andre Frage: ob die Vergrössemng 
die Form einer wirklichen Einverleibung, oder einer blossen 
Vereinigung annehmen solle? Unstreitig gewinnt der Staat 
bei der Einverleibung das Meiste, allein auch das inkorpo- 
rirte Land kann grössere Vortheile erlangen , weil es den 
vollen Genuss aller politischen Rechte, die in dem erwer- 
benden Staate herrschen, begehren darf. Die Selbstständig* 
keit eines äusserlich vereinigten Staates ist ohnehin eine 
eingebildete , und kaum den grösseren Aufwand werlh , den 
sie nach sich ziehet. Daher kann die blosse Vereinigung 
nur in dem Falle vertheidiget werden , wo die Acquisition 
keine vollständige sein soll, oder wo die Acquirirten sie aus 
besonderen Gründen ewig zu bestreiten drohen. Das Erste, 
was bei jeder Acquisition beachtet werden muss, ist die Na* 
tionalität» Ein kleiner Zuwachs von Leuten desselben Stam- 
mes ist einer grossen Vermehrung der Seelenzahl durch einen 
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firemdeD StaniRi' vorsasiiehfen. Die Spfacb« int eigentlieh die 
natiirliefasta Grense der Staaten, Völker verschiedner Spracke 
gedeihen sehr selten unter eineoi Zügek jginmal muss man 
auf die Nenacquirtrten «ein scharfes Aoge haben , denn sie 
gehorchen nur nngptne den Fremden. Statt dass die Ver- 
tbeidigangskraft dprch sie vermehrt werde , verringert sie 
sich vielmehr nm die Zahl, welche nothwendig ist, um den 
innem Feind gehörig niedersubalteu Dann erfilhrt die Ge- 
setzgebung und Verwaltui^ bedeutende Hemmnisse« Beamte 
aus andern Provinzen köinnen nicht leicht gebraucht werden, 
Beamte aus dem Schoosse des neuerworbenen Stammes 
scheinen ein%e Bedeaklichkeiten zu erregen» Wenn nicht 
die Acqnirirenden. den grössten Vorsprung in der Kultur 
voraushaben und den Acquirirten zum Muster dienen, oder 
wenn sie> nicht in der Zahl bedeutend überwiegen, so scheint 
nicht einaial das Provinaialsystem der Verwaltung zu ge« 
gnägen. Der Föderalismus ist 'in diesem Falle vorzuziehen, 
weil der •acquirirende Staat keine Auslagen zu verlÜBren hat, 
wenn durch irgend eine Cosstellation der äusseren Verhält« 
nisse eine Losreiasu'ng ^^rfolgen sollte. Nächst der Natio- 
nalität muss auf > die Beschaffenheit und Liage des Landes 
gesehen werden. Eine Provinz, die von dem Aequirenten 
entfernt liegt und keine natörliche Festigkeit besitzet, ist 
keine wiinschenswertbe Acquisition« Der Staat bat von die- 
sem Theile oft keinen < Gewirin zu erwarten, and sieht sich 
doch genöthiget, seinetwegen eine grössere Vejrtheidigungs- 
kraft zu unterhalten Kolonien machen hievon keine Aus- 
nähme. Liegen sie in gefähdiöber Nachbarschaft und kann 
sie die Seemacht des Mutterlemdibs nur mit grosser Anstren- 
gung decken, so vergüten sie kaum die Kosten ihrer £r- 
hdtung. Die Holländer und« Dänen haben eiaen Theil ihrer 
Schwäche von den langwierigen Aufopferungen, zu deneh sie 
die Erhaltung ihrer Kolonien nöthigte« Liegen die Kolonien 
aber sicher, von d(u* Flagge des Staates leicht beschützt, so 
kann ilire Entfernung sich dujrch den Vortheil ausgleichen, 
den/di^ Gewinnung eigenthüinllcher Produkte mit sich führet. 
Selbiiit in diesem Falle können sie grossen Schaden stiften, 
wenn sie sehr fruchtbar sind und als Eroberungen behandelt 



werden. Die Acqnisifionen der Athenienlier verdarben das 
adieniensische Volk, indem sie dasselbe gewöhnten, sich von 
den' Uel^erwundnen ernähren zu lassen« Die Spanier ver- 
nachlässigten ihr Land, seit Amerika eine leichtere Berei- 
cherung vorspiegelte. — Bei gleicher Lage der.Erwerbiingen 
ist die ökonomische Verwandtschaft, d; K gerade die Ver- 
schiedenheit von dem erobernden Lande sehr* bedentsaro« 
Ein Ackerland wie Preassen konnte durch die Provinz Posen 
keine besondere Förderung erhalten, musste aber durch das 
industriöse, bergreicfae Schlesien sich zu eiber hohen Bedeu- 
tung erheben. Ein Staat, der schon einen Theil einer Küste 
besitzt, kann keinen' grossen Gewinn erlangen, wenn er 
noch ein Stück derselben erwirbt; dagegen muss es einem 
Binnenstaate einen merklichen Aufschwung verleiben,' wenn 
er an die Küste vordringen kann. ^ Peter der Grosse musste 
in der That das Meer gewinnen , . w^nn er sein Reich ans 
seiner tiefen Versunkenheit heben wollte. Endlich ist noch 
die Religion der Einwohner eine Sache , die bei jedem Län- 
dererwerb ZU' beachten ist. Wenn der StJia|; der wirklichen 
Freiheit und Gleichheit aller Kirchen huldiget, oder (wio 
Fiedrich II. that) das religiöse Element ganz fallen« lässty 
so kann allerdings der Glauben der Neuerworbenen keinen 
Eintrag thun. Sobald jedoch das Episkopal -^ oder das Ter- 
ritorialsystMil obwaltet, wird die Religion unübersteigliche 
Schwierigkeiten erregen. Zwar gijBbt es der Staatsmänner 
nicht Wenige, die die religiösen Interessen für eingebildete 
halten, und die Unterthanen in jeder Hinsicht zu befriedigen 
glauben, wenn, sie ihre materiellen Interessen befriedigen« 
Aber die Erfahrung hat es doch zu häufig schon bewiesen, 
«dass man die Meisten noch nicht beglückt, wenn man sie 
wie die Tbiere zu einer vollen Krippe fuhrt. Wenn ein 
Staat, der eine öffentliche Religion behauptet, sein Schwert 
gegen Andersgläubige zücket, so muss er die Eroberten 'ent- 
weder bekehren, oder ausrotten, oder als eine Art Leibeigner 
behandeln. Jedes davon ist so grässlich, dass es für ihn 
klüger i^ein dürfte, die eroberte Landschaft nicht einzuver- 
leiben, sondern zu einem blossen Föderativstaate zu erheben* 
Früher oder später erheben die Unterdrückten doch ihr Haupt, 



und fordern die Rechte, die ihnen entrissen wurden. Irland 
ist von je die schwache Seite Britanniens gewesen. 

.Hiemit sind die Gegenstände der Friedensverwaltung 
Iteseichnet; es mnss nun noch ein Wort über die Art und 
Weise der Behandlung dieser Angelegenheiten gesprochen 
w,erden. 

Obgleich das Rechtsgesetx, welches (iir die Privaten gilt, 
auch die oberste Richtschnur der Staaten darstellt, so hat 
doch die Klugheit in diesem Gebiete eine gewisse Selbststän- 
digkeit, erstens, weil bei dem Mangel eines Staatengerichts 
das Recht selbst nicht iiberall so bestimmt und deutlich wie 
bei den Privaten hervortritt j zwejtens, weil die Staaten ^ im 
beständigen Vertheidigungsstande befindlich, eine Reihe prä- 
venirender und abwehrender Maassregeln zu ergreif^ haben, 
welche den Privaten nicht zustehen. Aus dieser Eigenthtim- 
lichkeit der Staatenverhältnisse erkläret sich die Erscheinung, 
dass die Staatsklügheit und die Moral sich Öfters von ein. 
ander so auftallend unterscheiden. In der That ist die Dif- 
ferenz zwischen beiden nu^ eine scheinbar^, die sich also- 
bald auflöset, wenn die Moral von dem Gesichtspunkt der 
Privaten zu dem Ständpunkt der Staaten übergehet. *) In- 
dem der Staatsmann das Staatsinteresse überall befragt, wo 
das Recht nicht deutlich' spricht, handelt er nicht im Min- 
desten unmoralisch, obgleich ein ähnliches Verfahren den 
Privatmann aus der Reihe wahrhaft sittlicher Charaktere 
streichen mnsste. So wenig verträgt die Staatsklugheit eine 
eigentliche Unsittlichkeit, dass sie sogar den Schein der- 
selben fliehen mnss. Aufsicht über die Bewegungen und 
Pläne der Staaten ist die erste Bestimmung der Gesandten, 
alfein sie wird völlig vereitelt, ^sobald dieselben sich der Be- 
stechung, der Spione u. s. w. bedienen. Denn kaum erfährt 
der verrathene Staat das Mindeste, so entzieht er der Macht 
des Gesandten sein Zutraun, oder setzt sie. in der öffentlichen 
Meinun(| durch Kundmachung der schändlichen Umtriebe 
herab. Sofien die Gesandten über irgend einen, Gegenstand 
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verhandeln, »o stellt, sieh dae^Geeehäft d^sto sehwieriger dar, 
je mehr List odec Trug von eioein Theile versacht wird. 
Schon im westphftlischen Friedet warßtk es arglistig gewählte 
Kweidentige Wörter, die den Frieden jahrelang verschoben 
und sogar einea Theil seine« Segens allen Parteien ent-r 
rissen. Selbst die individudlen £ntschliesi(tungen eiirar Re- 
gierung werden durch itie Klugheit auf das. Gebiet des Rechts 
und der Sittlichkeit zuröckgewiesen. Denn die Klugheit ge- 
stattet nicht, mit eingegangenen Verträgen zu «ipielen, weil 
sonst jeder Andre ein Gleiches thon könnte; sie erlaubt 
kein ungewisses Gut mit Aufopferung oder G^föhrdung eines 
gewissien zu verfolgen; sie verwirft alle Zwecke, die hur mit 
ge&hrliehen oder allzukostspieligen 'Mitteln zu erreichen 
sind; und sie gebietet mit allen unnöthigen Veränderungen 
einzuhalten , so lange man nicht weiss 9 wohin sie fuhren, 
was sie gebären können^ Injdeni.die Klugheit diese Verbote 
und Gebote, aus den Erfahrungen vergangner Zeiten ent- 
nimmt, befestiget sie den Grundsatz, den edlere Geister eher 
ahnten, als sie ihn beweisen konnten: „dass das Gute und 
das Nützliche auf der Höhe der Menschheit identiseh ist/' 
Um die moralischen Kollisionen zu verringern , in die 
der Monarch bei den äusseren Angelegenheiten konunen 
muss, scheint es zweckmässig, dass der Regent mit der 
Aufsicht sich begnüge und dem Minister des Auswärtigen 
mehr übertrage und vertraue« Die Klugheit unterstützt hier- 
in die Forderung der Moral. Erstens ist grosse Gefahr vor- 
handen, dass der Regent seine .Person dab,ei zu sehr ins 
Spiel bringet. Der Krieg fordert grosse Anstrengungen und 
Opfer, damit geht man gewiss immer sehr behutsam um. 
Alleia die Verträge und Verhältnisse mit dem Auslande haben 
<ift ein so unscheinhares Aussehn, dass sich zu leicht per- 
sönliche Rücksichten einmischen. ^ Ein Minister fühlt sich 
durch seine Verähtwortlichkeit beständig aufgefordert, die 
äusseren Verhältnisse mit Verleugnung seiner Individualität 
nach dem Staatsinteresse aufzufassen. Der Regent würde 
^ber durch die Unterscheidung seines öffentlichen und Pri- 
Vatcharakters öfters eine Selbstverletzung erfahren. Zwei- 
tens kann, das giite Vernehmen^ der Regenten unter einander 



viel besser sich erhnUen, wenn sie die ftasseren Angelegen- 
beiten nicht in eigner HPereon verwalten. Die individuelle 
Beschaffenheit des jedesmaligen Regenten ist etwas Unab- 
änderliches und würde sehr häufig den äusseren Beziehungen 
im Wege stehen. Dagegen ist der iVlinister immer ein Ge- 
schöpf der Wahl , und es kann daher jedem Uebelstande in 
seiner Person sehr leicht abgeholfen werden. — 

In der grossen Bewegung der Zelt, die fast jeden ^Staat 
von dem Anker riss und in die brandenden Wogen schlen- 
de|*te, biieb auch die Staatswissenschaft nicht unversehrt. 
Sie ging nicht «zä Grunde, aber in Trümmer. Als wäre das 
Ganze abgekommen, erschienen nur noch Staatswissenschaften* 
Der Publicist setzte sich- hin und bearbeitete fuTNsich^ ohne 
sich umzusehen, das Staatsrecht. Der HfstorikeV kehrte ihm 
den Rücken und bildete die StaajLskunst aus. Beiden den 
Rücken zugekehrt sass der Sitaatswirth ^ und entwickelte aus 
einem Theile der Politik seit dem ISten Jahrhunderte für 
sich die politische Ockonömie. Es bedarf keiner Erwäh- 
nung, dass durch diese Isoiirung der Theile viele einseitige 
oder steife Ansichten in die Bücher und in die Menschen 
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eingeschmuggelt worden. Die Rechtslehre behandelte den 
Staat, als ob er ein blosses Rechtsinstitut wäre, und gab 
auf'^diese Weise den Gesetzen und Aemtern eine Gestalt, 
in der sie sich in der Wirklichkeit nicht immer vortheilhaft 
bewegen können. Dem Rechte, wie es einseitig aufgefasst 
und verknöchert wurde, fielen Wohlfahrt und -Kultur zum 
Opfer, als seien ^ie nicht ebenfalls Aufgaben def öilent- 
lichen Gewalt. Die Politik war entweder ein Gewebe ge* 
wisser Klugheitsregeki , wie sie bei der Lesung der Geschichte 
sich darbieten, oder die yDarstellung cjines trocknen unbe- 
weglichen Ideals, dessen Anblick alles Lebendige, Konkrete 
in härten Stein verwandeln musste. Die Staatswirthschaft 
endlich setzte das ganze Staatswesen zur Wirthschaft' herab. 
Wie ein Acker imm^r auf dieselbe Weise gepflügt und be- . 
stellt werden kann, so sollte der Staat überall dieselbe öko- 
nomische Behandlung erleiden. Ob eine Institution für die 
Freiheit, für die Kultur, für die Staatsverfassung von Bedeu* 
tnn^ sei oder nicht? wurde nicht viel gefragt. Hinderte sie 
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zufällig die Erzeugung einiger Säcke Getreide oder einiger 
£llen Tuch, so niusste sie, wie man sagte ^ der Wohlfahrt 
des Volkes weichen. Die natürliche Folge war, dass Jeder, 
der nur in irgend einen Zweig der StaatswissenschAft hin- 
eingesehen hatte, den Schlüssel ziim ganzen Staate gefundeb 
zu haben wähnte, und Verbesserungen bald in engerem, bald 
in weiterem Kreise begehrte, die den^ Staat nur zersetzt 
haben würden. Solchem Uebel zu begegnen, wurde in neue- 
ster Zeit wieder mehr Aufmerksamkeit der allgemeinen 
Staatswissenschaft geschenkt. Aber nicht gering sind ihre 
Schwierigkeiten! 
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i. Öesehlelite der Staats wifweiMeluiit. V 

V. Raiiiner, geschichtliche Entwiekelang' der Begriffe 'ton 
Staat, Recht und Politik. 2te Auflage. 1831. 

Weita^el, Geschichte der Staatswissenschaft. 1832. 

Schniitthenner, Charakter unserer Zelt, in Bezug auf 
Staat und Staats wigsenschafr. 1832. 

Schoen, de literainra politica inedii aevi. 1838. 

n. Staatflpliiloflopliie. 

Wagner, der Staat 1815. v ' 

Sphmelzing, Grundlinien der Physiologie des Staates. 1817« 

Thilo, der Staat. 1827. 

Schwarz, der Staat und die ersten Epochen seiner Ge- 
schichte. 1828. 

Leo, Naturlehre des Staates. 1833. 

de Las alle, conjectures philosophiques, religieuses et poli-« 
tiques. 1833. 

Berliner politisches Wochenblatt, 1832 (enthält viele Ab* 
handlangen aus Hallerschem Standpunkte über die Natur 
des Staatßs). 

III« Allgemeines Staatsreeht. 

L'Herminier, introduction generale de Thistoire du droit. 

1829. 
Stahl, Philosophie des Rechts. 1830. 
Pages, principes des droits politiques. 1817. 
Jouy, la nior'ale appliqu^e a la politique. 1823. 
Droz, application de la inorale a la politique. 1825. 
Welcker, die letzten Gründe von Recht, Staat und 

Strafe. 1813. . 
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V. Aretin, -Staatsrecht der österreichischen Monarchie, 2te 
Auflage. 1839« 

Jordan, Versuche über allgemeines Staatsrecht* 1831. 

Krug, Dicäo-Polit,ik. 1828. 

Thilo, die Volkssouveränität. 

Fr. Murhard, über Empörung, Widerstand. u. s. w. 1832. 

Eschen may er, Grundlinien zu einem allgemeinen kano- 
nischen Rechte. 1835. ' '; 

Krug, Kirchenrecht nach der Vernunft. 1826. 

Schmitt henner, <las Recht des Monarchen in kirch- 
lichen Dingen. 1838« 

Ab egg,'* die verschiedenen Strafrechtstheorien. 1835. 

Meisterlin, die Rechte der Staatsbeamten. 1838 

^ IT. Terfassan^skaiKSt. 

^'^rlich, Ideen ,3U einer Staatsarganisationslehre. 1806 

Gagern, Resultate der Sittengeschichte, 2te Aufl. (IV. Po- 
litik oder die Stäatenverfassungen. 1879#^ 

V. Wangenheim, Idee der Staatsverfassung, 1815. 

Nas-sabiaux, esprit des institutions politiques. 1822. 

Schmelzing, Begrifl' und Wirksamkeit der Landstände« 
1815. 

V. Rotteck, Ideen über Landstände. 1819* : 

Brendel, Geschichte, Wdsen und Werth der Nationalre« 
Präsentation. 1817. 

Passy, de TAristocratie , consideree dans ses rapports avec 
les progres de Ja civilisation. 1826. 

Fr. Murhard, die unbeschränkte Fürstenschaft. 1832. 

Reichard, Ausbildung der deutschen Städteverfassungen« 
1830. 

Buch holz, Monatschrift für Deutschland (enthält viele 
Abhandlungen über Verfassungsv^esen). 

T. Gesetz9eban.90ivesen. 

Zachariä, die Wissenschaft der Gesetzgebung. 1806. 
Rey, preliminaires de droit ou introduction a un trait6 de 

legislation. 1819« 
V. Savigny, über den Beruf unserer Zeit zur Gesetzgebung. . 

2te Aufl. 1815. 
Bentham, Principien der Gesetzgebung« Nach Diimont 

übersetzt, 1838. 
Gel'stäcker, System der Gesetzgebung. 

Tl. Terwaltan^siveBeii^ 
Bohnin, principes d'administration politique. 18^2. 
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V. Malchus, Politik der ionern Verwaltung. 1823. 

V. Soden, die Staatsadrainistration 1824 (der 9te Theil 1« 

Nat. Oekonomie). 
V. Gönner, der Staatsdienst. 1808. 

Bülau, die Behörde im Staate und in der Gemeinde. 1835. 
Wernher, über Gemeinde-Burgerthum. 1838. 

VO. JnstiBweseift« 

Schulze, Entwicklung der Grundsätze des burgerlicbidn und 
peinlichen Rechtes. 1813. 

V. G lob ig, censura rei judicalis Europne liberae. 1820. 

iMeyer, «Sprit des institutions judiciaires. (6 B.) 1819. 

Rndhart, fiber Verwaltung der Justiz durch die admini- 
strativen Behörden. 1817. 

V. Sparre«- Wangen heim, (gegen) Geschwornengerichte. 

1817. 
Dr. Most, über das Geschwornengericht. 1838. 
Benecke, über das mündliche und öffentliche Verfahren %'or 

Gericht. 1821. 
Funk, die Verwaltung in ihrem Verhältniss zur Justiz. 1838. 

Tin. PollKeiwesen. 

Jacob, Grundsätze der Polizeigesetzgebung u. der Polizei. 1819. 
Mo hl, Polizei Wissenschaft und Präventivjustiz. 1833 — 1835. 

a. Sicherheitspolizei. 

Emmermann, die Staatspolizei in Beziehung auf den Staats- 
zweck. 1819. 

Grävell, über geheime Polizei^ 

Hoffmann, Geschichte der Büchercensur. 18i9. 

Rühle von Lilienstern, Studien über Angelegenheiten, 
der Presse. 1820. 

Welcker, die vollkommene Pressfreiheit. 1830. 

Roh in, über geheime Gesellschaften und deren Gefährlich- 
keit. A. d Engl. 1800. 

Stoll, staatswissenschaftliche Untersuchungen über Medici« 
nal Wesen. 1812. 

b. Wohlfahrtspolizei. 

Rau, politische Oekonomie, (Iter und 2ter Band.) 
Schön, National-Oekonomie. 1835. 
Bülau, Staatswirthschaft. 1835. 
Schmidt, der Pauperismus. 1836. 
Duchatel, das Armenwesen. A* d. F. 1837. 
V. Malchus, über die Sparcassen. 1838. 
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b« Kaiturpoli^ei* 
Bonstettten, über Nationulbililinig, tSOi. 
Zacharill, Erziehung des MenschengescMectite durch den 

Staat. 1802. 
Krug, der Staat und die Schale. 1810. 
Stephan!, System der dflehtlichea Erziehung; 1813. 
Mfinch, die Freiheit des Unterrichts. 1829. 
Klumpp, geledite "Schalen. 1829. 
Scheidier«, dici Idee der Universität in ihrer Stellung zur 

Staatsgewalt. 1838. 
V. Savigny, Wesen und Werth der deutficbea UniTdrsitätei^ 

in Ranke's historisch-politischer Zeitschrift. IrBd« 4s Heft. 
P ö s c h e I , Ideen über Staat , Kirche , KitchenzucBc uxid 

Geistlichkeit. 1816. 
Tzschirner, Protestantismus und Karholictouuis auf dein 

Standpunkte der Politik. 1822. -' 
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IX. Finanzwesieiiu 

Bau, politische Oekonomie. (3ter Thell.) 

V. Malchus, Finanzwissenschaft. 1830. 

Schön, Grundsätze der Finanz. 1832. 

Jacob, Staatsfinanzwissensebaft. 2te Auft. Herausgegeben 

von Eiselen. 1837. 
C. Murhard^ Theorie und Politik der Besteuerung. 1834^ 
Neben ins, der öiientliche Kredit. 1^29. 
Ba u ni s t ai' k, Staats wissenschaftl. Versifche über Kredit. 1833. 

X. Militairiresen« 

Carion -Nisa&, Geschichte der Kriegskunst. A.d.F. 1817. 
V. Botteck, über stehende Heere. 1816. 
V« Li eben stein, überstehende Heere und Landwehr. 1817. 
Xylander, di& Heerbildung. 1820. 

Bibbentropp, der Haushalt bei den europäischen Kriegs- 
heeren. 1826. 
V. Ca n er in, Militair-Oekonomie. 1820:— 1823. 

XI. Biplomatie. 

Pinheiro- F,e r r e i r a , guide diplomatique. 1832. 
Traite de diplomatie par un ancien ministre, (cointe de Gar- 
den.) 1833. 
Kölle, Betrachtungen über Diplomatie. 1838. 
Weiskc, observations siir les ambassades des Boniains. 1834. 
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